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ZUSAMMENFASSUNG 

 

Der Europäische Emissionshandel und die Zertifikateversteigerung ab 2013 

Im Rahmen des Europäischen Emissionshandelssystems für Treibhausgas-Emissionen (EU-

ETS) werden in der dritten Handelsperiode (2013-2020) vermehrt Emissionsrechte verstei-

gert. Die Grundlage für den zunehmenden Versteigerungsanteil im EU-ETS bildet die EU-

Richtlinie 2009/29/EG: Diese sieht außerdem vor, mindestens 50% der nationalen Einnah-

men aus den Versteigerungen für Maßnahmen zur Emissionsvermeidung und Anpassung zu 

verwenden. In Deutschland werden die Erlöse aus diesen Versteigerungen nach derzeitiger 

Rechtslage, basierend auf dem Zuteilungsgesetz (ZuG 2012) und dem Treibhausemissions-

handelsgesetz (TEHG) sowie dessen neuem Entwurf (TEHG-E), alleine dem Bund zugewie-

sen. Versteigerungserlöse über 900 Mio. EUR fließen auf Grundlage des Energie- und Kli-

mafondsgesetzes (EKFG) dem Bundessondervermögen Energie- und Klimafonds (EKF) zu. 

Dieser ist vorranging auf Maßnahmen der Emissionsvermeidung sowie zur Steigerung der 

Energieeffizienz ausgerichtet. Vor dem Hintergrund der Einnahmenzuweisung an den Bund 

und der Ausrichtung des EKF ist die Beteiligung der Länder an den Erlösen Gegenstand 

politischer Debatten sowohl in der Umweltministerkonferenz (UMK) als auch in der Wirt-

schaftsministerkonferenz (WMK). 

Quantitative Abschätzungen der Einnahmenveränderungen 

Ausgangspunkt für die Analyse möglicher Handlungsoptionen der Bundesländer bildet die 

quantitative Abschätzung der jährlich anfallenden Versteigerungserlöse sowie die daraus 

folgenden Einnahmeausfälle aufgrund von Gewinnminderungen der Unternehmen für ver-

schiedene CO2-Preise (15 EUR, 25 EUR, 30 EUR, 40 EUR pro t CO2, Übersicht siehe Tabel-

le 1), denn die Versteigerung von Emissionsrechten im EU-ETS führt zu einer zeitlich unbe-

fristeten Veränderung der Einnahmensituation der Gebietskörperschaften.  



2 

 

Tabelle 1: Einnahmenveränderungen von Bund und Ländern in Abhängigkeit verschiedener Zertifikate-
preise 

Zertifikatepreis  15 €/t CO2 25 €/t CO2 30 €/t CO2 40 €/t CO2 
Einnahmen Bund aus Auktionierung 

 2013 3.843 Mio. € 6.405 Mio. € 7.686 Mio. € 10.227,3 Mio. €
 2020 4.863 Mio. € 8.104 Mio. € 9.725 Mio. € 12.946 Mio. €

Einnahmenausfälle Bund 
Körperschaftssteuer 2013 265 Mio. € 441 Mio. € 529 Mio. € 706 Mio. €
Gewerbesteuer 2013 19 Mio. € 32 Mio. € 39 Mio. € 51 Mio. €
gesamt 2013 284 Mio. € 473 Mio. € 567 Mio. € 756 Mio. €

Körperschaftssteuer 2020 336 Mio. € 559 Mio. € 671 Mio. € 895 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 24 Mio. € 40 Mio. € 49 Mio. € 65 Mio. €
gesamt 2020 360 Mio. € 600 Mio. € 720 Mio. € 959 Mio. €

Einnahmenausfälle Bundesländer 
Körperschaftssteuer 2013 265 Mio. € 441 Mio. € 529 Mio. € 706 Mio. €
Gewerbesteuer 2013 76 Mio. € 127 Mio. € 153 Mio. € 204 Mio. €
gesamt 2013 341 Mio. € 568 Mio. € 682 Mio. € 909 Mio. €

Körperschaftssteuer 2020 336 Mio. € 559 Mio. € 671 Mio. € 895 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 97 Mio. € 161 Mio. € 194 Mio. € 258 Mio. €
gesamt 2020 432 Mio. € 721 Mio. € 865 Mio. € 1.153 Mio. €

Einnahmenausfälle Kommunen 
Gewerbesteuer 2013 429 Mio. € 715 Mio. € 858 Mio. € 1.144 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 545 Mio. € 909 Mio. € 1.091 Mio. € 1.454 Mio. €
Quelle: Eigene Berechnungen  

Einnahmenveränderung des Bundes 

Für einen mittleren Preis von 25 EUR/t CO2 kann der Bund im Jahr 2013 mit Einnahmen von 

6,4 Mrd. EUR und für 2020 mit 8,1 Mrd. EUR rechnen. Unterstellt man eine lineare Entwick-

lung der Einnahmeveränderung, so summieren sich die Erlöse des Bundes in der dritten Pe-

riode des EU-ETS (d.h. von 2013-2020) auf 34,8 Mrd. EUR bis 92,9 Mrd. € bei einem Preis 

von 15 bzw. 40 EUR/t CO2. 

Steuerausfälle der Gebietskörperschaften 

Aus den Mehrausgaben der Unternehmen resultieren Steuerausfälle für die verschiedenen 

staatlichen Ebenen. Die für die Gebietskörperschaften zu erwartenden Steuerausfälle der 

Körperschaft- und Gewerbesteuer betragen bei einem Preis von 25 EUR/t CO2 für 2013 auf 

Bundesebene 473 Mio. EUR, auf Länderebene 568 Mio. EUR und für die Kommunen 

715 Mio. EUR. Im Jahr 2020 sind bei diesem CO2-Preis die Steuerausfälle für den Bund mit 

600 Mio. EUR, für die Länder mit 721 Mio. EUR und für die Kommunen mit 909 Mio. EUR zu 

beziffern. Die Steuerausfälle der dritten Periode summieren sich für den Bund damit auf 

2,6 Mrd. EUR bis 6,9 Mrd. EUR bei einem Preis von 15 bzw. 40 EUR/t CO2. Die Steueraus-
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fälle der einzelnen Länder und Kommunen addieren sich analog auf insgesamt etwa. 

7,0 Mrd. EUR bis 18,6 Mrd. EUR. 

Konsequenzen für das Bundesland Hessen 

Für das Bundesland Hessen und die hessischen Kommunen betragen die Steuerausfälle bei 

einem Preis von 15 bzw. 40 EUR/t CO2 im Jahr 2013 zwischen 15 Mio. EUR und 39 Mio. 

EUR und für das Jahr 2020 zwischen 22 Mio. EUR und 58 Mio. EUR. Die Körperschaftsteu-

erausfälle machen davon 5 Mio. EUR bis 13 Mio. EUR im Jahr 2013 und 7 Mio.  bis 

19 Mio. EUR im Jahr 2020 aus. Gewerbesteuerausfälle des Landes betragen von 

1 Mio. EUR bis 4 Mio. EUR für das Jahr 2013 und 2 Mio. EUR bis 6 Mio. EUR für das Jahr 

2020. Auf die Kommunen entfallen 8 Mio. EUR bis 22 Mio. EUR im Jahr 2013 und 

12 Mio. EUR bis 33 Mio. EUR im Jahr 2020 an Gewerbesteuerausfällen. Die gesamten 

Steuerausfälle über die ganze dritte Handelsperiode belaufen sich bei den Kommunen auf 

83 Mio. EUR bis 220 Mio. EUR und für das Land selbst auf 63 Mio. bis 168 Mio. EUR. Insge-

samt betragen die Steuerausfälle für das Bundesland Hessen (Land und Kommunen) im 

Laufe der dritten Handelsperiode ca. 146 Mio. EUR bis zu 388 Mio. EUR. Wird die Umsatz-

steuerverteilung, der Länderfinanzausgleich (LFA) und die allgemeine Bundesergänzungs-

zuweisung noch berücksichtigt, dann ergeben sich auf der Grundlage der Abschätzungen bei 

einem Preis von 25 EUR/t CO2 für das Land Hessen (Land und Kommunen) Mindereinnah-

men von 53 Mio. EUR im Jahr 2013 und 71 Mio. EUR im Jahr 2020 (Berechnungen durch 

das Hessische Ministerium der Finanzen, HMdF). Damit wird durch den Finanzausgleich die 

Last für das Land Hessen noch erhöht, wohingegen in anderen Ländern dadurch die Min-

dereinnahmen abgeschwächt werden. Es ist zu beachten, dass die tatsächlichen Steueraus-

fälle aufgrund von zahlreichen Unsicherheiten (z.B. Preis- und Konjunkturschwankungen) 

von den Abschätzungen deutlich abweichen können. 

Rechtsrahmen des Emissionshandels nach geltendem Recht 

Der Rechtsrahmen des EU-ETS und die Vorgabe der Finanzverfassung werden nach gel-

tendem Recht beleuchtet. Veräußerungserlöse aus der – verfassungsrechtlich und EU-

rechtlich zulässigen – Versteigerung von Emissionszertifikaten sind nichtsteuerliche Abga-

benerträge. Die Ertragshoheit des Bundes nach § 19 S. 2 ZuG 2012 ist verfassungsgemäß, 

allerdings wäre auch eine Mitbeteiligung der Länder möglich. 

Die Vereinnahmung der Versteigerungserlöse durch den Bund wird zukünftig Ausgleichsan-

sprüche der Länder auslösen, und zwar im allgemeinen bundesstaatlichen Finanzausgleich 

(Art. 106, 107 GG) und dort bei dem beweglichen Element der vertikalen Umsatzsteuerver-

teilung nach Art. 106 Abs. 3, 4 GG. Nach Art. 106 Abs. 4 S. 1 GG sind die Anteile von Bund 
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und Ländern an der Umsatzsteuer neu festzusetzen, wenn sich das Verhältnis zwischen 

Einnahmen und Ausgaben des Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt. Die 

Voraussetzungen dieser unbestimmten Rechtsbegriffe, zu denen bislang weder Finanzpolitik 

noch Verfassungsrechtsprechung feste Maßstäbe entwickelt haben, dürften jedenfalls dann 

erfüllt sein, sobald die Saldierung der jeweiligen Mehr- und Mindereinnahmen des Bundes 

und der Ländergesamtheit aufgrund der Versteigerungserlöse, die nur beim Bund zu berück-

sichtigen sind, und der steuerlichen Mindereinnahmen, die sowohl beim Bund als auch bei 

den Ländern zu berücksichtigen sind, Finanzverschiebungen von etwa 7,5 Mrd. EUR zu Las-

ten der Länder bewirken. Dies entspricht, nach derzeitigem Aufkommen, etwa 5% des ge-

samten Umsatzsteueraufkommens und erreicht damit eine für die Neuverteilung dieser 

Steuer relevante Größenordnung. In zeitlicher Hinsicht dürfte diese Schwelle, bei einem 

Preis von 25 EUR/t CO2, etwa im Jahr 2015 erreicht sein. Die Durchsetzung dieses Aus-

gleichsanspruches muss dadurch erfolgen, dass die Ländergesamtheit ihren Anspruch auf 

Veränderungen der Umsatzsteuerverteilung in Verhandlungen mit dem Bund geltend macht. 

Da die Voraussetzungen der Umsatzsteuerverteilung im vollen Umfang justiziabel sind, kann 

im Streitfall auch eine gerichtliche Auseinandersetzung eingeleitet werden. 

Handlungsoptionen im Energie- und Klimafonds 

Bei der Mittelverwendung ist zu beachten, dass nach gegenwärtiger Gesetzeslage die ge-

samten Erlöse alleine dem Bund zustehen. Wobei 900 Mio. EUR sowie die Einnahmen aus 

der Versteigerung im Luftverkehr – nach eigenen Abschätzungen in Höhe von 83 Mio. EUR 

bis 221 Mio. EUR für einen Preis von 15 bzw. 40 EUR/t CO2 – im Bundeshaushalt verblei-

ben. Die restlichen Erlöse gehen in das Bundessondervermögen des EKF ein, mit dem 

hauptsächlich Programme zur Emissionsvermeidung oder zur Steigerung der Energieeffizi-

enz finanziert werden. Aus ökonomischer Sicht ist es grundsätzlich sinnvoll, Vermeidungs-

maßnahmen auf Bundesebene anzusiedeln und Programme im Rahmen des Fonds unter 

Berücksichtigung der Kosteneffizienz vom Bund zu initiieren. Allerdings könnten diese dann 

zur effektiven Umsetzung vor Ort zumindest teilweise an die Länder delegiert werden. Eine 

formale Beteiligung der Länder im EKFG ist momentan allerdings nicht vorgesehen. Wäh-

rend eine direkte Beteiligung der Länder durch Länderquoten oder in Form einer gemeinsa-

men Verwaltung aus juristischer Sicht nicht durchführbar sind, ist eine Beteiligung der Länder 

am Energie- und Klimafonds über einen beratenden Beirat ohne verbindliche Entschei-

dungsbefugnisse, eine entsprechende Gesetzesänderung vorausgesetzt, durchaus möglich. 

Ein Beirat, in dem Bund und Ländervertreter sich austauschen, würde eine bessere Grund-

lage zur Entscheidungsfindung schaffen. Weitere Möglichkeiten der Länderbeteiligung wie 

eine gemeinsame Verwaltung durch den Bund oder direkte Quoten an die Bundesländer sind 
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ohne eine Verfassungsänderung nicht durchführbar. Deshalb wäre es aus Sicht der Länder 

sinnvoll eine Beiratslösung anzustreben. Neben der Ausstattung des Energie- und Klima-

fonds ist eine zusätzliche Einführung eines Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild 

denkbar. Ein Pensionsfonds betont die zukunftsorientierte Ausrichtung und die Mehrung des 

Wohlstands zukünftiger Generationen und tangiert damit Aspekte der intergenerationellen 

Gerechtigkeit. Vor diesem Hintergrund ist es zu empfehlen, neben dem Energie- und Klima-

fonds auch einen neu zu schaffenden Pensionsfonds mit dem Energiekonzept 2050 zu har-

monisieren. Ein wesentlicher Kernbestandteil dieses Konzepts ist die Umstrukturierung der 

Energieversorgung mit dem Ausbau Erneuerbarer Energien (BMU, BMWi, 2010). Der Pensi-

onsfonds könnte in diesem Rahmen zum einen die dafür notwendigen finanziellen Mittel, 

beispielsweise in Form von Venture Capital für die Erforschung neuer Technologien, bereit-

stellen und dabei Erträge für zukünftige Generationen thesaurieren. Die Schaffung eines 

Pensionsfonds auf Ebene des Bundes könnte analog dem EKF ohne Verfassungsänderung 

vorgenommen werden. Eine Ausgestaltung der Länderbeteiligung in einem Pensionsfonds, 

beispielsweise in Form eines Beirats, bedarf genau wie im Falle des EKF einer gesetzlichen 

Neuregelung und hängt daher von einer Entscheidung des Bundes ab. Ein Pensionsfonds ist 

möglicherweise dann kritisch zu beurteilen, wenn er sich, trotz seiner spezifischen Charakte-

ristika, nicht sinnvoll zu dem bereits gesetzlich implementierten EKF abgrenzen lässt. Dies 

gilt vor allem vor dem Hintergrund möglicher Wechselwirkungen und Zielkonflikte zweier 

Fondslösungen.  

Verwendungsoptionen außerhalb des Energie- und Klimafonds 

Die Analyse der allgemeinen Optionen der Mittelverwendung aus EU-ETS-Erlösen wird an-

hand zuvor festgelegter Kriterien vorgenommen. Das Ergebnis dieser Beurteilung fasst Ta-

belle 2 zusammen, in der die Mittelverwendungsoptionen und die angewandten Kriterien 

abgetragen sind. Es zeigt sich, dass die Gewichtung der einzelnen Kriterien von Bedeutung 

ist, um eine allgemeingültige Beurteilung von Mittelverwendungsoptionen abzuleiten. So bie-

tet es sich aus Sicht der ökologischen Anreizwirkung an, die Mittel in die Vermeidung von 

Treibhausgasen zu investieren – während eine Schwerpunktsetzung auf soziale Gerechtig-

keit den Verbleib im Bundeshaushalt oder die Verteilung an Privathaushalte zur Folge haben 

könnte. 
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Tabelle 2: Bewertung der Mittelverwendungsoptionen anhand von Kriterien 

Mittelverwendung Kriterium: 
Ökonomische 
Effizienz 

Kriterium: 
Ökologische 
Anreiz-
wirkung 

Kriterium: 
Verteilungs-
wirkung 

Kriterium: 
Innovations-
wirkung 

Kriterium: 
Juristische 
Durch-
führbarkeit 

Anpassung (+) +/- +/- (+) - 
Vermeidung (+) + +/- (+) + 
Verbleib im Bundes-
haushalt / private 
Haushalte 

(+) - + +/- + 

Zuführung an emis-
sionshandelspflichti-
ge Unternehmen 

+/- - +/- (+) + 

Pensionsfonds (+) (+) +/- + + 
+ : Es ist zu erwarten, dass sich die Mittelverwendung förderlich auf das jeweilige Kriterium auswirkt / das Kriteri-
um erfüllt („klare Tendenz“). 
(+) : Unter bestimmten Voraussetzungen / konkreten Ausgestaltungen kann sich die Mittelverwendung förderlich 
auf das Kriterium auswirken („schwache Tendenz“).  
+/- : Die Mittelverwendung kann sowohl positive wie auch negative Auswirkungen im Sinne des Kriteriums haben 
– abhängig von der konkreten Ausgestaltung („keine Tendenz“). 
- : Es ist zu erwarten, dass die Mittelverwendung keinen positiven oder gar einen negativen Effekt im Sinne des 
jeweiligen Kriteriums hat / bzw. das Kriterium nicht erfüllt („klare Tendenz“). 
 

Obwohl in der EU-Richtlinie sowie im EU-Weißbuch zur Anpassung die Verwendung der 

Versteigerungserlöse für Anpassungsmaßnahmen angesprochen ist, findet die nationale 

Anpassung an den Klimawandel im EKF keine Berücksichtigung. Deshalb erscheint der Ein-

satz der Erlöse außerhalb des EKF für Anpassung empfehlenswert. Das Thema Anpassung 

ist weitgehend als Länderaufgabe einzuordnen. Dies begründet sich daraus, dass sich der 

Klimawandel regional und lokal unterschiedlich auswirkt, abhängig vom Naturraum, den so-

zioökonomischen Begebenheiten und den Anpassungskapazitäten der Wirtschaft und Ge-

sellschaft. Darüber hinaus sind Maßnahmen zur Anpassung im Gegensatz zur Vermeidung 

lokal wirksam. Diese Konstellation macht einen lokalen oder regionalen Politikansatz im Re-

gelfall effizienter als eine national oder international regulierte Anpassungspolitik. Die Erfül-

lung dieser Aufgaben ist somit in der Verantwortung der Länder. Da diese durch die Verstei-

gerung mit Steuermindereinnahmen rechnen müssen und die Erlöse alleine dem Bund zu-

kommen, ist eine zusätzliche finanzielle Ausstattung der Länder durch den Bund für Anpas-

sungsmaßnahmen zu empfehlen. Verfassungsrechtlich unzulässig sind Finanzzuweisungen 

des Bundes an die Länder zur mittelbaren Teilhabe an den Versteigerungserlösen. Die un-

mittelbare Beteiligung der Länder an den Versteigerungserlösen wäre verfassungsrechtlich 

möglich, bedürfte aber einer bundesgesetzlichen Grundlage. Dann könnten die Länder im 

Rahmen ihrer Gesetzgebungskompetenzen sowohl Vermeidungs- als auch Anpassungs-

maßnahmen direkt aus Mitteln der Emissionsrechteversteigerung verwirklichen – sowohl auf 

Landes- als auch auf kommunaler Ebene.  
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Eine weitere Möglichkeit Anpassungsmaßnahmen zu finanzieren, wäre die Schaffung einer 

Gemeinschaftsaufgabe Anpassung. Die vorwiegende Länderzuständigkeit im Bereich der 

Anpassung, kann durch die lokal eintretenden Klimaschäden, aber auch die lokal wirkenden 

Maßnahmen begründet werden. Darüber hinaus wäre eine Gemeinschaftsaufgabe auch da-

mit zu begründen, dass es sich um öffentliche Aufgaben zum Erhalt und der Verbesserung 

der Lebensverhältnisse der Gemeinschaft durch die Begrenzung von Klimaschäden handelt 

sowie Spill-Over-Effekte von Anpassungsmaßnahmen in vielen Bereichen auftreten können. 

Da den Ländern nach der derzeitigen Gesetzeslage keine zusätzlichen Finanzmittel für An-

passung aus den Versteigerungserlösen zustehen, die Anpassungskosten aber anfallen 

werden, besteht in der Tendenz eine finanzielle Mehrbelastung der Länder. Dass diese zu 

einer regelmäßigen Überschreitung der Finanzkraft der Länder führt, ist grundsätzlich mög-

lich, jedoch nicht Gegenstand dieses Berichts. Probleme bei der Bildung einer neuen Ge-

meinschaftsaufgabe sind vor allem in Abgrenzungsproblemen von Anpassungsmaßnahmen 

zu anderen Maßnahmen, der Betroffenheit diverser Wirtschaftssektoren sowie der schlech-

ten Messbarkeit und Vergleichbarkeit der Vulnerabilität der einzelnen Bundesländer zu se-

hen. Zudem sind wichtige Anpassungsbereiche thematisch bereits in der Gemeinschaftsauf-

gabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) enthalten. Eine mög-

liche Strategie, Anpassung an den Klimawandel zu fördern, wäre daher, die zur Verfügung 

stehenden GAK-Mittel zu erhöhen. Dies würde dem Politikansatz des „Adaptation-

Mainstreaming“ entsprechen, nach dem Anpassung nicht als eigenes Politikfeld, sondern als 

Teil aller für Anpassung relevanten Politikinstrumente behandelt wird. Grundsätzlich ist also 

eine Aufstockung der GAK-Fördermittel auf Grund der erwarteten Mehraufwendungen bei 

Landwirtschaft und Hochwasserschutz möglich und zu empfehlen. Alternativ wäre auch die 

Einführung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung an den Klimawandel“ möglich. 

Diese würde die anpassungsrelevanten Aufgaben und Maßnahmen aus der bestehenden 

GAK ausgliedern und zusätzlich in anderen anpassungsrelevanten Politikfeldern aktiv wer-

den können. In diesem Fall müsste die Politik allerdings ein Verteilungsmuster aufgrund von 

vagen und unsicheren Kriterien definieren, sowie die Abgrenzung zu bestehenden Aufgaben 

klar und eindeutig regeln. 
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1 EINLEITUNG 

Die zukünftige Versteigerung der Emissionszertifikate im Europäischen Emissionshandels-

system ab 2013 führt zu Einnahmen des Bundes. Vor diesem Hintergrund stellt sich die Fra-

ge, wie diese Einnahmen verwendet werden können. 

Um juristische und ökonomische Einschätzungen zu dieser Fragestellung abzugeben wer-

den zunächst Abschätzungen für die Einnahmen des Bundes und die Einnahmenausfälle für 

Bund, Länder und Kommunen durchgeführt. Diese Einnahmenausfälle entstehen, da durch 

die Zahlungen der Unternehmen deren Gewinne und damit die Steuerbasis reduziert wer-

den. Angesichts des in Deutschland beschlossenen Sondervermögens „Energie- und Klima-

fonds“ werden im Projekt Optionen der Mittelverwendung außerhalb des Energie- und Klima-

fonds betrachtet und darüber hinaus Möglichkeiten der Länderbeteiligung im Energie- und 

Klimafonds. Für die Mittel, die nicht in das Sondervermögen des Energie- und Klimafonds 

fließen, werden mit der Aufarbeitung der theoretischen und empirischen Literatur sowie der 

Einbeziehung von Debatten und Ansätzen aus anderen EU-Staaten (Frankreich, Großbritan-

nien, Polen und Spanien) zunächst mögliche Lösungsansätze identifiziert. In einem zweiten 

Schritt erfolgt eine ökonomische und rechtliche Einschätzung anhand von vorher definierten 

Kriterien der verschiedenen Vorschläge. Für die möglichen Optionen einer Länderbeteiligung 

im Energie- und Klimafonds werden eine Verwaltung durch den Bund, eine Beiratslösung, 

eine gemeinsame Verwaltung durch Bund und Länder sowie eine Quotenregelung nach ju-

ristischen, ökonomischen und verteilungspolitischen Kriterien beurteilt. Des Weiteren werden 

Experteninterviews mit Vertretern aus den Landesumweltministerien durchgeführt und aus-

gewertet, um die bundeslandspezifischen Einschätzungen zu dieser Thematik einzuholen. 

Abschließend werden die Einschätzungen zu den Lösungsansätzen der Mittelverwendung 

sowie separat die mögliche Länderbeteiligung im Energie- und Klimafonds in Form von 

Handlungsempfehlungen zusammengefasst.  

2 DER EMISSIONSHANDEL IN DER EU 

Seit 2005 begrenzt das Europäische Emissionshandelssystem (EU-ETS) die CO2-

Emissionen europäischer energieintensiver Industrien und ist bis heute das einzige umfang-

reiche, multinationale Emissionshandelssystem weltweit. Es erstreckt sich über mehr als 

11.000 CO2-Emittenten (Ellerman und Buchner 2007) und schafft einen Markt für über 2.000 

Millionen Tonnen CO2-Äquivalent (EU, 2005). Um eine gewisse Flexibilität für die Gesetzge-

ber und die beteiligten Unternehmen zu erlauben, ist der Emissionshandel im Rahmen des 

EU-ETS in mehrjährige Handelsphasen gegliedert. Somit können insbesondere Erfahrungen 
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aus vergangenen Handelsperioden genutzt und die Rahmenbedingungen des Emissions-

handels von einer Handelsperiode zur nächsten den aktuellen Gegebenheiten angepasst 

werden. 

2.1 DIE ENTWICKLUNG DES EMISSIONSHANDELS 

2.1.1 HANDELSPERIODE 1 (2005-2007) 

Von Januar 2005 bis Dezember 2007 startete das EU-ETS mit der ersten Handelsperiode, 

die allgemein als Testphase bezeichnet wird (Ellermann und Jaskow, 2008). In dieser Phase 

wurden die Emissionszertifikate größtenteils kostenlos an die vom EU-ETS betroffenen Un-

ternehmen verteilt. Im Laufe dieser ersten Handelsperiode stellte sich jedoch heraus, dass 

die Gesamtmenge an zugeteilten European Emission Allowances (EUAs) den Bedarf der 

Unternehmen überstieg. Ab April 2006 kam es aus diesem Grund zu einem massiven Preis-

verfall für EUAs, so dass gegen Ende der ersten Handelsperiode Emissionszertifikate wert-

los geworden waren. Dennoch wird die erste Phase des EU-ETS allgemein als Erfolg ange-

sehen. Einerseits, da sich, zumindest zeitweise, ein funktionierender Kohlenstoffmarkt in 

Europa etabliert hatte (Ellermann und Jaskow, 2008). Andererseits weil es aufgrund des EU-

ETS zu einer Verminderung der CO2-Emissionen in den betroffenen Sektoren kam (Eller-

mann und Buchner, 2008). 

2.1.2 HANDELSPERIODE 2 (2008-2012) 

Die zweite Handelsperiode erstreckt sich über die Zeit von 2008 bis 2012 und ist unter Be-

rücksichtigung der Erfahrungen aus der ersten Periode stringenter ausgelegt. Aus diesem 

Grund sehen Skjærseth und Wettestad (2009) sie als erste richtige Handelsperiode. In die-

ser Phase wurde ein Großteil der EUAs ebenfalls kostenlos vergeben. Einige Staaten haben 

jedoch entschieden, Teile der ihnen zur Verfügung stehenden Zertifikate zu versteigern (EC, 

2010). Im Jahr 2008 wurden in Deutschland 40 Mio. Emissionsberechtigungen mit dem Ge-

samtwert von 933,3 Mio. EUR verkauft (BMU, KfW, 2009). Auch im Jahr 2009 wurden 

40 Mio. Zertifikate zu einem Gesamtwert von 528,4 Mio. EUR verkauft (BMU, KfW, 2010). 

Seit Januar 2010 wurden jährlich 40 Mio. EUAs auktioniert, die u.a. aus der Verknappung 

der kostenlosen Zuteilung an die Stromproduzenten entstammen (DEHSt, 2010a). Insge-

samt entspricht der Anteil der zu versteigernden Zertifikate in etwa neun Prozent des natio-

nalen Emissionshandelsbudgets. Auch wenn in der zweiten Periode der Emissionshandel 

deutlich an Fahrt aufgenommen hat (Lo, 2009), scheint es in der praktischen Umsetzung 

noch einige Defizite zu geben (KfW/ZEW, 2009 und 2010). Dies zeigt sich beispielsweise 

daran, dass im Jahr 2009 nur knapp die Mehrheit der deutschen vom EU-ETS betroffenen 

Unternehmen überhaupt mit EUAs handelte (KfW/ZEW, 2009). 
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2.1.3 HANDELSPERIODE 3 (2013-2020) 
Das Ziel der dritten Handelsperiode (2013-2020) ist es, die gesamten industriellen Emissio-

nen in der Europäischen Union (EU) auf 21% unterhalb der Werte des Jahres 2005 zu be-

grenzen (EU, 2009a). Im Unterschied zur ersten und zweiten Handelsperiode wird diese EU-

weite Zielvorgabe die einzelnen Emissionsobergrenzen (Caps) aus den nationalen Allokati-

onsplänen (NAPs) ersetzen. Für das Jahr 2013 plant die Kommission die Ausgabe von etwa 

2,04 Mrd. Zertifikaten (EC, 2010a). In den Folgejahren soll die Gesamtzahl der Lizenzen 

dann jährlich um 1,74% reduziert werden. Durch die Erweiterung des Geltungsbereichs des 

EU-ETS auf weitere Sektoren (u.a. Petrochemikalien, Ammoniak, Aluminium), weitere Treib-

hausgase (Stickoxide, Perfluorkarbone) sowie ab 2012 auf die Luftfahrtbranche sollen etwa 

50% der EU-weiten Emissionen erfasst werden. Gleichzeitig soll in der dritten Handelsperio-

de der Kritikpunkt der kostenlosen EUA-Zuteilung und der damit einhergehenden „Windfall-

profits“ (Sijm et al., 2006) entschärft werden. Um zu vermeiden, dass auch zukünftig die kos-

tenlose Vergabe von Zertifikaten die Ertragskraft von Unternehmen künstlich erhöht und um 

größere Vermeidungsanreize zu implementieren (Convery et al., 2008), wird mit Beginn der 

dritten Handelsperiode die Versteigerung der Zertifikate als wichtigster Allokationsmecha-

nismus implementiert (vgl. hier und im Folgenden: EC, 2009). Im Jahr 2013 soll der Anteil 

der zu versteigernden Emissionsrechte an der Gesamtzahl der Lizenzen mindestens 50% 

betragen. Während im Stromsektor die EUAs bereits ab 2013 vollständig auktioniert werden, 

findet in anderen Sektoren eine schrittweise Erhöhung des Anteils der zu versteigernden 

Zertifikate von 20% im Jahr 2013 auf 70% im Jahr 2020 statt. Es wird angestrebt, die kosten-

lose Zuteilung bis zum Jahr 2027 vollständig zu beenden. Die Aufteilung der zu versteigern-

den handelbaren Emissionsrechte unter den Mitgliedsstaaten erfolgt dabei im Wesentlichen 

(88%) auf Basis ihres Anteils der im Jahr 2005 nachgewiesenen Emissionen aus den Anla-

gen des EU-ETS. Weitere 10% der Zertifikate werden an Mitgliedsstaaten mit der geringsten 

wirtschaftlichen Leistungsstärke1 ausgegeben, um diese bei Investitionen in die Reduktion 

ihrer Kohlenstoffintensität und bei Adaptionsmaßnahmen zu unterstützen. Die verbleibenden 

2% der EUAs werden als sogenannter „Kyoto-Bonus“ den Ländern zugeteilt, die ihre Treib-

hausgasemissionen bis 2005 gegenüber dem Niveau des für sie im Kyoto-Protokoll festge-

legten Vergleichsjahres um mindestens 20% reduziert haben2. Die Europäische Kommission 

schätzt, dass aus der Versteigerung der EUAs bis 2020, je nach Zertifikatepreis, jährliche 

Erlöse in Höhe von etwa 30-50 Mrd. EUR generiert werden. Grundsätzlich wird die Verwen-

dung der Einnahmen durch die Mitgliedsstaaten bestimmt, jedoch sollen mindestens 50% 

der Einnahmen für Vermeidungs- und Anpassungsmaßnahmen verwendet werden (EU, 

                                                 
1 Belgien, Bulgarien, Estland, Griechenland, Italien, Lettland, Litauen, Luxemburg, Malta, Polen, Por-
tugal, Rumänien, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, Tschechische Republik, Ungarn, Zypern 
2 Bulgarien, Estland, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei, Tschechische Republik, Ungarn 
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2009a, Artikel 10(3)). Dabei unterstreicht die Europäische Union, dass „[dieser] Prozentteil 

[…] wesentlich unter den von den öffentlichen Behörden erwarteten Nettoversteigerungsein-

nahmen [liegt] und […] potenzielle Einkommenswegfälle aus der Körperschaftsteuer [be-

rücksichtigt]“ (EU, 2009a, Abschnitt 18, L 140/65). Bestimmte energieintensive Sektoren 

können von der Versteigerung der Emissionszertifikate ausgenommen werden und weiterhin 

ihre gesamten Lizenzen kostenlos erhalten. Dadurch soll der Erhalt der Wettbewerbsfähig-

keit im internationalen Vergleich sichergestellt und das Risiko einer Verlagerung von Emissi-

onen in Drittstaaten vermieden werden (Carbon Leakage). Schätzungen der EU zufolge 

könnten etwa ein Viertel aller durch das EU-ETS abgedeckten Emissionen und etwa 77% 

aller Emissionen der verarbeitenden Industrie unter diese Ausnahmeregelung fallen (EU, 

2009b). 

2.1.4 POST 2020 

Die Fortführung des Emissionshandels über die dritte Handelsperiode hinaus und damit nach 

2020 wird bereits in der EU-Richtlinie 2009/29/EG angedeutet. Im Vorspann zur Begründung 

der Richtlinie wird das Reduktionsziel genannt, bis 2050 die globalen Treibhausgasemissio-

nen im Vergleich zu 1990 um mindestens 50% zu verringern. Darüber hinaus wird das Ziel, 

die kostenlose Zuteilung bis ins Jahr 2027 zu beenden, bei den Begründungen der Direktive 

erwähnt und in Artikel 10a(11) mit dem Satz: „Danach wird die kostenlose Zuteilung Jahr für 

Jahr in gleicher Höhe bis 2020 auf 30% reduziert, so dass im Jahr 2027 keine kostenlose 

Zuteilung erfolgt“ festgeschrieben. Die Richtlinie bleibt auch über das Jahr 2020 hinaus gül-

tig, falls kein neuer Beschluss gefasst wird. Somit werden zwei Aspekte hervorgehoben: zum 

einen die Fortführung des Europäischen Emissionshandelssystem und zum anderen die 

Versteigerung von Zertifikaten als zentrales Instrument.  

Die Europäische Kommission betrachtet das EU-ETS als Basis für einen globalen Kohlen-

stoffmarkt. Dabei sollen andere nationale oder regionale Handelssysteme mit dem EU-ETS 

verknüpft werden.3 Darüber hinaus ist die Europäische Kommission Gründungsmitglied der 

International Carbon Action Partnership (ICAP). Diese Gemeinschaft besteht aus Ländern 

und Regionen, die eine Entwicklung von Kohlenstoffmärkten auf Basis eines Cap and Trade 

Systems verfolgen. Die bereits etablierten Systeme sollen als Beispiele für andere Interes-

senten dienen. Gleichzeitig wird eine Verknüpfung zu einem globalen Kohlenstoffmarkt an-

gestrebt.4 Deutschland ist ebenfalls Mitglied bei ICAP, was dafür spricht, dass auch auf nati-

onaler Ebene eine Fortführung und Verknüpfung des EU-ETS angestrebt werden. Des Wei-

                                                 
3 http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/linking_en.htm, Zugriff 03.01.2011 
4 Detaillierte Informationen zu ICAP finden sich auf: http://www.icapcarbonaction.com/, Zugriff 
03.01.2011 
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teren zeigt das Forschungsprojekt „Kosten- und Modellvergleich langfristiger Klimaschutz-

pfade (bis 2050)“, durchgeführt vom Wuppertal Institut für Klima, Umwelt, Energie GmbH und 

dem Potsdam-Institut für Klimafolgenforschung im Auftrag des Umwelt Bundesamtes, die 

Perspektiven für Deutschland bis ins Jahr 2050 auf. Da dieses Projekt bis Ende 2010 lief, ist 

derzeit nur ein Thesenpapier zugänglich.5 Darin werden unterschiedliche Vermeidungssze-

narien für Deutschland auf ihren langfristigen Emissionsminderungsbeitrag analysiert und 

verglichen. Unter anderem wird im Thesenpapier diskutiert inwieweit nationale Reduktions-

verpflichtungen durch den Zukauf von Emissionszertifikaten im Rahmen eines globalen 

Emissionshandels erfüllt werden können. Der Emissionshandel spielt auch beim Energie-

konzept 2050 der Bundesregierung eine wesentliche Rolle. Zur Erfüllung der Vermeidungs-

ziele wird eine Steigerung der Energieeffizienz und der Ausbau der Erneuerbaren Energien 

angestrebt (BMWi, BMU, 2010).6 Die Finanzierung dieses Energiekonzeptes soll durch das 

Sondervermögen „Energie- und Klimafonds“, festgeschrieben im Energie- und Klimafonds 

Gesetz (EKFG), sichergestellt werden. Dieses wird unter anderem aus den Erlösen der Auk-

tionierung der Emissionszertifikate gespeist (eine detaillierte Ausführung zum EKFG findet 

sich in Kapitel 7.1). Das Bundesministerium für Umwelt bezeichnet diese Möglichkeit als 

„langfristige, haushaltsunabhängige Finanzierung“7. Das Sondervermögen ist darüber hinaus 

dauerhaft eingerichtet, d.h. seine Auflösung ist nicht vorgesehen. Damit ist auch die Weiter-

führung des EU-ETS nach der dritten Handelsperiode für die Finanzierung des Energiekon-

zeptes als nationale Perspektive anzusehen. 

2.2 DIE STRUKTUR DER ANLAGEN IN DEUTSCHLAND
8 

Die Deutsche Emissionshandelsstelle (DEHSt) im Umweltbundesamt veröffentlicht jährlich 

einen Bericht über die Kohlendioxidemissionen der emissionshandelspflichtigen Anlagen in 

Deutschland. Der aktuellste Bericht ist für das Jahr 2009 vorhanden (DEHSt, 2010b). Darin 

werden der nationale Anlagenbestand, eine Betrachtung nach Emissionen der Energie- bzw. 

Industrieanlagen sowie eine Auswertung nach Bundesländern vorgenommen. Demnach wa-

ren im Jahr 2009 1656 Anlagen emissionshandelspflichtig und im Verzeichnis des Communi-

ty Independent Transaction Log (CITL) registriert mit Stichtag 31.03.2010. Die Datengrund-

lage CITL wurde auch für die späteren Abschätzungen der Einnahmenveränderungen durch 

die Versteigerung im EU-ETS in Kapitel 3 zugrunde gelegt.  
                                                 
5 Gesamtes Thesenpapier findet sich auf: 
http://www.umweltbundesamt.de/energie/archiv/kosten_und_modellvergleich_langfristiger_klimaschut
zpfade.pdf, Zugriff 03.01.2011 
6 http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/energiekonzept_bundesregierung.pdf 
7 http://www.bmu.de/energiekonzept/doc/46500.php, Zugriff 03.01.2011 
8 Die Ausführungen in diesem Kapitel basiert auf dem Bericht Kohlendioxidemissionen der Emissions-
handelspflichtigen Anlagen im Jahr 2009 der Deutschen Emissionshandelsstelle (DEHSt, 2010b) 
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Die Gesamtemissionen in Deutschland belaufen sich auf rund 428 Mio. t CO2 (KfW/ZEW 

CO2 Barometer, 2010) im Jahr 2009. Im Bericht der DEHSt werden die Anlagen nach Tätig-

keiten des Treibhausgas-Emissionshandelsgesetzes (TEHG) aufgeführt (Anhang 1 des Ge-

setzes) und eine grobe Zweiteilung in energiewirtschaftliche Aktivitäten (Tätigkeit I bis V laut 

TEHG) und industrieller Tätigkeit (VI bis XVII laut TEHG) vorgenommen. Nach dieser Auftei-

lung sind 338 Mio. Tonnen (t) Kohlendioxid 1103 Anlagen mit energiewirtschaftlicher Tätig-

keit und 89,9 Mio. t 553 Anlagen industrieller Tätigkeit zuzuschreiben (DEHSt, 2010b). Damit 

sind im Sektor Energie sowohl die Anzahl der Anlagen als auch die Emissionen in Relation 

zum Industriesektor höher. Im Bericht der DEHSt werden noch die durchschnittliche Indust-

rieanlage mit der durchschnittlichen Energieanlage und deren jährliche Emissionsintensität 

verglichen. Auch hier können energiewirtschaftliche Tätigkeiten als emissionsintensiver ein-

gestuft werden (DEHSt, 2010b).  

Neben einer sektorspezifischen Betrachtung wird im Bericht des DEHSt auch eine Auswer-

tung nach Bundesländern vorgenommen. Die Grafik aus dem Bericht (DEHSt, 2010b; hier 

und im Folgenden) zeigt die Zuteilungsmenge (ZM) sowie die verifizierten Emissionsmengen 

(Verified Emissions Table, VET) für jedes Bundesland und gibt einen ersten Überblick der 

Struktur der Anlagen und deren Emissionsausstoß in Deutschland.  
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wird die Unterteilung in Energie- und Industriesektor laut des Berichts und gemäß der TEHG 

übernommen. 

Baden-Württemberg (BW) 

Für das Jahr 2009 waren 154 Anlagen in BW im EU-ETS. Dabei sind rund 70% der Emissio-

nen Energieanlagen zuzuschreiben. Die beiden in BW ansässigen Raffinieren machen rund 

12% der Emissionen aus und stellen damit den zweitgrößten Anteil an den Gesamtemissio-

nen im Bundesland. In allen Sektoren außer der Eisen- und Stahlindustrie kam es 2009 im 

Vergleich zu 2008 zum Rückgang von Kohlendioxidemissionen. Im Industriesektor wurden 

die kostenlosen Zuteilungen nicht ausgeschöpft. Die Emissionen betrugen nur 87% der kos-

tenlosen Zuteilung.  

Bayern (BY) 

Bayern sind 258 emissionshandelspflichtige Anlagen zuzuordnen. Dabei macht der Energie-

sektor mehr als die Hälfte der Anlagen und 55% der Emissionen aus. Insgesamt sind die 

Emissionen des Energie- und Industriesektors im Vergleich zum Vorjahr schwach gesunken. 

Betrachtet man einzelne Tätigkeiten sind Emissionen bei Antriebsmaschinen, Raffinerien 

und Grundchemikalien sogar gestiegen. Bei der Herstellung von Zement, Kalk, Glas, Kera-

mik und Papier- und Zellstoff gingen die Emissionen um insgesamt 10% zurück. Die Zemen-

therstellung macht 14% der Emissionen in Bayern im Jahr 2009 aus. Die Zuteilungsmenge 

übersteigt auch in Bayern die Abgabepflicht. Es werden nur 90% benötigt.  

Berlin (BE) 

Die 34 Anlagen in Berlin sind Feuerungsanlagen mit einer Feuerungswärmeleistung mit 

mehr als 20 Megawatt (MW). Insgesamt wurden die Emissionen um 8% reduziert. Die Zutei-

lung war ausreichend.  

Brandenburg (BB) 

65 Anlagen in Brandenburg verursachen mehr als 10% der Gesamtemissionen im Emissi-

onshandel. Die Emissionen liegen 50% über den kostenlosen Zuteilungen im Jahr 2009. Bei 

den beiden Raffinerien trotz Emissionsanstieg ausreichend kostenlose Berechtigungen vor-

handen sind. Im Industriesektor sind Emissionen um 12% zurückgegangen, was mit der Kri-

se in der Eisen- und Stahlindustrie und auf einen Rückgang der Produktion in den Tätigkeits-

feldern Zement, Mineral, verarbeitende Industrie und Papier- und Zellstoff begründet wird.  
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Bremen (HB) 

Die 26 Anlagen in Bremen gehören bis auf eine Industrieanlage dem Energiesektor an. Zehn 

der Anlagen erhöhten ihre Emissionen gegenüber 2008, bei den restlichen gingen die Emis-

sionen zurück. 

Hamburg (HH) 

Hamburg verzeichnete 30 Anlagen im Jahr 2009, wobei 26 Anlagen der Energiewirtschaft 

angehörten und dem Industriesektor drei Raffinieren und ein Stahlwerk zugeschrieben wer-

den. 54% der Emissionen stammen aus dem Energiesektor.  

Hessen (HE) 

In Hessen sind 79 der emissionshandelspflichtigen Anlagen der Energiewirtschaft zuzuord-

nen und machen fast 89% der Emissionen im Bundesland aus. Insgesamt sind 105 Anlagen 

in Hessen zu verorten. Die kostenlose Zuteilung an Berechtigungen reicht bei 20 Anlagen 

nicht zur Deckung ihrer Emissionen aus.  

Mecklenburg-Vorpommern (MV) 

Die 30 emissionshandelspflichtigen Anlagen in Mecklenburg-Vorpommern sind für 2,6 Mio. t 

CO2 im Jahr 2009 verantwortlich und hat damit im Vergleich den geringsten Anteil. Die 99% 

der Emissionen in Mecklenburg-Vorpommern fallen dabei auf die Energiewirtschaft. Ein 

Rückgang der Emissionen um 25% im Vergleich zum Vorjahr wurde alleine durch eine Groß-

feuerungsanlage zur Erzeugung von Elektrizität bewirkt. Im Industriesektor verzeichneten 

zwei Anlagen mit der Tätigkeit Keramik Null-Emissionen. Zu leichten Erhöhungen der Emis-

sionen kam es in den beiden Anlagen der Glas- bzw. Zementherstellung.  

Niedersachsen (NI) 

In Niedersachsen sind 184 Anlagen verzeichnet, die knapp 7% der Gesamtemissionen aus-

machen. Die Energiewirtschaft emittiert 70% der Emissionen in Niedersachsen, der Rest 

entfällt auf den Industriesektor. Die sieben Anlagen der Eisen- und Stahlindustrie sind für 

13% der Emissionen in Niedersachsen verantwortlich. Sowohl bei diesen Anlagen als auch 

bei den vier Raffinieren sowie der Papier- und Zellstoffindustrie und der Herstellung von 

Grundchemikalien kam es zu einem Rückgang der Emissionen. In der Zementherstellung 

kam es zu einer leichten Erhöhung der Emissionen, die auch die Menge der kostenlosen 

Zuteilungen übertraf.  
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Nordrhein-Westfalen (NW) 

Die 380 Anlagen in Nordrhein-Westfalen sind für 44,5% der Emissionen in 2009 verantwort-

lich und haben damit den höchsten Anteil in Deutschland. 136 Anlagen können der Energie-

versorgung zugeordnet werden und diese verursachen ca. 33% der deutschlandweiten CO2 

Emissionen.9 Der meiste Rückgang der Emissionen wurde im Energiesektor verzeichnet, 

aber auch im Industriesektor kam es zu einem Gesamtrückgang der Emissionen. In den 

sechs Raffinieren kam es zu einem Rückgang von 6% gegenüber dem Vorjahr. Der Zukauf 

von Berechtigungen ist mit einer Umverteilung von Anlagen desselben Betreibers hier nicht 

nötig. Der Rückgang in der Eisen- und Stahlindustrie ist auf Produktionsausfälle zurückzu-

führen.  

Rheinland-Pfalz (RP) 

In Rheinland-Pfalz waren im Jahr 2009 87 Anlagen verzeichnet. Energieanlagen machen 

dabei 70% der Emissionen im Bundesland aus. Im Gegensatz zum Energiesektor mit einem 

Rückgang der Emissionen um nur zwei Prozent, konnte im Industriesektor ein höherer 

Rückgang der Emissionen verzeichnet werden. Die gesamten Zuteilungen im Energiesektor 

lagen in Rheinland-Pfalz mit 15% unter den Emissionen. Dem Industriesektor gehören 34 

Anlagen an. Die kostenlose Zuteilung liegt über der Menge der Emissionen im Industriesek-

tor.  

Saarland (SL) 

Im Saarland waren 32 emissionshandelspflichtige Unternehmen 2009 verortet. Diese konn-

ten einen Emissionsrückgang von 3,4 Mio. t CO2 verzeichnen. Im Industriesektor - mit Aus-

nahme einer Anlage der Glasherstellung – gab es ausschließlich Rückgänge. Der Rückgang 

im Energiesektor betrug 10%. 

Sachsen (SN) 

Die 92 Anlagen in Sachsen machten knapp 8% der gesamtdeutschen Emissionen aus. In 

Sachsen stiegen die Emissionen im Vergleich zum Vorjahr um 3%. Als Ursache werden die 

Großfeuerungsanlagen zur Elektrizitätserzeugung benannt. 5% der sächsischen Emissionen 

werden vom Industriesektor und dessen 33 Anlagen verursacht.  

                                                 
9 CITL Daten in Kombination mit der Sektorzuordnung von im CITL Register geführten Anlagen ge-
mäße der Europäischen Kommission im Rahmen der Ermittlung des Potentials für Carbon Leakage 
Das Ergebnis dieser Zuordnung kann auf der Internetseite der Generaldirektion Unternehmen und 
Industrie abgerufen werden (http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sustainable-business/climate-
change/energy-intensive-industries/carbon-leakage/). 
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Sachsen-Anhalt (ST) 

18,5 Mio. t CO2 wurden von 79 Anlagen in Sachsen-Anhalt emittiert, davon 70% durch Anla-

gen aus dem Energiesektor. Sowohl im Energie- als auch Industriesektor waren Emissions-

rückgänge zu verzeichnen. Allerdings haben die Raffinerien, die rund 14% der Emissionen in 

Sachsen-Anhalt ausmachten, mehr Emissionen im Vergleich zu 2008 ausgestoßen. 

Schleswig-Holstein (SH) 

In Schleswig-Holstein sind 45 Anlagen emissionshandelspflichtig, dabei entfallen 36 Anlagen 

auf die Energiewirtschaft. Die Veränderungen des Emissionsausstoßes im Vergleich zum 

Vorjahr waren zwar nur gering, allerdings gibt es Unterschiede je nach Tätigkeit. Bei der 

Energiewirtschaft haben Anlagen der Wärme- und Kälteversorgung sowie Industriekraftwer-

ke Rückgänge zu verzeichnen, während es bei der Elektrizitätserzeugung zu höheren Emis-

sionen als im Vorjahr kam. Bei zwölf Anlagen lagen die Emissionen höher als deren Zutei-

lungsmenge.  

Thüringen (TH) 

Bei den 55 Anlagen in Thüringen kamen 47% der Emissionen aus energiewirtschaftlicher 

Tätigkeit. Insgesamt wurde ein Rückgang der Emissionen von 8% verzeichnet. Die höchsten 

Emissionen stoß die einzige Zementanlage in Thüringen aus.  

Einen Überblick der Anlagen, sowie der Zuteilungsmenge und der verifizierten Emissions-

mengen für 2009 liefert nachstehende Tabelle 1. 
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Tabelle 3: Überblick der Anlagen, Zuteilungsmengen und verifizierten Emissionen für das Jahr 2009 nach 
Bundesländern 

Bundesland Anlagen Zuteilungsmenge
1000 EB/a 

Verifizierte  
Emissionsmengen

kt CO2/a 
BB 65 33.823 45.412

BE 34 7.336 7.173

BW 154 25.341 24.246

BY 258 24.275 22.598

HB 26 9.523 9.097

HE 105 9.840 10.207

HH 30 3.802 3.725

MV 30 2.877 2.601

NI 184 30.911 29.649

NW 380 165.752 190.551

RP 87 1.387 8.602

SH 45 6.906 7.059

SL 32 15.753 12.733

SN 92 23.481 32.904

ST 79 16.445 18.497

TH 55 3.854 3.143

Gesamt 1656 390.304 428.198
Quelle: eigene Übersicht; Daten DEHSt, 2010b 

3 ABSCHÄTZUNG DER VERÄNDERTEN EINNAHMEN AUF BUNDES- UND LÄN-

DEREBENE DURCH DIE ZUKÜNFTIGE AUKTIONIERUNG  

Das Ziel, die Versteigerung von EUA’s als dominierenden Allokationsmechanismus in der 

dritten Handelsperiode des EU-ETS ab dem Jahr 2013 zu implementieren, trägt (möglicher-

weise) zu einer weitreichenden Veränderung der Einnahmen auf Seiten der einzelnen Ge-

bietskörperschaften in Deutschland bei. Hauptgegenstand dieses Abschnitts ist eine Ab-

schätzung der Veränderung der Einnahmensituation auf Bundes- und Landesebene. Die 

Einnahmensituation der Kommunen wird aggregiert für jedes Bundesland betrachtet. Die 

Analyse erfolgt in Form einer ökonomischen Abschätzung auf Basis von Preiserwartungen 

für die dritte Handelsperiode sowie dem erwarteten Bedarf an zu ersteigernden Emissions-

zertifikaten.  
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3.1 ÖKONOMISCHE ABSCHÄTZUNG 

3.1.1 METHODIK/VORGEHEN ALLGEMEIN 
In einem ersten Schritt werden die zusätzlichen Einnahmen auf Ebene des Bundes ge-

schätzt. Im Anschluss erfolgt dann in einem zweiten Schritt die Untersuchung der Einnahme-

situation der Bundesländer.10 Die Auswirkungen der Einbeziehung des Luftverkehrs in den 

Emissionshandel auf Ebene der Bundesländer wird hier nicht analysiert.11 

Die Grundlage für die Berechnungen auf Bundesebene bildet die deutschlandweite Menge 

der zu versteigernden Zertifikate (QVersteigerung) sowie des erwarteten Versteigerungspreises 

(PVersteigerung), so dass sich die jährlichen zusätzlichen Einnahmen ab 2013 in folgender Glei-

chung darstellen lassen: 

Einnahmen des Bundes = PVersteigerung * QVersteigerung (1)

 

Gegeben der Möglichkeit von Arbitrage, entspricht der endgültige Versteigerungspreis dem 

zum Zeitpunkt der Auktion herrschenden Marktpreis für Emissionszertifikate. Folglich kann 

prinzipiell für die Untersuchung der Zertifikatepreis herangezogen werden. In einem Emis-

sionshandelssystem ergibt sich der Preis für Zertifikate jedoch aus dem Gleichgewicht zwi-

schen Angebot und Nachfrage. Das im EU-ETS zur Verfügung stehende Angebot an Zertifi-

katen ist in der EU-Richtlinie 2009/29/EG durch die vorgegebene Emissionsobergrenze defi-

niert und ist somit bereits heute für die Zeit bis 2020 bekannt. Anders verhält es sich jedoch 

mit der Nachfrage nach Zertifikaten. Diese wird maßgeblich von der aktuellen wirtschaftli-

chen Aktivität der am EU-ETS beteiligten Unternehmen bestimmt und kann somit im Laufe 

der Zeit schwanken. So ging die Nachfrage nach Zertifikaten beispielsweise im Zuge der 

Finanzkrise deutlich zurück (KfW/ZEW, 2010). Gegeben eines fixen und im Voraus bekann-

ten Zertifikateangebots sowie einer im Zeitablauf variablen Nachfrage nach Zertifikaten, kann 

folglich auch der im EU-ETS herrschende Zertifikatepreis nicht mit absoluter Sicherheit    

vorausgesagt werden. In Folge dessen müssen für die Untersuchung Preiserwartungen ver-

wendet werden. Die vorliegende Analyse nutzt in diesem Zusammenhang die Preiserwar-

tungen von drei verschiedenen Marktanalysten und wird zusätzlich durch ein konservatives 

                                                 
10 Aus Gründen der Übersichtlichkeit wird das Vorgehen im Folgenden beispielhaft für das Jahr 2013 
beschrieben. Die Vorgehensweise gilt analog für das Jahr 2020. Für diese Abschätzung werden die 
Anteile der in den verschiedenen Sektoren zu ersteigernden Zertifikate sowie die Emissionsobergren-
ze gemäß den Vorgaben der EU (EU, 2009a) für das Jahr 2020 angepasst. 
11 Um Einnahmenausfälle auf Ebene der Bundesländer abschätzen zu können, müssten die Emissio-
nen des Luftverkehrs in Deutschland steuerpflichtigen Luftverkehrsunternehmen zugeordnet werden. 
Dies ist im Rahmen des Projekts nicht möglich. 



21 

 

Szenario ergänzt. Ausführungen zu den Preiserwartungen für Emissionszertifikate finden 

sich in Infobox 1. 

Aufgrund der schrittweisen Einführung der EUA Auktionierung und zahlreicher Sonderrege-

lungen für einzelne Sektoren, um dem Risiko des Carbon Leakage vorzubeugen, ist hinsicht-

lich der Menge der zu versteigernden Zertifikate primär nicht der gesamte Cap maßgeblich. 

Die Abschätzung der Menge der zu versteigernden Emissionsrechte erfolgt stattdessen auf 

Ebene der einzelnen Anlagen. Dies bedeutet, dass für jede im Emissionshandel eingebun-

dene Anlage individuell bestimmt wird, wie viele Zertifikate diese zukünftig zu ersteigern hat. 

Als Grundlage dienen dabei die Struktur der Emissionen aus dem Jahr 2009 und die zu er-

wartende Menge an Zertifikaten, die im Jahr 2013 Deutschland zugeordnet werden kann. Die 

Struktur der Emissionen, das heißt die Verteilung der Emissionen auf Anlagentypen und 

Bundesländer, ist durch die tatsächlichen CO2 Emissionen der Anlagen im Jahr 2009 gege-

ben. Bei den Berechnungen wurden insgesamt 1979 Anlagen berücksichtigt, wovon 1616 

Anlagen im Jahr 2009 Emissionen ausgestoßen haben. Diese sind in dem Community Inde-

pendent Transaction Log (CITL) der EU aufgeführt und frei verfügbar. Die zu erwartende 

Menge der Deutschland zuordenbaren Zertifikate für 2013 ergibt sich aus dem für das EU-

ETS im Jahr 2013 geltenden Emissionsobergrenze von etwas weniger als 2,04 Milliarden 

Zertifikaten (exklusive Luftfahrtsemissionen; EC, 2010c) und dem sich aus dem deutschen 

nationalen Allokationsplan (BMU, 2004) ergebenden deutschen Anteil an allen Emissionen 

innerhalb des EU-ETS im Jahr 2009 (22,8%). 

Da die Emissionen der Luftfahrt bisher jedoch nicht durch das CITL erfasst wurden, wird von 

dieser Vorgehensweise für den Sektor Luftfahrt abgewichen. Für die Emittenten, die der Luft-

fahrt zuzuordnen sind, ergibt sich die zu erwartende Menge an deutschen Zertifikaten aus 

der gesamten Menge, die die EU für die Luftfahrt bereitstellt (ca. 196 Mio. im Jahr 2013; EU, 

2008) und dem deutschen Anteil an den europäischen Luftfahrtsemissionen (ca. 19%) 

(DEHSt, 2011) 

Da der Anteil der in Zukunft zu ersteigernden Zertifikate im Wesentlichen von der sektoralen 

Zugehörigkeit einer Anlage bestimmt wird, werden die Daten des CITL in einem zweiten 

Schritt um eine Zuordnung der Anlagen zu verschiedenen Industriesektoren gemäß der 

NACE-Klassifizierung (Nomenclature statistique des activités économiques dans la Commu-

nauté européenne, Statistische Systematik der Wirtschaftszweige in der Europäischen Ge-
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meinschaft) erweitert. Die Zuordnung der Anlagen zu den verschiedenen NACE-Codes er-

folgt dabei auf Grundlage einer offiziellen Zuordnung der EU (EC, 2010d und 2010e).12 

Infobox 1: Preiserwartungen für Emissionszertifikate 

Sowohl für die Veränderung der Einnahmesituation der verschiedenen Gebietskörperschaf-
ten, als auch für die strategische Ausrichtung der emissionshandelspflichtigen Unternehmen, 
sind Erwartungen über die zukünftige Preisentwicklung von Emissionszertifikaten von ent-
scheidender Bedeutung. Dies gilt sowohl für die Entscheidung über CO2-Minderungen als 
auch für die Frage, zu welchem Zeitpunkt ein Zertifikat verkauft bzw. eine Unterausstattung 
am Markt gedeckt wird. 

Im Rahmen des KfW/ZEW CO2 Barometers befragt das ZEW in Kooperation mit der KfW 
jährlich Unternehmen, die emissionshandelspflichtige Anlagen in Deutschland betreiben, zu 
ihren Erwartungen hinsichtlich zukünftiger Preise von Emissionszertifikaten. Bis Mitte 2011 
gehen die im KfW/ZEW CO2 Barometer befragten Unternehmen mehrheitlich von einem 
Preis von 15,40 EUR pro Zertifikat aus und prognostizieren einen Preis von 18,10 EUR bis 
Ende der zweiten Handelsperiode im Jahr 2012. Für die dritte Handelsperiode erwarten die 
befragten Unternehmen durchschnittlich einen deutlich höheren Preis von 25,90 EUR pro 
Zertifikat. Im Vergleich zu den Prognosen von Marktanalysten liegen die Erwartungen der 
Unternehmen im KfW/ZEW CO2 Barometer eher im unteren Bereich. Für die dritte Handels-
periode reichen die entsprechenden Analystenerwartungen von knapp 30 EUR bis 40 EUR 
pro Emissionszertifikat; 29,90 EUR (Thomson Reuters, 2010) bzw. 40,00 EUR (Barclays, 
2010). 

Gegeben der Unsicherheit über die tatsächlichen Zertifikatepreise in der dritten Handelsperi-
ode wird die Abschätzung der Veränderung der Einnahmesituation der verschiedenen Ge-
bietskörperschaften in Kapitel 3.1.3 getrennt für vier Szenarien durchgeführt. Die Preiserwar-
tungen von drei verschiedenen Marktanalysten (KfW/ZEW, 2010; Thomson Reuters, 2010; 
Barclays, 2010) dienen dabei als Richtlinie. Aufgrund der Preisunsicherheiten werden aber 
nicht die genauen Preiserwartungen der Marktanalysten verwendet, sondern die Werte 
25 EUR, 30 EUR und 40 EUR. Ergänzend dazu wird auch ein konservatives Szenario mit 
einem Preis in Höhe von 15 EUR pro Zertifikat berechnet. Der Untersuchung unterliegen 
dementsprechend die folgenden Preiserwartungen für ein Emissionszertifikat: 15  EUR, 
25 EUR, 30  EUR und 40 EUR.  

 

 

 

 

                                                 
12 Im Rahmen der Ermittlung des Potentials für Carbon Leakage hat die Europäische Kommission die 
im CITL Register geführten Anlagen gemäß der NACE Klassifikation verschiedenen Sektoren zuge-
ordnet. Das Ergebnis dieser Zuordnung kann auf der Internetseite der Generaldirektion Unternehmen 
und Industrie abgerufen werden (http://ec.europa.eu/enterprise/policies/sustainable-business/climate-
change/energy-intensive-industries/carbon-leakage/). 
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Tabelle 4: Anteile zu ersteigernder EUAs gemäß Öko-Institut/ZEW  

NACE Sektor Versteigerungsanteil
2111 Herstellung von Holz- und Zellstoff 100%
2320 Mineralölverarbeitung 14%
2414 Herstellung von sonstigen organischen Grundstoffen und 

Chemikalien 
38%

2415 Herstellung von Düngemitteln und Stickstoffverbindungen 26%
2416 Herstellung von Kunststoffen in Primärformen 38%
2611 Herstellung von Flachglas 10%
2613 Herstellung von Hohlglas 52%
2630 Herstellung von keramischen Wand- und Bodenfliesen und  

-platten 
30%

2651 Herstellung von Zement 8%
2652 Herstellung von Kalk 8%
2710 Erzeugung von Roheisen, Stahl und Ferrolegierungen 9%
2742 Erzeugung und erste Bearbeitung von Aluminium 20%

  
Quelle: Öko-Institut/ZEW, 2010 

Darüber hinaus ist bereits festgelegt, dass Anlagen, die dem Sektor der Stromerzeugung 

zugerechnet werden, bereits ab dem Jahr 2013 sämtliche EUAs ersteigern müssen 

(EC/2009/29). Folglich ergibt sich für die Stromerzeugung ein Anteil von 100% an zu erstei-

gernden Zertifikaten. Für die Sektoren, denen weder im Bericht des Öko-Instituts/ZEW kon-

krete Anteile zugewiesen werden noch der Stromerzeugung zuzuschreiben sind, gilt: 

- Anlagen, die gemäß der NACE Klassifizierung dem Energieversorgungssektor 

(NACE 4000) zugeordnet werden, dienen nicht ausschließlich der Stromproduk-

tion, sondern werden überwiegend als Kraft-Wärme-Kopplung (KWK) Anlagen be-

trieben. Gemäß EC/2009/29 muss bei solchen Anlagen zwischen Emissionen, die 

der Stromproduktion zuzurechnen sind und denen, die auf die Wärmeproduktion 

zurückzuführen sind, unterschieden werden. Die Berechnung des Anteils der 

Emissionen aus der Stromproduktion in KWK Anlagen erfolgt gemäß Annex 2b 

der Richtlinie 2004/8/EC. Dort werden verschiedene Typen von KWK Anlagen un-

terschieden.14 Für den Anteil der Emissionen, die in diesen KWK Anlagen entste-

hen und der Stromerzeugung beizumessen sind, lässt sich ein Median von ca. 

35,5% bestimmen. Dieser Wert dient in der durchzuführenden Abschätzung als 

Ausgangspunkt zur Berechnung der zu ersteigernden Zertifikate in KWK Anlagen. 

                                                 
14 Gasturbine mit Wärmerückgewinnung (kombinierter Prozess), Gegendruckdampfturbine, Entnahme-
Kondensationsdampfturbine, Gasturbine mit Wärmerückgewinnung, Verbrennungsmotor 



25 

 

- andernfalls wird angenommen, dass der Anteil der zu versteigernden Zertifikate in 

diesen Sektoren so angepasst wird, dass der von der EU für das Jahr 2013 ange-

strebte Versteigerungsanteil von 50% der Gesamtemissionen erreicht wird (EC, 

2009).  

Die sich daraus ergebenden Versteigerungsanteile (SHARESektor) sind in Tabelle 25 im An-
hang zusammengefasst. 

Die Menge an Zertifikaten (Q), die von Anlage i im Rahmen der Auktionierung bezogen wer-

den muss, ergibt sich damit nach folgender Gleichung: 

Qi = VEREM2009i * SHARESektor (2)
 

Dabei stellt VEREM2009i die tatsächlichen Emissionen der Anlage i des Jahres 2009 dar. 
SHARESektor entspricht dem Anteil zukünftig zu ersteigernder Emissionsrechte nach Tabel-
le 25 im Anhang.  

Summiert man den Bedarf an zu versteigernden Zertifikaten auf Anlagenebene über alle 

Anlagen auf, so erhält man die Gesamtmenge der zu ersteigernden EUAs (QVersteigerung): 

QVersteigerung = ∑ Qi (3)
 

Aus der anschließenden Multiplikation von QVersteigerung mit dem erwarteten Versteigerungs-

preis (PVersteigerung) ergeben sich damit nach Gleichung 1 die erwarteten Einnahmenverände-

rungen auf Bundesebene. 

Gemäß der mikroökonomischen Theorie wird an dieser Stelle angenommen, dass die Unter-

nehmen Emissionszertifikate in ihrem Produktionskalkül berücksichtigen und zwar unabhän-

gig davon, ob sie diese ersteigert haben oder ihnen diese kostenlos zugeteilt worden sind. 

Während sich die Berücksichtigung der explizit angefallenen Aufwendungen für die Ersteige-

rung von EUAs als plausibel erweist, mag die Einpreisung kostenlos zugeteilter Zertifikate 

auf den ersten Blick womöglich weniger nachvollziehbar erscheinen. Ausgangspunkt für die-

se Annahmen sind die sogenannten Opportunitätskosten der Produktionsentscheidung (vgl. 

u.a.: Frondel und Schmidt, 2008; Sijm et al., 2006). Ein im EU-ETS eingebundenes Unter-

nehmen, welches über kostenlos zugeteilte Zertifikate verfügt, steht grundsätzlich vor der 

Entscheidung (a) diese für den Produktionsprozess einzusetzen, (b) nicht zu produzieren 

und diese am Markt zu verkaufen oder (c) Vermeidungsmaßnahmen durchzuführen und die 

Zertifikate zu veräußern. Entscheidet sich ein Unternehmen für Alternative (a) und setzt die 

Zertifikate für die Produktion ein, entgeht ihm der Gewinn, den es erzielt hätte, wenn es die 

kostenlos zugeteilten Emissionsrechte am Markt zu dem dort vorherrschenden Preis veräu-
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ßert hätte. Aus diesem Grund werden Unternehmen Emissionszertifikate stets zu Marktprei-

sen in ihrem Kalkül berücksichtigen, unabhängig davon, ob sie diese kostenlos erhalten oder 

gekauft haben. Das Verhalten der Unternehmen bei der Preissetzung ändert sich damit bei 

einem Übergang von der kostenlosen Zuteilung zu einer Versteigerung der Zertifikate nicht. 

Der Produktpreis setzt sich sowohl aus den Produktions- als auch den Opportunitätskosten 

zusammen. Daraus folgt, dass Unternehmen bereits heute den Preis für Emissionszertifikate 

in ihrer Preisgestaltung berücksichtigen und daher eine Erhöhung des zu auktionierenden 

Anteils in Phase III des EU-ETS keine Auswirkung auf die Outputpreise hat. 

Dennoch reduzieren die nun tatsächlich anfallenden Aufwendungen für zu ersteigernde   

EUAs die Gewinne der Unternehmen in voller Höhe der Aufwendungen (Qi*P). Damit redu-

ziert sich auch die der Besteuerung unterliegende Bemessungsgrundlage. Für die hier vor-

genommene Abschätzung wird angenommen, dass sich die Steuerbasis in Höhe der Ge-

winnreduktion aufgrund der EUA-Ersteigerung reduziert. Damit stellen die erwarteten Ge-

winnausfälle zugleich den Ausgangspunkt für die Abschätzung der Steuerausfälle auf Ebene 

der Länder dar. 

3.1.2 METHODIK/VORGEHEN STEUERAUFKOMMEN 
Ertragssteuerausfälle, die Bund, Länder und Kommunen betreffen, sind vorwiegend in den 

drei wichtigsten Unternehmensertragssteuern zu erwarten: Körperschaftsteuer, Gewerbe-

steuer und Einkommensteuer. Die Körperschaftsteuer besteuert Körperschaften, worunter 

auch Kapitalgesellschaften zu fassen sind. Die Gewerbesteuer setzt beim Besteuerungsob-

jekt „Gewerbe“ an. Somit betrifft die Gewerbesteuer sowohl Kapital- als auch Personenge-

sellschaften, soweit diese gewerbsmäßig arbeiten. Von Unternehmen, die emissionshan-

delspflichtig sind, kann dies als plausibel angenommen werden. Die Einkommensteuer be-

steuert das Einkommen natürlicher Personen. Auch in der Einkommensteuer können Ausfäl-

le auf Grund von Zertifikateversteigerungen entstehen, da auch das persönliche Einkommen 

aus gewerblicher Tätigkeit besteuert wird. Dies ist insbesondere für Personengesellschaften 

(wie z.B. GmbH & Cpo. KG) relevant (Scheffler, 2009). Neben den Ertragsausfällen auf Län-

derebene werden auch die Ertragsausfälle auf Bundesebene betrachtet, um eine möglichst 

realistische Basis für die juristische Einschätzung in Kapitel 1 zu liefern. Bei allen Abschät-

zungen der Steuerausfälle wird dabei die für 2010 gültige Steuergesetzgebung zu Grunde 

gelegt. Ändern sich die Steuersätze oder die Zuteilungsmechanismen auf Bund, Länder und 

Kommunen, ändern sich auch die erwarteten Einnahmeausfälle entsprechend. Darüber hin-

aus werden keine Aussagen über mögliche Steuerbefreiungen gemacht, da es sich hier um 

eine typisierte Betrachtung handelt. 
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3.1.2.1  Abschätzung Steuerausfälle Körperschaftsteuer 

Die Körperschaftsteuer gehört zu den Gemeinschaftssteuern, die Bund und Ländern gemäß 

Artikel 106 Abs. 3 des Grundgesetzes (GG) gemeinsam zustehen. Sie wird durch die Länder 

auf Basis des zu versteuernden Einkommens erhoben (§ 7 Körperschaftsteuergesetz, 

KStG). Die Körperschaftsteuer ist für alle Kapitalgesellschaften im Emissionshandel relevant. 

Zur Abschätzung der erwarteten Ausfälle im Steueraufkommen auf Länderebene ist zu-

nächst das Aufkommen relevant, das dem jeweiligen Bundesland zusteht. Die Körper-

schaftsteuer wird am Sitz der Unternehmensleitung vereinnahmt (§ 1 Abs. 1 Zerlegungsge-

setz). Das Aufkommen wird dann nach § 2 Zerlegungsgesetz an diejenigen Bundesländer 

weitergeleitet, in denen das Unternehmen Betriebsstätten unterhält. Die Zuteilung nach Bun-

desländern richtet sich dabei nach den Regeln des Gewerbesteuergesetzes (§§ 28 bis 33). 

Demnach ist die Aufteilung der Arbeitnehmerlohnsumme auf die Betriebsstätten maßgeblich. 

Da andere verwendbare Daten nicht vorliegen, wird in dieser Untersuchung angenommen, 

dass die Zuteilung auf die Bundesländer ungefähr der Aufteilung der Emissionen auf die 

emittierenden Anlagen eines Unternehmens folgt. Somit sind für die Körperschaftsteueraus-

fälle in jedem Bundesland genau die Ertragsminderungen relevant, die die dortigen Anlagen 

betreffen. Die Ausfälle im bundesweiten Körperschaftsteueraufkommen betragen folglich 

15% (Körperschaftsteuersatz) dieser Ertragsminderungen. Dem liegt die Annahme zu Grun-

de, dass kein Unternehmen dauerhaft Verluste schreibt – sowohl vor als auch nach der Ver-

steigerung von Emissionszertifikaten. 50% dieser Steuerausfälle betreffen schließlich das 

Bundesland, in dem die jeweilige Betriebsstätte unterhalten wird, und 50% betreffen den 

Bund (Grundgesetz Art. 106, Abs. 3). 

Diese Vorgehensweise abstrahiert der Einfachheit halber die Regelung, dass eine Aufteilung 

des Körperschaftsteueraufkommens auf Betriebsstätten erst ab einer absoluten Aufkom-

menshöhe von 500.000 EUR stattfindet. Stattdessen wird in jedem Fall eine Verteilung auf 

die Betriebsstätten angenommen. Diese Annahme ist sinnvoll, da damit das Steueraufkom-

men von großen Emittenten korrekt auf die Länder aufgeteilt wird. Bei kleineren Emittenten 

ist anzunehmen, dass in der gewählten Vorgehensweise zu viel vom Steueraufkommen auf 

die einzelnen Bundesländer zerlegt wird. Da dies jedoch eine Vielzahl von Unternehmen und 

alle Bundesländer betrifft, kann davon ausgegangen werden, dass sich diese Ungenauigkei-

ten weitgehend ausgleichen. 

Eine weitere Vereinfachung betrifft den Solidaritätszuschlag. Zurzeit werden 5,5% des Steu-

eraufkommens zusätzlich vom Steuerpflichtigen erhoben und komplett an den Bund abge-

führt. Da der Fortbestand des Solidaritätszuschlags über die gesamte dritte Handelsperiode 

unsicher ist und er in Relation betragsmäßig geringe Auswirkung hat, wird er in den Berech-
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nungen nicht berücksichtigt. In der Tendenz würde er die Steuerausfälle des Bundes leicht 

erhöhen, aber keine Auswirkungen auf die Steuerausfälle der Länder haben. 

3.1.2.2  Abschätzung Steuerausfälle Gewerbesteuer 

Die Gewerbesteuer wird laut Gewerbesteuergesetz (GewStG) durch die Gemeinden erho-

ben. Sie betrifft alle gewerbsmäßig tätigen Unternehmen, worunter annahmegemäß auch 

alle emissionshandelspflichtigen Unternehmen fallen. Wie bei der Körperschaftsteuer ist die 

Besteuerungsgrundlage der Unternehmensgewinn (§ 7 GewStG). Die Höhe des Steuersat-

zes ist vom Hebesatz abhängig, den jede Gemeinde selbst bestimmen kann. Der Steuersatz 

beträgt Hebesatz * 3,5%, wobei der Hebesatz in den meisten Gemeinden um 400% liegt 

(Bundesweiter Durchschnitt 2009: 387%15). Für die auf Länderebene aggregierte Abschät-

zung der Ausfälle der Kommunen werden durchschnittliche Hebesätze für jedes Bundesland 

herangezogen (die durchschnittlichen Hebesätze für 2009 finden sich in Statistisches Bun-

desamt, 2010). Implizit wird somit angenommen, dass alle Kommunen in einem Bundesland 

den bundeslandtypischen durchschnittlichen Hebesatz anwenden. Die Spanne der durch-

schnittlichen Hebesätze auf Bundesländerebene (von 321% in Brandenburg bis zu 470% in 

Hamburg) ist jedoch so groß, dass ein guter Teil der Heterogenität der Kommunen in der 

Abschätzung berücksichtigt werden kann. 

Die Steuereinnahmen aus der Gewerbesteuer stehen nach dem Gemeindefinanzreformge-

setz § 6 neben den Gemeinden auch dem Bund und den Ländern zu. Für die Auswirkungen 

von Steuerausfällen auf die Bundes- und Länderfinanzen ist somit die Gewerbesteuerumlage 

relevant – also der Anteil der Gewerbesteuereinnahmen, den die Gemeinde an Bund und 

Länder weiterleitet. Bei der Berechnung der Gewerbesteuerumlage wird zunächst der Hebe-

satz aus dem Steueraufkommen einer Gemeinde herausgerechnet. Anschließend wird das 

(dadurch reduzierte) Steueraufkommen mit „Bundes- und Landesvervielfältigern“ multipli-

ziert, um den Landesanteil am Steueraufkommen zu bestimmen. Zurzeit wird zur Finanzie-

rung des Sonderfonds „Deutsche Einheit“ der Landesvervielfältiger mancher Bundesländer 

um eine „Erhöhungszahl“ ergänzt, was einen höheren Landesanteil zur Folge hat. Ein Fall-

beispiel weiter unten in diesem Abschnitt verdeutlicht die Berechnung. Die aktuell gültigen 

Zahlen für die Bundes- und Landesvervielfältiger und die Erhöhungszahlen finden sich in den 

Rechtsnormen „Gemeindefinanzreformgesetz“ (v.a. § 6) und „Verordnung zur Festsetzung 

der Erhöhungszahl für die Gewerbesteuerumlage“: 

 Bundesvervielfältiger für die Zeit nach 2010: 14,5%. 

                                                 
15 Quelle: http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pm/2010/08/-
PD10__298__735,templateId=renderPrint.psml, aufgerufen am 26.11.2010 
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 Landesvervielfältiger für die Zeit nach 2010: 20,5% für die neuen Bundesländer, 

49,5% für die alten Bundesländer ohne Berlin und Hamburg. 

 Erhöhungszahl für 2010: 7% für die alten Bundesländer ohne Berlin und Hamburg. 

Die Erhöhungszahl wird für jedes Jahr neu festgelegt. Für diese Berechnung wird 

mangels anderer Informationen von einer gleichbleibenden Erhöhungszahl ausge-

gangen. 

 Für Berlin und Hamburg gilt die Regelung, dass das Land die Gewerbesteuer ein-

nimmt. Die Umlage von der Gemeinde auf das Land fällt damit weg. Berlin und Ham-

burg führen aber den Bundesanteil über den Bundesvervielfältiger ab. 

3.1.2.3  Abschätzung Steuerausfälle Einkommensteuer 

In der Einkommensteuer werden die Einkommen natürlicher Personen besteuert. Im Falle 

von Personengesellschaften und Einzelunternehmen kann das auch Einkommen aus Ge-

werbe betreffen. Der Steuersatz ist abhängig von persönlichen Merkmalen und dem Ge-

samteinkommen der steuerpflichtigen Person. Zum Zwecke der Umverteilung ist der Steuer-

satz progressiv gestaltet. Um die genauen Ausfälle im Einkommensteueraufkommen durch 

die Auktionierung von Emissionszertifikaten bestimmen zu können, müsste der persönliche 

Steuersatz jedes einzelnen Unternehmers der emissionshandelspflichtigen Personengesell-

schaften ermittelt werden. Bei der Festsetzung der zu zahlenden Einkommensteuer aus Ge-

werbeeinkommen wird jedoch die zuvor abgeführte Gewerbesteuer des Unternehmens von 

der Steuerschuld abgezogen (§ 35 Einkommensteuergesetz). Dies reduziert die faktische 

Relevanz der Einkommensteuer für die Zwecke dieses Vorhabens erheblich. Gewinneinbu-

ßen beim Unternehmen haben nur noch dann deutliche Einflüsse auf das Einkommensteu-

eraufkommen, wenn ein persönlicher Einkommensteuersatz vorliegt, der deutlich über einem 

pauschalisierten Gewerbesteuersatz von 13,3% liegt und die Unternehmensgewinne voll-

ständig an die Anteilseigner ausgeschüttet werden. Im Jahr 2005 (letzte Einkommensteuer-

statistik des Statistischen Bundesamtes) betrug der deutschlandweite Einkommensteuersatz 

ca. 20,4%. Allerdings kann im Gegenzug eine vollständige Auszahlung aller Unternehmens-

gewinne nicht als wahrscheinlich angenommen werden. Angesichts des erheblichen Mehr-

aufwandes, der sich bei einer möglichst genauen Berücksichtigung der Einkommensteuer 

ergeben würde und der zu erwartenden geringen Relevanz für die Endergebnisse wird in 

diesem Vorhaben zur groben Abschätzung der Steuerausfälle von einer Berücksichtigung 

der Einkommensteuer Abstand genommen. Somit verbleiben für dieses Vorhaben die Kör-

perschaft- und Gewerbesteuer. 
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3.1.2.4  Beispiel für die Berechnung der Steuerausfälle 

Die ausgeführte Methodik wird anhand eines fiktiven Beispiels illustriert. Als Beispielunter-

nehmen wird die Kohle AG, eine Kapitalgesellschaft, herangezogen. Diese hat ihren Unter-

nehmenssitz im Bundesland Hessen. Die Betriebsstätten sind in verschiedenen Bundeslän-

dern mit unterschiedlichen Erwartungen für Aufwendungen an Emissionszertifikaten bei Ver-

steigerung. 

Tabelle 5: Erwarteter Aufwand für Emissionszertifikate in den einzelnen Betriebsstätten (Beispiel) 

Betriebsstätten Bundesland Erwarteter Aufwand für Emissionszertifikate
A Hessen 20.000 €
B Hamburg 2.000 €
C Thüringen 10.000 €
Summe Aufwendungen Unternehmen 32.000 €
Quelle: eigenes Beispiel 

Die Tabelle zeigt die einzelnen Betriebsstätten (A, B, C) des Beispielunternehmens und de-

ren erwarteten Aufwendungen für Emissionszertifikate bei Versteigerung. Insgesamt ergeben 

sich für das Beispielunternehmen Aufwendungen in Höhe von 32.000 EUR. 

Abschätzung der Ausfälle in der Körperschaftsteuer: 

Der Unternehmensgewinn wird zunächst in Hessen zur Körperschaftsteuer veranlagt. Die 

Steuerausfälle auf Unternehmensebene betragen 4.800 EUR. 

Tabelle 6: Steuerausfälle Unternehmensebene (Beispielunternehmen) 

Summe Aufwendungen Unternehmen 32.000 €
Körperschaftsteuersatz 15%
Steuerausfälle auf Unternehmensebene 4.800 €
Quelle: eigenes Beispiel 

Aufgrund des Zerlegungsgesetzes muss das Finanzamt Hessen an die Bundesländer, in 

denen das Beispielunternehmen Betriebsstätten hat, Steuereinnahmen abführen. Damit be-

treffen die Steuerausfälle anteilig auch die Bundesländer der betriebenen Anlagen.  

Tabelle 7: Aufteilung der Steuerausfälle auf die jeweiligen Bundesländer (Beispiel) 

Betriebsstätten Bundesland Berechnung Steuerausfälle
A Hessen 20.000/32.000*4.800 3.000 €
B Hamburg 2.000/32.000*4.800 300 €
C Thüringen 10.000/32.000*4.800 1.500 €
Steuerausfälle auf Unternehmensebene 4.800 €
Quelle: eigenes Beispiel 

Die Steuerausfälle fallen nicht nur in Hessen an, sondern anteilig auch in Hamburg und Thü-

ringen. Die hier dargestellte Zuteilung legt die Annahme zu Grunde, dass die Aufteilung der 
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Emissionen ungefähr der Aufteilung der Arbeitnehmerlohnsumme auf die Betriebsstätten 

entspricht. 

Dem Bund kommt die Hälfte der Körperschaftsteuer zu, die andere Hälfte verbleibt bei den 

Ländern. Diese Aufteilung findet auch Anwendung bei den Steuerausfällen. Damit betreffen 

– bei gesamten Steuerausfällen auf Unternehmensebene in Höhe von 4.800 EUR – die Län-

der insgesamt Steuerausfälle von 1.500 EUR + 150 EUR + 750 EUR = 2.400 EUR und der 

Bund hat ebenfalls Einnahmeausfälle in derselben Höhe von 2.400 EUR. 

Tabelle 8: Tatsächlicher Steuerausfall aufgeteilt nach Stelle des Ausfalls (Beispiel) 

Stelle Tatsächlicher Steuerausfall 
Hessen 1.500 € 
Hamburg 150 € 
Thüringen 750 € 
Bund 2.400 € 
Steuerausfälle auf Unternehmensebene 4.800 € 
Quelle: eigenes Beispiel 

Abschätzung der Ausfälle in der Gewerbesteuer: 

Die Gemeinde, in der der Unternehmenssitz der Kohle AG verortet ist, hat den Hebesatz X. 

Sie hat somit Gewerbesteuerausfälle von 32.000 EUR * 3,5% * X = 1.120 EUR * X. Dieser 

Ausfall betrifft sie jedoch nicht alleine, da das Gewerbesteueraufkommen auf alle Gemein-

den, in denen Betriebsstätten existieren, aufgeteilt wird:  

Tabelle 9: Aufteilung Ausfall Gewerbesteuer auf Gemeinden (Beispiel) 

Betriebsstätten Gemeinde Berechnung Aufteilung 
Gewerbesteuerausfälle

A A 1.120*X*20.000/32.000 700 € * X
B B 1.120*X*2.000/32.000 70 € * X
C C 1.120*X*10.000/32.000 350 € * X
Gewerbesteuerausfälle auf Unternehmensebene 1.120 € * X
Quelle: eigenes Beispiel 

Dieser Aufteilung liegt wiederum die Annahme zu Grunde, dass die Aufteilung der Emissio-

nen ungefähr der Aufteilung der Arbeitnehmerlohnsumme auf die Betriebsstätten entspricht. 

Für die Einnahmeausfälle auf Bundes- und Länderebene ist die Gewerbesteuerumlage rele-

vant. Diese beträgt in den drei Gemeinden: 
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Tabelle 10: Berechnungsschema der Gewerbesteuerumlage für unterschiedliche Gemeinden (Beispiel) 

 Bezeichnung Gemeinde A
Hessen

Gemeinde B 
Hamburg 

Gemeinde C
Thüringen

 Aufteilung Gewerbesteuerausfälle 700 € * X 70 € * X 350 € * X
* (Landesvervielfältiger (49,5% (0% (20,5%
 + Erhöhungszahl  + 7% + 0% + 0%
 + Bundesvervielfältiger) + 14,5%) + 14,5%) + 14,5%)
/ Hebesatz Gemeinde A X X X
= Gewerbesteuerumlage 497 € 10,15€ 122,50€
* (Landesvervielfältiger  

+ Erhöhungszahl) 
(49,5%+7%)  20,5%

/ Summe aller Vervielfältiger 71%  35%
= Einnahmenausfälle Länder 395,50 € 70 €*X - 10,15 € 71,75 €
Quelle: eigenes Beispiel 

Ausgangspunkt der Berechnungen ist die vorher ermittelte Aufteilung der Gewerbesteuer-

ausfälle in den Gemeinden. Diese werden multipliziert mit der Summe aus Landesvervielfäl-

tiger, Erhöhungszahl und Bundesvervielfältiger. Danach wird eine Teilung durch den Hebe-

satz X vorgenommen. Die im Beispiel gewählten Gemeinden spiegeln die unterschiedlichen 

Regelungen wider: Gemeinde A gehört zu den alten Bundesländern, weshalb ein höherer 

Landesvervielfältiger und die Erhöhungszahl zur Anwendung kommt. Für Hamburg und Ber-

lin wird nur der Bundesvervielfältiger angewandt. Bei Gemeinde C findet die Regelungen für 

neue Bundesländer Anwendung mit niedrigeren Landesvervielfältigern und ohne Erhöhungs-

zahl. Der Bundesvervielfältiger ist bei allen Gemeinden in derselben Höhe. Anschließend 

wurden aus der Gewerbesteuerumlage durch Gewichtung mit dem jeweiligen Landesverviel-

fältiger und bezogen auf die Summe aller Vervielfältiger die Einnahmeausfälle für die Länder 

berechnet. Daraus ergibt sich für die Einnahmenausfälle des Bundes: 101,50 EUR + 

10,15 EUR + 50,75 EUR = 162,40 EUR. 

Insgesamt ergibt sich für die grobe Abschätzung der Steuerausfälle durch Emissionsverstei-

gerung bei der Kohle AG folgende Zusammensetzung. 

Tabelle 11: Abschätzungen Steuerausfälle des Beispielunternehmens 

Bundesland Ausfälle
Körperschaftsteuer

Ausfälle
Gewerbesteuer

Steuerausfälle gesamt 
(Länder) 

Hessen 1.500 € 395 € 1.901,15 € 
Hamburg 150 € 70 € * X - 10,15 139,85 + 70 € * X 
Thüringen 750 € 71,75 € 821,75 € 
Summe   2.862,75 € + 70 € * X 
Quelle: eigenes Beispiel 

In der Summe tragen die Länder somit 2.862,75 EUR + 70 EUR * X. Der Bund trägt dem-

nach Ausfälle bei der Körperschaftsteuer von 2.400 EUR und bei der Gewerbesteuer von 

162,40 EUR, ergibt Gesamtausfälle für den Bund von 2.562,40 EUR. 
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3.1.3 ERGEBNISSE DER EIGENEN ABSCHÄTZUNGEN 

In diesem Abschnitt werden die Ergebnisse der Abschätzung der Veränderung der Einnah-

men durch Auktionierung auf Bundes- und Länderebene sowie aggregiert für die Kommunen 

dargestellt. In einem ersten Schritt wird zunächst die Einnahmenveränderung des Bundes, 

der Länder und der Kommunen unter Berücksichtigung unterschiedlicher Preiserwartungen 

für EUAs in aggregierter Form abgebildet (Tabelle 12). 
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Tabelle 12: Einnahmenveränderungen von Bund und Ländern in Abhängigkeit verschiedener Zertifikatepreise 

Zertifikatepreis  15 €/t CO2 25 €/t CO2 30 €/t CO2 40 €/t CO2 
Einnahmen Bund aus Auktionierung 

 2013 3.843 Mio. € 6.405 Mio. € 7.686 Mio. € 10.227 Mio. €
 2020 4.863 Mio. € 8.104 Mio. € 9.725 Mio. € 12.946 Mio. €

Einnahmenausfälle Bund 
Körperschaftssteuer 2013 265 Mio. € 441 Mio. € 529 Mio. € 706 Mio. €
Gewerbesteuer 2013 19 Mio. € 32 Mio. € 39 Mio. € 51 Mio. €
gesamt 2013 284 Mio. € 473 Mio. € 567 Mio. € 756 Mio. €

Körperschaftssteuer 2020 336 Mio. € 559 Mio. € 671 Mio. € 895 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 24 Mio. € 40 Mio. €  49 Mio. € 65 Mio. €
gesamt 2020 360 Mio. € 600 Mio. € 720 Mio. € 959 Mio. €

Einnahmenausfälle Bundesländer 
Körperschaftssteuer 2013 265 Mio. € 441 Mio. € 529 Mio. € 706 Mio. €
Gewerbesteuer 2013 76 Mio. € 127 Mio. € 153 Mio. € 204 Mio. €
gesamt 2013 341 Mio. € 568 Mio. € 682 Mio. € 909 Mio. €

Körperschaftssteuer 2020 336 Mio. € 559 Mio. € 671 Mio. € 895 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 97 Mio. € 161 Mio. € 194 Mio. € 258 Mio. €
gesamt 2020 432 Mio. € 721 Mio. € 865 Mio. € 1.153 Mio. €

Einnahmenausfälle Kommunen 
Gewerbesteuer 2013 429 Mio. € 715 Mio. € 858 Mio. € 1.144 Mio. €
Gewerbesteuer 2020 545 Mio. € 909 Mio. € 1.091 Mio. € 1.454 Mio. €
Quelle: Eigene Berechnungen  
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Im Folgenden wird die Einnahmenveränderung am Beispiel eines Zertifikatepreises in Höhe 

von 25 EUR ausführlich diskutiert.  

Demnach kann der Bund im Jahr 2013 Erlöse aus einer geschätzten Menge an zu verstei-

gernden Emissionsrechten in Höhe von 256 Mio. Zertifikaten generieren. Bei einem erwarte-

ten mittleren Preis von 25 EUR/t CO2 für die dritte Handelsperiode beträgt das Gesamtvolu-

men der Einnahmen aus Auktionierung auf Bundesebene im Jahr 2013 damit in etwa 

6,405 Mrd. EUR. Es ist davon auszugehen, dass das EU-ETS auch mittelfristig ein zentrales 

Instrument der Dekarbonisierungsstrategie der EU darstellen wird, so dass mittelfristig mit 

regelmäßigen Einnahmen aus der Auktionierung zu rechnen ist. Dabei muss berücksichtigt 

werden, dass die Menge der gesamten Zertifikate ab 2013 jährlich um 1,74% (Ausgangsba-

sis 2010) verknappt wird und der Anteil der zu auktionierenden Emissionsrechte in den 

nächsten Jahren stetig zunehmen soll. Eine grobe Abschätzung für 2020 sieht demnach 

Einnahmen des Bundes in Höhe von etwa 8,104 Mrd. EUR vor. Dem stehen Steuerausfälle 

auf Seiten des Bundes in Höhe von ca. 473 Mio. EUR (in 2020 ca. 569 Mio. EUR) gegen-

über, die durch die geringeren Erträge der steuerpflichtigen Unternehmen entstehen. Dieser 

Betrag setzt sich zusammen aus ca. 441 Mio. EUR (in 2020 ca. 559 Mio. EUR) Ausfälle im 

Aufkommen aus der Körperschaftsteuer und ca. 32 Mio. EUR (in 2020 ca. 40 Mio. EUR) 

Ausfälle im Gewerbesteueraufkommen. Unter der Annahme, dass die Einnahmeveränderun-

gen des Bundes sich linear im Laufe der Zeit verändern, ist zu erwarten, dass der Bund über 

die gesamte dritte Periode des EU-ETS von 2013 bis 2020 aus den Versteigerungen ca. 

58,038 Mrd. EUR einnehmen kann. Dem stehen von Seiten des Bundes im selben Zeitraum 

Steuerausfälle in Höhe von ca. 4,290 Mrd. EUR gegenüber. 

Die Steuerausfälle betreffen auch die Länderebene (Länder und Kommunen). Auf Grund des 

höheren Länderanteils in der Gewerbesteuerumlage fallen diese höher aus als beim Bund. 

Sie betragen ca. 1.283 Mio. EUR (ca. 441 Mio. EUR Ausfälle in der Körperschaftsteuer und 

ca. 842 Mio. EUR Ausfälle im Gewerbesteueraufkommen) in 2013 und ca. 1.630 Mio. EUR 

(ca. 559 Mio. EUR Körperschaftsteuer und ca. 1.070 Mio. EUR Gewerbesteuer) in 2020. 

Unterstellt man auch bei den Bundesländern eine lineare Entwicklung der Einnahmeverän-

derung, so summieren sich in der dritten Periode des EU-ETS die Steuerausfälle der einzel-

nen Länder auf insgesamt ca. 11.651 Mio. EUR. Tabelle 14 gibt für die verschiedenen Ge-

bietskörperschaften eine detaillierte Übersicht der Einnahmeveränderung über die gesamte 

dritte Periode. 
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Tabelle 13: Gesamte erwartete Einnahmeveränderungen auf Ebene des Bundes und der Bundesländer im Laufe der dritten Periode des EU-ETS 

 15 €/t CO2 25 €/t CO2 30 €/t CO2 40 €/t CO2 
Erlöse aus Versteigerung 
Bund 34.823 Mio. € 58.038 Mio. € 69.645 Mio. € 92.860 Mio. €
     
Steuerausfälle 
Bund 2.574 Mio. € 4.290 Mio. € 5.147 Mio. € 6.863 Mio. €
 
BB 681 Mio. € 1.136 Mio. € 1.363 Mio. € 1.817 Mio. €
BE 143 Mio. € 239 Mio. € 287 Mio. € 382 Mio. €
BW 332 Mio. € 554 Mio. € 665 Mio. € 887 Mio. €
BY 266 Mio. € 443 Mio. € 531 Mio. € 708 Mio. €
HB 145 Mio. € 242 Mio. € 290 Mio. € 387 Mio. €
HE 146 Mio. € 243 Mio. € 291 Mio. € 388 Mio. €
HH 49 Mio. € 82 Mio. € 98 Mio. € 131 Mio. €
MV 45 Mio. € 75 Mio. € 90 Mio. € 120 Mio. €
NI 702 Mio. € 1.170 Mio. € 1.404 Mio. € 1.872 Mio. €
NW 3.411 Mio. € 5.685 Mio. € 6.822 Mio. € 9.096 Mio. €
RP 121 Mio. € 201 Mio. € 241 Mio. € 322 Mio. €
SH 103 Mio. € 172 Mio. € 207 Mio. € 276 Mio. €
SL 187 Mio. € 312 Mio. € 374 Mio. € 499 Mio. €
SN 386 Mio. € 643 Mio. € 772 Mio. € 1.029 Mio. €
ST 239 Mio. € 398 Mio. € 477 Mio. € 636 Mio. €
TH 34 Mio. € 57 Mio. € 69 Mio. € 92 Mio. €
Gesamt Länder 6.991 Mio. € 11.651 Mio. € 13.981 Mio. € 18.642 Mio. €

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Auf Grund der ungleichen Verteilung von emissionshandelspflichtigen Anlagen und deren 

Emissionen in Deutschland (siehe Abschnitt 2.2), verteilen sich die erwarteten Steuerausfälle 

sehr ungleich auf die einzelnen Bundesländer. So ist in 2013 Nordrhein-Westfalen von 49% 

der Steuerausfälle betroffen, während Thüringen nur 0,5% zu schultern hat. Der Anteil, der 

Hessen betrifft, beträgt 2%. Die Steuerausfälle in den Stadtstaaten Berlin und Hamburg sind 

vergleichsweise hoch, weil diese Bundesländer einen höheren Anteil der Gewerbesteuerein-

nahmen erhalten. Es ist allerdings möglich, dass sich die Steuerausfälle in der Realität etwas 

gleichmäßiger verteilen, da bei den Berechnungen die vereinfachende Annahme getroffen 

wurde, dass die Zuteilung auf die Bundesländer ungefähr der Aufteilung der Emissionen auf 

die emittierenden Anlagen eines Unternehmens folgt (wie in Abschnitt 3.1.2 erläutert). In 

Wirklichkeit erfolgt diese Zuteilung aber gemäß dem Gewerbesteuergesetz (§§28 bis 33) der 

Aufteilung der Arbeitnehmerlohnsumme auf die Betriebsstätten. Tabelle 14 gibt nähere Aus-

kunft über die erwarteten Steuerausfälle mit diesen vereinfachenden Annahmen für die ein-

zelnen Bundesländer in 2013. Darin sind Erwartungen bezüglich der Körperschaft- und Ge-

werbesteuerausfälle enthalten. Bei der Gewerbesteuer wird zwischen Länder- und Kommu-

nenebene unterschieden. Die entsprechenden Erwartungen für das Jahr 2020 finden sich in 

Tabelle 15. Abschätzungen für andere Preiserwartungen (vgl. Abschnitt 3.1.1) für die Jahre 

2013 und 2020 sind im Anhang (Tabellen 18-23) aufgeführt. 
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Tabelle 14: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2013 bei einem Zertifikatepreis von 25 €/t CO2 

Bundes- 
land 

Körperschaftssteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt 
BB 52 Mio. € 5 Mio. € 70 Mio. € 75 Mio. € 127 Mio. € 9,90%
BE 9 Mio. € 17 Mio. € 0 € 17 Mio. € 27 Mio. € 2,08%
BW 22 Mio. € 6 Mio. € 33 Mio. € 39 Mio. € 61 Mio. € 4,79%
BY 17 Mio. € 5 Mio. € 26 Mio. € 31 Mio. € 48 Mio. € 3,76%
HB 4 Mio. € 3 Mio. € 19 Mio. € 22 Mio. € 26 Mio. € 2,03%
HE 8 Mio. € 2 Mio. € 14 Mio. € 16 Mio. € 24 Mio. € 1,91%
HH 3 Mio. € 6 Mio. € 0 € 6 Mio. € 9 Mio. € 0,72%
MV 3 Mio. € 0,3 Mio. € 5 Mio. € 5 Mio. € 8 Mio. € 0,65%
NI 47 Mio. € 13 Mio. € 69 Mio. € 81 Mio. € 128 Mio. € 9,98%
NW 205 Mio. € 57 Mio. € 367 Mio. € 424 Mio. € 628 Mio. € 48,96%
RP 7 Mio. € 2 Mio. € 11 Mio. € 14 Mio. € 21 Mio. € 1,64%
SH 8 Mio. € 2 Mio. € 9 Mio. € 11 Mio. € 19 Mio. € 1,48%
SL 12 Mio. € 3 Mio. € 19 Mio. € 22 Mio. € 34 Mio. € 2,69%
SN 24 Mio. € 2 Mio. € 45 Mio. € 47 Mio. € 71 Mio. € 5,54%
ST 17 Mio. € 2 Mio. € 25 Mio. € 27 Mio. € 43 Mio. € 3,37%
TH 3 Mio. € 0,2 Mio. € 4 Mio. € 4 Mio. € 6 Mio. € 0,51%
gesamt 441 Mio. € 127 Mio. € 715 Mio. € 842 Mio. € 1.283 Mio. € 100,00%

Quelle: Eigene Berechnungen 
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Tabelle 15: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2020 bei einem Zertifikatepreis von 25 €/t CO2 

Bundes- 
land 

Körperschaftssteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt 
BB 64 Mio. € 6 Mio. € 86 Mio. € 92 Mio. € 157 Mio. € 9,62%
BE 12 Mio. € 21 Mio. € 0 € 21 Mio. € 33 Mio. € 2,03%
BW 28 Mio. € 8 Mio. € 41 Mio. € 49 Mio. € 77 Mio. € 4,73%
BY 22 Mio. € 7 Mio. € 34 Mio. € 41 Mio. € 62 Mio. € 3,83%
HB 6 Mio. € 4 Mio. € 25 Mio. € 28 Mio. € 34 Mio. € 2,11%
HE 12 Mio. € 4 Mio. € 21 Mio. € 24 Mio. € 36 Mio. € 2,22%
HH 4 Mio. € 8 Mio. € 0 € 8 Mio. € 11 Mio. € 0,69%
MV 4 Mio. € 0,4 Mio. € 6 Mio. € 6 Mio. € 10 Mio. € 0,64%
NI 60 Mio. € 16 Mio. € 88 Mio. € 105 Mio. € 164 Mio. € 10,09%
NW 258 Mio. € 72 Mio. € 463 Mio. € 535 Mio. € 793 Mio. € 48,66%
RP 10 Mio. € 3 Mio. € 16 Mio. € 19 Mio. € 29 Mio. € 1,80%
SH 10 Mio. € 3 Mio. € 12 Mio. € 15 Mio. € 24 Mio. € 1,48%
SL 15 Mio. € 4 Mio. € 24 Mio. € 28 Mio. € 43 Mio. € 2,67%
SN 30 Mio. € 3 Mio. € 56 Mio. € 60 Mio. € 90 Mio. € 5,51%
ST 22 Mio. € 2 Mio. € 32 Mio. € 34 Mio. € 56 Mio. € 3,44%
TH 3 Mio. € 0,3 Mio. € 5 Mio. € 5 Mio. € 8 Mio. € 0,48%
gesamt 559 Mio. € 161 Mio. € 909 Mio. € 1.070 Mio. € 1.630 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Die Steuerausfälle der einzelnen Länder können noch auf die Einwohnerzahl im jeweiligen 

Bundesland bezogen werden, um die Pro-Kopf-Belastung aufzuzeigen. Die Berechnungen 

basieren auf den prognostizierten Einwohnerzahlen (mittlere Bevölkerung, Untergrenze, Va-

riante 1-W1) des Statistischen Bundesamtes (Statistisches Bundesamt, 2011) für das Jahr 

2013 sowie 2020. Die Tabelle 16 und Tabelle 17 zeigen die Belastung pro Einwohner jeweils 

für die Preise von 15, 25, 30 sowie 40 EUR/t CO2. Bezogen auf die Einwohnerzahl sind die 

Länder Brandenburg, Bremen, Nordrhein-Westfalen und Saarland am stärksten betroffen.  
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Tabelle 16: Erwartete Pro-Kopf-Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer in 2013 unterschiedlichen Zertifikatepreisen 

 15 €/t CO2 25 €/t CO2 30 €/t CO2 40 €/t CO2 
Bund 4 €/Kopf 6 €/Kopf 7 €/Kopf 9 €/Kopf
Länder 
BB 31 €/Kopf 51 €/Kopf 62 €/Kopf 82 €/Kopf
BE 5 €/Kopf 8 €/Kopf 9 €/Kopf 12 €/Kopf
BW 3 €/Kopf 6 €/Kopf 7 €/Kopf 9 €/Kopf
BY 2 €/Kopf 4 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf
HB 24 €/Kopf 40 €/Kopf 48 €/Kopf 63 €/Kopf
HE 2 €/Kopf 4 €/Kopf 5 €/Kopf 7 €/Kopf
HH 3 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf 8 €/Kopf
MV 3 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf 8 €/Kopf
NI 10 €/Kopf 16 €/Kopf 20 €/Kopf 26 €/Kopf
NW 21 €/Kopf 36 €/Kopf 43 €/Kopf 57 €/Kopf
RP 3 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf 8 €/Kopf
SH 4 €/Kopf 7 €/Kopf 8 €/Kopf 11 €/Kopf
SL 21 €/Kopf 35 €/Kopf 42 €/Kopf 56 €/Kopf
SN 10 €/Kopf 17 €/Kopf 21 €/Kopf 28 €/Kopf
ST 12 €/Kopf 19 €/Kopf 23 €/Kopf 31 €/Kopf
TH 2 €/Kopf 3 €/Kopf 4 €/Kopf 5 €/Kopf
Gesamt Länder 9 €/Kopf 16 €/Kopf 19 €/Kopf 25 €/Kopf

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einwohnerschätzungen des Statistischen Bundesamtes (mittlere Bevölkerung, Untergrenze (Variante 1-W1)) 



42 

 

Tabelle 17: Erwartete Pro-Kopf-Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer in 2020 bei unterschiedlichen Zertifikatepreisen 

 15 €/Kopf/t CO2 25 €/Kopf/t CO2 30 €/Kopf/t CO2 40 €/Kopf/t CO2 
Bund 5 €/Kopf 8 €/Kopf 9 €/Kopf 12 €/Kopf
Länder 
BB 39 €/Kopf 65 €/Kopf 78 €/Kopf 104 €/Kopf
BE 6 €/Kopf 10 €/Kopf 12 €/Kopf 16 €/Kopf
BW 4 €/Kopf 7 €/Kopf 9 €/Kopf 12 €/Kopf
BY 3 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf 8 €/Kopf
HB 32 €/Kopf 53 €/Kopf 63 €/Kopf 85 €/Kopf
HE 4 €/Kopf 6 €/Kopf 7 €/Kopf 10 €/Kopf
HH 4 €/Kopf 6 €/Kopf 7 €/Kopf 10 €/Kopf
MV 4 €/Kopf 7 €/Kopf 8 €/Kopf 11 €/Kopf
NI 13 €/Kopf 21 €/Kopf 26 €/Kopf 34 €/Kopf
NW 27 €/Kopf 46 €/Kopf 55 €/Kopf 73 €/Kopf
RP 4 €/Kopf 7 €/Kopf 9 €/Kopf 12 €/Kopf
SH 5 €/Kopf 9 €/Kopf 10 €/Kopf 14 €/Kopf
SL 27 €/Kopf 46 €/Kopf 55 €/Kopf 73 €/Kopf
SN 14 €/Kopf 23 €/Kopf 28 €/Kopf 37 €/Kopf
ST 16 €/Kopf 27 €/Kopf 32 €/Kopf 43 €/Kopf
TH 2 €/Kopf 4 €/Kopf 5 €/Kopf 6 €/Kopf
Gesamt Länder 12 €/Kopf 20 €/Kopf 24 €/Kopf 33 €/Kopf

Quelle: Eigene Berechnungen auf Basis der Einwohnerschätzungen des Statistischen Bundesamtes (mittlere Bevölkerung, Untergrenze (Variante 1-W1)) 
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Die Abschätzungen in Tabelle 14 und Tabelle 15 stellen die Mindereinnahmen der einzelnen 

Länder vor dem Finanzausgleich dar. Der Finanzausgleich soll eine angemessene und auf-

gabenadäquate Finanzausstattung aller Länder sicherstellen. Nach Art. 107 GG ist dabei die 

unterschiedliche Finanzkraft der Länder zu berücksichtigen (vgl. Gabler Wirtschaftslexikon, 

2011). Die Auswirkungen der in Tabelle 14 und Tabelle 15 dargestellten Mindereinnahmen 

auf der Basis eines Zertifikatepreises von 25 €//t CO2 für die Jahre 2013 und 2020 auf Um-

satzsteuerverteilung, Länderfinanzausgleich und allgemeine Bundesergänzungszuweisun-

gen wurden vom Hessischen Ministerium der Finanzen (HMdF) durchgeführt. Die ausführli-

che Erklärung des HMdF zu der Vorgehensweise dieser Berechnungen findet sich im An-

hang A.3. Die gerundeten Ergebnisse finden sich in Tabelle 18 und Tabelle 19. Durch die 

Umsatzsteuerverteilung, den Länderfinanzausgleich und der allgemeinen Bundesergän-

zungszuweisung kommt es bei den Ländern Brandenburg, Bremen, Niedersachsen, Nord-

rhein-Westfalen, Saarland, Sachsen und Sachsen-Anhalt zu einem Teilausgleich ihrer Belas-

tungen. Damit fallen die Mindereinnahmen nach dem Finanzausgleich bei diesen Ländern 

niedriger aus als ohne diese Berücksichtigung. Dagegen werden die Länder Baden-

Württemberg, Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Rheinland-

Pfalz, Schleswig-Holstein und Thüringen nach dem Finanzausgleich zusätzlich belastet. Mit 

der Berücksichtigung der Umsatzsteuerverteilung, des Länderfinanzausgleich und der allge-

meinen Bundesergänzungszuweisung ergeben sich für das Land Hessen (Land und Kom-

munen) Mindereinnahmen von 53 Mio. EUR im Jahr 2013 und 71 Mio. EUR im Jahr 2020 

(Berechnungen durch das Hessische Ministerium der Finanzen, HMdF). Damit hat Hessen 

einen Anteil von 4,47% im Jahr 2013 bzw. 4,69% im Jahr 2020 an den Steuerausfällen zu 

tragen. 
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Tabelle 18: Erwartete Steuerausfälle nach Finanzausgleich auf Ebene der Länder und der Kommunen in 2013 bei einem Zertifikatepreis von 25 €/t CO2 in Mio. EUR 

BB BE BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SL SN ST TH gesamt 
I. Auswirkungen Landeshaushalte in Mio. EUR 

Körperschaftsteuer -52 -9 -22 -17 -4 -8 -3 -3 -47 -205 -7 -8 -12 -24 -17 -3 -441 
Gewerbesteuerumlage -5 -1 -2 -2 -1 -1 0 0 -5 -21 -1 -1 -1 -2 -2 0 -45 
erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 0 -4 -3 -2 -2 -1 0 -8 -36 -1 -1 -2 0 0 0 -61 
Mindereinnahmen Länder vor 
Finanzausgleich -57 -10 -29 -22 -7 -11 -4 -3 -59 -262 -10 -10 -15 -26 -18 -3 -547 

II. Auswirkungen Gemeinden in Mio. EUR
Gewerbesteuer brutto -78 -20 -41 -33 -23 -17 -7 -5 -85 -438 -14 -12 -23 -49 -28 -4 -877 
abzgl. Gewerbesteuerumlage 
Bund -4 -1 -2 -1 -1 -1 0 0 -3 -15 -1 -1 -1 -2 -1 0 -32 
abzgl. Gewerbesteuerumlage 
Land -5 -1 -2 -2 -1 -1 0 0 -5 -21 -1 -1 -1 -2 -2 0 -45 
abzgl. Erhöhte Gewerbesteu-
erumlage 0 0 -4 -3 -2 -2 -1 0 -8 -36 -1 -1 -2 0 0 0 -61 
Gewerbesteuer netto -70 -19 -33 -26 -19 -14 -6 -5 -69 -367 -11 -9 -19 -45 -25 -4 -740 
Mindereinnahmen Land und 
Gemeinden zusammen vor Fi-
nanzausgleich -127 -29 -61 -48 -26 -24 -10 -8 -128 -628 -21 -19 -34 -71 -43 -6 -1.286 
Anteil Land in % 9,88% 2,25% 4,78% 3,75% 2,02% 1,90% 0,78% 0,65% 9,96% 48,84% 1,64% 1,48% 2,68% 5,52% 3,36% 0,50% 100% 

III. Finanzausgleich* in Mio. EUR 
Umsatzsteuerverteilung 40 -10 -2 -2 1 -1 0 -6 3 -2 -14 -8 7 1 4 -10 0 
Länderfinanzausgleich 33 -17 -44 -58 5 -28 -11 -5 4 130 -10 -5 5 3 4 -8 0 
Bundesergänzungszuweisungen 10 -5 0 0 1 0 0 -2 3 97 -5 -3 2 1 1 -3 98 
Auswirkungen Finanzausgleich 
insgesamt 83 -32 -45 -60 7 -29 -11 -12 10 225 -29 -16 14 5 9 -20 98 

IV. Wirkungen nach Finanzausgleich in Mio. EUR 
Auswirkungen Länder nach Fi-
nanzausgleich 25 -42 -74 -82 0 -39 -15 -16 -50 -36 -39 -26 -1 -21 -9 -23 -449 
Auswirkungen Länder und Ge-
meinden nach Finanzausgleich -44 -61 -107 -108 -19 -53 -21 -21 -118 -403 -50 -35 -20 -66 -34 -27 -1.188 
Anteil Land in % 3,73% 5,11% 8,98% 9,08% 1,62% 4,47% 1,78% 1,75% 9,97% 33,90% 4,23% 2,98% 1,71% 5,55% 2,89% 2,26% 100% 

Quelle: Berechnungen des Hessischen Ministeriums der Finanzen (HMDF) auf Grundlage der Abschätzungen des ZEWs 

*) Berechnet auf der Basis der vorläufigen Abrechnung für das Jahr 2010, ohne Berücksichtigung der Leistungsprämie nach § 7 Abs. 3 FAG. Weiter wurde unterstellt, dass die Veränderungen bei der 
Realsteuerkraft bereits im Berechnungsjahr wirksam werden (lt. FAG mit einjähriger Verzögerung). 
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Tabelle 19: Erwartete Steuerausfälle nach Finanzausgleich auf Ebene der Länder und der Kommunen in 2020 bei einem Zertifikatepreis von 25 €/t CO2 in Mio. EUR 

BB BE BW BY HB HE HH MV NI NW RP SH SL SN ST TH gesamt 
I. Auswirkungen Landeshaushalte in Mio. EUR 

Körperschaftsteuer -64 -12 -28 -22 -6 -12 -4 -4 -60 -258 -10 -10 -15 -30 -22 -3 -559 
Gewerbesteuerumlage -6 -1 -3 -2 -1 -1 0 0 -6 -26 -1 -1 -1 -3 -2 0 -57 
erhöhte Gewerbesteuerumlage 0 0 -5 -4 -2 -2 -1 0 -10 -46 -2 -2 -3 0 0 0 -77 
Mindereinnahmen Länder vor 
Finanzausgleich -71 -13 -36 -28 -10 -16 -4 -4 -76 -330 -13 -12 -19 -33 -24 -3 -693 

II. Auswirkungen Gemeinden in Mio. EUR
Gewerbesteuer brutto -97 -20 -51 -42 -29 -25 -7 -7 -109 -554 -20 -15 -29 -62 -36 -5 -1.108 
abzgl. Gewerbesteuerumlage 
Bund -4 -1 -2 -2 -1 -1 0 0 -4 -18 -1 -1 -1 -2 -1 0 -40 
abzgl. Gewerbesteuerumlage 
Land -6 -1 -3 -2 -1 -1 0 0 -6 -26 -1 -1 -1 -3 -2 0 -57 
abzgl. Erhöhte Gewerbesteu-
erumlage 0 0 -5 -4 -2 -2 -1 0 -10 -46 -2 -2 -3 0 0 0 -77 
Gewerbesteuer netto -86 -19 -41 -34 -25 -21 -6 -6 -88 -463 -16 -12 -24 -56 -32 -5 -934 
Mindereinnahmen Land und 
Gemeinden zusammen vor Fi-
nanzausgleich -157 -31 -77 -62 -34 -36 -11 -10 -164 -793 -29 -24 -43 -90 -56 -8 -1.627 
Anteil Land in % 9,64% 1,91% 4,73% 3,84% 2,12% 2,23% 0,66% 0,64% 10,10% 48,74% 1,80% 1,48% 2,67% 5,52% 3,45% 0,48% 100% 

III. Finanzausgleich * in Mio. EUR
Umsatzsteuerverteilung 48 -14 -4 -5 2 -3 -1 -8 3 12 -18 -11 8 0 5 -14 0 
Länderfinanzausgleich 40 -23 -55 -72 6 -32 -14 -6 6 157 -11 -6 7 5 6 -9 0 
Bundesergänzungszuweisungen 12 -7 0 0 1 0 0 -2 5 117 -6 -4 3 1 2 -3 119 
Auswirkungen Finanzausgleich 
insgesamt 101 -44 -59 -77 10 -34 -15 -16 14 286 -35 -21 18 6 12 -26 119 

IV. Wirkungen nach Finanzausgleich in Mio. EUR 
Auswirkungen Länder nach 
Finanzausgleich 31 -56 -95 -105 0 -50 -19 -20 -62 -44 -48 -33 -2 -27 -11 -30 -574 
Auswirkungen Länder und Ge-
meinden nach Finanzausgleich -56 -75 -136 -139 -25 -71 -26 -26 -151 -507 -64 -45 -26 -83 -44 -34 -1.508 
Anteil Land in % 3,69% 4,97% 9,03% 9,25% 1,64% 4,69% 1,70% 1,75% 9,99% 33,66% 4,26% 2,97% 1,71% 5,53% 2,90% 2,26% 100% 

Quelle: Berechnungen des Hessischen Ministeriums der Finanzen (HMDF) auf Grundlage der Abschätzungen des ZEWs 

*) Berechnet auf der Basis der vorläufigen Abrechnung für das Jahr 2010, ohne Berücksichtigung der Leistungsprämie nach § 7 Abs. 3 FAG. Weiter wurde unterstellt, dass die Veränderungen bei der 
Realsteuerkraft bereits im Berechnungsjahr wirksam werden (lt. FAG mit einjähriger Verzögerung). 
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4 DER RECHTSRAHMEN DES EMISSIONSHANDELS NACH GELTENDEM 

RECHT 

4.1 DIE VORFRAGE: VERFASSUNGSRECHTLICHE ZULÄSSIGKEIT DER VERGABE 

KNAPPER RESSOURCEN UND NUTZUNGSMÖGLICHKEITEN IM WEGE DER 

VERSTEIGERUNG? 

4.1.1 GRUNDZÜGE DES RECHTSRAHMENS DES EMISSIONSZERTIFIKATEHANDELS 

Die Einführung eines Emissionsrechtehandels stellt ein Kernstück des aktuellen Rechts der 

Vermeidung von Emissionen dar. Den Anstoß gaben die Klimarahmenkonvention von Rio 

(1992) und das Kyoto-Protokoll (1997, KP). Art. 3 Abs. 1, 4 KP ermöglichen eine gemeinsa-

me Erfüllung der völkerrechtlichen Pflichten zur Emissionsvermeidung. Das hat die EG-

Emissionshandelsrichtlinie vom 13.10.2003 (zuletzt geändert 2009) aufgegriffen.16 Die natio-

nale Umsetzung vollziehen das Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz (TEHG), das Zutei-

lungsgesetz (ZuG 2012) sowie die Zuteilungsverordnung (ZuV 2012). Gegenwärtig liegt der 

Entwurf eines Artikelgesetzes zur „Anpassung der Rechtsgrundlagen für die Fortentwicklung 

des Emissionshandels“ vor, der im Folgenden einbezogen wird, soweit er von Bedeutung ist. 

Kern des Gesetzes, das 2011 von den gesetzgebenden Organen beraten werden soll, ist ein 

neues TEHG (zit. als TEHG-E). 

Während das TEHG den grundlegenden Rahmen des Zertifikatehandels in Deutschland 

normiert, regelt das ZuG 2012 die nationalen CO2-Emissionsziele und die Zuteilung von 

Emissionsberechtigungen allein für den Zeitraum zwischen 2008 und 2012. Für jede weitere 

Zuteilungsperiode ist ein neues Gesetz zu erlassen. 

Die Grundentscheidung des Emissionshandels besteht darin, das zuvor freie Gut der Atmo-

sphärennutzung zu verknappen und dem Marktmechanismus zu unterwerfen. Allerdings be-

nötigt die Einführung der Emittenten in einen solchen Mechanismus des ordnungsrechtlichen 

Ausgangspunktes. Ihn etabliert § 4 Abs. 1 TEHG mit der Genehmigungspflicht für die Frei-

setzung von Treibhausgasen. Von Bedeutung – auch für die finanzverfassungsrechtlichen 

Fragen der Mittelverteilung – ist die Zuständigkeit. Nach § 20 Abs. 1 TEHG (künftig § 19 Abs. 

1 TEHG-E) erteilt die Genehmigung das Umweltbundesamt, sofern nicht die Immissions-

schutzbehörden der Länder bei genehmigungsbedürftigen Anlagen (§ 4 Abs. 1 S. 3 BIm-

SchG) zuständig sind. Letztere Zuständigkeit ist in der Praxis die Regel. § 6 Abs. 1 TEHG 

(zukünftig § 7 Abs. 1 TEHG-E) schreibt die Grundpflicht des Verantwortlichen fest, in jedem 
                                                 
16 Richtlinien 2003/87/EG und 2009/29/EG (Abl. L 140 vom 5.6.2009, S. 63). 
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Jahr für die im vorausgegangenen Jahr verursachten Emissionen eine entsprechende Zahl 

von Berechtigungen (vgl. § 3 Abs. 4 TEHG, zukünftig § 3 Abs. 1 Nr. 3 TEHG-E) abzugeben. 

Dieses neue System der Emissionsbewirtschaftung hat für die Betreiber von (immissions-

schutzrechtlich) genehmigten (Alt)Anlagen die vieldiskutierte Frage nach der Verfassungs-

mäßigkeit und auch der Vereinbarkeit mit europäischem Primärrecht gestellt. Das Bundes-

verwaltungsgericht hat sie bejaht. Da die Einführung des Handelssystems auf zwingenden 

europarechtlichen Festlegungen beruht, kann diese Grundentscheidung nach der Recht-

sprechung des Bundesverfassungsgerichts17 nicht an den Grundrechten des Grundgesetzes 

überprüft werden. Das BVerwG zieht stattdessen Art. 1 ZP zur EMRK (Eigentumsschutz) 

heran, auf den Art. 6 Abs. 2 EUV (bis zum Lissabon-Vertrag) Bezug nahm, ferner Art. 17 der 

Grundrechtecharta (GrCH). Nunmehr gelten diese Vorschriften nach dem neugefassten Art. 

6 EUV; ein Unterschied im Schutzumfang folgt daraus nicht. Die Einführung eines Emissi-

onshandelssystems stelle zwar einen Eingriff in das Eigentumsrecht dar, der aber aus Grün-

den des Allgemeininteresses gerechtfertigt und verhältnismäßig sei.18 

Die Berechtigungen, die auf der Grundlage der §§ 6 ff. ZuG 2012 ausgegeben werden, sind 

nach § 16 ZuG 2012 kostenfrei. Die §§ 19 ff. ZuG 2012 sehen jedoch daneben in der Perio-

de von 2008 bis 2012 erstmals für 40 Mio. Berechtigungen (ca. 9 %) die Möglichkeit einer 

entgeltlichen Veräußerung vor (vgl. § 21 Abs. 1 ZuG 2012). Das hält sich in dem durch Art. 

10 der EH-Richtlinie von 2003 eröffneten Rahmen. Hierbei wird die in § 21 Abs. 1, 2 ZuG 

2012 ermöglichte Form der Versteigerung genutzt. Seit dem 1. Januar 2010 werden 40 Mio. 

Berechtigungen versteigert (§ 2 Emissionshandels-Versteigerungsverordnung 2012, EHVV 

2012). Nach der Richtlinie von 2009 soll für den Bereich der Stromerzeugung ab 2013 eine 

vollständige kostenpflichtige Versteigerung aller Berechtigungen zur Regel werden (Art. 10 

Abs. 1, 10a Abs. 3 n. F., geändert durch Art. 1 Nr. 2 der RL von 2009). § 19 S. 2 bis 4 ZuG 

2012 bestimmen sodann: „Die Erlöse aus der Veräußerung stehen dem Bund zu. Sie werden 

in den Einzelplan des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

eingestellt. Über die Verwendung der Erlöse wird im Rahmen des jährlichen Haushaltsgeset-

zes entschieden.“ Im zukünftigen ZuG soll der Satz 3 gestrichen werden; an der Zuordnung 

der Erlöse zum Bundeshaushalt ändert sich jedoch nichts. Die Richtlinie schreibt den Mit-

gliedstaaten unter Berufung auf das Vorsorgeprinzip nach Art. 191 AEUV vor, einen be-

stimmten Anteil der Erträge (mindestens 50 %) für insbesondere klimaschützende Projekte 

zu verwenden. 

                                                 
17 Vgl. BVerfGE 73, 339 (Solange II); 102, 147 (164); 118, 79 (95 ff.); dazu Schlaich/Korioth, Das Bun-
desverfassungsgericht, 8. Auflage 2010, Rn. 359 ff. 
18 BVerwGE 124, 47 (60 ff.); dazu F. Becker, NVwZ 2006, S. 782 ff. Der EuGH, NVwZ 2009, S. 382, 
hat zudem Verstöße gegen den Gleichheitssatz grundsätzlich verneint. 
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Zukünftig soll § 8 Abs. 1 TEHG lauten: „Alle der Bundesrepublik Deutschland durch die Eu-

ropäische Kommission nach der Richtlinie 2003/87/EG zur Versteigerung zugewiesenen Be-

rechtigungen werden versteigert. Die Versteigerung erfolgt nach den Regeln der Verordnung 

(EU) Nr. 1031/2010 der Kommission vom 12.November 2010 über den zeitlichen und admi-

nistrativen Ablauf sowie sonstige Aspekte der Versteigerung von Treibhausgasemissionszer-

tifikaten gemäß der Richtlinie 2003/87/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über 

ein System für den Handel mit Treibhausgasemissionszertifikaten in der Gemeinschaft (Abl. 

L 302 vom 18.11.2010, S.1) in der jeweils geltenden Fassung.“ Damit wird sich der verstei-

gerte Anteil der Berechtigungen kontinuierlich erhöhen. § 8 Abs. 3  TEHG-E bekräftigt die 

Ertragshoheit des Bundes für die Versteigerungserlöse ab der Handelsperiode 2013 und die 

Luftverkehrshandelsperiode 2012. 

4.1.2 VERTEILUNGSENTSCHEIDUNGEN ÜBER KNAPPE NATÜRLICHE RESSOURCEN DURCH 

STAATLICHE VERSTEIGERUNG 
Nach wie vor ist die verfassungsrechtliche Zulässigkeit der entgeltlichen Ausgabe von Be-

rechtigungen durch Versteigerungen nicht endgültig geklärt. Die Frage hat sich auch nicht 

durch die Richtlinie 2009/29/EG dadurch erübrigt, dass jetzt und für die Zukunft das Unions-

recht ausschließlich Versteigerungen zwingend vorschriebe und damit das nationale Recht, 

eingeschlossen das Verfassungsrecht, verdrängte. Die stärkere europäische Harmonisierung 

des Emissionshandelssystems lässt hier dem nationalen Recht nach wie vor Spielraum (vgl. 

Art. 10 Abs. 1 u. 2 der RL 2009/29/EG).19 

Insbesondere Martin Burgi und Peter Selmer halten das nationale Versteigerungssystem für 

verfassungswidrig, weil es gegen Art. 12 und Art. 14 Abs. 1 GG verstieße. Die Eingriffe in 

diese Grundrechte der Betreiber – die zweifellos vorliegen – könnten nicht durch die Beru-

fung auf wichtige Gemeinschaftsgüter gerechtfertigt werden. Zur Emissionsvermeidung als 

öffentlichen Belang trage eine Versteigerung nichts bei. „Das Versteigerungsmodell verän-

dert[e] die Verteilung der Emissionsbefugnisse, nicht aber das Volumen der Treibhaus-

gasemissionen in Deutschland. Ob alle Unternehmen alle Zertifikate kostenlos zugeteilt be-

kommen, ob ein Unternehmen sämtliche Zertifikate in einer Versteigerung gewinnt oder ob 

mehrere Unternehmen mehrere Zertifikate in einer Versteigerung gewinnen, ist unter dem 

Aspekt der Vermeidung irrelevant. Im Gegenteil besteht sogar die Gefahr einer Schwächung 

der  Vermeidungsbelange, weil zur Abmilderung der in einer Teil-Versteigerung liegenden 

                                                 
19 Jungnickel/Dulce, NVwZ 2009, S. 623 ff. 
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Grundrechtseingriffe möglicherweise eine Kompensation in Gestalt der Erhöhung des Ge-

samtkontingents (des cap) erfolgen würde bzw. erfolgen müsste.“20 

Das überzeugt im Ergebnis allerdings nicht. Zunächst lässt die Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts zumindest in Ansätzen erkennen, dass das Gericht der Einführung 

marktlicher Verteilungsentscheidungen im Umwelt- und öffentlichen Wirtschaftsrecht nicht 

ablehnend gegenübersteht. Bei der Zuteilung von Spielbankerlaubnissen hielt das Gericht 

einen völligen Ausschluss von Unternehmen in privater Trägerschaft für einen unverhältnis-

mäßigen Eingriff in Art. 12 GG. Der Schutz der öffentlichen Sicherheit lasse weniger gravie-

rende Eingriffe denkbar erscheinen; hierbei bringt das Bundesverfassungsgericht die Mög-

lichkeit einer Versteigerung ins Spiel: „So hätte etwa geprüft werden können, ob der erstreb-

te Abschöpfungseffekt – allein oder in Kombination mit der Abführung später erzielter Ge-

winne – durch eine Regelung erreicht werden könnte, nach der die Spielbankerlaubnis beim 

Vorliegen mehrerer Bewerbungen unter den [...] geeigneten Erlaubnisbewerbern versteigert 

und demjenigen von ihnen erteilt wird, der das höchste Gebot [...] abgibt.“21 In seiner Ent-

scheidung zu den aus der Versteigerung der UMTS-Mobilfunkfrequenzen erzielten Erlösen 

hat sich das BVerfG zwar nicht ausdrücklich mit dem Verteilungsinstrument Versteigerung 

aus verfassungsrechtlicher Sicht befasst; dies hätte es aber wohl getan, wenn es hier Prob-

leme gesehen hätte.22 Ob sich daraus schließen lässt, dem Gesetzgeber sei es erlaubt, beim 

Vergabeverfahren „neue Methoden“ anzuwenden,23 mag dahinstehen.24 Für die Versteige-

rung von Emissionsberechtigungen lassen sich jedenfalls die Gesichtspunkte heranziehen, 

die das Bundesverwaltungsgericht zur grundsätzlichen Billigung des Handelssystems als 

Ganzem bewogen haben. Die Notwendigkeit, Zertifikate zu ersteigern, greift zwar in die Be-

rufsfreiheit (Art. 12 GG) und, bei Altanlagen, in die Eigentumsfreiheit (Art. 14 Abs. 1 GG) ein. 

Da Aspekte des Vertrauens- und Bestandsschutzes gewahrt sind, trägt im Übrigen die plau-

sible Erwartung des Gesetzgebers, die besondere Hervorhebung des Ausstoßes von Treib-

hausgasen als Kostenfaktor durch die entgeltliche Versteigerung lasse innovationsfördernde 

Anreize zum ökologisch-technologischen Fortschritt entstehen. Auch die schrittweise Einfüh-

rung der Versteigerung als Verteilungsverfahren spricht für die Grundrechtskonformität.25 

                                                 
20 Martin Burgi/Peter Selmer, Verfassungswidrigkeit einer entgeltlichen Zuteilung von Emissionszertifi-
katen, 2007, S. 65 f.; ähnlich Mehrbrey, Verfassungsrechtliche Grenzen eines Marktes handelbarer 
Emissionsrechte, 2003, S. 102 ff. 
21 BVerfGE 102, 197 (215 ff.). 
22 BVerfGE 105, 185 ff. 
23 So Manssen, in: ders. (Hrsg.), Telekommunikationsrecht und Multimediarecht, § 11 TKG Rn. 6 (Be-
arbeitung 2000). 
24 Kritisch Becker, Die Verwaltung 2002, S. 1 ff., 5 ff. 
25 Sacksofsky, in: FS E. Rehbinder, 2007, S. 602 ff.; Diehr, Rechtsschutz im Emissionszertifikate-
Handelssystem, 2006, S. 260 ff. 



50 

 

4.2 EMISSIONSHANDELSZERTIFIKATE UND FINANZVERFASSUNG 

Verfassungsrechtlich kritischer ist die Einordnung der Versteigerungserlöse in die grundge-

setzliche Finanzverfassung. Hierbei sind zwei letztlich miteinander verbundene Fragenkreise 

zu unterscheiden. Zunächst geht es um die Einordnung der Versteigerungserlöse in das Sys-

tem der Staatseinnahmen (4.2.1). Sodann geht es um die Verfassungskonformität der ge-

setzlich festgelegten Ertragshoheit des Bundes (4.2.2) und bejahendenfalls darum, ob den 

Ländern aufgrund zu erwartender Steuerausfälle finanzrechtliche Kompensationsansprüche 

zustehen (4.2.3). 

4.2.1 RECHTLICHE QUALIFIZIERUNG DER VERSTEIGERUNGSERLÖSE 
Anlagenbetreiber, die Treibhausgase nur mit dazu berechtigenden Zertifikaten ausstoßen 

dürfen, müssen jährlich mittels der (auch) versteigerten Zertifikate Zahlungen an den Staat 

leisten. Diese beruhen nicht, wie dies die Umschreibungen „Rechtekauf“ oder „Versteige-

rung“ assoziieren könnten, auf zivilrechtlichen Verpflichtungen.26 Die Versteigerung ist ein 

hoheitlich angeordnetes und durchgeführtes Verteilungssystem des Öffentlichen Rechts, die 

Zahlungspflicht eine öffentlich-rechtliche Geldleistungspflicht. Den Markt für Emissionsbe-

rechtigungen hat erst das Gesetz geschaffen, die Anlagenbetreiber nehmen daran nur teil, 

weil sie durch das TEHG und das ZuG 2012 dazu verpflichtet sind. Bei öffentlich-rechtlichen 

Geldleistungspflichten, zu denen insbesondere Abgaben gehören, gibt es zwar keinen nume-

rus clausus denkbarer Gestaltungen.27 Die festumrissenen Kategorien der einzelnen Abga-

ben lassen jedoch so vielen Gestaltungen Raum, dass eine Einordnung der Versteigerungs-

erlöse in die bestehenden Abgabearten naheliegt. 

4.2.1.1  Steuer 

Der in § 3 Abs. 1 AO einfachgesetzlich definierte Steuerbegriff kann als „Ausdruck eines all-

gemein anerkannten Steuer-Grundbegriffs des Grundgesetzes“ bezeichnet werden, das sei-

nerseits auf eine Definition der Steuer – wie auch der Gebühr und des Beitrags – verzich-

tet.28 Der Steuerbegriff des Grundgesetzes umfasst einmalige oder laufende Geldleistungen, 

die dem Leistenden hoheitlich auferlegt sind, den Gebietskörperschaften zufließen und zur 

Deckung des öffentlichen Finanzbedarfs und somit nicht ausschließlich zum Ausgleich von 

Lasten und Vorteilen voraussetzungslos, das heißt unabhängig von einem erhaltenen Vorteil 

erhoben werden. 

Danach scheidet die Einordnung der Zahlungspflicht für Berechtigung als Steuer aus: Zwar 

müssen Anlagenbetreiber, wenn sie bei jährlichen Veräußerungen Emissionshandelszertifi-

                                                 
26 Anders ist dies bei einem Erwerb von Zertifikaten von Privaten 
27 BVerfGE 93, 319 (342): Die „Finanzverfassung des Grundgesetzes enthält keinen abschließenden 
Kanon zulässiger Abgabetypen“. 
28 Vogel/Waldhoff, Grundzüge des Finanzrechts des Grundgesetzes, 1997, Rn. 362 
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kate zukaufen, an den Staat in gleicher Regelmäßigkeit wie bei Steuern Geldleistungen er-

bringen. Aber die Zahlungen sind Gegenleistungen für die Berechtigung und werden damit 

nicht voraussetzungslos geleistet. Auch lassen sich Veräußerungsentgelte nicht den in Art. 

105, 106 GG aufgeführten Einzelsteuern und Steuerarten zuordnen. Sie unterscheiden sich 

deutlich von Steuern, worin eine erste Voraussetzung aller nichtsteuerlichen Abgaben liegt.29 

4.2.1.2  Gebühr 

Sämtliche nichtsteuerliche Abgaben bedürfen einer besonderen Rechtfertigung, weil die Ein-

nahmeerzielung des Staates nach der Grundentscheidung der Art. 105 ff. GG prinzipiell 

durch Steuern erfolgt.30 Der Erwerb von Zertifikaten in einer staatlichen Versteigerung könnte 

wegen der Einbindung in das System des Emissionshandels und der mengenmäßigen Be-

grenzung eine Gegenleistung für den besonderen Vorteil darstellen, CO2-Emissionen aus-

stoßen zu dürfen. Da für die Gebühr der Gegenleistungsbezug charakteristisch ist und die 

Abschöpfung eines Sondervorteils ihr spezifischer Legitimationsgrund ist, liegt die Einord-

nung der Versteigerungserlöse als Gebühreneinnahme nahe. Dies entspricht einer inzwi-

schen verbreiteten Auffassung,31 wirft jedoch auch Probleme auf. Zum einen gehört zur klas-

sischen Gebühr eine (wertmäßige) Äquivalenz von staatlicher Leistung und Geldzahlung des 

Bürgers als Gegenleistung (Äquivalenzprinzip). Zum anderen gehört es zur Gebühr – wie 

anderen Abgaben auch – dass ihre Höhe in vorherein feststeht (Tatbestandsmäßigkeit der 

Abgabenerhebung). Im Fall der Versteigerung knapper Ressourcen resp. der Verschaffung 

von Nutzungsrechten daran ist aber der staatliche Aufwand begrenzt, die Gegenleistung 

u. U. erheblich und vom Ergebnis der Versteigerung abhängig. Ob in dieser Konstellation die 

besondere Kategorie der „Verleihungsgebühr“ helfen kann,32 ist umstritten, kann aber letzt-

lich offenbleiben. Die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt die Tendenz 

erkennen, das Abgabenspektrum zu öffnen und die den Gebühren (ebenso Beiträgen und 

Sonderabgaben) herkömmlicherweise immanente Ausgleichsfunktion gegenüber der her-

kömmlichen, auf einer öffentlichen Leistung beruhenden Sicht zu öffnen.33 Das Gericht ver-

meidet in solchen Konstellationen die genaue Zuordnung zu herkömmlichen Abgabentypen 

und spricht von (nichtsteuerlichen) „Vorteilsabschöpfungsabgaben“. Zu den landesrechtli-

chen Wasserentnahmeentgelten hat es ausgeführt: „Die Erhebung von Wasserentnahme-

                                                 
29 Zu letzterem BVerfGE 93, 319 (342). Die fehlende Steuerqualität der Zahlungen ist unbestritten, 
dazu Burgi/Selmer, aaO, S. 21 f.; Becker, DÖV 2003, S. 172 (178); Grzeszick, DVBl. 1997, S. 878 
(883). Vgl. auch BVerfGE 105, 185 (193 f.). 
30 BVerfGE 55, 274 (298 ff.); 93, 319 (342). 
31 Becker, Die Verwaltung 2002, S. 1 (12 ff.); Degenhart, K + R 2001, S. 32 ff.; Kämmerer, NVwZ 
2002, 161 (162 ff.) – sämtlich zur UMTS-Versteigerung. 
32 Dazu kritisch F. Kirchhof, DVBl. 1997, S. 554 ff.; S. Meyer, NVwZ 2000, S. 1000 ff.; Desens, DVBl. 
2010, S. 228 (231 ff.). 
33 BVerfGE 93, 319 (339 ff.). 
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entgelten ist gegenüber dem Prinzip des Steuerstaates sachlich legitimiert. Es kann dahin-

stehen, ob dies bereits aus der Lenkungsfunktion dieser Abgabe folgt. Jedenfalls ergibt sich 

die sachliche Legitimation aus ihrem Charakter als Vorteilsabschöpfungsabgabe im Rahmen 

einer öffentlich-rechtlichen Nutzungsregelung. Knappe natürliche Ressourcen, wie etwa das 

Wasser, sind Güter der Allgemeinheit. Wird Einzelnen die Nutzung einer solchen, der Be-

wirtschaftung unterliegenden Ressource eröffnet, wird ihnen die Teilhabe an einem Gut der 

Allgemeinheit verschafft. [...] Es ist sachlich gerechtfertigt, diesen Vorteil ganz oder teilweise 

abzuschöpfen.“34 

Dies lässt sich auf die entgeltliche Veräußerung von Emissionshandelszertifikaten übertra-

gen. Auch die Nutzung des Allgemeingutes Luft ist inzwischen durch das TEHG einer zu-

mindest sektoralen Bewirtschaftung unterworfen.35 Es geht um die Abschöpfung eines Vor-

teils, der nur durch entsprechende Berechtigung zu erlangen ist. Die Implementation marktli-

cher Elemente in das Verteilungssystem ist Teil des umwelt- und wirtschaftsverwaltungs-

rechtlichen Konzepts. 

An dieser Stelle lässt sich auch auf die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu den 

UMTS-Erlösen verweisen. Diese behandelt ausdrücklich allein die Ertragsverteilung zwi-

schen Bund und Ländern, äußert sich darüber hinaus nicht zu den rechtlichen Anforderun-

gen an eine Versteigerung und zur Qualifizierung der Erlöse. Immerhin spricht das Gericht in 

diesem Zusammenhang von „nichtsteuerlichen Einnahmen“. Der Begriff Abgabe wird ver-

mieden, das Gericht scheint die Versteigerungserlöse aber in dieser Richtung verorten zu 

wollen.36 

4.2.1.3  Sonderabgabe 

Es lassen sich jedoch auch Zweifel an dem Bewirtschaftungsargument und der damit nach 

dem Bundesverfassungsgericht verbundenen Vorteilsabschöpfungsabgabe anmelden. So 

wird argumentiert, lediglich das „normativ verknappte Höchstmaß möglichen CO2-Ausstoßes“ 

komme als bewirtschaftetes Gut in Betracht. „Juristisch“ sei das „Emissionshandelsrecht 

über § 5 Abs. 1 Nr. 2 BImSchG sowie § 4 TEHG weiterhin mit dem gerade keine Bewirt-

schaftsordnung aufstellenden Immissionsschutzrecht verflochten“; es habe „dieses nicht im 

Wesen verändert, sondern begrenzt wie das BImSchG nur eine vorhandene Freiheit zum 

Anlagenbetrieb.“37 

                                                 
34 BVerfGE 93, 319 (342 ff., 345 f.). 
35 So Enders, LKV 2006, S. 356 ff.; Frenz, DVBl. 2007, S. 1385 (1386 f., 1392); anders etwa Desens, 
DVBl. 2010, S. 232. 
36 BVerfGE 105, 185 (193). 
37 Frenz, DVBl. 2007, S. 1385 (1386). 
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Dann indes nähert sich die Vorteilsabschöpfung der Kategorie der Sonderabgabe: Belastet 

wird die homogene und abgrenzbare Gruppe der CO2-emitierenden Anlagenbetreiber, die 

durch die Einbeziehung in den Emissionshandel nach Anhang 1 zum TEHG bestimmt ist. 

Der Sachbezug der Abgabenerhebung, die über die bloße Mittelbeschaffung hinausgeltende 

Vermeidung von Emissionen, hat zur Gruppe eine evidente Beziehung.38 Es geht um Ver-

meidungsmaßnahmen, denen die Anlagenbetreiber deshalb nahestehen, weil die schädli-

chen Auswirkungen auf das Klima vor allem auf die Treibhausgasemissionen der vom Emis-

sionshandelssystem erfassten Anlagenbetreiber zurückzuführen sind. Auch eine Gruppen-

verantwortung für die Vermeidung von Emissionen besteht.39 

Zwar wird eingewandt, der Staat habe das notwendige Maß der Vermeidung von Emissionen 

über eine Festsetzung des Gesamtkontingents abschließend festgelegt, die konkrete Vertei-

lung der Berechtigungen, also auch durch Versteigerung, verteile nur unter Emittenten und 

sei unter Vermeidungsaspekten irrelevant.40 Das verkürzt jedoch das umweltpolitische Kon-

zept: Beim Emissionshandel geht es darum, die Vermeidung von Emissionen in einer die 

Wirtschaft möglichst schonend belastenden Weise durchzuführen. Es sollen Emissionsre-

duktionen dort erzielt werden, wo sie möglich und mit dem geringsten finanziellen Aufwand 

verbunden sind. Veräußerungen und Versteigerungen veranlassen nur den zum Kauf, für 

den Reduktionsanstrengungen (zu) teuer sind. Auch die gruppennützige Verwendung des 

Aufkommens, die der Finanzierungsverantwortung folgen muss, liegt vor. Dazu müssen die 

mit der Zahlungspflicht Belasteten von individuellen Pflichten entlastet werden.41 Das ist der 

Fall, soweit das Versteigerungsaufkommen direkt oder indirekt für Vermeidungsmaßnahmen 

verwendet wird, die zur Reduktion von Treibhausgasemissionen führen (können). Die Ein-

stellung des Aufkommens in den Haushalt des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit genügt hierfür. Ab 2013 wird nach § 4 Abs. 1 Nr. 3 des Gesetzes zur 

Errichtung eines Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKFG) vom 8.12.2010 

(BGBl. I S. 1807) ein Teil der Erlöse diesem Fonds zugeleitet, der nach § 2 EKFG den 

Zweck hat, Maßnahmen u.a. im Bereich der Emissionsvermeidung zu fördern. Damit ist fest-

zustellen: Versteigerungserlöse im Emissionshandel sind Aufkommen aus einer nichtsteuer-

lichen Abgabe, die, je nach Bewertung des umweltrechtlichen Rahmens, als Verleihungsge-

bühr oder gebühren- oder sonderabgabenrechtliche Vorteilsabschöpfungsabgabe verfas-

sungsrechtlich gerechtfertigt ist. Eine genaue Festlegung kann hier unterbleiben: Die jetzt zu 

                                                 
38 Vgl. zu diesen ersten Voraussetzungen einer Sonderabgabe BVerfGE 67, 256 (276); 82, 159 (180); 
91, 186 (205); 108, 186 (218). 
39 Zu dieser sonderabgabenrechtlichen Anforderung BVerfGE 55, 274 (305 ff.); 113, 128 (150 f.). 
40 Burgi/Selmer, aaO, S. 51 ff. 
41 BVerfGE 110, 370 (392). 
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erörternde Einordnung in die bundesstaatliche Finanzverfassung verläuft für jede nichtsteu-

erliche Abgabe nach den gleichen Grundsätzen.42 

4.2.2 VERFASSUNGSMÄßIGKEIT DER VEREINNAHMUNGSKOMPETENZ DES BUNDES NACH § 19 

S. 2 ZUG 2012 
Nach § 19 S. 2 ZuG 2012 (vgl. zukünftig § 8 Abs. 3 S. 1 TEHG-E) kommen die Versteige-

rungserlöse ausschließlich dem Bundeshaushalt zugute; eine unmittelbare Beteiligung der 

Länder ist nicht vorgesehen. Im Ergebnis erweist sich diese Bestimmung der Ertragshoheit 

als verfassungsgemäß, wenngleich nicht als zwingend. Es wäre möglich, die Länder unmit-

telbar zu beteiligen. 

Während Art. 106 GG sämtliche Steuereinnahmen auf die Ebenen des Bundes, der Länder 

und Kommunen verteilt, schweigt das Grundgesetz zur Ertragshoheit bei nichtsteuerlichen 

Abgaben. Die Lücke wird durch den Verweis auf die Gesetzgebungs- und Verwaltungs-

zuständigkeiten für den jeweiligen Sachbereich gefüllt, zu der die Abgabe hinzutritt.43 

In der UMTS-Entscheidung hat das Bundesverfassungsgericht das Schwergewicht auf die 

Verwaltungszuständigkeiten gelegt: „Für Einnahmen, die nicht aus Steuern oder Finanzmo-

nopolen stammen, bei denen vielmehr ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Erfüllung 

einer bestimmten öffentlichen Aufgabe besteht, folgt die Ertragszuständigkeit mangels an-

derweitiger Regelung grundsätzlich der jeweiligen Verwaltungszuständigkeit für die Sachauf-

gabe, für die die Abgabe erhoben wird.“44 

Die Gesetzgebungszuständigkeit für das TEHG und das ZuG ergibt sich aus der konkurrie-

renden Kompetenz des Bundes zur Gesetzgebung nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 24 und Nr. 11 

GG. Die Luftreinhaltung nach Nr. 24 umfasst auch den Schutz der Atmosphäre, eingeschlos-

sen die Vermeidung von Emissionen. Das Recht der Wirtschaft nach Nr. 11 ist betroffen, weil 

die Regelungen zum Emissionshandel sich an Unternehmen richten und die Rahmenbedin-

gungen für die Teilnahme an diesen Handel setzen. Die Voraussetzungen des Art. 72 Abs. 2 

GG sind erfüllt; die Wahrung der Rechts- und Wirtschaftseinheit bei der Umsetzung einer 

Europäischen Richtlinie verlangt die bundesrechtliche Regelung und Vermeidung einer 

Rechtszersplitterung. 

Bei der Ausführung des Bundesrechts sind indes die Zuständigkeiten geteilt. Zum einen 

werden die Landesbehörden tätig, die das BImSchG ausführen und in diesem Rahmen die 

Grundpflicht des § 4 Abs. 1 TEHG umsetzen, § 20 Abs. 1 S. 1 TEHG. Zum anderen gibt es 

                                                 
42 Vgl. auch BVerfGE 105, 185 (193) zu Erlösen aus der Versteigerung der UMTS-
Mobilfunkfrequenzen. 
43 BVerfGE 4, 7(13); 8, 274 (317); 18, 315 (328 f.); 55, 274 (297). 
44 BVerfGE 105, 185 (193). 
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Zuständigkeiten des Bundesumweltamtes, § 20 Abs. 1 S. 2 TEHG. Die eigentliche Versteige-

rung wird von Bundesbehörden durchgeführt. Am alten Standort des Bundesumweltamtes 

Berlin wurde ein neuer Fachbereich mit etwa 120 Mitarbeitern geschaffen, die Deutsche 

Emissionshandelsstelle. Die Vollzugszuständigkeiten des Bundes stehen mit den Anforde-

rungen des Art. 87 Abs. 3 S. 1 GG zur Übertragung von Verwaltungskompetenzen an den 

Bund in Einklang. Es geht um Sachaufgaben, die zur zentralen Erledigung durch eine Bun-

desoberbehörde geeignet sind. Das Bundesumweltamt teilt die Zertifikate zu, kontrolliert die 

Berechtigungen und führt das Emissionshandelsregister. Das BVerwG führt aus: Für diese 

„Zuständigkeiten beruft sich der Bund zu Recht darauf, dass ein bundeseinheitlicher Vollzug 

im Zusammenhang mit allen Fragen der Berechtigungen im Hinblick auf einen einheitlichen 

Rechts- und Wirtschaftsraum unerlässlich ist, um Wettbewerbsverzerrungen durch einen 

unterschiedlichen Vollzug in den Ländern auszuschließen.“45 

Wegen des Übergewichts des Bundes bei der Gesetzgebung und Verwaltung des Emissi-

onshandels hält sich § 19 S. 2 ZuG 2012 im Rahmen der verfassungsrechtlichen Vorgaben 

zur Ertragshoheit. Innerhalb des Rahmens läge aber auch eine quotale Beteiligung der Län-

der. Das Emissionshandels- und das Immissionsschutzsystem stehen nicht getrennt vonei-

nander. Auch nach Einführung des Emissionshandels bildet für praktisch alle relevanten An-

lagen die Genehmigung nach den §§ 4 ff. BImSchG die Basis für den Betrieb. Das ordnungs-

rechtliche System, dem der Emissionshandel als Ergänzung zugeführt wird, wird von Lan-

desbehörden administriert (Art. 83, 84 GG). 

Ausgeschlossen ist dagegen – jedenfalls auf der Grundlage der UMTS-Rechtsprechung des 

Bundesverfassungsgerichts – eine verfassungsunmittelbare Ertragshoheit der Länder auf der 

Grundlage einer entsprechenden Anwendung des Art. 106 Abs. 3 GG. Das Bundesverfas-

sungsgericht hat sich kategorisch dem Argument verschlossen, dass den Versteigerungs-

einnahmen des Bundes Steuerausfälle der Länder gegenüberstehen, die zur geteilten Er-

tragshoheit führen müssten. Das Gericht hat ausgeführt, dass Art. 106 und 107 Abs. 1 GG 

sich ausschließlich auf Steuern bezögen. „Die Art und vor allem die Höhe der erzielten Ver-

steigerungserlöse können zwar die Frage aufwerfen, ob sich derartige nichtsteuerliche Ein-

nahmen des Bundes noch in die Abgabensystematik des Grundgesetzes einfügen. Es kann 

aber nicht die Aufgabe des Bundesverfassungsgerichts sein, die Erlöse zwischen Bund und 

Ländern durch analoge Rechtsanwendung von Verfassungsvorschriften zu verteilen [...]. Die 

Finanzverfassung des Grundgesetzes bildet eine in sich geschlossene Rahmen- und Verfah-

rensordnung. Sie ist auf Formenklarheit und Formenbindung angelegt. [...] Die Versuche [...], 

die Versteigerungserlöse dem Steuerbegriff des Art. 106 Abs. 3 GG als vergleichbar anzu-

                                                 
45 BVerwGE 124, 47 (68). 
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nähern oder sie gar den dort behandelten Steuerarten unmittelbar zuzurechnen, vermögen 

nicht zu überzeugen. Art. 106 Abs. 3 GG verteilt Einnahmen, deren Rechtsqualität feststeht. 

Nichtsteuerliche Einnahmen können sich auch durch außergewöhnlich hohe Erträge, wie sie 

herkömmlich nur bei Steuern anfallen, nicht in steuergleiche Einnahmen verwandeln. Dies 

liefe dem [...] Formprinzip des Art. 106 GG zuwider.“46 Das Gericht setzt hinzu: „Sollte sich 

allerdings in Zukunft erweisen, dass neuartige Einnahmequellen mit bedeutsamen Erträgen 

das von Art. 106 GG zu Grunde gelegte Verteilungssystem sprengen, könnte der verfas-

sungsändernde Gesetzgeber gefordert sein.“47 

Überträgt man das letztere Kriterium auf die Versteigerung im Rahmen des Emissionshan-

dels, so dürfte von einer „Sprengung“ des Verteilungssystems, das dazu verpflichtete, unmit-

telbare verfassungsrechtliche Beteiligungsansprüche der Länder vorzusehen, noch nicht die 

Rede sein. Angesichts von Gesamtsteuereinnahmen von mehr als 500 Mrd. Euro, die Art. 

106 GG zur Zeit vertikal verteilt, sind Versteigerungserlöse mit einer Größenordnung bis zu 

maximal 12,967 Mrd. Euro (das wahrscheinlichste Szenario in dieser Untersuchung ermittelt 

für 2020 8,104 Mrd. Euro), die etwa für das Jahr 2020 erwartet werden, falls zu diesem Zeit-

punkt nur noch 30% der Berechtigung kostenlos ausgegeben werden, mit sekundären Aus-

gleichsmechanismen statt geteilter Ertragshoheit zu bewältigen. 

4.2.3 KOMPENSATIONSANSPRÜCHE DER LÄNDER 
Damit ist der Aspekt der Finanzverteilung berührt, der zurzeit für die Länder der interessan-

teste sein dürfte. Das Verteilungssystem der Art. 106, 107 GG kennt auch den Fall, dass 

Verschiebungen in den Gesamteinnahmen der bundesstaatlichen Ebenen angesichts ihrer 

Ausgabenbelastungen zu nicht mehr tragbaren Verwerfungen führen, die durch eine Neujus-

tierung der Steuerverteilung oder durch Finanzzuweisungen des Bundes an die Länder auf-

zufangen sind. 

Hierbei gilt ein Verfassungsvorbehalt. Das bedeutet: Finanzzuweisungen sind nur möglich, 

wenn es für sie eine verfassungsrechtliche Ermächtigung gibt. Es ist nicht möglich, Vereinba-

rungen über Zahlungen zwischen Bund und Ländern zu treffen, und es ist ebenfalls ausge-

schlossen, solche Zahlungsströme zwar durch Gesetz, aber ohne Verfassungsgrundlagen zu 

schaffen. 

4.2.3.1 Vertikale Umsatzsteuerverteilung, Art. 106 Abs. 3 S. 3 u. 4, Abs. 4 S. 1 GG 

Das Aufkommen der Umsatzsteuer steht Bund, Ländern und Gemeinden gemeinsam zu 

(Gemeinschaftsteuer, Art. 106 Abs. 3 S. 1, Abs. 5a GG). Die genaue Ertragsaufteilung be-

                                                 
46 BVerfGE 105, 185 (194). 
47 BVerfGE 105, 185 (194). 
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stimmt – anders als bei den bereits unmittelbar durch das Grundgesetz verteilten Gemein-

schaftsteuern (Einkommen- und Körperschaftsteuer, Art. 106 Abs. 3 S. 2, Abs. 5 GG) – der 

Bundesgesetzgeber mit Zustimmung des Bundesrates. Damit steht ein Teil des Steuerauf-

kommens als beweglicher Puffer zur Verfügung, mit dem auf die wechselnden Anforderun-

gen der Finanzbedürfnisse und der Finanzwirtschaft von Bund und Ländern reagiert werden 

kann. Bei der Verteilungsentscheidung sind die Kriterien des Art. 106 Abs. 3 S. 4 Nr. 1 u. 

2 GG – Deckungsquotenberechnung durch Vergleich der „laufenden Einnahmen“ und „not-

wendigen Ausgaben“ – anzuwenden. Bund und Ländergesamtheit haben einen „gleichmäßi-

gen Anspruch“ auf Deckung ihrer „notwendigen Ausgaben“.48 

 

Entwickelt sich das Verhältnis von laufenden Einnahmen und notwendigen Ausgaben bei der 

Ländergesamtheit und dem Bund nachhaltig und wesentlich auseinander, dann ist eine ent-

sprechende Anpassung der Umsatzsteueranteile vorzunehmen (Art. 106 Abs. 4 S. 1 GG). 

Nach der Versteigerung der UMTS-Lizenzen, die dem Bund einmalig im Jahre 2000 ca. 50 

Mrd. Euro erbrachten, hat das Bundesverfassungsgericht einen Anspruch der Länder auf 

Veränderung der Umsatzsteuerverteilung für das Jahr 2000 abgelehnt, da es sich um einen 

einmaligen Fall gehandelt habe. Bei den UMTS-Erlösen habe es sich nicht um laufende Ein-

nahmen gehandelt, die durch Periodizität, Kontinuität und Vorhersehbarkeit gekennzeichnet 

seien. „Art. 106 Abs. 4 GG ist nicht auf ein Kalenderjahr in der Vergangenheit, sondern auf 

Entwicklungen in die Zukunft angelegt.“49 Hierbei darf die Zeitachse in die Zukunft nicht zu 

weit gespannt sein. Die Revisionsklausel greift, sobald eine veränderte Entwicklung der De-

ckungsquoten plausibel prognostiziert werden kann. 

Genau diese Situation trifft auf den Emissionshandel jetzt aber zu: Es wird jährlich verstei-

gert, und der Anteil der versteigerten Berechtigung wird sich schrittweise bis auf 100 % er-

höhen. Damit liegen kontinuierliche und auch planbare Einnahmen vor. Dass die genaue 

Höhe der jährlichen Einnahmen auch von den Gegebenheiten des Marktes abhängt und ab-

hängen wird, ändert daran nichts. Aus der Deckelung der gesamten zur Verfügung stehen-

den Berechtigungen und der damit gegebenen Knappheitssituation folgt, dass jedenfalls eine 

erhebliche Mindestsumme zu erwarten ist. 

Damit lautet die entscheidende Frage, ab welcher Verschiebung der Einnahmen, die durch 

versteigerungsbedinge Mehreinnahmen des Bundes und dadurch verursachte steuerliche 

Mindereinnahmen der Länder entsteht, ein Revisionsanspruch der Länder bei der vertikalen 

Umsatzsteuerverteilung gegeben ist. Art. 106 Abs. 4 S. 1 GG beschränkt sich auf eine hoch-

                                                 
48 Korioth, Der Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern, 1997, S. 487 ff. 
49 BVerfGE 105, 185 (195). 
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gradig unbestimmte Vorgabe: „Die Anteile von Bund und Ländern an der Umsatzsteuer sind 

neu festzusetzen, wenn sich das Verhältnis zwischen den Einnahmen und Ausgaben des 

Bundes und der Länder wesentlich anders entwickelt.“ Wesentlich ist eine Entwicklung, wenn 

sie zu einer nachhaltigen, erheblichen und offensichtlichen Änderung führt.50 

Zahlenmäßig zu fassende relevante Verschiebungen haben daraus bisher weder die Staats-

praxis, noch die Verfassungsrechtsprechung oder die Staatsrechtslehre abgeleitet. Dennoch 

dürfte es nicht zu niedrig geschätzt sein, ab einem Saldo der Einnahmenveränderungen zwi-

schen den Ebenen, der etwa 5% des gesamten Umsatzsteueraufkommens entspricht, einen 

Revisionsanspruch anzunehmen. Nach der Steuerschätzung vom November 2010 wird das 

gesamte Umsatzsteueraufkommen im Jahre 2010 ca. 145 Mrd. Euro betragen. Ab etwa 7,5 

Mrd. Euro an Einnahmenverschiebungen zwischen Bund und Ländern dürfte danach die 

deckungsquotenrelevante Schwelle des Revisionsanspruchs erreicht sein. Saldiert man 

Mehreinnahmen des Bundes aus der Versteigerung von Berechtigungen, vermindert um 

damit verbundene steuerliche Mindereinnahmen des Bundes, und steuerliche Minderein-

nahmen der Länder aufgrund der steuerlichen Geltendmachung des Aufwandes der Unter-

nehmen für den Erwerb der Berechtigung, dürfte diese Schwelle ab etwa 2015 erreicht sein. 

Schon für das Jahr 2013 hat diese Untersuchung Mehreinnahmen des Bundes von 

6,405 Mrd. EUR als wahrscheinlichstes Szenario ermittelt (bei steuerlichen Mindereinnah-

men des Bundes von 473 Mio. EUR in demselben Jahr), zugleich steuerlich Mindereinnah-

men der Länder ohne Mehreinnahmen von 1.283 Mio. EUR. 

4.2.3.2  Mehrbelastungsausgleich Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG) und 

Bundesergänzungszuweisungen (Art. 107 Abs  2 S. 3 GG) 

Nach Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG kann den Ländern, wenn ihnen durch Bundesgesetz (u.a.) 

Einnahmen entzogen werden, die hierdurch entstehende Mehrbelastung auf der Grundlage 

eines zustimmungsbedürftigen Bundesgesetzes mit ungebundene Finanzzuweisungen des 

Bundes ausgeglichen werden, wenn die Mehrbelastung auf einen kurzen Zeitraum begrenzt 

ist. 

Diese Voraussetzungen sind im Fall des Emissionshandels nur teilweise gegeben. Zwar gibt 

es mit dem TEHG und dem ZuG 2012 Bundesgesetze, die finanzielle Ausfälle der Länder 

bewirken. Auch eine Kausalität zwischen der Versteigerung der Berechtigungen und den 

Ausfällen der Länder besteht: Die Unternehmen erwerben zunächst Berechtigungen und 

setzen diese Ausgaben als Betriebskosten von ihren Ertragsteuern ab. Dadurch tritt ein Ein-

nahmeverlust bei den Ländern ein. Aber: Die daraus resultierende Mehrbelastung der Län-

der ist keine einseitige der Länder, sondern trifft bei der Körperschaft- und Einkommensteuer 

                                                 
50 So Siekmann, in: Sachs (Hrsg.), Grundgesetz-Kommentar, 5. Auflage 2009, Art. 106 Rn. 21. 
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auch den Bund. Anders als die Revision der Umsatzsteuerverteilung nach Art. 106 Abs. 3 u. 

Abs. 4 S. 1 GG, die eine Saldierung der Einnahmeverschiebungen und die Durchführung 

eines Deckungsquotenverfahrens verlangt, geht es bei Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG um einseitige 

Einnahmeverluste der Länder. Schließlich erfasst Art. 106 Abs. 4 S. 2 GG nur Mehrbelastun-

gen in einem kurzen Zeitraum. Die dauerhafte Etablierung des Emissionshandels geht über 

den Anwendungsbereich der Norm hinaus. 

Auch Art. 107 Abs. 2 S. 3 GG kommt als Grundlage für Finanzzuweisungen des Bundes an 

die Länder nicht in Betracht. Die danach fakultativen Bundesergänzungszuweisungen bilden 

die letzte und vierte Stufe des Gesamtsystems der Bund-Länder-Finanzverteilung nach der 

vertikalen Steuerverteilung (Art. 106 GG), der horizontalen Steuerverteilung zwischen den 

Ländern (Art. 107 Abs. 1 GG) und dem Länderfinanzausgleich (Art. 107 Abs. 2 S. 1 u. 2 GG). 

Bundesergänzungszuweisungen kommen als korrigierendes Element nur in Betracht, wenn 

ein Land oder mehrere Länder nach den drei vorausliegenden Verteilungsschritten „leis-

tungsschwach“ sind, also nicht in der Lage sind, spezifische Sonderlasten auf der Ausga-

benseite mit den zur Verfügung stehenden Einnahmen zu bestreiten. Das hat mit der Zuord-

nung von Versteigerungserlösen zur Steuerverteilung nichts zu tun. 

4.2.4 Fazit und RECHTSPOLITISCHE OPTION 

Aus den finanzverfassungsrechtlichen Klassifizierungen der Versteigerungserlöse und ihrer 

finanzausgleichsrechtlichen Relevanz folgt, dass jedenfalls ab dem Jahr 2013 ein Finanzver-

teilungsproblem im Verhältnis von Bund und Ländern bestehen wird, das spätestens ab 2015 

Handlungsbedarf auf Seiten der Länder auslösen wird. Ansatzpunkt ist nach den Ausführun-

gen unter 4.2.3.1 die vertikale Umsatzsteuerverteilung. Nach Art. 106 Abs. 3 S. 3 GG sind 

die Anteile von Bund und Ländern am Aufkommen der Umsatzsteuer durch zustimmungsbe-

dürftiges Bundesgesetz festzulegen. Gleiches gilt für den Umsatzsteueranteil der Gemein-

den nach Art. 106 Abs. 5a GG. Regelungsort ist § 1 des Gesetzes über den Finanzausgleich 

zwischen Bund und Ländern (Finanzausgleichsgesetz, FAG). Bei deckungsquotenrelevanten 

Verschiebungen der Einnahmesituation des Bundes und der Länder gibt es einen Anspruch 

der von negativen Veränderungen betroffenen Seite, hier der Länder, mit dem vertikalen 

Partner, hier dem Bund, in Verhandlungen einzutreten und einen materiellen Anspruch auf 

Neufestsetzung der Umsatzsteueranteile; im Fall der Ergebnislosigkeit von Verhandlungen 

und/oder eines Gesetzgebungsantrags der Länder über den Bundesrat (Art. 76 Abs. 1 GG) 

kann der Anspruch auch gerichtlich durchgesetzt werden. Es wird also gegebenenfalls Sa-

che der Länder (sämtlicher) sein, einen entsprechenden Gesetzesentwurf auszuarbeiten und 

einzubringen.  
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5 LÖSUNGSANSÄTZE ZUR MITTELVERWENDUNG 

5.1 EINFÜHRUNG: MITTELZUTEILUNG UND -VERWENDUNG 

5.1.1 MITTELZUTEILUNG – DIE ÖKONOMISCHE PERSPEKTIVE 

Wenn einem föderalen Staat neuartige Einnahmen zur Verfügung stehen, stellt sich oft die 

Frage der Zuteilung auf die unterschiedlichen Regierungsebenen sowie der Aufteilung inner-

halb der Regierungsebenen. Bei den Versteigerungserlösen aus dem Emissionshandel ist 

das nicht anders. Dieses Kapitel widmet sich der Frage, ob es allgemeingültige Aussagen 

der ökonomischen Literatur zu diesem Thema gibt und wie eine optimale Verteilung solcher 

neuartigen Einnahmen aus Sicht der ökonomischen Literatur auszusehen hätte. Nach ersten 

grundsätzlichen Überlegungen zu diesem Thema wird die Theorie des fiskalischen Födera-

lismus herangezogen, die einige Einblicke in die Haushaltspolitik(en) im föderalen Staat er-

möglicht. 

Für die Zuteilung von neuartigen Steuer- und Abgabeneinnahmen auf die staatlichen Ebenen 

gibt es keine ökonomische Optimalitätstheorie, die die konkrete Verwendung der neuen Mit-

tel unberücksichtigt lässt. Vielmehr spielt die Mittelverwendung die zentrale Rolle für eine 

ökonomisch geleitete Empfehlung. Soll ökonomisch begründet entschieden werden, welcher 

Regierungsebene die Mittel zustehen, muss zunächst geklärt werden, welche konkreten 

staatlichen Maßnahmen mit dem Aufkommen finanziert werden. 

Obwohl es keine Optimalitätstheorie zur Verteilung von Einnahmen auf staatliche Ebenen 

gibt, kann die ökonomische Literatur dennoch einen Beitrag in der Diskussion um Fiskalpoli-

tik in einem föderalen Staat leisten. Es gibt eine Reihe von ökonomischer Literatur zum 

Thema “Fiskalischer Föderalismus”, die von Oates (1999) zusammengefasst und reflektiert 

wird. Hier wird aus theoretischer Sicht das Zusammenspiel von unterschiedlichen Regie-

rungsebenen und Gebietskörperschaften bei der Fiskalpolitik beleuchtet.  

In der traditionellen Theorie des fiskalischen Föderalismus (Musgrave, 1959; Oates, 1972) 

wird eine grundsätzliche Aufgabenzuteilung auf zentrale und dezentrale Regierungsebenen 

vorgeschlagen. Im Kontext der Versteigerung von Emissionsberechtigungen wäre die zentra-

le Ebene durch den Bund repräsentiert und die dezentralen Regierungsstellen durch Länder 

und Gemeinden. Die Zuständigkeit der zentralen Stelle erschöpft sich demnach in einem 

relativ klar abgegrenzten Aufgabenspektrum: Sicherung des makroökonomischen Gleichge-

wichts, Einkommensverteilung, nationale öffentliche Güter (z.B. Verteidigung). Dezentrale 

Regierungsstellen dagegen haben ihre Verantwortung in der Bereitstellung von lokalen öf-

fentlichen Gütern (solche öffentliche Güter, deren marginale Kosten und Nutzen lokal unter-

schiedlich sind, z.B. Deich, Schwimmbad, Kultur).  



61 

 

Ein wichtiger Aspekt der Theorie des fiskalischen Föderalismus ist die innere Beziehung zwi-

schen den untergeordneten Regierungsebenen und wie dort die Besteuerung erfolgen sollte, 

falls die zu versteuernden Personen oder Sachen sehr mobil sind. In diesem Fall könnten 

Steuerpflichtige einfach in eine andere Provinz ziehen und evtl. so vor besonders hohen 

Steuern flüchten. Dies ist für die vorliegende Forschungsfrage jedoch nicht von vorrangigem 

Interesse. 

Der fiskalische Föderalismus behandelt aber auch Zahlungsströme zwischen den Gebiets-

körperschaften (auf gleicher Ebene sowie zwischen den Ebenen, im Folgenden „Zahlungen“ 

genannt). Dies betrifft die Aufteilung von staatlichen Einnahmen auf die Gebietskörperschaf-

ten und ist somit relevant für dieses Projekt. Die Theorie des fiskalischen Föderalismus kennt 

drei Gründe für solche Zahlungen. Diese werden im Folgenden auf ihre Relevanz und An-

wendbarkeit für die Zuteilung von Emissionsversteigerungserlösen geprüft. 

 Spillover-Effekte von lokalem Regierungshandeln 

 Fiskalischer Ausgleich zwischen Regionen 

 Zentralregierung als Sammelstelle für Einnahmen, die an untergeordnete Ebenen 

weitergeleitet werden. 

Der erste Grund für Zahlungen ist die Internalisierung von Spillover-Effekten. Laut ökonomi-

scher Theorie nach Pigou sollten externe Effekte einer Politikmaßnahme (also Effekte, die 

auf andere Gebietskörperschaften wirken) in das Kalkül der entscheidenden Gebietskörper-

schaft einbezogen werden, und zwar mit einem festen Anteil an den Kosten der Maßnahme. 

Der Anteil spiegelt dabei die externe Dimension der Intervention wider. Die Zahlung ist dann 

fest an den Verwendungszweck gebunden. Als Beispiel und denkbare Anwendung auf die 

CO2-Thematik könnte ein Landesprogramm zur Technologieförderung bei Erneuerbaren 

Energien angeführt werden. Spillover-Effekte entstehen erstens national durch einen zu er-

wartenden Technologietransfer in andere Bundesländer und – bei erfolgreicher Anwendung 

der Technologie – sogar global in Form eines gebremsten Klimawandels. Nach dem fiskali-

schen Föderalismus sollte die Technologieförderung zum Teil von anderen Bundesländern 

und – theoretisch – auch von anderen Nationen bezahlt werden. Im theoretisch denkbaren 

Fall, dass der Bund durch Spill-Over-Effekte von Länderprogrammen profitiert (etwa weil 

Klimaschäden verhindert werden, für die der Bund eingetreten wäre), könnten auch Emissi-

onsversteigerungserlöse für solche Ko-Finanzierungen von Seiten des Bundes genutzt wer-

den. 
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Ein weiterer Grund für innerstaatliche Zahlungen sind fiskalische Ungleichheiten. In diesem 

Fall sind Zahlungen auch ohne festen Verwendungszweck möglich. Ein Beispiel im deut-

schen Kontext wäre der Länderfinanzausgleich. In der ökonomischen Debatte sind solche 

finanziellen Ausgleichsprogramme jedoch umstritten. Einerseits ermöglichen sie einen faire-

ren Wettbewerb zwischen Ländern, die ansonsten ungleiche Marktchancen hätten. Durch 

diesen zusätzlichen Wettbewerb sind Effizienzgewinne möglich. Andererseits kann durch 

Programme wie den Länderfinanzausgleich auch die Notwendigkeit für Strukturanpassungen 

verdeckt und so eine wirtschaftliche Entwicklung langfristig behindert werden. Letztlich wer-

den oftmals Gerechtigkeitsaspekte als Begründung für fiskalische Ausgleichsprogramme 

herangezogen. Für die Debatte um die Zuteilung von Einnahmen aus Emissionsversteige-

rungen haben fiskalische Ausgleichsprogramme jedoch keine hohe Relevanz, da sie aus-

schließlich zwischen den dezentralen Regierungsstellen abgewickelt werden. Im Zusam-

menhang mit der Klimadebatte wäre allerdings theoretisch denkbar, dass vom Klimawandel 

besonders benachteiligte Gebiete von anderen Gebieten, die evtl. vom Klimawandel profitie-

ren, unterstützt werden. Dies würde jedoch eine neue Debatte eröffnen, die über die vorlie-

gende Fragestellung deutlich hinausgeht. 

Der dritte Grund für innerstaatliche Zahlungen beruht auf folgender Argumentationskette: Die 

vielfältigen Aufgaben der dezentralen Regierungsstellen erfordert eine breite finanzielle Ein-

nahmenbasis. Die Länder und Kommunen sollten also einen beträchtlichen Teil des gesam-

ten Steueraufkommens selbst festsetzen, gestalten und vereinnahmen. Zur Einkom-

mensumverteilung werden oft progressive Steuersätze gewünscht. Diese sind jedoch zentral 

einfacher umzusetzen, da bei dezentraler Gestaltung der Progressivität Unterschiede ent-

stehen würden, die bei einer hohen Mobilität der zu versteuernden Personen sehr bald Wan-

derungsbewegungen auslösen würden. Das progressive Steuersystem würde somit unter-

laufen und die Effizienz sinken. Deswegen ist in vielen Staaten (so auch in Deutschland) die 

zentrale Regierungsebene bei der Festsetzung des Steuersatzes und der Progressivität zu-

ständig, die Einnahmen werden aber zu einem festen Anteil an die dezentralen Regierungs-

stellen zugeteilt. In Deutschland betrifft dies viele wichtige Steuerarten (Einkommensteuer, 

Körperschaftsteuer, Umsatzsteuer, etc.). Dieser Sachverhalt trifft so auch bei der Versteige-

rung von Emissionszertifikaten zu, falls aus den Erlösen Aufgaben finanziert werden sollen, 

die in Landes- oder Gemeindeverantwortung fallen. In diesem Fall wäre der Bund die geeig-

nete Ebene, die Versteigerung zu organisieren und die Erlöse zu vereinnahmen, und würde 

sie dann im Rahmen der zu finanzierenden Aufgaben an die zuständigen, untergeordneten 

Stellen weiterleiten.  
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5.1.2 MITTELVERWENDUNG – EINE ÜBERSICHT 

Gemäß den Abschätzungen aus Abschnitt 3.1.3 belaufen sich die Einnahmen aus der Emis-

sionsversteigerung auf ca. 6 Mrd. EUR im Jahr 2013 (und auf ca. 8 Mrd. EUR im Jahr 2020) 

bei einem Preis von 25 EUR/t CO2. Die Ausfälle aus Ertragssteuerminderungen betragen 

beim Bund ca. 473 Mio. EUR im Jahr 2013 und ca. 560 Mio. EUR im Jahr 2020 beim Preis 

von 25 EUR/t CO2. Auf Landesebene (Land und Kommunen) betragen die Steuerausfälle bei 

diesem CO2-Preis ca. 1.283 Mio. EUR im Jahr 2013 (und ca. 1.630 Mio. EUR im Jahr 2020). 

Die Einnahmen des Bundes aus der Versteigerung von Zertifikaten können zur Kompensati-

on von den aus der Versteigerung resultierenden Steuerausfällen bei Bund und Ländern 

verwendet werden (ausführliche Erklärung zu Steuerausfällen siehe Abschnitt 3.1.1). Im Ge-

setz zum Energie- und Klimafonds (EKFG) ist verankert, dass die Einnahmen, die über 

900 Mio. EUR jährlich durch die Versteigerung von Emissionszertifikaten generiert werden 

können, dem Fonds zukommen. Darüber hinaus werden die Einnahmen aus der Luftfahrt 

nicht in den Fonds fließen. Damit ist ein Sockelbetrag von 900 Mio. EUR sowie die Einnah-

men aus der Luftfahrtindustrie, die sich nach eigenen Abschätzungen auf etwa 83 Mio. EUR 

bis 221 Mio. EUR bei einem Preis von 15 bzw. 40 EUR/t CO2 belaufen, nicht im EKFG ver-

ankert und können entweder ohne besondere Zweckbestimmung als Einnahme im Bundes-

haushalt verbucht oder aber zweckbestimmt verwendet werden.  

Die Mittelverwendung kann somit grundsätzlich in zweckgebundene und nicht zweckgebun-

dene Verwendung eingeteilt werden. Eine feste Zweckbestimmung von Steuereinnahmen ist 

gerade bei den Einnahmen aus Umweltsteuern oder -abgaben oftmals ein wichtiges Thema 

(„Earmarking“ oder „Ring-fencing“). Brett und Keen (2000) entwickeln ein politökonomisches 

Modell, das Zweckbestimmung als Sicherung grüner Politik bei politischer Unsicherheit er-

klärt. Demnach sind zweckbestimmte Steuern besonders attraktiv bei unsichtbaren, aber 

hohen Umweltschäden und bei unsicheren Machtverhältnissen. Dies kann durch klimawan-

delbezogene Abgaben gut illustriert werden: CO2-Steuern und ähnliche Abgaben sollen ei-

nen langfristigen, teilweise schwer beobachtbaren Prozess verhindern. Gleichzeitig kann die 

gesellschaftliche Akzeptanz erhöht werden, indem allgemein als gut anerkannte Zwecke mit 

der Abgabe finanziert werden und dies auch festgeschrieben ist. Auch der Energie- und Kli-

mafonds stellt eine solche Zweckbindung dar. 



64 

 

Abbildung 3: Schematische Darstellung der Mittelverwendung 

 

Quelle: eigene Darstellung 

Die Übersicht zeigt die grundsätzlichen Möglichkeiten der Mittelverwendung. Auf der ersten 

Ebene wird entschieden, wie viel der Bruttoeinnahmen des Bundes für eine Kompensation 

der Länder verwendet wird. Diese Entschädigung kann auch entfallen. Ob die Bundesländer 

auf Grund der erwarteten Steuermindereinnahmen und der Mehreinnahmen auf Seiten des 

Bundes ein Recht auf finanzielle Entschädigung durch den Bund haben und wie hoch diese 

anzusetzen ist, sind vor allem juristische Fragen, die in Kapitel 4.2.3 ausführlich behandelt 

werden. Es besteht auch die Möglichkeit die Steuerausfälle und die administrativen Kosten 

des Emissionshandelssystems auf Bundesebene zu berücksichtigen (gestrichelte Linie) und 

diesen ebenfalls für die Ausfälle zu entschädigen.  

Der Rest sind die Nettoeinnahmen des Bundes. Diese können vollständig bzw. teilweise 

zweckgebunden verwendet werden. Zweckgebundene Mittelverwendungen sind beispiels-

weise die Einzahlung in einen Fonds (z.B. den Energie- und Klimafonds) oder die gezielte 

Senkung anderer Abgaben. Auch ein Transfer an die Bundesländer wäre aus Sicht des Bun-

des eine Zweckbindung. Nicht zweckgebundene Mittel fließen ohne einen festen Verwen-

dungszweck in den Bundeshaushalt und können im Rahmen der Haushaltsentscheidungen 

vom Parlament frei verfügt werden. Allerdings ist der Betrag, der ohne Zweckbindung im 

Haushalt eingeplant werden kann, bereits durch das Gesetz zum Energie- und Klimafonds 
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dem EKFG dem Sondervermögen des Energie- und Klimafonds zugeschrieben. Dieser 

Fonds wird daher in einem eigenen Kapitel (Kapitel 7.1) eingehender behandelt. 

5.2 VERWENDUNG DER EINNAHMEN AUS CO2-STEUERN IN EUROPA 

Mehrere europäische Länder haben zur Verminderung des CO2-Ausstoßes eine Steuer auf 

CO2-haltige Energieträger eingeführt – oftmals auf solche Energieträger, die nicht dem EU-

ETS unterliegen wie Benzin, Öl und Gas. In der Literatur wird die Begrenzung des Treib-

hausgasausstoßes mit Hilfe einer Steuer oftmals als mögliche Alternative zu einem Emis-

sionshandelssystem diskutiert. Ein wichtiger Vorteil einer Steuerlösung ist, dass die Kosten 

der Vermeidung für die Unternehmen einfacher und zuverlässiger kalkulierbar sind. Ein 

Emissionshandelssystem ermöglicht allerdings im Gegensatz zu einer CO2-Steuer die feste 

Begrenzung der Gesamtemissionen. Über die Gemeinsamkeiten und Unterschiede zwischen 

einer Besteuerung von Schadstoffen und einer Festlegung von Obergrenzen hat sich ein 

großer Literaturstrang entwickelt. Die Diskussion basiert auf grundlegenden Arbeiten von 

Coase (1960), Pigou (1960) und Weizman (1974) um allgemeine Umweltregulierung und 

wird bis heute mit Themen der CO2-Minderung fortgeführt (für einen Überblick über die Lite-

ratur siehe Hepburn, 2006). 

Die Betrachtung von CO2-Steuer-Ansätzen in Europa ist deswegen für unsere Fragestellung 

sinnvoll, weil die Verwendung des CO2-Steueraufkommens unter Umständen Hinweise ge-

ben kann, wie die Einnahmen aus einer Klimaschutzabgabe verwendet werden können. Die 

beiden Einnahmearten – CO2-Steuereinnahmen und CO2-Versteigerungserlöse – sind zwar 

in ihrer Natur unterschiedlich, aber es gibt auch durchaus gewichtige Gemeinsamkeiten: 

Beide Einnahmenquellen dienen der Vermeidung und verteuern den Ausstoß von CO2. Die 

zugrundeliegenden Klimapolitikmaßnahmen überlassen den Unternehmen die Entscheidung, 

ob und wie viel CO2 vermieden wird und sind daher in ihrer Höhe nicht sicher absehbar. Sie 

sind dauerhafte Einnahmequellen, und können je nach Steuersatz und Cap eine vergleichba-

re Größenordnung annehmen. Gegen eine Vergleichbarkeit spricht v.a. der unterschiedliche 

rechtliche Charakter der Einnahmen (Steuern vs. Versteigerungserlöse). Als Hinweis, welche 

Verwendungsmöglichkeiten bereits in Europa erprobt sind, können die Erfahrungen mit CO2-

Steuern in Europa aber durchaus herangezogen werden. In den folgenden Abschnitten wer-

den einige dieser Erfahrungen zusammengefasst. 

5.2.1 BEISPIEL IRLAND 

In Irland wurde die CO2-Steuer als „aufkommensneutrale“ Steuer geplant. Das bedeutet, 

dass die Einnahmen in gleicher Höhe an die Steuerpflichtigen zurückfließen. Im Mai 2010 

wurde die Steuer auf Heizöl und -gas eingeführt. Im Zuge der weitreichenden Haushaltskon-
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solidierungen durch die Haushaltskrise werden die Einnahmen tatsächlich ohne Zweckbe-

stimmung in den Staatshaushalt fließen (InsideIreland 2009). 

5.2.2 BEISPIEL ITALIEN 

Seit 1999 gibt es eine CO2-Steuer in Italien. Tiezzi (2005) hat die Steuereinführung und die 

Verwendung der ersten Steuereinnahmen untersucht und kommt zu dem Schluss, dass die 

Aufkommensneutralität eine wichtige Voraussetzung für die politische und gesellschaftliche 

Akzeptanz der neuen Steuer war. Tatsächlich wurden vom Steueraufkommen in 1999 

(1.125,88 Mio. EUR) die Sozialversicherungsabgaben gesenkt, energieintensive Unterneh-

men kompensiert und andere Energiesteuern gesenkt. Ein weiterer Anteil wurde durch nicht 

näher bezeichnete Maßnahmen in die Förderung der Energieeffizienz investiert. Insgesamt 

übertrafen die Ausgaben die Einnahmen um mehr als 60 Mio. EUR. 

5.2.3 BEISPIEL SCHWEDEN 

In Schweden gibt es seit 1991 eine CO2-Steuer. Das Steueraufkommen wurde zunächst im 

allgemeinen Staatshaushalt vereinnahmt und dann teilweise für die Reduzierung von Staats-

schulden und teilweise für Einkommensteuersenkungen verwendet. Insgesamt betraf diese 

Steuerumschichtung 4,6% des Bruttoinlandsprodukts (Climate Answers, 2010). Das Steuer-

aufkommen betrug in den Jahren 2005 bis 2007 3,65 Mrd. $ jährlich (Sumner et al. 2009). 

Die Einnahmen aus einer Steuererhöhung in 2007 wurden für die Verbesserung von Abset-

zungsmöglichkeiten von Dienstreisen verwendet. Hierdurch wurde ein Teil der Steuerpflichti-

gen (Unternehmen mit Dienstreisetätigkeit) entlastet (The Local, 2007). 

5.2.4 BEISPIEL DÄNEMARK 

In Dänemark wird seit 1992 eine CO2-Steuer erhoben. Auf Grund zahlreicher Ausnahme- 

und Rückerstattungsregelungen wurden nur 0,7 von projizierten 2,7 Mio. DKK pro Jahr ein-

genommen (Daten von 1994). Insbesondere energieintensive Unternehmen, die im inter-

nationalen Wettbewerb stehen, können mit Rückerstattungen rechnen, wenn sie in geprüfte 

Energieeffizienzmaßnahmen investieren. Die Steuer sollte mit Einführung des EU-ETS ab-

geschafft werden. Die EU-Kommission hat jedoch Bedenken dagegen angemeldet, solange 

bestimmte EU-Mindeststeuersätze nicht erreicht werden. Nach Sumner et al. (2009) wird ein 

Anteil von ca. 40% der Einnahmen für Umweltschutzsubventionen verwendet und der Rest 

an die Industrie zurückverteilt (ILSR, 1994; Carbon Tax Centre, 2010).  

5.2.5 BEISPIEL FINNLAND 

Finnland gehörte 1990 zu den ersten Ländern, das eine CO2-Steuer einführte. Das Aufkom-

men beträgt heute ca. 500 Mio. EUR pro Jahr. Nach den verfügbaren Quellen fließt dieser 
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Betrag komplett dem nationalen Haushalt zu (Ministry of the Environment, 2008; Sumner et 

al., 2009; Vourc‘h und Jiminez, 2000). 

5.2.6 BEISPIEL NIEDERLANDE 

Auch die Niederlande haben eine CO2-Steuer seit 1990, die seitdem immer wieder reformiert 

und modifiziert wurde. Das Steueraufkommen wird an Unternehmen und Haushalte zurück-

verteilt. Zum Teil erfolgt diese Rückführung, indem Subventionen für Energieeffizienzsteige-

rungen und Erneuerbare Energien gezahlt werden. Die Steuerermäßigungen und Subventio-

nen an private Haushalte und Unternehmen entsprechen in ihrer Aufteilung dem jeweiligen 

CO2-Steuer-Aufkommen. Umweltsteuern in den Niederlanden haben insgesamt ein Auf-

kommen von ca. 3,2 Mrd. EUR jährlich, von denen die CO2-Steuer den größten Anteil ein-

nimmt (Climate Answers, 2010; Sumner et al., 2009). 

5.2.7 BEISPIEL VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Im Vereinigten Königreich gibt es seit 2001 den „Climate Change Levy“, der praktisch eine 

CO2-Steuer für Unternehmen darstellt. Das Aufkommen wird für die Unterstützung von Ener-

gieeffizienz und Erneuerbaren Energien genutzt, und zunächst sollten auch die Sozialver-

sicherungsbeiträge (SV-Beiträge) reduziert werden. Im Zuge der Einführung des Climate 

Change Levy wurden die SV-Beiträge tatsächlich um 0,3%-Punkte reduziert. Das Aufkom-

men fiel jedoch viel geringer aus als erwartet (1,2 Mrd. $ anstatt 2,3 Mrd. $, Sumner et al., 

2009). Daher wurden die SV-Beiträge in 2002 wieder um einen ganzen %-Punkt erhöht 

(Carbon Tax Centre 2010). Im Zuge der weitreichenden Haushaltssanierungsmaßnahmen 

von 2010 fanden weitere Umschichtungen zu Lasten umweltbezogener Maßnahmen statt, 

um die weitreichenden Sparziele zu erreichen. 

5.2.8 BEISPIEL NORWEGEN 

In Norwegen wurde bereits 1991 eine CO2-Steuer eingeführt. Nach älteren Quellen macht 

das jährliche Steueraufkommen etwa 1% des Staats-Budgets aus (Bolland, 1997). Dieses 

Aufkommen fließt teilweise in den allgemeinen nationalen Haushalt, aber auch in den Nor-

wegischen Pensionsfonds, der in Abschnitt 5.4.6 näher erläutert wird (Sumner et al., 2009). 

Eine spezielle Förderung der Emissionsvermeidung oder eine Rückverteilung an Konsumen-

ten oder Produzenten ist nicht vorgesehen.  

5.2.9 BEISPIEL SCHWEIZ 

Die CO2-Abgabe in der Schweiz wurde am 1. Januar 2008 als Lenkungsabgabe eingeführt. 

Die erhöhten Preise für CO2-haltige Energieträger sollen als Anreiz für sparsamen Umgang 

mit fossilen Brennstoffen und zunehmenden Einsatz CO2-neutraler Energieträger wirken. Die 

Einnahmen aus der Abgabenerhebung werden an Bevölkerung (über die Krankenversiche-
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rung) und Unternehmen (proportional zur Lohnsumme ihrer Arbeitnehmer) zurückverteilt. Die 

Erträge der Jahre 2008-2010 wurden 2010 zurückverteilt. Ab 2011 soll die Verteilung im Jahr 

der Erhebung erfolgen. Unternehmen können sich von der Abgabe befreien lassen, wenn sie 

sich gegenüber dem Bund zu einer Begrenzung ihrer Emissionen verpflichten. Für das Jahr 

2010 belief sich Betrag, der an Unternehmen zurückverteilt wurde, auf rund 360 Mio. CHF. 

Seit 2010 soll bis zu einem Drittel der Einnahmen aus der CO2-Abgabe (etwa 200 Mio. CHF 

p.a.) für klimafreundliche Gebäudesanierungen verwendet werden (UVEK, o.J.; UVEK, 

2010). 

5.3 DEBATTE DER MITTELVERWENDUNG IN DER EUROPÄISCHEN UNION –  

LÄNDERAUSWAHL 

In der Richtlinie 2009/29/EG Artikel 10 Absatz 3 erörtert die EU bereits in groben Zügen wie 

der Mitteleinsatz zu erfolgen hat (EC, 2009a). Demzufolge sollen mindestens 50 Prozent der 

Einnahmen für die folgenden Zwecke verwendet werden: (i) Maßnahmen zur Reduktion von 

Treibhausgasemissionen, (ii) Anpassung an die Auswirkungen des Klimawandels, (ii) Ent-

wicklung erneuerbarer Energieträger, (iv) Maßnahmen zur Vermeidung der Abholzung und 

Förderung der Aufforstung in Entwicklungsländern, (v) Kohlenstoffspeicherung durch Forst-

wirtschaft, (vi) Abscheidung und Speicherung von CO2, (vii) Förderung der Umstellung auf 

emissionsarme öffentliche Verkehrsmittel, (viii) Forschung und Entwicklung energieeffizienter 

und sauberer Technologien, (ix) Maßnahmen zur Energieeffizienz und Wärmedämmung, (x) 

finanzielle Unterstützung von Haushalten mit niedrigem oder mittlerem Einkommen, (xi) De-

ckung der Verwaltungskosten. Die zukünftig aus der Versteigerung im EU-ETS generierten 

Mittel für Anpassungszwecke zu nutzen, wird auch ausdrücklich im EU Weißbuch „Anpas-

sung an den Klimawandel: Ein europäischer Aktionsrahmen“ (EC, 2009b) betont. Diese Vor-

schläge der EU zur Verwendung der Einnahmen aus der Versteigerung von Zertifikaten sind 

auf ihre Systemkonformität sowie unter ökonomischen und verteilungspolitischen Aspekten 

im Projekt zu beurteilen. 

In der Richtlinie ist allerdings zunächst keine Kompensation von Unternehmen oder ausge-

wählten Emittenten vorgesehen. Da sich die vorgeschlagenen Verwendungszwecke jedoch 

lediglich auf mindestens die Hälfte der Einnahmen beziehen, wäre eine solche Mittelverwen-

dung dennoch im Rahmen der Richtlinie möglich. Folglich könnten mit einem Teil der Erlöse 

beispielsweise von Carbon Leakage gefährdete Sektoren entlastet werden.  

In Deutschland regelt das Zuteilungsgesetz 2012 (ZuG 2012) die Verteilung der Einnahmen 

aus der Versteigerung von Emissionshandelszertifikaten. Gemäß §19 ZuG 2012 stehen die 

Erlöse alleine dem Bund zu. Bei allen hier aufgeführten Verwendungsmöglichkeiten der Ver-
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steigerungserlöse wird jedoch deutlich, dass die Maßnahmen in Deutschland sowohl in die 

Zuständigkeitsbereiche des Bundes als auch der Länder fallen. Die Vermeidung von CO2 ist 

beispielsweise eine nationale Angelegenheit und damit auf Bundesebene angesiedelt. Die 

Anpassung an den Klimawandel wiederum ist größtenteils den Kompetenzen der Länder 

unterstellt, da die Auswirkungen des Klimawandels regional spezifisch sind. Des Weiteren 

sind mit dem Kauf von Zertifikaten Aufwendungen für die Unternehmen verbunden. Dies 

könnte zu Steuermindereinnahmen der Länder führen. Aus dieser Sachlage ergibt sich folg-

lich ein Spannungsfeld zwischen Bundes- und Länderverantwortlichkeiten und deren Finan-

zierung. 

5.3.1 DEUTSCHLAND 

In diesem Abschnitt wird die Debatte um die Einnahmen aus den Versteigerungen der Emis-

sionsberechtigungen in Deutschland näher erläutert. Dabei werden Vergleiche mit anderen 

staatlichen Einnahmequellen herangezogen und anschließend die derzeitigen Regelungen 

und Diskussionen aufgegriffen. 

Die unerwarteten Einnahmen aus der Versteigerung von UMTS-Lizenzen im Jahr 2000 

könnten als ein Beispiel dienen. Für eine Vergleichbarkeit spricht, dass es sich jeweils um 

neuartige Einnahmen handelt, die zunächst der Bund einnimmt. Außerdem handelt es sich in 

beiden Fällen um Versteigerungserlöse. Gegen eine Vergleichbarkeit spricht die Einmaligkeit 

der UMTS-Lizenz-Versteigerung und dass es sich nicht um klima- oder energierelevante 

Abgaben handelt. 

Die Diskussion zwischen Bund und Ländern und das abschließende Urteil des BVerfG waren 

vorwiegend juristisch geprägt und liefern keine neuen ökonomischen Argumente. Im Endef-

fekt hat der Bund die Einnahmen zugesprochen bekommen, weil bei ihm die Zuständigkeit 

für Telekommunikation liegt, und damit auch die Verantwortung für Ausgaben und Einnah-

men (Bundesverfassungsgericht, 2002). Das Aufkommen wurde komplett zur Schuldentil-

gung genutzt. Daraus resultierende Zinsersparnisse wurden allerdings auch an Länder wei-

tergegeben, etwa für Verkehrs- und Bildungszwecke (Handelsblatt, 2000; Berliner Zeitung, 

2000). 

Auch die Mehreinnahmen aus der Brennelementesteuer („Kernbrennstoffsteuer“) in Zusam-

menhang mit der Verlängerung der Laufzeiten für Kernkraftwerke könnten als Erfahrung her-

angezogen werden. Für eine Vergleichbarkeit sprechen die Neuartigkeit der Einnahmen die 

der Bund erhebt, der Kreis der Zahlungspflichtigen, die Nähe zur Klimathematik und damit 

die Ähnlichkeit des Besteuerungsgrundes (externe Effekte bei der Energieerzeugung). Ge-
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gen eine Vergleichbarkeit sprechen die unterschiedliche Natur von Steuer und Versteige-

rung, sowie die Befristung der Brennelementesteuer auf die Laufzeitdauer. 

2011 und 2012 fließen je bis zu 300 Mio. EUR in das Sondervermögen „Energie- und Klima-

fonds“, 2013-2016 jeweils 200 Mio. EUR, ab 2017 je nach produzierter Strommenge der 

Kernbrennstoffsteuer ein. Dies ist im Energie- und Klimafondsgesetz (EKFG) geregelt. Diese 

Beträge fließen nur in das Sondervermögen ein, wenn die Einnahmen der Steuer für die Jah-

re 2011-2016 jährlich einen Betrag von 2,3 Mrd. EUR übersteigen. Darüber hinaus sieht das 

EKFG vor, dass der Bund mit den Betreibergesellschaften von Kernkraftwerken einen Ver-

trag schließen kann. Dieser soll beinhalten, dass ein Teil der durch die Laufzeitverlängerung 

generierten Gewinne in das Sondervermögen fließen.  

Die Zustimmung des Bundesrates zum Kernbrennstoffsteuergesetz wurde allerdings mit der 

Aufforderung verknüpft, die Einnahmeausfälle, die auf Seiten der Länder und Gemeinden 

durch die Einführung der neuen Bundessteuer entstehen, abzuschätzen. Im Ergebnis dieser 

Evaluierung fordert der Bundesrat, eine Kompensation der Länder und Gemeinden zu prü-

fen. Die Evaluierung der Auswirkungen auf Länder und Gemeinden soll durch eine Arbeits-

gruppe aus Bundesregierung und Länderfinanzminister durchgeführt werden und bis Mitte 

2012 abgeschlossen sein (Bundesrat, 2010).  

Derzeit ist die Rechtsgrundlage für den Emissionshandel das Treibhausemissionshandels-

gesetz (TEHG) in der Fassung von 2004 und der Änderung von 2009. Ein neuer Entwurf des 

TEHG (TEHG-E) sieht vor, dass die Einnahmen aus den Versteigerungen dem Bund zu-

kommen. Eine weitere Rechtsgrundlage ist das EKFG. Es sieht vor, dass neben dem Auf-

kommen aus der Brennelementesteuer auch die Einnahmen aus der Versteigerung von Be-

rechtigungen in das Sondervermögen fließen. Diese sollen einfließen, sobald sie 

900 Mio. EUR übersteigen. Nähere Ausführungen zum EKFG finden sich im Kapital 7.1.  

Im Finanzplan des Bundes 2010-2014 wird das EU-ETS als Beispiel für innovative Finanzie-

rung der deutschen ODA-Quote (Official Development Assistance) genannt. Ein Teil der Ein-

nahmen seit 2008 kommt der Entwicklungshilfe zugute (Bundesregierung, 2010). Im Finanz-

plan des Bundes von 2009-2013 werden die Versteigerungserlöse als eine Finanzierungs-

quelle des Marktanreizprogrammes für Erneuerbare Energien eingeplant. Auch die ODA-

Quote findet als Verwendungszweck Erwähnung (Bundesregierung, 2009). Im Finanzplan 

des Bundes 2008-2012 werden Versteigerungserlöse für Vermeidungsmaßnahmen in Höhe 

von 560 Mio. EUR eingeplant (120 Mio. EUR für internationalen Klimaschutz, 340 Mio. EUR 

für nationalen Klimaschutz, 100 Mio. EUR für sonstige nationale Maßnahmen, wie etwa Pi-
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lotprojekte und Forschung). Auch die ODA-Quote findet als Verwendungszweck Erwähnung 

(Bundesregierung, 2008).  

Der Koalitionsvertrag von 2009 (CDU, CSU und FDP 2009) sieht vor, dass alle Einnahmen 

aus dem EU-ETS dem Gesamthaushalt zur Verfügung stehen. Die Verwendung hat zu be-

rücksichtigen: Steuerausfälle durch Betriebsausgaben auf allen Ebenen und Finanzierung 

von Vermeidungsmaßnahmen. Ab 2013 sollen zusätzlich berücksichtigt werden: Kompensa-

tion von Preiseffekten (also wahrscheinlich Kompensation bei Verbrauchern) und Förderung 

effizienter fossiler Kraftwerke (S. 21). Ab 2013 sollen 50% der erzielten Versteigerungserlöse 

vorrangig für internationale Klimaschutzprojekte genutzt werden. Ergänzend (aber innerhalb 

der 50%) sollen auch nationale Maßnahmen zur Anpassung an den Klimawandel finanziert 

werden (S. 26).51  

Fachministerkonferenzen 

Die politische Debatte um die Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten 

wird auch auf den beiden Fachministerkonferenzen – der Wirtschaftsministerkonferenz 

(WMK) und der Umweltministerkonferenz (UMK) – geführt. Mitglieder sind die Minister der 

einzelnen Landesregierungen in dem Fachbereich sowie der Bundesminister im Fachbe-

reich. Obwohl die Fachministerkonferenzen von denselben Personen wie im Bundesrat be-

setzt werden, stellt die Fachministerkonferenz ein Gremium dar und ist kein Organ des Bun-

desrates. In den Konferenzen werden gemeinsame Probleme und Vorgehensweisen be-

sprochen und Position bezogen. Beschlüsse in den jeweiligen Fachministerkonferenzen ent-

stehen nur bei Einstimmigkeit und haben keine unmittelbare Rechtswirkung, sind jedoch als 

Empfehlungen an die Politik anzusehen.52 Die aktuellsten Diskussionen in der WMK und der 

UMK in Bezug auf die Versteigerung von Emissionszertifikaten werden im Folgenden kurz 

zusammengefasst.  

Wirtschaftsministerkonferenz 

Konferenzen der Wirtschaftsminister finden in der Regel zweimal jährlich statt. Diese dienen 

dem Informations- und Erfahrungsaustausch, der wirtschaftspolitischen Zusammenarbeit der 

Länder untereinander sowie der gemeinsamen Positionierung gegenüber dem Bund. Die 

Ergebnisse werden in Beschlüssen festgeschrieben, die bei Einstimmigkeit Bindungswirkung 

entfalten. Der Bundesminister für Wirtschaft und Technologie ist Gast der WMK und nicht 

stimmberechtigt.  

                                                 
51 An dieser Stelle ist die Terminologie des Koalitionsvertrages etwas verwirrend. Einerseits wird die 
Verwendung für nationale Klimaschutzprojekte angestrebt (was nach allgemeiner Auffassung Vermei-
dungsprojekte und keine Anpassungsmaßnahmen sind), andererseits wird im nächsten Satz explizit 
darauf hingewiesen, dass hiermit Anpassungsmaßnahmen gemeint sind.  
52 http://www.bundesrat.de/cln_179/nn_8334/DE/gremien-konf/fachministerkonf/fachministerkonf-
node.html?__nnn=true, Zugriff 04.01.2011 
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Bei der WMK am 17./18. Juni 2010 in Göhren-Lebbin war die Verwendung der Einnahmen 

aus der künftigen Versteigerung von CO2-Emissionsrechten eines der diskutierten Themen. 

Gemäß dieser Beschlüsse (WMK, 2010a) sind die Wirtschaftsminister der Länder der Auf-

fassung, dass die wesentlichen Verwendungszwecke (i) die Förderung von Technologien zur 

Reduktion des CO2-Ausstoßes, (ii) die Senkung von Abgaben- und Energiepreisbelastungen 

für Verbraucher sowie (iii) Ausgleichsleistungen für stromintensive Unternehmen sind. Dar-

über hinaus sind die Landesminister der Ansicht, dass die Bundesländer einen Teil der Erlö-

se erhalten sollten (WMK, 2010a). Diese sollten ihnen zufolge dann insbesondere für (iv) die 

Förderung von erneuerbaren Energien und der dezentralen Energieversorgung, (v) zur Stei-

gerung der Energieeffizienz und der Vermeidung von Emissionen (einschließlich CCS-

Technologien), (vi) für Anpassungsmaßnahmen verwendet werden. Damit werden sozial-, 

wirtschafts- sowie klima- und technologiepolitische Aspekte berücksichtigt. Darüber hinaus 

wird die Festschreibung einer „[…] gerechte[n] Verteilung der Versteigerungserlöse auf Bund 

und Länder […]“ in einer Anschlussregelung zum Zuteilungsgesetz (ZuG 2012) gefordert 

(WMK, 2010a).  

Bei der WMK am 09./10. Dezember 2010 in Cottbus wurde u.a. ein Beschluss gefasst, der 

sich mit der langfristigen Strategie des Energiekonzepts befasst (WMK, 2010b). Dabei be-

grüßt die WMK die Bildung des Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“. Allerdings wird 

die Bundesregierung im Beschluss aufgefordert die Beteiligung der Länder bei der Entschei-

dung über die Mittelverwendung und der Festlegung der Wirtschaftspläne zu prüfen (WMK, 

2010b). Begründet wird diese Forderung damit, dass die Länder unterschiedlich betroffen 

sein werden und nach dem Subsidiaritätsprinzip die Länder in die Festlegung der Wirt-

schaftspläne des Sondervermögens einzubeziehen sind.  

Umweltministerkonferenz 

Wie die WMK ist auch die UMK eine Fachministerkonferenz. Die Umweltminister 

und -senatoren des Bundes und der Länder sind in der UMK mit Stimmrecht vertreten.53 Die 

UMK befasste sich bereits 2009 mit verschiedenen Themen im Zusammenhang mit der zu-

künftigen Versteigerung der Emissionszertifikate. Die Beschlüsse der UMK am 26. Juni 2009 

in Nonnweiler-Otzenhausen behandeln die Einnahmen aus dem Emissionshandel und die 

Deutsche Anpassungsstrategie (UMK, 2009). Danach sollten „[…] die Einnahmen aus dem 

Emissionshandel zweckgebunden für Maßnahmen des Klimaschutzes und für die Anpas-

sung an den Klimawandel verwendet werden“ (UMK, 2009). Des Weiteren wird der Bund 

gebeten ein Finanzierungskonzept vorzulegen, in dem die Erlöse aus dem Emissionshandel 

                                                 
53 http://www.umweltministerkonferenz.de/Willkommen.html, Zugriff am 12.01.2011 
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und deren Verwendung mit einbezogen werden sollen und festgelegt wird, welcher Anteil 

den Ländern für Anpassungsmaßnahmen zukommen soll. Eine Protokollnotiz zu diesem 

Beschluss aus dem Jahr 2009 von Seiten des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz 

und Reaktorsicherheit (BMU) macht deutlich, dass bis 2012 Mittel nur für klimaschützende 

Maßnahmen verwendet werden sollen. Für die dritte Handelsperiode soll zu gegebener Zeit 

über die Verwendung für Wälder und Anpassungsmaßnahmen entschieden werden. Die 

Bundesländer Hessen, Mecklenburg-Vorpommern, Niedersachsen, Saarland, Sachsen-

Anhalt und Schleswig-Holstein machen in einer Protokollerklärung deutlich, das waldbezo-

gene Maßnahmen auch die standortgerechte Neuwaldbildung beinhalten.  

Bei der 74. UMK am 11. Juni 2010 in Bad Schandau wird die Bitte an den Bund die Beteili-

gung der EU, des Bundes und der Länder sowie weiterer Akteure an der Finanzierung von 

Anpassungsmaßnahmen zu klären nochmals bestätigt (UMK, 2010). Wie in der WMK wird 

die Bildung des Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ begrüßt. Auch von Seiten der 

UMK wird ein Mitspracherecht der Länder gefordert. Hier mit der Begründung die Mittel mög-

lichst effizient einzusetzen und laufende oder geplante Projekte in den Ländern zu berück-

sichtigen. Konkret wird die Errichtung eines Beirates mit Beteiligung der Länder vorgeschla-

gen. Darüber hinaus wird auch angesprochen, dass Mittel zur Anpassung an den Klimawan-

del mit dem Sondervermögen finanziert werden sollen. Das BMU stellt in der Protokollerklä-

rung des Beschlusses fest, dass die „[…] Förderung von kommunalen Anpassungskonzep-

ten im Rahmen der Fördermaßnahmen der Nationalen Klimaschutzinitiative […]“ ermöglicht 

werden soll (UMK, 2010). Ausgeschlossen sind hier allerdings investive Anpassungsmaß-

nahmen. In einer Protokollerklärung sprechen sich die Länder Bayern, Hessen, Baden-

Württemberg, Schleswig-Holstein und Niedersachsen dafür aus die Mittel für Projekte in 

Ländern mit Kernkraftwerken zur Verfügung zu stellen (UMK, 2010). Die Länder Branden-

burg, Berlin, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Hamburg und Bremen lehnen 

es ab, dass die Kürzung der Gelder für das Marktanreizprogramm und die Nationale Klima-

schutzinitiative vollzogen wird. Ebenso wird von diesen Ländern abgelehnt, die fehlenden 

Mittel mit dem Wirtschaftsplan des Energie- und Klimafonds zu ersetzen. Stattdessen sei 

eine Erhöhung der Mittel vorzunehmen. Sie fordern die Erlöse aus der Versteigerung von 

Emissionsberechtigungen für die Förderprogramme zur Verfügung zu stellen (UMK, 2010).  

Neben den Fachministerkonferenzen wird auch in den einzelnen Bundesländern die Ver-

wendung von ETS-Erlösen diskutiert. Nach einer Stellungnahme des Umweltministeriums 

Baden-Württembergs wäre eine länderspezifische Aufteilung der Erlöse aus Sicht des Lan-

des nicht vorteilhaft (Landtag von Baden-Württemberg, 2008). Diese Beurteilung gründet 

sich in der Erwartung, dass eine länderspezifische Aufteilung der Einnahmen der Zertifikate 
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folgen würde. Das Umweltministerium präferiert eine Verteilung über den Bund an nationale 

Klimaschutzmaßnahmen, von denen BW erwartungsgemäß überproportional stark profi-

tiert.54 

Diese öffentlich zugänglichen Informationen zur derzeitigen Debatte in Deutschland um die 

Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten werden durch landesspezifi-

sche Einschätzungen in den Interviews ergänzt. Diese werden im Kapitel 8 behandelt.  

5.3.2 FRANKREICH 

Bisher gibt es im französischen Code de l'environnement keine Aussage darüber wie die 

Erlöse einer zukünftigen Zertifikateversteigerung genutzt werden sollen.55 In Frankreich war 

und ist keine Versteigerung von Zertifikaten in der ersten und zweiten Handelsperiode vor-

gesehen. Dementsprechend waren bzw. sind bis 2013 keine Regelungen hinsichtlich der 

Mittelverwendung von Nöten.56 

Obwohl sich die französische Regierung intensiv mit der Gestaltung der EUA-

Versteigerungen beschäftigt hat (Charpin, 2009), beschränkt sich die Diskussion hinsichtlich 

der nationalen Verwendung der Auktionserlöse auf vergleichsweise allgemeine Aussagen. 

Dabei bezieht sich die französische Administration regelmäßig auf die Vorgabe der EU, wel-

che vorsieht einen Großteil der Gelder für klimarelevante Ausgaben zu verwenden. So sieht 

Frankreich die EUA-Versteigerungen beispielsweise als eine der wesentlichen Möglichkeiten 

um die von den Entwicklungsländern geforderte Unterstützung im Hinblick auf den fortschrei-

tenden Klimawandel zu finanzieren (Élysée, 2009). Vorschläge, die über die Zweckbestim-

mungen der EU hinausgehen, können auch aus der Diskussion der Mittelverwendung im 

Zusammenhang einer potentiellen Einführung einer CO2-Steuer abgeleitet werden. In diesem 

Kontext wird überlegt, ob etwaige Einnahmen zur Generierung einer doppelten Dividende 

genutzt werden können, zum Beispiel durch die Senkung der Lohnnebenkosten oder eines 

direkten Transfers an die Haushalte (Conseil économiquepour le développement durable, 

2009). 

5.3.3 VEREINIGTES KÖNIGREICH 

Im Vereinigten Königreich erfolgt die Umsetzung der EU-Richtlinie 2009/29/EG mittels der 

Rechtsnorm Statutory Instruments 2009 No. 3130 (SI, 2009). Hier finden sich jedoch keine 

Regelungen zur Mittelverwendung aus Versteigerungserlösen. In der öffentlichen und wis-

                                                 
54 http://www.landtag-bw.de/wp14/drucksachen/3000/14_3019_d.pdf, Zugriff am 11.01.2011 
55 
http://www.legifrance.gouv.fr/affichCode.do;jsessionid=CB12C7AAC25CE682C4DB457F6F7EF92D.tp
djo15v_1?cidTexte=LEGITEXT000006074220&dateTexte=20101124, Zugriff am 26.01.2011 
56 http://ec.europa.eu/clima/policies/ets/auctioning_second_en.htm, Zugriff am 26.01.2011 
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senschaftlichen Debatte finden sich auch keine Schätzungen zur Höhe der erwarteten Ein-

nahmen ab 2013.  

Allerdings sind im Vereinigten Königreich bereits in der zweiten Handelsperiode im Novem-

ber 2008 Zertifikate versteigert worden, was dem Staat Einnahmen von 54 Millionen GBP 

einbrachte. Diese wurden dem nationalen Globalhaushalt ohne eine gesonderte Zweckbe-

stimmung zugeschlagen. Kritiker bemängeln die fehlende Zweckbestimmung und sehen die 

Gefahr, dass Einnahmen aus dem ETS dem Straßenbau oder anderen emissionssteigern-

den Maßnahmen zufließen (The Independent, 2008; Breakthrough Institute, 2008). Auch für 

die Jahre bis 2016 werden die Einnahmen aus den Versteigerungen im allgemeinen Haus-

halt eingeplant (HM Treasury, 2010). 

Im Sommer 2010 gab es im Vereinigten Königreich eine Diskussion um die Gründung einer 

öffentlichen Bank, die umweltverträgliche Investitionen fördern soll. Von Unternehmen und 

Verbänden wurde gefordert, die Gründung und Kapitalausstattung dieser „Green Investment 

Bank“ mit Mitteln aus den Versteigerungen zu finanzieren (businessGreen, 2010). Im Herbst 

2010 wurde die Green Investment Bank gegründet, jedoch mit einer deutlich geringeren öf-

fentlichen Kapitalausstattung als zunächst geplant (1 Mrd. GBP). Über die Mittelherkunft gibt 

es keine genaueren Angaben (The Independent, 2010).  

Es ist zu erwarten, dass die umfangreichen Konsolidierungsbemühungen des Londoner Fi-

nanzministeriums dazu geführt haben, dass das Engagement des Staates begrenzt wurde. 

Ebenso ist in diesem Zusammenhang ein starker politischer Wille zu erwarten, die Versteige-

rungserlöse ab 2013 für den allgemeinen Haushalt zu sichern.  

Zur Diskussion um das ETS im Vereinigten Königreich zählt auch die Erwähnung eines zu-

sätzlichen verpflichtenden Emissionshandelssystems, das zurzeit (November 2010) in Vor-

bereitung ist. Das Carbon Reduction Commitment (CRC) Energy Efficiency Scheme sieht vor 

die Versteigerungserlöse komplett an die Teilnehmer des Systems zurückzuzahlen. Die An-

reizwirkung zur Vermeidung von CO2 entsteht durch den Verteilungsschlüssel bei der Rück-

zahlung. Solche Unternehmen, die besonders energieeffizient wirtschaften, bekommen einen 

größeren Anteil als weniger energieeffiziente Emittenten. Hier steht die Mittelverwendung 

also bereits fest, während die Diskussion um die Mittelverwendung des europaweiten ETS 

noch anhält (Environment Agency, 2010).  

5.3.4 POLEN 

Die nationale Verwaltungsstelle des Emissionshandelssystems in Polen (Krajowy Administ-

rator Systemu Handlu Uprawnieniami do Emisji, KASHUE) führt die europäischen und polni-
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schen Gesetze auf, die in Verbindung mit dem Emissionshandel stehen. Darunter findet sich 

auch die EU Richtlinie 2009/29/EG (EU, 2009a). Es werden im Wesentlichen drei nationale 

Gesetze, die sich auf den Emissionshandel beziehen genannt. Darunter ein Gesetz zum 

Emissionshandel von Treibhausgasen und anderer Substanzen (Dz. U. z 2004 r. Nr 281, 

poz. 2784 z późn. zm.). Dieses Gesetz beruht auf mehreren EU Richtlinien aus den Jahren 

2001 bis 2003 und bezieht sich allgemein auf den Emissionshandel insbesondere auf natio-

nale Allokationspläne. Daneben existiert ein weiteres Gesetz zum System des Emissions-

handels (Dz. U. Nr 281, poz. 2784 oraz z 2008 r. Nr 199, poz. 1227), das sich auf die Instal-

lation des Systems und die Schwellenwerte von Anlagen bezieht. Das Gesetz stammt aus 

dem Jahr 2008 und damit findet sich hier kein Bezug zur EU Richtlinie aus dem Jahr 2009 

über die Mittelverwendung aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten. Ein weiteres 

Gesetz hinsichtlich des Emissionshandels behandelt die Überwachung und Berichterstattung 

von Emissionen (Dz. U.Nr 281, poz. 2784). Eine Umsetzung der EU Richtlinie 2009/29/EG 

(EU, 2009a) ist derzeit nicht vorhanden.57 Die Richtlinie wird dennoch in einem offiziellen 

Text zum System der Auktionierung von EU-ETS (Lizak et al., 2010) der nationalen Verwal-

tungsstelle des Emissionshandels in Polen (KASHUE) zitiert. Hier wird auch explizit auf die 

Bindung der Hälfte der Einnahmen an bestimmte Maßnahmen, wie sie in der Richtlinie 

2009/29/EG unter Artikel 10 aufgeführt werden, hingewiesen.  

Nach Angaben von Ernst&Young (Interview mit Dr. Piotr Ciżkowicz von Ernst&Young Veröf-

fentlicht bei chronmy klimat, 2010 oder CEO Magazyn Top Menedżerów, 2010) gibt es keine 

offiziellen Schätzungen über die Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionsberechti-

gungen und darüber hinaus sind diese auch derzeit noch nicht in den Haushalt eingeplant. 

Diese Aussage deckt sich mit den Recherchen, deshalb können hier nur Schätzungen von 

Ernst&Young herangezogen werden. Danach belaufen sich die Einnahmen aus den Verkäu-

fen von Zertifikaten im Zeitraum 2013-2020 auf 3-5 Mrd. EUR bzw. 12-20 Mrd. Złoty. Der 

Autor Ciżkowicz (Ernst&Young, 2010) geht davon aus, dass die Kosten für den Kauf der Zer-

tifikate auf den Endverbraucher übertragen werden. Daher zielen die Vorschläge zur Mittel-

verwendung der Erlöse auf die Entlastung der Endverbraucher wie beispielsweise eine Sen-

kung der Einkommenssteuer, der Mehrwertsteuer oder von indirekten Verbrauchssteuern. 

Andere Optionen wie soziale Transfers oder Subventionen werden von Ciżkowicz als 

schlechte Lösungen eingestuft. 

Die Abwälzung auf den Endverbraucher wird auch in der Presse (Gazeta, 2008; Gazeta, 

2010a, Gazeta, 2010b), aber auch von der nationalen Verwaltungsstelle des Emissionshan-

                                                 
57 http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=CELEX:72009L0029:DE:NOT#FIELD_PL, 
Zugriff am 10.11.2011. 
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delssystems in Polen (Lizak et al., 2010) aufgegriffen. Vor allem im Energiesektor, bei dem 

steigende Strompreise mit der Auktionierung erwartet werden (Gazeta, 2008; Lizak et al., 

2010).  

In Polen ist Kohle derzeit der dominante Energieträger (IEA, 2008). Im Hinblick auf die Re-

duktion von Emissionen, wird eine Diversifikation im Energiesektor unumgänglich sein (eu-27 

watch, 2010). Diese Transformation des Energiesektors wird vom Polnischen Wirtschaftsmi-

nisterium in dessen Plan zur Entwicklung von Clean Coal Technologien in Polen behandelt. 

Es werden Clean Coal Technologien sowie Carbon Capture and Storage (CCS)58 Maßnah-

men als Lösung angesehen. Die Umsetzung solcher Technologien soll durch einen Sonder-

fonds erfolgen. Die Finanzierung dieses Sonderfonds soll hauptsächlich durch die Einnah-

men aus den Versteigerungen der Emissionsberechtigungen kommen (Ministerstwo 

Godspodarki, 2010, p.25). Diese Möglichkeit der Finanzierung wird mit der Konformität zur 

Richtlinie 2009/29/EG begründet. In diesem Zusammenhang wird allerdings auch darauf 

hingewiesen, dass die Finanzierung von CCS Technologien durch die Artikel 10a, Absatz 8 

der Richtlinie (EC, 2009) eingeschränkt ist. Eine genaue Beschreibung zur Implementierung 

des Sonderfonds liegt derzeit nicht vor. 

5.3.5 SPANIEN 

Spanien setzt die EU Richtlinien 2008/101/EG (EU, 2008) und 2009/29/EG (EC, 2009a) 

durch das nationale Gesetz 13/2010 (Reino de España, 2010) vom 5. Juli 2010 um. Die spa-

nische Regierung rechnet für 2013 mit der Versteigerung von Emissionsrechten über insge-

samt 167 Mio. t CO2. Bei einem erwarteten Preis für Emissionsrechte i.H.v. 20 EUR bedeutet 

dies zusätzliche Einnahmen i.H.v. 3,34 Mrd. EUR im Jahr 2013 (Expansion, 2009). 

In Bezug auf die Verwendung der Einkünfte aus Versteigerungen von Emissionsrechten ori-

entiert sich Spanien an der Formulierung der Europäischen Kommission (EC, 2009, S. 18). 

Demnach sollen die Einkünfte für klimapolitische Maßnahmen, internationale Kooperationen 

zur Vermeidung von Emissionen, Adaption sowie Reduktionsmaßnahmen in der Industrie 

verwendet werden. Im spanischen Entwurf findet sich keine Angabe zur Höhe der geplanten 

Investitionen in entsprechende Maßnahmen; die im EC Kontext diskutierten „50%“ finden 

sich an dieser Stelle nicht wieder (Reino de España, 2010, S. 59588), jedoch in einem Pres-

seartikel der Regierung aus dem Jahr 2009 (Expansion, 2009) und in Fernández (2009). 

Eine Diskussion über die konkrete Mittelverwendung ist in Spanien zur Zeit (noch) nicht er-

kennbar, lediglich einige Presseartikel deuten allgemein auf die Begleitumstände der Auktio-

                                                 
58 Abscheidung und geologische Speicherung von CO2 (Kohlenstoffspeicherung) 
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nierung hin. Etwa die Hälfte der spanischen Industriellen glaubt, dass der Preis für CO2 bis 

2020 von etwa 15 EUR heute auf über 20 EUR ansteigt, jedoch können nur etwa 14% die 

Auswirkungen der Preissteigerung auf ihr Unternehmen abschätzen (factor co2, 2010). Die 

spanische Industrie befürchtet einen Anstieg der Produktionskosten, wenn die Zertifikate ab 

2013 versteigert werden und damit verbunden Wettbewerbsnachteile gegenüber anderen 

Staaten, in denen das EU-ETS nicht gilt (EFE, 2008). 

5.4 OPTIONEN DER MITTELVERWENDUNG IN DEUTSCHLAND 

Nach Pope und Owen (2009) haben politische Entscheider grundsätzlich fünf Optionen, wie 

öffentliche Einnahmen verwendet werden können: (i) Kompensation von Haushalten, (ii) 

Kompensation von allen oder ausgewählten Emittenten, (iii) Kompensation aller Unterneh-

men, (iv) Bereitstellung für besondere Zwecke wie beispielsweise Unterstützung neuer 

Technologien, (v) Verbleib im öffentlichen Haushalt, unter anderem zur Kompensation von 

Steuerausfällen aufgrund des EU-ETS. Hultman und Kammen (2004) bieten eine ähnliche 

jedoch gröbere Einteilung der möglichen Mittelverwendung: (i) Verbleib im öffentlichen 

Haushalt, (ii) Verteilung an Unternehmen, (iii) Verteilung an private Haushalte. Diese Eintei-

lungen von Pope and Owen (2009) sowie Hultman und Kammen (2004) stellen allgemein die 

Möglichkeiten der Mittelverwendung dar. Konkrete Lösungsansätze werden aus der derzeiti-

gen Diskussion, dem Vorbild anderer Länder sowie Beispiele der Mittelverwendung aus CO2-

Steuereinnahmen abgeleitet.  

5.4.1 ANPASSUNG 
Eine mögliche Verwendungsoption könnte die Anpassung an die Folgen des Klimawandels 

sein. Diese wird in der EU-Richtlinie zum Emissionshandel auch explizit als eine Möglichkeit 

für die Verwendung von Versteigerungserlösen genannt (EU, 2009a, S. 71). Obwohl 

Deutschland sicher nicht zu den Ländern gehört, die am meisten unter den Folgen des Kli-

mawandels zu leiden haben, wurden auch von der Bundes- und den Landesregierungen 

Strategiepapiere zur Anpassung entworfen (Bundesregierung, 2008). Auf Bundesebene wird 

für Mitte 2011 mit der Veröffentlichung des Aktionsplans Anpassung gerechnet, der die An-

passungsmaßnahmen des Bundes konkretisieren wird. Auch die EU nimmt sich mit der Ver-

öffentlichung eines Grünbuchs (COM, 2007) und eines Weißbuchs (COM, 2009) der Thema-

tik an und macht damit deutlich, dass sie sich ebenfalls in der Pflicht sieht, bestimmte An-

passungsmaßnahmen durchzuführen.  

Welche Aktionen als Anpassungsmaßnahmen zu bezeichnen sind, ist jedoch nicht immer 

einfach zu bestimmen. Das Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC, 2007, S. 

869) definiert Anpassung als “Adjustment in natural or human systems in response to actual 
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or expected climatic stimuli or their effects, which moderates harm or exploits beneficial op-

portunities”. Zunächst fällt auf, dass diese Definition eine sehr breite Interpretation des An-

passungsbegriffs zulässt, indem alle Maßnahmen, die als Antwort auf klimatische Stimuli 

erfolgen, als Anpassung tituliert werden (in natürlichen und humanen Systemen, bezüglich 

eingetretener und erwarteter Klimaeinflüsse, bezüglich positiver und negativer Klimaeffekte). 

Tabelle 20 gibt einen Überblick über verschiedene Beispiele von Anpassungsmaßnahmen, 

die in Deutschland relevant sind. Diese Übersicht soll illustrieren, welche konkreten Maß-

nahmen als Anpassungsmaßnahmen denkbar sind und somit eine Verwendungsoption von 

Versteigerungserlösen darstellen. 

Tabelle 20: Überblick über Anpassungsmaßnahmen in Deutschland – Beispiele 

Klimastimulus Mögliche Anpas-
sungsmaßnahme 

Zeitlicher 
Horizont 

Reduzierung von 
negativen Effekten 

oder 
Nutzen von Poten-

zialen 

Zuständige 
Hauptakteure 

Anstieg des Mee-
resspiegels 

Küstenschutz  Proaktiv Negativer Effekt Bundesland 
oder Deich-
verband 

Längere Vegeta-
tionsperiode 

Frühere Aussaat-
termine 

Reaktiv Potenzial Landwirtschaft 

Ausbreitung von 
neuartigen Krank-
heiten 

Information der 
Öffentlichkeit über 
Gefahren und 
Schutzmaßnahmen

Proaktiv 
und  
reaktiv 

Negativer Effekt Bund und 
Länder 

Hochwasser-
gefahren bei Flüs-
sen 

Deichbau, Einrich-
tung von Re-
tentionsflächen 

Proaktiv Negativer Effekt Länder und 
Kommunen 

Hitzewellen in ur-
banen Zentren 

Stadtplanung: gute 
Durchlüftung von 
Straßenschluchten 

Proaktiv Negativer Effekt Kommunen 

Unzureichende 
Kühlwasserver-
sorgung bei Wär-
mekraftwerken 

Alternative Kühl-
systeme 

Proaktiv Negativer Effekt Energiever-
sorger 

Starkregen und 
Hochwasser ge-
fährden Wohnung 
und Hausrat 

Abschluss von 
Elementarschaden-
versicherungen 

Proaktiv Negativer Effekt Private Haus-
halte 

     
Quelle: Eigene Übersicht 

In der Praxis ist es allerdings oftmals problematisch eine bestimmte Aktivität zweifelsfrei als 

Antwort auf den Klimawandel zu interpretieren. Eine Deicherhöhung bspw. könnte auf Grund 

gestiegener Vermögenswerte im zu schützenden Gebiet durchgeführt werden, und nicht (al-

leine) auf Grund des steigenden Meeresspiegels. Auch bezüglich des Zeitpunktes oder des 
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zuständigen Akteurs wird keine Einschränkung vorgenommen, so dass sowohl prospektive, 

wie auch reaktive Maßnahmen, sowohl privatwirtschaftliche wie auch staatliche Maßnahmen 

bedacht werden müssen. Für die Fragestellung dieses Projekts sind die privat finanzierten 

Anpassungsmaßnahmen weniger relevant, da es um die Verwendung staatlicher Gelder 

geht.59  

Aber auch auf staatlicher Seite gibt es eine Vielzahl von Akteuren, die mit der Aufgabe der 

Anpassung an den Klimawandel betraut sein können. Insofern unterscheidet sich Anpassung 

grundlegend von der zweiten Option der Klimapolitik, dem Klimaschutz, wo v.a. eine weltweit 

koordinierte Aktion zum Erfolg führen kann (siehe Abschnitt 5.4.2). Im Bereich der Anpas-

sung sind lokale Aktivitäten nicht nur denkbar, sondern in vielen Fällen auch erfolgverspre-

chender als zentral gesteuerte Politiken. Dies liegt erstens an den lokal und regional unter-

schiedlichen Auswirkungen des Klimawandels. Die gleiche Temperaturerhöhung kann grund-

legend verschiedene Auswirkungen haben, abhängig vom Naturraum, den sozioökonomi-

schen Begebenheiten und der Anpassungskapazität der Wirtschaft und Gesellschaft. Zwei-

tens sind Maßnahmen zur Anpassung an die Folgen des Klimawandels im Gegensatz zur 

Vermeidung lokal wirksam, selbst wenn bspw. Nachbargemeinden oder andere Bundeslän-

der nicht kooperieren sollten. Diese Konstellation macht einen lokalen oder regionalen Poli-

tikansatz im Regelfall effizienter als eine national oder international regulierte Anpassungs-

politik. Das Bundesland Hessen hat aus diesem Grund bereits im Jahr 2004 eine Studie zur 

Vulnerabilität gegenüber Klimaeinflüssen in Auftrag gegeben (INKLIM 2012 Baustein II) und 

im Jahr 2007 eine Nachfolgestudie mit diesem Schwerpunkt (INKLIM 2012 Baustein II plus) 

ergänzt.60 Auch die meisten anderen Bundesländer haben teils umfangreiche Forschungs-

projekte zur eigenen Vulnerabilität und Anpassungsoptionen durchgeführt, aus denen zahl-

reiche Veröffentlichungen entstanden sind (bspw. Gerstengarbe et al., 2003; Kropp et al., 

2009; MUNLV, 2009; TMLNU, 2009). 

Neben den lokalen und regionalen Anpassungsmaßnahmen gibt es auch Instrumente und 

Optionen, die der Bund, die EU oder die UN ergreifen können, um Anpassung vor Ort zu 

initiieren, zu fördern oder zu regulieren. So gibt es neben den Vulnerabilitätsstudien der 

Bundesländer auch bundesweite Forschungsarbeiten zur Vulnerabilität und Anpassung (ins-

besondere UBA, 2005). Die bisherigen Forschungsarbeiten zu diesem Thema betonen je-

doch wiederholt die hohe Relevanz der lokalen und regionalen Akteure für die Erreichung 

                                                 
59 Diese Einschränkung ist für die Thematik der Anpassung besonders gravierend, da eine Vielzahl 
von Anpassungsmaßnahmen von privaten Akteuren durchgeführt werden (OECD, 2008; Osberghaus 
et al., 2010). 
60 Die Dokumentation der Ergebnisse der beiden Forschungsprojekte ist im Internet zu finden: 
http://klimawandel.hlug.de/forschungsprojekte.html, Zugriff am 13.12.2010.  
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von effektiver und effizienter Anpassung an den Klimawandel (Adger, 2003; Adger et al., 

2005; Agrawal et al., 2009; OECD, 2008; Tol, 2005). 

Für den Bereich Anpassung wäre auch eine Gemeinschaftsaufgabe Anpassung – ähnlich 

wie beim Küstenschutz – denkbar. Eine Gemeinschaftsaufgabe wird im Gabler Wirtschafts-

lexikon (2010) wie folgt definiert:  

Begriff: Aufgaben der Bundesländer, an deren Erfüllung der Bund durch Beteiligung 

an der Rahmenplanung und an der Finanzierung (Mischfinanzierung) mitwirkt, wenn 

diese Aufgaben für die Gesamtheit bedeutsam sind und wenn dies zur Verbesserung 

der Lebensverhältnisse erforderlich ist (Art. 91a GG). Sachbereiche: 

(1) Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (Strukturpolitik), der Bund trägt 

die Hälfte der Ausgaben; (2) Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes 

(Agrarpolitik), der Bund trägt mind. die Hälfte der Ausgaben; (3) bei der Förderung 

von Einrichtungen und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung außerhalb von 

Hochschulen, bei Vorhaben der Wissenschaft und Forschung an Hochschulen und 

bei Forschungsbauten an Hochschulen einschließlich Großgeräte können Bund und 

Länder bei Vorliegen von überregionaler Bedeutung aufgrund von Vereinbarung zu-

sammenwirken (Art. 91b GG). Trotz Mitwirkung des Bundes bleiben die zu Gemein-

schaftsaufgaben erklärten Sachbereiche Aufgaben der Länder. Diesem Element des 

kooperativen Föderalismus wird häufig der Vorwurf der zur Selbstblockade tendie-

renden Politikverflechtung gemacht; v.a. die Länder bemängeln eingeengte Gestal-

tungsspielräume.61 

Aus dieser Definition geht hervor, dass es sich um Aufgaben der Bundesländer handeln 

muss, die aber für das nationale Gemeinwohl bedeutsam und erforderlich sind und die die 

Finanzkraft der Länder regelmäßig überschreitet. Unter diesen Voraussetzungen wirkt der 

Bund bei der Finanzierung und der Ausgestaltung mit. Der Küstenschutz wird u.a. als einer 

der Bereiche genannt in denen eine solche Gemeinschaftsaufgabe zur Anwendung kommt. 

Beim Küstenschutz besteht eine Begründung für die Gemeinschaftsaufgabe darin, dass un-

terschiedliche naturräumliche Ausgangsbedingungen einer Gleichwertigkeit der Lebensbe-

dingungen in den unterschiedlichen Bundesländern entgegenstehen. Aus diesem Grund 

beteiligt sich der Bund am Küstenschutz mit 70% der Investitionskosten, während die kon-

krete Durchführung und die Unterhaltskosten allein Sache der Bundesländer bleiben (GAKG, 

1969, zuletzt geändert 2010). Für die Einführung einer Gemeinschaftsaufgabe muss die Vo-

raussetzung der Lasten-Ungleichheit jedoch nicht immer erfüllt sein – es genügt, wenn die 

                                                 
61 Gabler Wirtschaftslexikon (2011): Gemeinschaftsaufgabe, Online Ausgabe, 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/gemeinschaftsaufgaben.html, Zugriff 24.02.2011. 
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Länderaufgabe Spill-Over-Effekte auf andere Länder zur Folge hat, bedeutsam ist und die 

Finanzkraft der Länder regelmäßig überfordert wird. 

Für eine Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung an den Klimawandel“ sprechen die folgenden 

Aspekte: 

 Da der Klimawandel vorwiegend lokale Folgen hat, die Anpassung deshalb auch auf 

dieser Ebene erfolgt und zudem Anpassungsmaßnahmen auch lokal wirksam sind, 

sind die Länder grundsätzlich verantwortlich für den größten Teil der in Deutschland 

notwendigen Anpassungsmaßnahmen. 

 Die private Anpassung wird hier außen vor gelassen – es werden lediglich erforderli-

che staatliche Maßnahmen betrachtet, deshalb kann hier von öffentlichen Aufgaben 

ausgegangen werden. 

 Da ein gewisser Klimawandel auch beim Erreichen des 2°C-Ziels unausweichlich ist, 

ist Anpassung durchaus als notwendig anzusehen. 

 Anpassungsmaßnahmen begrenzen Klimaschäden und nutzen sich ergebende 

Chancen und dienen damit dem Erhalt und der Verbesserung der Lebensverhältnisse 

der Gemeinschaft. 

 Spill-Over-Effekte von Anpassungsmaßnahmen sind in vielen Bereichen festzustel-

len: Informationskampagnen, Hochwasserrisikomanagement, Gesundheitsaufklä-

rung, Anpassung der Verkehrsinfrastruktur und Grundlagenforschung sind Beispiele, 

wo das Land zumindest teilweise zuständig ist, die Effekte aber bundesweit erwartet 

werden können. 

 Da den Ländern nach der derzeitigen Gesetzeslage keine zusätzlichen Finanzmittel 

für Anpassung aus den Versteigerungserlösen zustehen, die Anpassungskosten aber 

anfallen werden, besteht in der Tendenz eine finanzielle Mehrbelastung der Länder. 

Dass diese zu einer regelmäßigen Überschreitung der Finanzkraft der Länder führt, 

ist grundsätzlich möglich, jedoch nicht Gegenstand dieses Berichts. 

Es gibt allerdings auch Probleme, die die Einführung einer Gemeinschaftsaufgabe „Anpas-

sung an den Klimawandel“ erschweren. So ist zunächst für die Schaffung einer Gemein-

schaftsaufgabe von Belang, wie sich die Belastungen (hier die Vulnerabilität gegenüber 

Klimarisiken) auf die Länder verteilen. Beim Küstenschutz ist es unstrittig, dass nur die Küs-

tenländer betroffen sind. Eine Abschätzung, wie stark die einzelnen Bundesländer vom Kli-

mawandel betroffen sein werden ist dagegen ungleich schwieriger zu begründen.  
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Dies liegt erstens an der Vielfältigkeit der Anpassungsmaßnahmen. Diverse Wirtschaftssek-

toren sind betroffen, und es müssen sehr unterschiedliche Auswirkungen des Klimawandels 

beachtet werden. Neben Landwirtschaft und Hochwasserschutz sind weitere Sektoren zu 

beachten, wie etwa der Gesundheitssektor, die Bauwirtschaft, die Tourismuswirtschaft, die 

Wasserwirtschaft, die Energieversorgung, der Transportsektor oder die Finanzwirtschaft. In 

manchen Regionen können in den aufgeführten Sektoren auch positive Klimaeffekte erwartet 

werden, was andere Anpassungsmaßnahmen erfordert. Diese Vielfalt der Aufgaben macht 

es schwierig, die Vulnerabilität der Bundesländer in eine einzige vergleichbare Größe zu 

überführen, die dann Grundlage für die Verteilung von Finanzmitteln der Gemeinschaftsauf-

gabe sein könnte. Bei einer Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung“ müssten sich die Länder in 

einem politischen und wissenschaftlichen Diskurs trotz dieser Schwierigkeiten auf eine all-

seits akzeptierte Verteilung einigen. 

Zweitens gibt es eine wissenschaftliche Debatte über die Definition von Vulnerabilität, was 

die Reduzierung der verschiedenen Klimaauswirkungen auf eine einzige Vulnerabilitäts-

kennziffer zusätzlich erschwert. In theoretischen Abhandlungen wird meist die Anpassungs-

kapazität in die Vulnerabilitätsdefinition mit einbezogen. Anpassungskapazität äußert sich 

beispielsweise durch den Bildungsstand, die verfügbaren finanziellen Ressourcen, die psy-

chologisch gemessene Bereitschaft sich anzupassen und die allgemeine Flexibilität von Ge-

sellschaften. Diese Größen zu operationalisieren, ergeben teilweise große Probleme. Daher 

wird oftmals die reine Exponiertheit gegenüber Klimarisiken gemessen – ohne Berücksichti-

gung der Anpassungskapazität. Diese Debatte soll hier jedoch nur veranschaulichen, dass 

Anpassungsbedarf und Vulnerabilität nicht einfach zu definieren sind. 

Das gravierendste Problem ist aber die mangelnde Abgrenzbarkeit von Anpassungsmaß-

nahmen. Bei Schaffung einer Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung“ werden sich unweigerlich 

schwer zu klärende Fragen stellen, wo die Grenze zwischen Anpassungs- und anderen 

Maßnahmen verläuft. Viele Maßnahmen, die in der Literatur als Anpassung diskutiert wer-

den, sind auch ohne Klimawandel durchaus vorteilhaft und ökonomisch zu empfehlen. Dies 

betrifft u.a. etwa eine dem Hochwasserrisiko angepasste Raumplanung, Informationen über 

naturraumangepasste Landwirtschaft, die Durchlüftung von Großstädten, die Bewässerung 

von trockenen landwirtschaftlichen Anbaugebieten. Auch hier müsste ein Diskussionspro-

zess zu klaren Kriterien und Förderrichtlinien führen, die sicherlich nicht einfach zu definieren 

sein werden. 

Zudem sind wichtige Anpassungsbereiche thematisch bereits in der Gemeinschaftsaufgabe 

„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) enthalten. Neben Aufga-
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ben in der Landwirtschaft und im Küstenschutz sieht der Rahmenplan 2010-2013 explizit 

auch Hochwasserschutzmaßnahmen außerhalb des Küstenschutzes als förderwürdige Auf-

gaben vor. Somit deckt die bestehende Gemeinschaftsaufgabe GAK thematisch bereits be-

deutsame Anpassungsmaßnahmen ab. Der Klimawandel trägt jedoch tendenziell dazu bei, 

dass der Finanzbedarf für diese Aufgaben ansteigt.  

Eine mögliche Strategie, Anpassung an den Klimawandel zu fördern, wäre daher, die zur 

Verfügung stehenden GAK-Mittel zu erhöhen. Dies würde dem Politikansatz des „Adapta-

tion-Mainstreaming“ entsprechen, nach dem Anpassung nicht als eigenes Politikfeld, son-

dern als Teil aller für Anpassung relevanten Politikinstrumente behandelt wird. Beispielhaft 

wird dies bereits im Rahmen der GAK beim Küstenschutz praktiziert. Den Küstenländern 

stehen neben den ursprünglichen GAK-Mitteln weitere Mittel zur Verfügung, die explizit auf 

Grund der höheren Belastungen durch den Klimawandel zugewiesen werden. Es dürfte zwar 

ungleich schwieriger sein, die klimawandelbedingten höheren Belastungen in der Landwirt-

schaft und dem Hochwasserschutz bundesländergenau zu quantifizieren, jedoch zeigt die 

Vorgehensweise beim Küstenschutz die Möglichkeit auf, wie bestehende Finanzierungsin-

strumente auf Grund des Klimawandels angepasst werden können.  

Neben der Aufstockung der bestehenden GAK-Fördermittel wäre grundsätzlich auch die Ein-

führung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung an den Klimawandel“ möglich. Die-

se würde die anpassungsrelevanten Aufgaben und Maßnahmen aus der bestehenden GAK 

ausgliedern und zusätzlich in anderen anpassungsrelevanten Politikfeldern aktiv werden 

können. In diesem Fall müsste die Politik allerdings ein Verteilungsmuster aufgrund von va-

gen und unsicheren Kriterien definieren, sowie die Abgrenzung zu bestehenden Aufgaben 

klar und eindeutig regeln. 

5.4.2 VERMEIDUNG VON EMISSIONEN 

Das Ziel der Emissionsvermeidung ist die Eindämmung von globalen negativen externen 

Effekten aus einer Klimaveränderung. Dabei gilt eine Stabilisierung der Konzentration von 

Treibhausgasen in der Atmosphäre als wichtiges Kriterium. Diese soll dazu beitragen, das 

viel diskutierte, spätestens seit dem Klimagipfel in Cancún im Dezember 2010 jedoch offiziell 

anerkannte, 2°C-Ziel zu erreichen. Um den Anstieg der durchschnittlichen globalen Tempe-

ratur auf maximal 2°C gegenüber dem vorindustriellen Niveau zu begrenzen, sind globale 

Anstrengungen notwendig. Diese bestehen zum einen aus einer Reduktion der weltweiten 

Emissionen, wie z.B. dem Ausstoß von CO2, in den nächsten Jahren. Zum anderen ist der 

Erhalt von Naturbestandteilen wie (Regen-)wäldern und Ozeanen, die als so genannte CO2-

Senken bedeutende Mengen an Treibhausgasen aufnehmen können, von entscheidender 
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Bedeutung. Bei der konkreten politischen Gestaltung von Vermeidungsmaßnahmen ist es 

wichtig, entsprechende Konzepte zur Emissionsminderung auf globaler Ebene zu betrach-

ten. Da es für die Auswirkung auf das Klima unerheblich ist, an welchem Ort und aus wel-

chem Prozess die Einsparung von Treibhausgasen erfolgt, sollte dies an der Stelle erfolgen, 

an der die Kosten für die Vermeidung minimal sind. Um ambitionierte Reduktionsziele kos-

tenminimal zu erreichen, ist daher die Einbindung der Vermeidungsstrategien in einen globa-

len Kontext von besonderer Bedeutung. Dabei ist zu beachten, dass sich die Vermeidungs-

kosten regional unterscheiden. Bei lokal oder sektoral begrenzten Programmen zur Einspa-

rung von Emissionen besteht die Gefahr, dass diese das Kriterium der Kosteneffizienz ver-

letzen und sogar möglicherweise durch die Carbon Leakage Problematik keine reale Ver-

meidung erfolgt. Gleichzeitig ist zu beachten, dass mögliche Schäden aus einer Klimaverän-

derung zwischen den Ländern stark variieren. Während in einigen Regionen durch einen 

ansteigenden Meeresspiegel, Dürreperioden oder Entwaldung die Lebensgrundlage für zu-

künftige Generationen bedroht wird, können andere Regionen möglicherweise sogar vom 

Klimawandel profitieren. Eine Vermeidung von Emissionen ist aus ökonomischer Sicht dann 

sinnvoll, wenn die Schäden den Nutzen aus dem Ausstoß von Treibhausgasen überwiegen. 

Eine besondere Herausforderung ist dabei das räumliche und zeitliche Auseinanderfallen 

von Kosten und Nutzen aus Emissionsvermeidung. So treten Klimaschäden oftmals in Regi-

onen auf, die einen geringen direkten Anteil am weltweiten Ausstoß von Treibhausgasen 

haben oder in denen die Kosten für die Vermeidung hoch sind. Darüber hinaus kommen die 

Anstrengungen aus Emissionsminderungen in der Gegenwart tendenziell eher zukünftigen 

Generationen zu Gute. Diese Herausforderungen gilt es auf internationaler Ebene im Dialog 

zwischen Ländern zu lösen. Dabei spielen neben Reduktionszielen und dem Erhalt von CO2-

Senken auch die Unterstützung von Anpassungsmaßnahmen und der Bereitstellung von 

Technologien eine wichtige Rolle. Diese Diskussion zeigt, dass effektive und effiziente Emis-

sionsvermeidung im Allgemeinen eher auf einer internationalen Ebene als in einem regiona-

len Kontext diskutiert werden sollten. 

5.4.3 ZUFÜHRUNG AN PRIVATE HAUSHALTE 

Bei der Betrachtung der Verwendung von Einnahmen aus CO2-Steuern fällt eine bestimmte 

Verwendungsweise deutlich ins Auge: Die Entlastung privater Haushalte oder Unternehmen 

durch Senkung von Steuern oder Abgaben. Diese Mittelverwendung wurde durchgeführt 

oder zumindest geplant in den Ländern Frankreich, Irland, Italien, den Niederlanden, Schwe-

den und dem Vereinigten Königreich. Auch die deutsche Ökosteuer kann in diesem Zusam-

menhang genannt werden, da das Aufkommen zur Senkung von Sozialversicherungsabga-

ben verwendet wird. Eine ähnliche Verwendungsweise ist grundsätzlich auch für Einnahmen 
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aus der EU-ETS-Versteigerung denkbar (zumindest für die 50%, die nicht den Vorgaben der 

EU-Richtlinie 2009/29/EC unterliegen). Die Begründung für eine Verwendung zur Senkung 

von Steuern oder Abgaben läuft oftmals auf die Argumentation der „doppelten Dividende“ 

hinaus. Die erste Dividende wird durch die Begrenzung der Emissionen sicher erreicht. Die 

zweite Dividende kann entstehen, wenn durch die Senkung anderer Steuern (etwa Lohn-

steuern) steuerbedingte Ineffizienzen reduziert werden. Es könnte durch eine Senkung der 

Lohnnebenkosten die Arbeitslosigkeit abgebaut werden und so ein weiterer volkswirtschaftli-

cher Nutzen erzielt werden. 

5.4.4 ZUFÜHRUNG AN EMISSIONSHANDELSPFLICHTIGE UNTERNEHMEN 

Eine weitere Möglichkeit der Verwendung von Versteigerungserlösen stellt die Kompensation 

der emissionshandelspflichtigen Unternehmen dar. Eine Begründung hierfür lautet, dass 

emittierende Unternehmen heimische Arbeitsplätze und Technologiestandorte sichern. Da 

sie oftmals im weltweiten Wettbewerb stehen und bisher ein globales Emissionshandelssys-

tem nicht in Sicht ist, sollten sie nicht über die bestehende Besteuerung hinaus mit Zwangs-

abgaben belastet werden, damit kein Anreiz zur Abwanderung in Nicht-EU-Länder entsteht. 

Dieses Argument verliert allerdings an Stichhaltigkeit, wenn Unternehmen, die besonders im 

internationalen Wettbewerb stehen, ihre Emissionsrechte teilweise frei zugeteilt bekommen. 

Eine weitere Begründung wäre die Absicht, die Verbraucherpreise von Energie und energie-

intensiven Produkten stabil zu halten. Die Anreizwirkung zur Emissionsvermeidung könnte 

dadurch erhalten bleiben, dass effizient arbeitende Emittenten mit Vermeidungsbemühungen 

bei der Kompensation besonders berücksichtigt werden, ähnlich wie dies im britischen „Car-

bon Reduction Commitment Energy Efficiency Scheme (CRC) der Fall ist (siehe Abschnitt 

5.3.3). 

5.4.5 VERWENDUNG IM HAUSHALT FREI NACH HAUSHALTSENTSCHEIDUNG IM PARLAMENT 

Eine weitere Option ist die Zuführung der Erlöse aus der Auktionierung von Emissionsrech-

ten in den allgemeinen Bundeshaushalt. Diese Art der Mittelverwendung ermöglicht dem 

Bund grundsätzlich einen breiten Handlungsspielraum. Dies gilt sowohl für die konkrete Ver-

wendung der Mittel als auch die Beteiligung der Bundesländer. Im Gegensatz zu Fondslö-

sungen sind die Einnahmen beispielsweise nicht für Vermeidungs- oder (internationale) 

Adaptionsmaßnahmen zweckgebunden, sondern können den aktuellen Bedürfnissen und 

Aufgaben des Bundes flexibel angepasst werden. Demnach variiert die Zuführung an die 

Bundesländer je nach jährlicher Haushaltsentscheidung im Parlament. Grundsätzlich besteht 

an dieser Stelle auch die Möglichkeit, die Einnahmen aus der EUA-Versteigerung nach der 

Rückführung in den Bundeshaushalt zur Verringerung der Staatschulden zu verwenden. Da-

bei ist jedoch zu beachten, dass gemäß Richtlinie 2009/29/EG mindestens 50% der Einnah-
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men aus der Versteigerung von Zertifikaten zweckgebunden sind und u.a. für Reduktions- 

und Adapationsmaßnahmen sowie zur Entwicklung erneuerbarer Energieträger verwendet 

werden sollen.  

5.4.6 PENSIONSFONDS NACH NORWEGISCHEM VORBILD 

Nachdem die staatlichen Einnahmen aus dem Verkauf der nationalen Öl- und Gasvorkom-

men seit Beginn der 1970er Jahre dem allgemeinen Haushalt zugeführt wurden, hat Norwe-

gen im Jahr 1990 einen Staatsfonds (Government Petroleum Fund) eingerichtet, in welchem 

die Überschüsse62 aus dem Export dieser natürlichen endlichen Ressourcen zukünftig ange-

legt werden sollen (Norwegian Ministry of Finance, 2010). Dies soll dazu beitragen, den 

Wohlstand zukünftiger Generationen in der Post-Petroleum Ära sicher zu stellen (vgl. hier 

und im Folgenden: Reiche, 2008). Als Ergebnis von Diskussionen über Gütekriterien der 

Investitionstätigkeiten wurde der Staatsfonds 2004 um ethische Richtlinien erweitert, deren 

Einhaltung durch einen eigens eingeführten Ethikrat in Zusammenarbeit mit der norwegi-

schen Staatsbank und dem Finanzministerium kontrolliert werden. Demnach sollen u.a. Un-

ternehmen ausgeschlossen werden, die zu einer ernsthaften Schädigung der Umwelt beitra-

gen. Seit der Einberufung des Ethikrats sind 27 Unternehmen vom Pensionsfonds ausge-

schlossen worden, davon fünf aufgrund von Umweltverstößen. Darüber hinaus sieht das 

Konzept des Active Ownership vor, Unternehmen im persönlichen Gespräch für die Prinzi-

pien des Fonds zu sensibilisieren. Ein thematischer und regionaler Schwerpunkt liegt dabei 

auf der Vermeidung von Emissionen in den USA. Darüber hinaus soll in Zukunft verstärkt in 

Unternehmen aus dem Bereich der regenerativen Energieerzeugung investiert werden. 

Im Jahr 2007 sind dem Pensionsfonds Mittel in Höhe von 39,4 Mrd. EUR zugeflossen. Ins-

gesamt verwaltet der Fonds damit ein Vermögen von 280 Mrd. EUR (Stand: 2007). Davon 

sind 95% im globalen staatlichen Pensionsfonds angelegt und 5% in norwegischen Unter-

nehmen investiert, verteilt in Aktien (40%) und (Staats-)anleihen (60%). Maximal 4% der 

jährlichen Fondsrendite können in den allgemeinen Staatshaushalt zurückgeführt werden, 

um dort zu einer Reduktion des strukturellen Haushaltsdefizits beitragen zu können.  

                                                 
62 Einnahmen (wie Steuern und Dividenden von Unternehmen, an denen der Staat beteiligt ist) abzüg-
lich der staatlichen Ausgaben im Öl- und Gassektor. 
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6 ÖKONOMISCHE BEWERTUNG 

6.1 KRITERIEN 

Um die Systemeffizienz zu gewährleisten, werden die Lösungsansätze zur Verwendung der 

Einnahmen auf bestimmte Anforderungen überprüft. Im Einzelnen sind folgende Kriterien zu 

beachten: 

6.1.1 ÖKONOMISCHE EFFIZIENZ 

Das Kriterium der ökonomischen Effizienz läuft auf eine Kosten-Nutzen-Rechnung der mög-

lichen Mittelverwendungen hinaus, bei der alle Kosten und Nutzen der fraglichen Maßnahme 

umfassend betrachtet werden. Diese Rechnung umfasst also nicht nur Kosten und Nutzen, 

die beim Entscheidungsträger anfallen, sondern alle monetär messbaren (und in einem weit-

gefassten Verständnis auch alle nicht monetär messbaren) Effekte innerhalb der gesamten 

(globalen) Volkswirtschaft und in allen Zeitperioden. Hierunter fallen bspw.  

 bei der Mittelverwendung für die Vermeidung von Emissionen der Nutzen, der in 

Entwicklungsländern durch einen reduzierten Treibhausgaseffekt entsteht 

 bei einer Mittelverwendung für Deicherhöhungen die Kosten, die dem Tourismussek-

tor zufallen (geringere Attraktivität durch Schädigung des Ökosystems) 

 bei einer Zuführung an private Haushalte die Steigerung der privaten Nachfrage und 

daraus folgende Beschäftigungseffekte 

 bei einer Zuführung in einen Pensionsfonds der Nutzen für spätere Generationen 

Dabei können grundsätzlich auch Gewichtungen der einzelnen Effekte vorgenommen wer-

den, etwa kann das Gewicht der Auswirkungen auf spätere Generationen durch eine Dis-

kontrate reduziert werden, oder unsichere Bestandteile wie die Bewertung von Umwelteffek-

ten können vorerst ausgeklammert werden. Dies sind letztlich Entscheidungen des politi-

schen Entscheidungsträgers, und werden in der Praxis oftmals kontrovers diskutiert.  

Wird durch eine Lenkungsabgabe (wie dem EU-ETS) neben der Lenkungswirkung das zu-

sätzliche Ziel verfolgt, in einem anderen Wirtschaftsbereich einen ökonomischen Nutzen zu 

erreichen, spricht man auch von der „doppelten Dividende“. Diese Absicht ist gut bei ver-

schiedenen Fallbeispielen der Mittelverwendung von CO2-Steuereinnahmen (siehe Abschnitt 

5.2) zu erkennen. Neben der Reduzierung des CO2-Ausstoßes durch Besteuerung werden 

Steuern oder Lohnnebenkosten gesenkt, um zusätzlich zur Umweltwirkung auch positive 

Effekte auf dem Arbeitsmarkt zu erzielen. Welche Mittelverwendung insgesamt letztlich die 



89 

 

größte gesamtgesellschaftliche Dividende erwirtschaftet, hängt wiederum von der oben be-

schriebenen umfassenden Kosten-Nutzen-Rechnung und den gewählten Gewichtungen ab. 

Aus der Perspektive der gesamtökonomischen Effizienz wird auch zu prüfen sein, ob eine 

geplante Mittelverwendung zu so genannten Crowding-Out-Effekten führt. U.U. ist eine vom 

Staat durchgeführte Maßnahme in vergleichbarer Weise und zu gleichen oder geringeren 

Kosten von privaten Akteuren durchzuführen. Eine Form von Crowding-Out besteht darin, 

dass private Investoren staatliche Fördermaßnahmen nutzen, bei Fehlen der staatlichen 

Förderung allerdings genauso gehandelt hätten (auch Free-Riding genannt). Nach Untersu-

chungen von Grösche et al. (2009) sind solche Free-Riding-Effekte bei der Subventionierung 

von energetischen Sanierungen privater Wohngebäude in Deutschland durchaus vorhanden. 

Die Fördermaßnahme ist folglich ohne Wirkung, kostet aber Haushaltsmittel. Um einen mög-

lichst hohen gesamtwirtschaftlichen Nutzen bei der Mittelverwendung von Versteigerungser-

lösen zu erzielen, sind Crowding-Out-Effekte nach Möglichkeit zu vermeiden. 

Die Berücksichtigung von gesamtwirtschaftlichen Kosten und Nutzen, der „doppelten Divi-

dende“ und Crowding-Out-Effekten ist eine komplexe Aufgabe für den volkswirtschaftlichen 

Planer. Die Auswahl der effizientesten Politikmaßnahme (oder Mittelverwendungsoption) 

sollte folglich aus dem vollständigen Fundus von Politikmaßnahmen möglich sein. Aus Sicht 

der ökonomischen Effizienz ist daher jegliche frühzeitige Zweckbestimmung von Staatsein-

nahmen abzulehnen. Durch eine Zweckbestimmung wird eine zusätzliche Restriktion bei der 

Haushaltsgestaltung eingeführt; die Mittel können also möglicherweise nicht mehr in die 

Maßnahme mit der größten gesamtgesellschaftlichen Rendite fließen.  

Tol et al. (2008) sowie Brett und Keen (2000) sprechen sich daher gegen eine Zweckbe-

stimmung aus. Sie behindere Flexibilität in der Politikgestaltung, die Vorteile einer Zweckbe-

stimmung seien gering und kurzlebig, da erwartungsgemäß entsprechende Zuteilungen aus 

dem Globalbudget zurückgehen würden.  

Die Betrachtung der ökonomischen Effizienz erfolgt ungeachtet der möglichen Verzerrungen, 

die aus dem regionalen und sektoralen Charakter des EU-ETS entstehen. Diese Untersu-

chung konzentriert sich auf die Mittelverwendung aus der Versteigerung im EU-ETS und 

nicht die Beurteilung eines regionalen und sektoralen Emissionshandels.  

6.1.2 ÖKOLOGISCHE ANREIZWIRKUNG 

Hier besteht die Forderung, dass die Mittelverwendung im Einklang mit dem primären Ziel 

der Emissionsvermeidung steht und nicht dessen Anreizwirkung konterkariert. Die wesentli-

che Aufgabe des EU-ETS ist die Einpreisung der Externalität, die durch die Emission von 
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CO2 entsteht, und die Etablierung eines Marktes für Emissionszertifikate. Da das Emittieren 

von CO2 im EU-ETS (Opportunitäts-) Kosten verursacht, entsteht für Unternehmen ein öko-

nomischer Anreiz für die Vermeidung von CO2. Dieser ist umso höher, umso mehr Kosten 

durch die Emission von CO2 entstehen. Somit läuft jede Mittelverwendung, die die CO2-

Kosten verringert beziehungsweise die für die zusätzlichen Kosten des EU-ETS entschädigt, 

auf eine Schwächung der Anreizwirkung des EU-ETS hinaus. Damit setzt eine anreizkompa-

tible Mittelverwendung eine Begrenzung der Optionen und eine Zweckbindung auf nicht CO2-

Kosten senkende Maßnahmen voraus. Die Mittelverwendungsoptionen Emissionsvermei-

dung und Anpassung an den Klimawandel stellen eine solche anreizkompatible Zweckbin-

dung dar. Aber auch die Zuführung an private Haushalte oder emissionshandelspflichtige 

Unternehmen sind unter der Einschränkung möglich, dass diese Zuführung nicht in allge-

meiner Form erfolgt, sondern damit Maßnahmen finanziert, die der Emissionsvermeidung 

oder der Anpassung an den Klimawandel dienen. Um die ökologische Anreizwirkung zu ge-

währleisten, sind im Wesentlichen maßnahmenorientierte Ansätze im Zusammenhang mit 

der Vermeidung und der Anpassung geboten. Dies kann z.B. in Form von Programmen er-

folgen, die mit den Mitteln aus der Versteigerung von Zertifikaten gefördert werden. Darüber 

hinaus ist aber sicherzustellen, dass damit nicht Maßnahmen finanziert werden, die alleine 

durch die Anreize im Emissionshandelssystem erfolgt wären. Durch das EU-ETS sollen an 

der Stelle Emissionen eingespart werden, wo dies am kostengünstigsten ist. Damit stehen 

die Anlagenbetreiber vor der Entscheidung entweder Maßnahmen zur Vermeidung von CO2 

einzuleiten oder Zertifikate zu kaufen. Verhält sich der Anlagenbetreiber rational, entscheidet 

er sich für die kostengünstigere Variante. Würden aber grundsätzlich Maßnahmen zur Ver-

meidung von CO2 aus dem Emissionshandel finanziert, dann würde der Anlagenbetreiber 

diese Art der Subvention in sein Kalkül mit einbeziehen. Damit wäre die kosteneffiziente Ein-

sparung von Emissionen innerhalb des Emissionshandels zumindest teilweise aufgehoben. 

6.1.3 VERTEILUNGSWIRKUNG 

Um eine gesellschaftlich wünschenswerte Verteilung zu ermitteln, muss der Nutzen eines 

einzelnen Individuums im Rahmen einer gesellschaftlichen Wohlfahrtsfunktion gewichtet 

werden (vgl. hier und im Folgenden: Pindyck und Rubinfeld, 2005). Dabei können grundsätz-

lich verschiedene Gerechtigkeitskonzepte diskutiert werden. Die utilitaristische Perspektive 

gewichtet den Nutzen jedes Individuums gleich und maximiert so den Gesamtnutzen aller 

Individuen in einer Volkswirtschaft. Die marktorientierte Ansicht verteidigt das Ergebnis des 

kompetitiven Marktprozesses als gerechte Allokation. Demnach werden diejenigen Personen 

belohnt, die am fähigsten sind und am härtesten arbeiten. Aus marktorientierter Perspektive 

ist eine Gleichverteilung der Güter damit keine Voraussetzung für eine gerechte Verteilung. 
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Dies steht im Gegensatz zum egalitären Gerechtigkeitskonzept, welches eine Gleichvertei-

lung der Güter fordert. Auch Rawls gibt zu bedenken, dass eine gleiche Verteilung der Res-

sourcen und Güter zu Anreizstrukturen führen kann, die nicht in eine Maximierung der ge-

samtwirtschaftlichen Wohlfahrt einer Volkswirtschaft münden. So kann produktiven Personen 

der Anreiz genommen werden Ideen zu generieren und härter zu arbeiten, wenn die Entloh-

nung durch Besteuerung wieder abgeführt werden muss. In diesem Fall kann eine höhere 

Entlohnung produktiver Individuen zielführend sein, da dadurch mehr Güter und Dienstleis-

tungen produziert werden können, die dann zu einem Teil an die hilfebedürftigsten Personen 

umverteilt werden können, um deren Wohlstand zu verbessern. Nach Ansicht von Rawls 

können demnach Ungleichheiten zugelassen werden, wenn diese den Nutzen des am 

schlechtesten gestellten Mitglieds einer Gesellschaft verbessert. Diese Perspektiven der Ge-

rechtigkeit können durch den “capability approach” von Sen (1981 und 1984) ergänzt wer-

den. Demnach kann Ungerechtigkeit durch eine Vergrößerung der individuellen Freiheit ge-

mindert werden. Unter der individuellen Freiheit versteht Sen im Wesentlichen eine Erweite-

rung der individuellen Verwirklichungschancen. Diese setzen sich unter anderem aus der 

politischen Freiheit zur aktiven Teilnahme an der Demokratie, einem ungestörten und freien 

Zugang zum (Arbeits-)markt sowie der gesellschaftlichen Transparenz zusammen. Des Wei-

teren garantieren soziale Institutionen und soziale Sicherheiten bedürftigen Personen eine 

Teilnahme am gesellschaftlichen Fortschritt. 

Die Debatte zur Klimagerechtigkeit zwischen Staaten (vgl. u.a. Posner und Weisbach, 2010) 

verdeutlich die Herausforderungen an einen konsensfähigen Gerechtigkeitsbegriffs und den 

daraus resultierenden Verteilungswirkungen. In der Diskussion zur Verteilung der Einnah-

men aus einer Versteigerung von EUA’s erscheint zunächst die Darstellung verschiedener 

Gerechtigkeitskonzepte und deren Implikationen für die Mittelverteilung sinnvoll. Hierbei soll 

Gerechtigkeit auf Ebene der Bundesländer, als Aggregate der einzelnen Individuen, disku-

tiert werden. Es ist zunächst denkbar, jedes Bundesland gleich zu gewichten und demnach 

die Einnahmen aus der Auktionierung zu je 1/16 über die einzelnen Bundesländer aufzutei-

len. Ein egalitäres Gerechtigkeitsverständnis würde hingegen auf eine gleiche Pro-Kopf Allo-

kation zielen, sodass demnach die Bundesländer mit einem höheren Bevölkerungsanteil ei-

nen höheren Anteil der Einnahmen zugeteilt bekommen. Als weiterer Ansatzpunkt können 

die Steuerausfälle der Bundesländer aufgrund des Erwerbs von CO2-Zertifikaten dienen. 

Demnach könnten die Bundesländer zunächst gemäß der erwarteten Ausfälle der Körper-

schaft-, Gewerbe- oder Einkommensteuer kompensiert werden. Die darüber hinaus anfallen-

den Mittel können dann gemäß einem weiteren Schlüssel unter den Ländern aufgeteilt wer-

den oder beim Bund verbleiben. In Anlehnung an das Gerechtigkeitskonzept von Sen scheint 
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eine Rückführung gemäß der erwarteten Vermeidungs- und Anpassungsmaßnahmen in den 

einzelnen Bundesländern wünschenswert. Demnach sollten Regionen, die beispielsweise in 

Zukunft hohe Aufwendungen für den Küstenschutz, die Land- oder Forstwirtschaft sowie die 

Bekämpfung von Bodenerosion erwarten, bei der Verteilung bevorzugt berücksichtigt wer-

den. So können gleiche Verwirklichungschancen der Individuen in den einzelnen Bundeslän-

dern gewährleistet werden.  

6.1.4 INNOVATIONSWIRKUNG 

Innovationen sind eine der wesentlichen Aspekte moderner Umweltpolitik. Sie beeinflussen 

maßgeblich den Grad der Umweltverschmutzung, der infolge sozialer und wirtschaftlicher 

Aktivitäten entsteht. So können technologische Entwicklungen einerseits neue Verschmut-

zungsquellen hervorbringen, zum Beispiel die kostengünstige Luftfahrt, andererseits können 

Innovationen auch neue Wege aufzeigen wie Umweltverschmutzung vermieden oder abge-

baut werden kann, beispielsweise die Abscheidung und Speicherung von CO2. Darüber hin-

aus beeinflussen viele Instrumente der Umweltpolitik selbst die Entwicklung des technischen 

Fortschritts indem sie neue Bedingungen für den Einsatz gewisser Technologien fördern 

oder einschränken. Solche impliziten Effekte können einen nicht zu vernachlässigbaren Ein-

fluss auf die Kosten-Nutzen-Analyse von Politikentscheidungen haben und sollten folglich bei 

einer Beurteilung der Mittelverwendung berücksichtigt werden (Jaffe et al., 2003). 

Eines der wesentlichen Ziele des EU-ETS ist es den Übergang zu einer kohlenstoffarmen 

Wirtschaft zu fördern und den Strukturwandel hin zu einer nachhaltigen Wirtschaft voranzu-

treiben. Dies bedarf unter anderem der Entwicklung und Implementierung neuer CO2-

mindernder Technologien. Im Folgenden soll geprüft werden, ob die verschiedenen Mittel-

verwendungsoptionen diesem Ziel dienen oder ob davon auszugehen ist, dass sie keine zu-

sätzliche Innovationswirkung hinsichtlich der Einsparung von Emissionen haben oder gar 

neue technologische Entwicklungen zur Vermeidung von CO2 hemmen. Um eine Über-

schneidung mit dem in Kapitel 6.1.2 genannten Kriterium der ökologischen Anreizkompatibili-

tät zu vermeiden, werden jedoch in der Beurteilung der verschiedenen Mittelverwendungs-

möglichkeiten auf ihre Innovationswirkung etwaige hinsichtlich der CO2-Emissionen negative 

Innovationen zunächst vernachlässigt. 

6.1.5 JURISTISCHE DURCHFÜHRBARKEIT 

Bei einigen der in Kapitel 5.4 dargestellten Mittelverwendungen (etwa bei der Anpassung) 

sind explizit auch Länderaufgaben berührt. Dies führt zu der Frage, inwieweit die Bundeslän-

der an dem Aufkommen aus der Emissionsrechteversteigerung beteiligt werden können, um 
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mit diesen Mitteln bspw. Anpassungsmaßnahmen durchzuführen. Diese Fragestellung be-

trifft das öffentliche Haushaltsrecht und die föderale Mittelverteilung. 

Das Haushaltsrecht fordert, jede frühzeitige Zweckbindung staatlicher Einnahmen möglichst 

zu vermeiden und dem Haushaltsgesetzgeber Mittel zur freien Verwendungsentscheidung 

zur Verfügung zu stellen. Nach § 7 S. 1 des Haushaltsgrundsätzegesetzes (HGrG), § 8 S. 1 

der Bundeshaushaltsordnung (BHO) und den entsprechenden Vorschriften der Landeshaus-

haltsordnungen gilt der Grundsatz der Gesamtdeckung: „Alle Einnahmen dienen als De-

ckungsmittel für alle Ausgaben.“ Ausnahmen sind möglich (§ 7 S. 2 HGrG): „Auf die Verwen-

dung für bestimmte Zwecke dürfen Einnahmen beschränkt werden, soweit dies durch Gesetz 

vorgeschrieben oder im Haushaltsplan zugelassen ist.“ § 19 S. 3 u. 4 ZuG 2012 trägt dem 

Rechnung, indem danach die Erlöse aus der Veräußerung von Berechtigungen in den Ein-

zelplan des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit eingestellt 

werden und über die Erlösverwendung im Rahmen des jährlichen Haushaltsgesetzes ent-

schieden wird. Zukünftig soll § 9 TEHG nur die pauschale Zuweisung der Versteigerungser-

löse an den Bundeshaushalt enthalten. Damit hat der Bund – im Rahmen seiner Sachge-

setzgebungskompetenzen – die Möglichkeit, durch spezialgesetzliche oder im Haushaltsplan 

vorgesehene Mittelansätze die Verwendungsentscheidungen zu treffen. Ein erster Anwen-

dungsfall liegt mit § 4 Abs. 1 Nr. 3 EKFG vor, wenn ab dem Jahr 2013 Einnahmen aus der 

Versteigerung von Emissionsberechtigungen, soweit sie 900 Mio. Euro übersteigen, dem 

Bundessondervermögen „Energie- und Klimafonds“ zugeführt werden. 

Schwieriger wird es auf der Grundlage des geltenden Rechts, wenn die Länder Mittel aus 

dem Bundeshaushalt, die aus den Versteigerungserlösen stammen, erhalten sollen. Da für 

alle vertikalen Finanzzuweisungen des Bundes an die Länder ein Verfassungsvorbehalt gilt, 

bedarf es hierfür der grundgesetzlichen Ermächtigung. Hier kommt allein Art. 104b Abs. 1 S. 

1 Nr. 3 GG in Betracht, wonach der Bund den Ländern Finanzhilfen für besonders bedeut-

same Investitionen der Länder und der Gemeinden gewähren kann, wenn sie zur Förderung 

des wirtschaftlichen Wachstums erforderlich sind. Im Lichte des im Zuge der Föderalismus-

reform I im Jahre 2006 neugefassten Art. 104b GG ist der Zweck der Förderung des wirt-

schaftlichen Wachstums eng auszulegen. Außerdem wäre zu beachten, dass Finanzhilfen 

nur zeitlich begrenzt und mit degressiver Ausgestaltung gewährt werden dürfen. Sie sind 

deshalb wenig geeignet, den Ländern Mittel zur Verfolgung von Emissionsvermeidungs- oder 

Anpassungsmaßnahmen zur Verfügung zu stellen. 

Ganz anders wäre dies, wenn sich der Bundesgesetzgeber entschließen würde, zukünftig 

die Länder unmittelbar an den Versteigerungserlösen zu beteiligen, was verfassungsrechtlich 
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möglich wäre (siehe oben 4.2.2). In diesem Fall könnten die Länder im Rahmen ihrer Ge-

setzgebungskompetenzen Vermeidungs- und andere Maßnahmen direkt aus Mitteln der 

Emissionsrechteversteigerung verwirklichen. 

6.2 BEURTEILUNG DER MITTELVERWENDUNG NACH KRITERIEN 

6.2.1 ANPASSUNG 

Anpassung an den Klimawandel kann – wie in Abschnitt 5.4.1 dargestellt – die unterschied-

lichsten Formen annehmen. Es wird daher nicht möglich sein, „Anpassung an sich“ mit Hilfe 

der erarbeiteten Kriterien zu beurteilen. Gleichwohl können Tendenzen aufgezeigt werden, 

die unter bestimmten Annahmen gelten, wie sich Anpassung in Deutschland konkret gestal-

tet. So soll für diesen Abschnitt zunächst die Annahme gelten, dass sich staatliche Organe 

bei der Anpassung an den Klimawandel auf die staatseigenen Aufgaben beschränken. Ge-

rade im Bereich der Anpassung besteht großes Potenzial für privates Engagement. Eine 

Beschränkung auf staatliche Aufgaben im Sinne der gängigen ökonomischen Theorie     

(Osberghaus et al., 2010) würde bedeuten, dass der Bund, die Länder und Kommunen bei 

Marktversagen Anpassungsgüter zur Verfügung stellen (Bsp. Küstenschutz) und Anreize für 

private Anpassung setzen (Bsp. Informationskampagnen über Klimafolgen wie 

www.elementar-versichern.de). Darüber hinaus könnte der Staat im begrenzten Umfang auf 

Grundlage weiterer politischer Ziele agieren (bspw. Verteilungsgerechtigkeit und Versor-

gungssicherheit). Im Endeffekt würde aber ein Großteil der Anpassung von privaten Akteu-

ren in deren eigenem Interesse erfolgen.  

Die ökonomische Effizienz würde unter diesen Annahmen beachtet. Die Mittel aus der Zer-

tifikateversteigerung würden für gesamtgesellschaftlich vorteilhafte Projekte ausgegeben, 

wie etwa den Hochwasserschutz. Gleichwohl ist anzumerken, dass es ohne die Kenntnis 

konkreter Anpassungsmaßnahmen und eingehende Fallstudien nicht möglich ist Aussagen 

über die Kosteneffizienz von Anpassungsmaßnahmen im Vergleich zu anderen möglichen 

Mittelverwendungen zu machen. Grundsätzlich ist aber eine kosteneffiziente Verwendung 

von staatlichen Mitteln im Bereich der Anpassung möglich, falls staatliche Maßnahmen auf 

die Behebung von Marktversagen oder die Erreichung zuvor definierter gesellschaftlicher 

Ziele abstellen. Es kann jedoch auch Anpassungsmaßnahmen geben, die im Sinne ökono-

mischer Effizienz negativ zu beurteilen sind. Dies kann bspw. den Hochwasserschutz von 

dünn besiedeltem Gebiet betreffen, wo die Kosten des Schutzes den gesamtwirtschaftlichen 

Nutzen übersteigen. Außerdem können Ausmaß und Zeitpunkt der Anpassung falsch ge-

wählt werden – hierdurch können Ressourcen unnötigerweise in Anpassungskapital gebun-

den sein, falls sich der (ungewisse) Klimawandel nicht wie erwartet manifestiert. Bezüglich 
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der ökonomischen Effizienz von Anpassung im Vergleich zu anderen Mittelverwendungen 

kann es auch vorkommen, dass bspw. eine Lohnsteuersenkung einen größeren gesamtge-

sellschaftlichen Nutzen entfaltet als der Schutz eines Flussabschnitts vor Überschwemmung. 

Die endgültige Beurteilung in puncto ökonomischer Effizienz ist also von den konkreten An-

passungsmaßnahmen abhängig. 

Auch bezüglich der ökologischen Anreizwirkung steht einer Verwendung der Mittel für 

Anpassungszwecke grundsätzlich nichts im Wege. Theoretisch lässt sich zwar argumentie-

ren, dass Anpassung tendenziell die Kosten des Klimawandels reduziert und damit die mar-

ginalen Kosten einer zusätzlich emittierten Tonne CO2 verringert. Dies wiederum untergräbt 

die ökonomische Rechtfertigung für die Existenz eines CO2-Preises und würde die Legitima-

tion des gesamten EU-ETS in Frage stellen. Allerdings ist dieser Effekt auf Grund der quanti-

tativen Daten zurzeit nur theoretisch vorstellbar. Auf der Mikroebene wird dagegen zu prüfen 

sein, ob einzelne Anpassungsmaßnahmen Nebeneffekte auf den Treibhausgasausstoß ha-

ben. So kann die Renaturierung von Überflutungspoldern zum Aufbau von natürlichen CO2-

Senken führen (positiver Nebeneffekt auf die Emissionsvermeidung). Umgekehrt können 

grundsätzlich auch negative Effekte von Anpassungsmaßnahmen auf das ökologische Ziel 

der Emissionsvermeidung entstehen, bspw. bei der Ausweitung der herkömmlichen Land-

wirtschaft als Reaktion auf bessere Anbaubedingungen. Daher wird bei jeder Anpassungs-

maßnahme einzeln zu prüfen sein, welcher Effekt auf die Vermeidung von Treibhausgasen 

zu erwarten ist. 

Eine ganz ähnliche Argumentation gilt für das Kriterium der Verteilungswirkung. Anpas-

sungsmaßnahmen per se sind weder besonders gerecht noch besonders ungerecht (unab-

hängig von der Definition von Gerechtigkeit). Tendenziell lässt sich zwar argumentieren, 

dass Anpassungsmaßnahmen v.a. in den Regionen / Bundesländern / Kommunen durchge-

führt werden wo sie besonders notwendig sind. Dies sind also Regionen, die besonders ex-

poniert gegenüber den negativen Folgen des Klimawandels sind. Wenn diese Regionen als 

benachteiligt angesehen werden, würden sie nach der Gerechtigkeitstheorie von Rawls und 

Sen mit besonderer Unterstützung bedacht werden. Nach dieser Argumentationskette würde 

sich die Mittelverwendung „Anpassung“ aus Gründen der Verteilungsgerechtigkeit anbieten, 

wenn auch nur als schwache Tendenz. Grundsätzlich aber gilt auch hier, dass eine generelle 

Aussage nicht möglich ist und einzelne konkrete Anpassungsmaßnahmen auf ihre Vertei-

lungswirkung hin geprüft werden müssen. 

Bezüglich der Innovationswirkung von Anpassungsmaßnahmen muss zwischen der Wir-

kung auf emissionsmindernde Innovationen und allgemeine Innovationen unterschieden 
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werden. Innovationen zum Übergang in eine kohlenstoffarme Volkswirtschaft werden durch 

Anpassungsmaßnahmen eher nicht gefördert oder können sogar gehemmt werden. Dies 

ergibt sich aus der oben skizzierten Anreizwirkung von Anpassung: Anpassung mindert lang-

fristig die Kosten des Treibhausgasausstoßes und schwächt damit tendenziell die Anreize zu 

emissionsmindernden Innovationen. Dagegen können Innovationen in anderen Bereichen 

durchaus gefördert werden, indem neue Umweltbedingungen als gegeben angesehen wer-

den und Mittel und Wege gesucht werden damit umzugehen. Beispiele sind die indexbasier-

te Naturgefahrenversicherung und andere Versicherungsinnovationen, die durch das erhöhte 

Risiko von Extremwetterereignissen Vorschub bekommen haben. Auch technische Innova-

tionen sind durch die Förderung von Anpassung denkbar, etwa bei der flusswasserunabhän-

gigen Kühlung von Kraftwerken, der Einrichtung von öffentlichen Frühwarnsystemen mittels 

moderner Kommunikationstechnologie, oder im Rahmen der grünen Gentechnik. Für emissi-

onsmindernde Innovationen kann man somit leicht negative Effekte von Anpassung erwar-

ten, während andere Innovationen durchaus gefördert werden können. 

6.2.2 VERMEIDUNG VON EMISSIONEN63 
Die Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten können für weitere Maß-

nahmen zur Vermeidung von Emissionen verwendet werden, um so die ambitionierte 

Klimapolitik Deutschlands weiter zu unterstreichen. Um diese Art der Mittelverwendung als 

positiv betrachten zu können, sind Einschränkungen in der konkreten Ausgestaltung dieser 

Verwendung notwendig.  

Mit Blick auf die ökonomische Effizienz und zur Verhinderung von negativer Interaktion mit 

dem EU-ETS sollte sichergestellt werden, dass zusätzliche Vermeidungsmaßnahmen das 

Kriterium der Kosteneffizienz erfüllen und in Sektoren durchgeführt werden, die nicht durch 

das EU-ETS abgedeckt sind. Zusätzliche Maßnahmen, die EU-ETS Sektoren tangieren, 

können zu Preisverzerrungen führen und damit die Wirksamkeit einer Zertifikatelösung ab-

schwächen. Aus diesem Grund sollten sich zusätzliche Vermeidungsmaßnahmen auf andere 

Bereiche konzentrieren. Vor diesem Hintergrund wird oftmals der Gebäudesektor diskutiert, 

da auf die Bereitstellung von Raumwärme und Warmwasser in Wohngebäuden etwa 30% 

des Gesamtenergieverbrauchs in Deutschland entfallen (BMVBS, 2007). Die niedrigen Sa-

nierungsquoten werden im Allgemeinen auf Informationsasymmetrien zwischen Anbietern 

und Nachfragern bezüglich des energetischen Zustands einer Immobilie sowie hoher Such- 

                                                 
63 In diesem Bericht wird der Begriff Vermeidung anstelle von Klimaschutz verwendet, da eine klare 
Abgrenzung zu Anpassungsmaßnahmen erfolgen soll. Es fallen unter den Begriff der Emissionsver-
meidung alle anthropogenen Aktivitäten (im Gegensatz zu natürlichen Prozessen) zur Reduzierung 
des menschlichen Einflusses auf das Klima. Darunter fallen v.a. Strategien zur Reduzierung von 
Treibhausgasausstoßen und Maßnahmen zur Förderung von Treibhausgassenken (IPCC, 2007). 



97 

 

und Transaktionskosten auf dem Kapitalmarkt zurückgeführt. Darüber hinaus beeinflusst 

beispielsweise die Unsicherheit bezüglich der zukünftigen Energiepreise die Entscheidung 

zu einer energieeffizienten Sanierung. Auch wenn im Gebäudesektor oftmals von negativen 

Vermeidungskosten gesprochen wird, sollten neben der Unsicherheit zur Rentabilität auch 

Opportunitätskosten wie z.B. die Kapitalbindung berücksichtigt werden. Eine staatliche Inter-

vention im Gebäudesektor sollte sich deshalb auf die Korrektur des Marktversagens konzen-

trieren. Informationsinstrumente wie der Energieausweis bieten eine ökonomisch sinnvolle 

Alternative, asymmetrische Informationen zwischen Anbietern und Nachfragern zu reduzie-

ren. Finanzielle Förderprogramme sollten lediglich den Zugang zum Kapitalmarkt gewährleis-

ten und gleichzeitig die Such- und Transaktionskosten für Konsumenten minimieren. 

Da negative externe Effekte aus der Emission von Treibhausgasen ein globales Problem 

darstellen, sollte sich die Identifikation von möglichen effektiven Vermeidungsstrategien nicht 

ausschließlich auf Deutschland beschränken. So kann es vor dem Hintergrund der ökonomi-

schen Effizienz sinnvoll sein Vermeidungsstrategien im Ausland zu verfolgen, wenn CO2 

somit kostenminimal vermieden werden kann. Neben der Vermeidung können auch Maß-

nahmen zum Erhalt von CO2-Senken einen effektiven Beitrag zum Klimaschutz leisten. Dazu 

gehören Initiativen zum Erhalt von Waldflächen, Mooren und Gewässern, die Aufforstung 

und der Schutz vor Bodenerosion. 

Verteilungsgerechtigkeit im Klimaschutz ist nach wie vor Gegenstand der wissenschaftli-

chen Diskussion (vgl. u.a. Posner und Weisbach, 2010; Edenhofer et al., 2010). Die Auswir-

kungen von Vermeidungsmaßnahmen auf die Verteilungsgerechtigkeit sind ohne eine ge-

naue Spezifikation der Maßnahmen nicht möglich. Grundsätzlich ist zu erwarten, dass vor 

allem Regionen mit einer hohen Vulnerabilität von Vermeidungsmaßnahmen profitieren. Zu-

gleich können Vermeidungskonzepte eine negative Verteilungswirkung auf Ebene der intra-

generationellen Gerechtigkeit haben, wenn sie zu einer deutlichen Erhöhung der Energie-

preise beitragen ohne dass einkommensschwache Haushalte entlastet werden. Auch auf 

intergenerationeller Ebene kann die Vermeidung von Emissionen zu einer Umverteilung von 

Wohlstand führen. Während die Lasten aus entsprechenden Maßnahmen von der heutigen 

Generation getragen werden, profitieren vor allem zukünftige Generationen von den Erträ-

gen. Gleichzeitig verlangt jedoch der capability approach nach Sen, dass jedes Individuum 

ein Recht auf Verwirklichungschancen beanspruchen darf. Dies bedeutet auch, dass zukünf-

tige Generationen ein Anrecht auf Gesundheit und damit auf eine intakte Umwelt haben.  

Vermeidungsmaßnahmen sind vor dem Hintergrund der ökologischen Treffsicherheit bei 

korrekter Ausgestaltung positiv zu bewerten. Gelingt es durch entsprechende Maßnahmen 
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zu einer weiteren Emissionsreduktion von klimaschädlichen Treibhausgasen beizutragen, 

hat dies positive Auswirkungen auf Umwelt und Klima. Dabei ist an dieser Stelle die globale 

Komponente der Vermeidung erneut hervorzuheben. Im Gegensatz zu Anpassungsmaß-

nahmen, die lokal in vulnerablen Regionen vorgenommen werden, ist der Ort der Reduktion 

von Treibhausgasemissionen oder die Schaffung und Erhaltung von CO2-Senken für die 

Wirkung auf das Klima unerheblich. Das Kriterium der ökologischen Treffsicherheit sollte 

daher eng mit dem Kriterium der ökonomischen Effizienz verbunden sein. Ziel ist es, bei ge-

gebenen finanziellen Mitteln für den Klimaschutz, eine größtmögliche Vermeidung zu erzie-

len und so die ökologische Treffsicherheit zu gewährleisten. Es ist daher zu überlegen, in-

wieweit die Einnahmen aus der Versteigerung von EUAs auf internationaler Ebene einge-

setzt werden können, wenn diese in Vermeidungsmaßnahmen investiert werden sollten. Ei-

ne Möglichkeit des internationalen Engagements könnte das in Abschnitt 2.1.4 dargestellte 

International Carbon Action Partnership (ICAP) darstellen, um so die Entwicklung von Koh-

lenstoffmärkten in interessierten Ländern und Regionen voran zu treiben und so gleichzeitig 

die Bedeutung des europäischen Konzepts zu unterstreichen. 

Eine positive Wirkung auf technologischen Fortschritt und Innovationen ausgelöst durch 

Vermeidungsmaßnahmen ist zu erwarten, wenn diese Maßnahmen einer gewissen Kontinui-

tät unterliegen und damit auf Seiten der forschenden Unternehmen und Investoren Pla-

nungssicherheit gewährleisten. Vermeidungsmaßnahmen eignen sich, um die Nachfrage 

nach innovativen und nachhaltigen Produkten und Dienstleistungen zu stimulieren. Dies ist 

besonders dann der Fall, wenn Vermeidungsmaßnahmen Preissignale setzen, so dass bei-

spielsweise eine effiziente, Emissionen einsparende Technologie in einem Unternehmen 

auch aus betriebswirtschaftlicher Sicht attraktiv wird. Subventionen für die Nutzung bestimm-

ter Technologien sollten vor dem Hintergrund möglicher negativer Interdependenzen mit an-

deren wirtschaftspolitischen Instrumenten und regressiven Verteilungswirkungen kritisch be-

trachtet werden. 

6.2.3 VERBLEIB IM BUNDESHAUSHALT UND ZUFÜHRUNG AN PRIVATE HAUSHALTE 

Aufgrund ihrer ähnlichen Implikationen werden im Folgenden die Mittelverwendungsoptionen 

Zuführung an private Haushalte und der Verbleib im Bundeshaushalt gemeinsam anhand der 

Kriterien aus Kapitel 6.1 diskutiert. Hohe Budgetdefizite des Bundeshaushalts sowie die For-

derung die Bürger finanziell zu entlasten lassen eine Verwendung der Versteigerungserlöse 

in Form eines Verbleibs der Gelder im Bundeshaushalt oder in Form von Leistungen an die 

privaten Haushalte zunächst als attraktiv erscheinen. Eine Bewertung dieser Mitteloption 

kann jedoch, gegeben der Tatsache dass schlussendlich sowohl der Bund als auch die pri-

vaten Haushalte eigenständig entscheiden können für was die ihnen zugeteilten Mittel tat-
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sächlich verwendet werden, nur in einer sehr allgemeinen Form erfolgen und ist ohne Kon-

kretisierung der einzelnen Verwendungszwecke weder als eindeutig noch als abschließend 

zu betrachten. Insbesondere der Bund könnte bei einem Verbleib im Bundeshaushalt im 

Prinzip alle die in Abschnitt 5.4 vorgestellten Möglichkeiten der Mittelverwendung implemen-

tieren. In dem Fall wäre die Mittelverwendung vom Bund analog zu der hier dargestellten 

Analyse zu bewerten. Auch die privaten Haushalte könnten die ihnen zugeteilten Mittel für 

Anpassung oder Klimaschutz nutzen, was entsprechend Abschnitt 6.2.1 und 6.2.2 zu bewer-

ten wäre. Die Einrichtung eines Pensionsfonds oder die direkte Zuführung an emissionshan-

delspflichtige Unternehmen ist von Seiten der Haushalte nicht möglich beziehungsweise we-

nig wahrscheinlich. 

Aus Sicht des Full Cost Kriteriums der ökonomischen Effizienz kann ein Verbleib der Ver-

steigerungseinnahmen im Bundeshaushalt oder eine Zuführung der Mittel an die privaten 

Haushalte positiv gesehen werden. Zwar lässt sich ohne konkrete Entscheidungen für was 

die Mittel vom Bund oder den privaten Haushalten eingesetzt werden keine Aussage über 

die Full Costs des Mitteleinsatzes machen, da aber sowohl der Bund als auch die Haushalte 

eine Entscheidung über die tatsächlich Verwendung der Mittel mit Berücksichtigung ihrer 

Budgetrestriktionen treffen müssen, kann zumindest davon ausgegangen werden, dass vor 

der Entscheidung eine ausführliche Kosten-Nutzen-Analyse durchgeführt wird. Auch hin-

sichtlich des Arguments, dass eine vorgegebene Zweckbindung vermieden werden sollte 

(Tol et al., 2008 und Brett und Keen, 2000), ist diese Art der Mittelverwendung positiv zu be-

werten, da der Bund und die Haushalte eigenständig entscheiden können wofür sie die Mittel 

einsetzen und sich dabei nicht vorgegebenen Restriktionen unterwerfen müssen. Darüber 

hinaus ermöglicht ein Verbleib im Bundeshaushalt beziehungsweise eine Rückführung an 

die privaten Haushalte die Realisierung einer doppelten Dividende, sofern die Mittel genutzt 

werden um andere Verzerrungen aufgrund von Steuern oder Abgaben abzubauen. Auch 

erscheint ein Abbau von Schulden als ökonomisch sinnvolle Maßnahme, um zukünftige 

Probleme durch verzerrende Maßnahmen zu vermeiden. Ein Verbleib der Versteigerungser-

löse im Bundeshaushalt kann jedoch zu Crowding-Out führen, wenn die zusätzlichen Mittel 

des Bundes genutzt werden um Investitionen zu fördern, die auch ohne staatliches Eingrei-

fen erfolgt wären. Diese Problematik kann beispielsweise bei der Förderung von energeti-

schen Sanierungen oder dem Ausbau der erneuerbaren Energien auftreten. Bei einer 

zweckungebundenen Rückführung an private Haushalte ist Crowing-Out nicht zu erwarten. 

Zu dem Kriterium der ökologischen Anreizwirkung ist zunächst festzustellen, dass durch 

eine Zuführung an die privaten Haushalte zumindest direkt keine anderen umweltpolitischen 

Instrumente tangiert werden. Dies gilt jedoch nur einschränkend, wenn die Zuführung an die 
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privaten Haushalte zum Beispiel Anreizen zum Energiesparen in den Bedarfsfeldern Mobili-

tät oder Wohnen entgegenwirkt (Rebound Effekt). Außerdem ist zu beachten, dass sich die 

Möglichkeit von Mitnahmeeffekten von Subventionen beim Einsatz von erneuerbaren Tech-

nologien verstärkt, einem Phänomen, welches man insbesondere bei der Solarförderung 

beobachten konnte. Im Vergleich zur Mittelverwendungsoption Vermeidung von Emissionen 

ist anzunehmen, dass durch die Zuführung an private Haushalte nur bedingt zusätzliche 

Vermeidungsmaßnahmen angestoßen werden. Bei dem Verbleib der Mittel aus der Verstei-

gerung von Emissionszertifikaten im Bundeshalt kann hinsichtlich der ökologischen Anreiz-

wirkung nur schwer eine Aussage getroffen werden, da nicht geklärt ist für welche Art von 

Maßnahmen die zusätzlichen Mittel schlussendlich genutzt werden. Bei Maßnahmen ohne 

direkten Umweltbezug oder dem Abbau von Schulden ist jedoch eine negative Anreizwirkung 

unwahrscheinlich. 

Die Zuführung an private Haushalte kann auch aus verteilungspolitischer Perspektive 

positiv betrachtet werden, wenn beispielsweise einkommensschwache Haushalte für ihre 

Mehrausgaben für Energie und energieintensive Produkte kompensiert werden. Auch bei 

einem Verbleib der Mittel im Bundeshaushalt kann zunächst mit positiven verteilungspoliti-

schen Effekten gerechnet werden, da die endgültige Mittelverwendung letztendlich auf de-

mokratischen Entscheidungsprozessen basiert. Es ist jedoch anzumerken, dass insbesondre 

die verteilungspolitische Wirkung maßgeblich davon abhängt was mit dem zusätzlichen Geld 

im Bundeshaushalt oder bei einer Zuführung an private Haushalte tatsächlich geschieht. 

Der Verbleib der Versteigerungserlöse im Bundeshaushalt kann positive Auswirkungen auf 

Innovationen haben, sofern die zusätzlichen Mittel für die Förderung von Forschung und 

Entwicklung ausgegeben werden. Bei der Ausgestaltung von Programmen mit dem Ziel die 

Anzahl der Innovationen, insbesondere „grüne“ Innovationen zu fördern, muss jedoch darauf 

geachtet werden, dass staatliche Institutionen meist nur wenig Informationen über den tat-

sächlichen Wert von Innovationen haben und die Förderung spezifischer Technologien oft 

dem Argument der Full Cost Berücksichtigung zuwiderläuft. Von einer Zuführung an die pri-

vaten Haushalte sind zunächst keine Innovationsanreize zu erwarten. Zwar ist denkbar, dass 

durch diese Maßnahme zusätzliche Anreize auf Seiten der Nachfrager von energieeffizienten 

Produkten und Dienstleistungen generiert werden, es bleibt jedoch offen, ob so eine spürba-

re Innovationswirkung ausgelöst werden kann. 

6.2.4 ZUFÜHRUNG AN EMISSIONSHANDELSPFLICHTIGE UNTERNEHMEN 

Aus der Sicht vieler Unternehmen verursacht das EU-ETS aufgrund der zusätzlichen Kosten 

für Emissionszertifikate Wettbewerbsnachteile für emissionshandelspflichtige Unternehmen. 
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Daraus ergibt sich die Forderung mit den Erlösen aus der Versteigerung von Emissionsrech-

ten Unternehmen, die verpflichtet sind am EU-ETS teilzunehmen, zumindest teilweise für 

ihre zusätzlichen Kosten zu entschädigen. 

Mit Blick auf das in Kapitel 6.1.1 genannte Kriterium der ökonomischen Effizienz ist die 

Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen positiv zu bewerten. Auch hier lässt 

sich ohne konkrete Entscheidungen für was die Mittel in den einzelnen Unternehmen einge-

setzt werden keine direkte Aussage über das Full Cost Kriterium treffen. So könnte ein Un-

ternehmen beispielsweise die zusätzlichen Mittel unter Einbezug der verursachten Externali-

tät durch die verursachten Emissionen nutzen und in Anpassungs- oder Vermeidungsmaß-

nahmen investieren. Das Full Cost Kriterium würde entsprechend erfüllt. Die zusätzlichen 

Mittel könnten jedoch auch ohne Berücksichtigung der Externalitäten in eine Erweiterung der 

Produktionsmöglichkeiten genutzt werden, was mit einer Verletzung des Full Cost Kriteriums 

einhergehen würde. Alles in allem ist analog zu der Argumentation in Kapitel 6.1.1 jedoch 

davon auszugehen, dass die einzelnen Unternehmen eine ausführliche Kosten-Nutzen-

Analyse für einen potentiellen Mitteleinsatz durchführen. Allerdings ist zu erwarten, dass da-

bei nur firmeninterne Kosten und Nutzen berücksichtigt und etwaige Externalitäten vernach-

lässigt werden. Das Ausbleiben einer vorherigen Zweckbestimmung und die Verfügbarkeit 

der Mittel innerhalb der Unternehmen je nach Bedarf bei dieser Art der Mittelverwendung ist 

positiv. Auch die Möglichkeit einer doppelten Dividende ist positiv zu bewerten, sofern die 

Zuführung an die Unternehmen in Form einer Verringerung oder Abschaffung einer verzer-

renden Steuer oder Abgabe erfolgt. Crowding-Out ist in diesem Kontext per Definition nicht 

möglich. 

Aus Sicht der ökologischen Anreizwirkung ist eine Zuführung der Einnahmen aus der Ver-

steigerung von Emissionszertifikaten an emissionshandelspflichtige Unternehmen jedoch 

sehr kritisch zu sehen. Insbesondere wenn die Zahlungen an die Unternehmen in direktem 

Zusammenhang mit ihrer Emissionsmenge stehen, unterläuft diese Art von Mittelverwen-

dung die Anreizwirkung des EU-ETS, indem sie die CO2 Kosten durch eine Entschädigung 

der Firmen senkt. Diese Problematik kann bei einer Rückführung der Erlöse an emissions-

handelspflichtige Unternehmen nur dann vermieden werden, wenn durch begleitende Maß-

nahmen die Zweckbindung garantiert ist. Um die ökologische Anreizwirkung bei einer Zufüh-

rung der Erlöse an emissionshandelspflichtige Unternehmen zu gewährleisten, sind folglich 

im Wesentlichen maßnahmenorientierte Ansätze im Zusammenhang mit der Emissionsver-

meidung und der Anpassung geboten. Dies kann dann jedoch wiederum die ökonomische 

Effizienz nach Kapitel 6.1.1 senken. 



102 

 

Hinsichtlich der verteilungspolitischen Auswirkungen dieser Mittelverwendungsoption 

kann auf verschiedene Art und Weise argumentiert werden. Einerseits stellt eine Zuführung 

der Erlöse an Unternehmen die Eigner der jeweiligen Firmen besser und die Gesellschaft als 

Ganzes kann im Allgemeinen nicht von den Mitteln profitieren. Andererseits kann argumen-

tiert werden, dass die Unternehmen durch das EU-ETS einen gewissen Anteil an der Erhal-

tung eines öffentlichen Guts beitragen und dementsprechend kompensiert werden sollten. 

Darüber hinaus erlaubt eine Rückführung der Versteigerungserlöse eine Senkung der CO2-

Kosten der emissionshandelspflichtigen Unternehmen und kann aufgrund dieser Kostenre-

duktion zu einer Senkung der Outputpreise führen. Da wiederum ein Großteil der am EU-

ETS beteiligten Firmen Energieunternehmen sind und eine Absenkung der Energiepreise 

eine regressive Wirkung hat, sind auch positive verteilungspolitische Effekte denkbar. 

Vor dem Hintergrund der Innovationsförderung kann die Zuführung der Versteigerungs-

erlöse an emissionshandelspflichtige Unternehmen positiv gesehen werden. Es ist zu erwar-

ten, dass emissionsstarke Firmen über umfangreiches Wissen über Technologien verfügen, 

die zu einer Einsparung an Emissionen führen könnten und etwaige Mittel gezielt und erfolg-

versprechend einsetzen können. Durch eine allgemeine Mittelzuführung an die Unternehmen 

ist jedoch nicht zwingend garantiert, dass die Mittel in Forschungs- und Entwicklungsmaß-

nahmen investiert werden. Auch hierfür bedarf es begleitender Maßnahmen, die eine solche 

Verwendung garantieren. Diese würden aber wiederum das Argument der Zweckbindung 

beeinflussen. Eine allgemeine Förderung von Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten auf 

Seiten der Unternehmen ist zwar aus innovationspolitischer Sicht sinnvoll, dient aber nicht 

zwangsläufig dem Übergang zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft. 

6.2.5 PENSIONSFONDS 

Gegenstand dieses Abschnitts ist es, die Verwendung der Einnahmen aus der Auktionierung 

von Emissionszertifikaten im Rahmen eines Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild zu 

diskutieren. Die Beurteilung dieser Art der Mittelverwendung ist in hohem Maße abhängig 

von seiner konkreten Ausgestaltung. Aus diesem Grund werden im Folgenden verschiedene 

Ausgestaltungsmerkmale gegenübergestellt und anhand der in Abschnitt 6.1 dargestellten 

Kriterien erläutert. 

Auf den ersten Blick erscheint ein Pensionsfonds möglicherweise weitestgehend deckungs-

gleich mit dem beschlossenen Energie- und Klimafonds (vgl. Abschnitt 7.1), dennoch lassen 

sich einige spezifische Merkmale aufzeigen. Während beide Fonds die zweckgebundene 

Finanzierung in festgeschriebenen Bereichen vorsehen, unterstreicht der Pensionsfonds 

stärker die zukunftsorientierte Ausrichtung und tangiert damit die Frage der Verteilungsge-
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rechtigkeit. Dies geht beispielsweise deutlich über die Bereitstellung finanzieller Mittel zur 

Förderung des technologischen Fortschritts hinaus. Im Vordergrund eines Pensionsfonds 

nach norwegischem Vorbild steht vielmehr die Sicherung und Vermehrung gegenwärtiger 

Einnahmen zur Bewahrung des Wohlstands zukünftiger Generationen. So wird ein Teil des 

Wohlstands, der aus der gegenwärtigen Nutzung endlicher Rohstoffe (z.B. Öl) generiert wird, 

hin zu einer Generation verlagert, der diese endliche Ressource nicht mehr zur Verfügung 

steht. Eine weitere Zukunftskomponente des norwegischen Modells stellt die Möglichkeit dar, 

einen Teil der erwirtschafteten Fondsüberschüsse in den allgemeinen Haushalt zurückzufüh-

ren, um so der die zukünftigen Generationen belastende Staatsverschuldung entgegenzu-

wirken. Als Alternative zum norwegischen Modell ist ebenfalls denkbar, dass ein Teil der er-

wirtschafteten Überschüsse zur Reduktion von Unternehmens- oder Einkommenssteuern 

verwendet wird, um so die gegenwärtige Generation zu entlasten. Zwar handelt es sich bei 

der Diskussion zur Mittelverwendung der Einnahmen aus dem EU-ETS nicht um den Abbau 

eines endlichen Bodenschatzes, dennoch ist aufgrund der begrenzten Kapazität der At-

mosphäre zur Aufnahme von Treibhausgasemissionen ein Vergleich zulässig. Es zeigt sich 

damit, dass ein Pensionsfonds ein besonderes Augenmerk auf die intergenerationelle Kom-

ponente der Verteilungswirkung richtet. Die Fondsmittel sind demnach so zu investieren, 

dass zu einer Sicherung des Wohlstands zukünftiger Generationen beigetragen wird. Diese 

Fokussierung hat gleichzeitig Auswirkungen auf die heutige Generation. Durch die Beprei-

sung von Treibhausgasemissionen und die damit verbundene Schaffung von Eigentums-

rechten an der Atmosphäre als CO2-Senke trägt die heutige Generation einen erheblichen 

Teil der Lasten aus der Vermeidung von Emissionen. Gleichzeitig ist zu vermuten, dass die 

heutige Generation, aufgrund der Trägheit des Klimasystems, an denen im späteren Zeitver-

lauf zu erwartenden Erträgen aus Vermeidungsmaßnahmen nicht beteiligt ist. So ist auch vor 

dem Hintergrund des technischen Fortschritts zu hinterfragen, inwieweit eine aus einem 

Pensionsfonds resultierende Lastenverteilung wünschenswert ist. Geht man davon aus, dass 

der Wohlstand zukünftiger Generationen aufgrund des technologischen Fortschritts wächst, 

so kann möglicherweise eine vollständige Zuführung der Mittel aus der Versteigerung von 

Emissionsrechten als nicht gerecht empfunden werden. Darüber hinaus könnte dieser Ein-

druck verstärkt werden, wenn eine Verknappung von Emissionsrechten zu einem Anstieg der 

Energiepreise führt und damit, ohne eine entsprechende Kompensation, eine regressive Ver-

teilungswirkung zu Lasten einkommensschwacher Haushalte impliziert. 

Die Beurteilung eines Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild vor dem Hintergrund der 

ökonomischen Effizienz ist weitestgehend von der konkreten Ausgestaltung und des Inves-

titionsportfolios abhängig. Grundsätzlich kann diese Art der Mittelverwendung dazu beitra-
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gen, mögliche Schwächen des Marktes in Form von Marktasymmetrien oder sogar möglich-

erweise Marktversagen abzumildern. Sofern ein Pensionsfonds beispielsweise zur Förde-

rung von Innovationen im Bereich des Recyclings von Industrieabfällen beitragen möchte, 

kann dies zu einer Reduktion von Transaktionskosten (z.B. Such- und Informationskosten) 

führen. So bietet sich einem innovativen Unternehmen aus der Abfallwirtschaft ein staatlicher 

Partner zur Bereitstellung von Risikokapital bei der Erforschung und Entwicklung entspre-

chender Technologien. Gleichzeitig gewährleistet ein Pensionsfonds aufgrund seiner lang-

fristigen Ausrichtung die notwendige Planungssicherheit. Als besondere Herausforderung gilt 

es, entsprechende Investitions- und Förderprogramme (z.B. Existenzgründung, Mittelstands-

förderung) im Rahmen dieses Instruments mit bereits bestehenden Konzepten zu harmoni-

sieren, um eine negative Interaktion zu vermeiden. Des Weiteren ist darauf zu achten, dass 

Förderprogramme CO2-Preise nicht verzerren und damit die Anreizstruktur des EU-ETS ver-

letzen. Dazu ist eine klare Abgrenzung und Zweckbindung der Förderung unabdingbar. Die-

se kann neben der sektoralen Schwerpunktbildung auch auf Basis anderer Kriterien erfolgen. 

Denkbar ist an dieser Stelle die Berücksichtigung besonderer Nachhaltigkeitskriterien, die 

durch einen Ethikrat vorgegeben und überprüft werden oder die Einbindung von Förderbewil-

ligten in Netzwerke zum Austausch von Erfahrungen und Informationen. Neben der Harmo-

nisierung mit bestehenden wirtschaftspolitischen Konzepten sollte auch die Wirkung auf pri-

vate Investoren bei der Ausgestaltung des Investitionsportfolios eines Pensionsfonds be-

rücksichtigt werden. Wenn staatliche Kredite subventioniert werden, besteht die Gefahr, dass 

private Anbieter aus dem Markt verdrängt werden (Crowding-out Effekte), obwohl eine ent-

sprechende Investition womöglich ohne staatliche Förderung durchgeführt worden wäre. Es 

scheint aus diesem Grund empfehlenswert, Fondsgelder nur in einem geringen Umfang und 

ergänzend zum bestehenden staatlichen sowie privaten Förderangebot als zinsverbilligte 

Fördergelder anzubieten. Nicht zuletzt ist dies auch vor dem Hintergrund der Zukunftskom-

ponente und damit vor der allgemeinen Entwicklung des Fondsvermögens erstrebenswert. 

Der Fonds sollte demnach vielmehr als zusätzlicher Akteur auf dem Markt für Unterneh-

mensbeteiligungen agieren und seine Beteiligungen, unter Berücksichtigung fest definierter 

Kriterien, beispielsweise zur Nachhaltigkeit, in Ertrag versprechende Produktideen investie-

ren.  

Eine Fondslösung kann Innovationen in nachhaltige Produkte und Dienstleistungen auslö-

sen und fördern. Dies gilt besonders dann, wenn bei der Entwicklung hin zur Marktreife und 

bei der Markteinführung Kredite von privaten Investoren nicht in ausreichendem Maße zur 

Verfügung stehen. An dieser Stelle kann die Bereitstellung von staatlichem Risikokapital da-

zu beitragen, dass Finanzierungslücken geschlossen werden und Innovationen damit 
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schlussendlich erfolgreich in den Markt eingeführt werden können. Obwohl sich ein Pensi-

onsfonds an fest definierten Investitionsbedingungen orientieren sollte, ist eine technologie-

unabhängige, flexible Förderstruktur unabdingbar. Dies dient zum einen zur Risikostreuung 

bei der Förderung unterschiedlicher technologischer Ansätze und ist zum anderen für die 

Sicherstellung und Entwicklung des Fondsvolumens besonders wichtig.  

Die ökologische Anreizwirkung misst sich an der tatsächlichen Emissionsvermeidung. Vor 

diesem Hintergrund gilt es Verzerrungen von Preisen für die Emission von Treibhausgasen 

sowie Carbon Leakage zu vermeiden. Wie bereits dargestellt, wurde im Rahmen des norwe-

gischen Pensionsfonds ein Ethikrat eingerichtet, welcher die Einhaltung der definierten ethi-

schen Richtlinien zur Investitionstätigkeit kontrolliert. So können Unternehmen aus dem 

Fonds ausgeschlossen werden, wenn sie bestimmte Umweltauflagen nicht erfüllen. Ein 

deutscher Pensionsfonds nach dem norwegischen Modell könnte damit durch eine Beiratslö-

sung eine stärkere ökologische Anreizwirkung erzielen. Es ist an dieser Stelle jedoch zu hin-

terfragen, inwieweit sich die Umweltauflagen an den tatsächlichen Emissionsreduktionen 

orientieren. Eine Auflagenlösung birgt die Gefahr, das Kriterium der Kosteneffizienz bei der 

Vermeidung von Treibhausgasen zu verletzen und damit die optimale ökologische Anreizwir-

kung zu verfehlen.  

Bei Gründung eines Pensionsfonds können die Mittel zum einen aus den 900 Mio. EUR au-

ßerhalb des EKF und der Luftfahrt kommen, zum anderen wäre aber auch eine Verwendung 

eines Teils der Mittel, die momentan für den Energie- und Klimafonds (Abschnitt 7.1) vorge-

sehen sind denkbar. Dies könnte vor dem Hintergrund begründet werden, dass die Einnah-

men des Bundes, nach eigenen Abschätzungen, im Jahr 2013 zwischen 3,8 Mrd. EUR und 

10,2 Mrd. EUR (Preis von 15 bzw. 40 EUR/t CO2) liegen, die Bundesregierung jedoch ledig-

lich mit Gesamteinnahmen für den Energie- und Klimafonds in ungefährer Höhe von 

2,5 Mrd. EUR jährlich ab 2013 ausgeht64. In die Berechnung der Bundesregierung fließen 

neben den Einnahmen aus der Versteigerung der Emissionsrechte auch Einnahmen der 

Brennelementesteuer sowie aus der Abschöpfung von Zusatzgewinnen bedingt durch die 

Laufzeitverlängerung der Kernkraftwerke ein. Es ist demnach zu vermuten, dass die tatsäch-

lichen Einnahmen aus der Versteigerung von CO2 Zertifikaten über den von der Bundesre-

gierung kalkulierten Einnahmen liegen. Neben einer Ausstattung des Energie- und Klima-

fonds mit weiteren finanziellen Mitteln als den veranschlagten 2,5 Mrd. EUR ist eine zusätzli-

                                                 
64 BMU (2010), 
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_3380/DE/BMF__Startseite/Aktuelles/Aktuelle__Gesetze/G
esetzentwuerfe__Arbeitsfassungen/20100928-Energie-faq.html?__nnn=true, Zugriff am 24.02.2011 
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che Einführung eines Pensionsfonds denkbar. Wie bereits dargestellt, betont der Pensions-

fonds die zukunftsorientierte Ausrichtung und die Mehrung des Wohlstands zukünftiger Ge-

nerationen und tangiert damit Aspekte der intergenerationellen Gerechtigkeit. Vor diesem 

Hintergrund ist es zu empfehlen, sowohl den Energie- und Klimafonds als auch einen mögli-

chen Pensionsfonds in das Energiekonzept 2050 der Bundesregierung einzubetten und mit 

diesem zu harmonisieren. Ein wesentlicher Kernbestandteil dieses Konzepts ist die Umstruk-

turierung der Energieversorgung mit dem Ausbau der Erneuerbaren Energien (BMU, BMWi, 

2010). Der Pensionsfons könnte in diesem Rahmen zum einen die dafür notwendigen finan-

ziellen Mittel, beispielsweise in Form von Venture Capital für die Erforschung neuer Techno-

logien bereitstellen und gleichzeitig Erträge für zukünftige Generationen thesaurieren. Die 

Schaffung eines Pensionsfonds auf Ebene des Bundes könnte analog dem EKF ohne Ver-

fassungsänderung vorgenommen werden. Eine Ausgestaltung der Länderbeteiligung in ei-

nem Pensionsfonds, beispielsweise in Form eines Beirats, bedarf einer gesetzlichen Neure-

gelung und hängt daher von einer Entscheidung des Bundes ab. Grundsätzlich bleibt frag-

lich, inwieweit sich ein Pensionsfonds, trotz seiner spezifischen Charakteristika, von der Aus-

richtung des bereits gesetzlich implementierten Energie- und Klimafonds sinnvoll abgrenzen 

und damit legitimieren lässt. 

6.3 ZUSAMMENFASSUNG DER BEURTEILUNG 

In der folgenden Übersicht (Tabelle 21) werden die Schlussfolgerungen aus der kriterienge-

leiteten Analyse der unterschiedlichen Mittelverwendungsoptionen zusammenfassend dar-

gestellt. In den Zeilen finden sich die Mittelverwendungen aus Abschnitt 5.4, in den Spalten 

werden die Kriterien aus Abschnitt 6.1 abgetragen. In den einzelnen Zellen können somit 

Einschätzungen, inwieweit die jeweilige Mittelverwendung die einzelnen Kriterien erfüllen, 

dargestellt werden. Die Kennzeichnung folgt dabei dem folgenden Schema: 
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+ Es ist zu erwarten, dass sich die jeweilige Mittelverwendung förderlich auf das jewei-

lige Kriterium auswirkt / das Kriterium erfüllt („klare Tendenz“).  

(+) Unter bestimmten Voraussetzungen / konkreten Ausgestaltungen kann sich diese 

Mittelverwendung förderlich auf das Kriterium auswirken („schwache Tendenz“).  

+/- Die jeweilige Mittelverwendung kann sowohl positive wie auch negative Auswirkun-

gen im Sinne des Kriteriums haben – abhängig von der konkreten Ausgestaltung 

(„keine Tendenz“). 

- Es ist zu erwarten, dass die jeweilige Mittelverwendung keinen positiven oder gar 

einen negativen Effekt im Sinne des jeweiligen Kriteriums hat / bzw. das Kriterium 

nicht erfüllt („klare Tendenz“). 

Tabelle 21: Bewertung der Mittelverwendungsoptionen anhand von Kriterien. 

Mittelverwendung Kriterium: 

Ökonomi-

sche Effizi-

enz 

Kriterium: 

Öko-

logische 

Anreiz-

wirkung 

Kriterium: 

Verteilungs-

wirkung 

Kriterium: 

Innovations-

wirkung 

Kriterium: 

Juristische 

Durchführ-

barkeit* 

Anpassung (+) +/- +/- (+) - 

Vermeidung (+) + +/- (+) + 

Verbleib im Bun-

deshaushalt / 

Haushalte 

(+) - + +/- + 

Zuführung an 

emissionshandels-

pflichtige Unter-

nehmen 

+/- - +/- (+) + 

Pensionsfonds (+) (+) +/- + + 

*) Bei der hier dargestellten Beurteilung liegt die Annahme zugrunde, dass Anpassung v.a. von den Bundeslän-
dern durchgeführt wird, und die restlichen Mittelverwendungen vom Bund initiiert werden. Zusätzlich ist anzumer-
ken, dass die Beurteilung nach gegenwärtiger Rechtslage durchgeführt wird, die in unserem Kontext eine Ver-
wendung von Bundeseinnahmen für Landesaufgaben verbietet (vgl. Abschnitt 6.1.5). 

Wie aus der Tabelle ersichtlich, gibt es nicht die eine Mittelverwendung, die alle Kriterien 

gleichermaßen gut erfüllt und daher uneingeschränkt als vorrangig empfohlen werden könn-
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te. Vielmehr hängt die Entscheidung letztlich von der Gewichtung der einzelnen Kriterien ab. 

Diese Gewichtung schließlich ist eine politische Frage, die im Rahmen dieses Berichts nicht 

beantwortet werden kann. Die hier angewandte Darstellung macht aber deutlich, welche Mit-

telverwendungen sich anbieten, wenn bestimmte politische Schwerpunkte (bspw. Vertei-

lungsgerechtigkeit oder Berücksichtigung der ökologischen Auswirkungen) gegeben sind. 

Zusätzlich wird aufgezeigt, welche Ziele im Falle einer bestimmten Mittelverwendung weni-

ger gut verfolgt werden können („Trade-Offs“). Zumindest kann aber gesagt werden, dass 

die direkte Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen auf Bundeslandebene auf Grund des 

gegenwärtig geltenden Rechtsrahmens als sehr problematisch eingeschätzt werden muss. 

7 AUSGESTALTUNG DER LÄNDERBETEILIGUNG IM ENERGIE- UND KLIMA-

FONDS 

7.1 BESCHREIBUNG ENERGIE- UND KLIMAFONDS GESETZ 

Fonds sind im Allgemeinen Geldmittel, die bestimmten Zwecken vorbehalten sind (vgl. Gab-

ler Wirtschaftslexikon, 2010)65. Für die Mittelverwendung aus den Einnahmen der Versteige-

rung von Emissionszertifikaten würde eine grundsätzliche Unterscheidung in Sammel- bzw. 

Zukunftsfonds in Frage kommen. Dabei werden in Sammelfonds Maßnahmen für bestimmte, 

im Fonds festgeschriebene, Bereiche finanziert. Dahingegen steht bei einem Zukunftsfonds 

die zukunftsorientierte Verwendung im Mittelpunkt. Das kann sowohl die Unterstützung von 

zukunftsgerichteten Bereichen, wie zum Beispiel Innovationsförderung, aber auch Investitio-

nen für zukünftige Generationen beinhalten. Die Möglichkeit eines Zukunftsfonds in Form 

eines Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild wird in Kapitel 5.4.6 der Optionen der Mit-

telverwendung behandelt und dessen Beurteilung bezogen auf die Ausgestaltung dieses 

Fonds wird in Kapitel 6.2.5 diskutiert. Gegenstand dieses Kapitels ist es, den Energie- und 

Klimafonds näher zu beschreiben und Möglichkeiten der Länderbeteiligung innerhalb dieses 

Fonds zu betrachten.  

Das Gesetz zur Errichtung eines Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ (EKFG) wur-

de am 08.12.2010 beschlossen. Darin wird ein Sondervermögen des Bundes nach Artikel 

110 Absatz 1 Grundgesetz gebildet. Sondervermögen des Bundes sind vom Bundeshaushalt 

getrennte Vermögensanteile zur Erfüllung bestimmter Aufgaben (vgl. Gabler Wirtschaftslexi-

kon, 2010).  

                                                 
65 Gabler Wirtschaftslexikon (2010): Fonds, Online Ausgabe, 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/fonds.html, Zugriff 08.12.2010. 
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Mit dem Sondervermögen sollen „[…] zusätzliche Programmausgaben zur Förderung einer 

umweltschonenden, zuverlässigen und bezahlbaren Energieversorgung“ (EKFG, § 1, Abs. 1) 

finanziert werden. Als zusätzlich gelten dabei alle Maßnahmen, die nicht bereits im Bundes-

haushalt und der Finanzplanung vorgesehen sind. Explizit werden Maßnahmen in den Berei-

chen Energieeffizienz, erneuerbare Energien, Energiespeicher- und Netztechnologien, ener-

getische Gebäudesanierung, nationaler Klimaschutz sowie internationaler Klima- und Um-

weltschutz genannt. Hierbei wird deutlich, dass der Mitteleinsatz vorwiegend zur Umsetzung 

des Energiekonzeptes und der Finanzierung zusätzlicher Maßnahmen im internationalen 

Klima- und Umweltschutz vorgesehen sind. Die Zweckbindung des Energie- und Klimafonds 

entspricht der in Kapitel 6.2.2 vorgestellten Möglichkeit des Mitteleinsatzes für die Vermei-

dung von Emissionen. Die Anpassung an den Klimawandel wird im nationalen Bereich nicht 

durch den Energie- und Klimafonds abgedeckt. Der Umweltschutz könnte auch als Anpas-

sungsmaßnahme angesehen werden, aber Maßnahmen den Umweltschutz betreffend sind 

nur auf internationaler Ebene bisher im Energie- und Klimafonds vorgesehen. An den im 

EKF vorgesehenen, zweckgebundenen Verwendungsmöglichkeiten ist zu erkennen, dass 

der Fonds zur Erfüllung des Energiekonzeptes 2050 dient, welches die Steigerung der Ener-

gieeffizienz und den Ausbau der Erneuerbaren Energien anstrebt (BMWi und BMU, 2010). 66 

Damit ist dieser Fonds zwar auf die Dauer der bis 2050 angelegten Strategie ausgerichtet 

und dient damit auch zukünftigen Generationen, ist aber konzeptionell nicht wie der Pensi-

onsfonds nach norwegischem Vorbild (siehe Abschnitt 6.2.5) auf die zukünftige Verwendung 

der Einnahmen angelegt.  

Die Verwaltung des Sondervermögens Energie- und Klimafonds wird das Bundesministerium 

für Finanzen übernehmen. Es kann dazu auch andere Bundesbehörden oder Dritte beauf-

tragen.  

Die Finanzierung erfolgt aus der Vereinnahmung von zusätzlichen Mitteln. Damit stellt die 

Bildung des Sondervermögens keine zusätzlichen Kosten für den Bund dar (ausgenommen 

Vollzugsaufwand). Da der Fonds aus zusätzlich generierten Mitteln finanziert werden soll, ist 

dies auch kompatibel mit der im Grundgesetz verankerten Schuldenbremse. Die Einnahme-

quellen sind laut EKFG: 

 Einnahmen aus vertraglicher Vereinbarung zwischen Bund und Betreibergesellschaf-

ten von Kernkraftwerken in Deutschland. Dieser Vertrag soll aufgrund der Laufzeit-

verlängerung und den damit einhergehenden Zusatzgewinnen zustande kommen. 

                                                 
66 http://www.bmu.de/files/pdfs/allgemein/application/pdf/energiekonzept_bundesregierung.pdf 
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 Einnahmen aus der Kernbrennstoffsteuer. Die Grundlage dafür ist das Kernbrenn-

stoffsteuergesetz (KernbrStG), das am 28. Oktober 2010 vom Deutschen Bundestag 

angenommen wurde. Die Einnahmen sollen in den Sonderfonds einfließen, wenn 

diese den Betrag von 2,3 Mrd. EUR jährlich für die Jahre 2011-2016 übersteigen. Für 

die Jahre 2011 und 2012 sind jährlich Mittel in Höhe bis zu 300 Mio. EUR, und für die 

Jahre 2013 bis 2016 sind Mittel in Höhe von jährlich bis zu 200 Mio. EUR vorgese-

hen.  

 Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionsberechtigungen ab dem Jahr 2013. 

Dabei sollen Einnahmen aus der Versteigerung im Luftverkehr ausgeschlossen sein. 

Darüber hinaus sollen nur Einnahmen einfließen, die über 900 Mio. EUR jährlich - 

zuzüglich der Kosten für die Verwaltung der DEHSt - hinausgehen. Damit sind für die 

Einnahmen bis 900 Mio. EUR und die Einnahmen aus dem Luftverkehr auch andere 

Optionen der Mittelverwendung über die im EKFG verankerten Zwecke hinaus mög-

lich. Diese werden im Kapitel 5.4 erläutert und in Kapitel 6.2 beurteilt.  

 Des Weiteren sollen Mittel aus der Verzinsung und aus Rückflüssen dem Sonder-

vermögen als Einnahmen dienen. 

Es wird für das Jahr 2011 mit Einnahmen für das Sondervermögen von 300 Mio. EUR ge-

rechnet und für die weiteren Jahre mit ca. 2,5 Mrd. EUR67. Es ist vorgesehen, dass die ent-

stehenden Verwaltungskosten für das Sondervermögen vom Bund zu tragen sind.  

Die zweckbestimmte Umsetzung des Fonds soll auf Basis eines jährlichen Wirtschaftsplans 

erfolgen. Die Anlagen zum EKFG beinhalten bereits Verpflichtungsermächtigungen über ein 

Jahr hinaus. Damit soll eine langfristige Finanzierung sichergestellt werden. Dies ist grund-

sätzlich möglich, wenn gewährleistet ist, dass finanzielle Mittel auch in der Zukunft zur Ver-

fügung stehen. Da es sich bei den Einnahmequellen um dauerhafte Einnahmen handelt, 

kann hier eine solche Verpflichtungsermächtigung erfolgen. Dennoch wird im EKFG darauf 

verwiesen, dass die Einnahmen und Ausgaben jährlich in einem Wirtschaftsplan festgelegt 

werden sollen. Für 2011 ist dieser schon gemäß der Anlage zum Gesetz bestimmt und soll 

für die darauf folgenden Jahre mit dem Haushaltsgesetz festgelegt werden. Der Plan sieht 

größtenteils die Förderung von nationalen Energiemaßnahmen wie beispielsweise For-

schung und Entwicklung, Erneuerbaren Energien sowie Energieeffizienz und andere nationa-

le Maßnahmen vor. Im Gegensatz dazu sind für den internationalen Klima- und Umwelt-

                                                 
67 BMU (2010), 
http://www.bundesfinanzministerium.de/nn_3380/DE/BMF__Startseite/Aktuelles/Aktuelle__Gesetze/G
esetzentwuerfe__Arbeitsfassungen/20100928-Energie-faq.html?__nnn=true, Zugriff am 24.02.2011 



111 

 

schutz geringere Verpflichtungsermächtigungen vorgesehen. Die tatsächlich verausgabten 

Mittel vom Vorjahr sollen jährlich dem Haushaltsausschuss des Deutschen Bundestages 

vorgelegt werden.  

Im EKFG ist nicht bestimmt, welche Ebenen bei der Aufstellung des jährlichen Wirtschafts-

plans beteiligt werden sollen und wie diese Beteiligung ausgestaltet sein könnte. Darüber 

hinaus wird im EKFG nicht festgelegt, wie die Mittel der einzelnen Verwendungstitel weiter 

verteilt werden sollen. In diesen beiden Bereichen wäre eine Beteiligung und Einbindung der 

Bundesländer in den Energie- und Klimafonds möglich. Diese Länderbeteiligung ist grund-

sätzlich auf verschiedenen Wegen denkbar. In der Diskussion zur konkreten Ausgestaltung 

der Beteiligungsoptionen ist unter anderem zu beachten, wie Länderinteressen wahrgenom-

men und berücksichtigt werden. Im Folgenden werden nun verschiedene Möglichkeiten der 

Länderbeteiligung diskutiert. Dabei wird zwischen der zentralen Verwaltung im Bundeshaus-

halt, einem Beirat, einer gemeinsamen Verwaltung von Bund und Ländern sowie einer Auf-

teilung der Mittel aus dem Fonds nach festen Quoten an die einzelnen Bundesländer unter-

schieden. 

7.2 MÖGLICHKEITEN DER LÄNDERBETEILIGUNG IM EKFG 

7.2.1 VERWALTUNG BUND 

Die zentrale Verwaltung der Einnahmen aus der Versteigerung der Emissionsrechte und der 

Brennelementesteuer im EKFG durch den Bund sieht keine direkte Beteiligung der Bundes-

länder beispielsweise nach dem Grad der Betroffenheit durch den Klimawandel oder nach 

der Höhe der zu erwartenden Steuerausfälle vor. Der Wirtschaftsplan würde in diesem Fall 

von Vertretern der Bundesregierung erstellt, und die Länder wären bei der Vergabe der Mittel 

grundsätzlich nicht beteiligt. 

7.2.2 BEIRAT 

Ein weiterer Vorschlag zur Ausgestaltung der Länderbeteiligung im EKFG ist ein Beirat. Die-

ses dauerhaft bestehende Gremium setzt sich aus Bundes- und Landesvertretern zusam-

men. In seiner beratenden Funktion kann dem Beirat ein Vorschlagsrecht beigemessen wer-

den, so dass dieser Empfehlungen bezüglich der Verwendung der finanziellen Mittel aus 

dem EKFG aussprechen kann. Dies ermöglicht im Gegensatz zur Verwaltung im Bund eine 

direkte Beteiligung der regional unterschiedlich vom Klimawandel betroffenen Bundesländer 

und schafft damit die Voraussetzung für eine differenziertere Berücksichtigung der Einzelin-

teressen. Darüber hinaus ermöglicht ein Beirat, spezifisches Wissen und Erfahrungen aus 

Bundesländern beispielsweise bei der konkreten Ausgestaltung von Vermeidungsmaßnah-

men in die Debatte zur Mittelverwendung einfließen zu lassen. Außerdem kann ein Beirat zur 
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öffentlichen Dokumentation und Diskussion der Beschlüsse und damit zu einem hohen Maß 

an Transparenz beitragen. Als Beispiel für Beiräte mit beratender Funktion in umwelt- und 

klimapolitischen Fragen kann der Wissenschaftliche Beirat der Bundesregierung Globale 

Umweltveränderungen (WBGU) oder der Sachverständigenrat für Umweltfragen (SRU) die-

nen. Beide Beiräte stehen der Bundesregierung als wissenschaftliche, unabhängige Bera-

tungsorgane mit regelmäßiger Gutachtertätigkeit zur Seite. Des Weiteren kann der Ethikrat 

des in Kapitel 5.4.6 dargestellten norwegischen Pensionsfonds als Beispiel für eine Beirats-

lösung dienen. Dieser prüft die Einhaltung der dem Fonds unterliegenden ethischen Richtli-

nien und kann bei Missachtung einen Vorschlag zur Ausschließung des betreffenden Unter-

nehmens aus dem Fonds aussprechen. 

7.2.3 GEMEINSAME VERWALTUNG AUS BUND UND LÄNDERN 

Eine gemeinsame Verwaltung aus Bund- und Landesvertretern geht über die Beiratslösung 

hinaus, wenn neben der beratenden Tätigkeit und dem Vorschlagsrecht anschließend eine 

tatsächliche verbindliche Entscheidung zur Mittelverwendung innerhalb des EKFG getroffen 

werden kann. Es ist zu erwarten, dass der Einfluss der einzelnen Bundesländer bei einer 

gemeinsamen Verwaltung gegenüber der Verwaltung im Bund zunimmt. Dies wird jedoch 

wesentlich durch die Zusammensetzung des Verwaltungsgremiums bzw. durch die Vertei-

lung der Stimmrechte beeinflusst. Als Ausgangspunkt ist dabei zunächst eine paritätische 

Aufteilung der Stimmrechte zwischen Bundes- und Landesvertretern denkbar. Für die Vertei-

lung der Stimmen zwischen den Bundesländern stehen verschiedene Möglichkeiten zur Ver-

fügung. Hier ist zunächst einmal der Königsteiner Schlüssel zu nennen (vgl. hier und im Fol-

genden: GWK, 2010). Dieser geht zurück auf das Staatsabkommen der Länder von 1949, 

welches die Aufteilung des Länderanteils bei der gemeinsamen Finanzierung von For-

schungseinrichtungen regelt. Heute findet der Königsteiner Schlüssel bei zahlreichen Ab-

kommen Anwendung. Bei der jährlichen Berechnung und Anpassung des Schlüssels werden 

sowohl das Steueraufkommen (2/3) als auch die Bevölkerungszahl (1/3) der Länder berück-

sichtigt. Tabelle 22 stellt die Gewichte der Bundesländer nach dem Königsteiner Schlüssel 

für das Haushaltsjahr 2011 dar. 
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Tabelle 22: Königsteiner Schlüssel für das Jahr 2011 

Bundesland %
Baden-Württemberg  12,81503 
Bayern  15,19297 
Berlin  5,03822 
Brandenburg  3,10452 
Bremen  0,93119 
Hamburg  2,54537 
Hessen  7,22575 
Mecklenburg-Vorpommern 2,08237 
Niedersachsen  9,31388 
Nordrhein-Westfalen  21,44227 
Rheinland-Pfalz  4,81284 
Saarland  1,23114 
Sachsen  5,16869 
Sachsen-Anhalt  2,92874 
Schleswig-Holstein  3,37218 
Thüringen  2,79484 
Insgesamt  100% 
Quelle: BAnz Nr. 164 vom 28. Oktober 2010, S. 3633, zitiert durch GWK (2010) 

Eine weitere Möglichkeit der Aufteilung der Stimmrechte unter den Bundesländern in einer 

gemeinsamen Verwaltung aus Bund und Ländern stellen Vulnerabilitätskriterien dar. Dem-

nach könnte die Berücksichtigung der einzelnen Bundesländer auf Basis der zu erwartenden 

Klimaschäden bzw. der notwendigen Anpassungsmaßnahmen erfolgen (vgl. dazu u.a. PIK, 

2005; Kemfert, 2008). 

Wie in Abschnitt 3.1.3 dargestellt, sind die einzelnen Bundesländer unterschiedlich von den 

Steuerausfällen aufgrund der Versteigerung der Emissionszertifikate betroffen. Demnach ist 

ebenfalls eine Aufteilung der Stimmrechte unter den Bundesländern auf Basis der erwarteten 

Steuerausfälle denkbar. 

Da im EKFG neben den Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionsrechten auch die 

Einnahmen aus der Brennelementesteuer der Kernkraftwerke verbucht werden, könnte eine 

Verteilung des Stimmrechts unter den Bundesländern in einem gemeinsamen Rat auf Basis 

der Standorte der Atomkraftwerke erfolgen. Zum einen könnten so die durch die Brennele-

mentesteuer bedingten Steuerausfälle auf Seiten der Länder kompensiert werden. Zum an-

deren werden auf diese Weise die Interessen der Bundesländer, die in den nächsten Jahren 

einen weitreichenden Wandel in ihrer Energieerzeugung vollziehen, besonders berücksich-

tigt.  

Tabelle 32 (Anhang) gibt einen Überblick über die regionale Aufteilung von Leistungsreakto-

ren in Deutschland Ende 2010.  
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7.2.4 QUOTEN AN BUNDESLÄNDER 

Eine feste Quotenregelung zur Aufteilung der Einnahmen in EKFG ersetzt eine Gremienent-

scheidung beispielsweise in Form einer gemeinsamen Verwaltung aus Bund und Ländern. 

Damit trägt eine Quotenregelung möglicherweise zu einer höheren Planungssicherheit auf 

Seiten der Bundesländer bei. Die zu bestimmenden Quoten können sich dabei beispielswei-

se an denen im vorherigen Abschnitt dargestellten Kriterien (Königsteiner Schlüssel, Vulne-

rabilitätskriterien, Steuerausfälle, Nutzung der Kernenergie) orientieren. 

7.3 EIGNUNG DER OPTIONEN DER LÄNDERBETEILIGUNG IM EKFG 

7.3.1 KRITERIEN 

Die Eignung der in Abschnitt 7.2 skizzierten Beteiligungsmöglichkeiten für Bundesländer 

kann nach bestimmten Kriterien eingeschätzt werden. Diese Analyse ersetzt nicht die politi-

sche Entscheidung, welche der Optionen verfolgt werden soll, sondern zeigt die ableitbaren 

Konsequenzen einer Entscheidung für eine bestimmte Beteiligungsoption auf. Letztlich hängt 

die Wahl für eine bestimmte Beteiligungsoption von der Gewichtung für die einzelnen Krite-

rien ab. Im Folgenden sind mögliche Kriterien aufgelistet. Die Reihenfolge ist dabei willkürlich 

gewählt und stellt keinerlei Gewichtung dar: 

 Juristische Durchführbarkeit 

 Kontinuität von Entscheidungen des Energie- und Klimafonds 

 Effizienz des Entscheidungsprozesses im Energie- und Klimafonds  

 Vernetzung dezentraler Erfahrungs- und Wissensstände (Förderung von Erfahrungs-

austausch) 

 Gesamtwirtschaftliche Effizienz 

 Gerechtigkeit zwischen Bund und Ländern sowie zwischen den Bundesländern 

 Transparenz des Entscheidungsprozesses 

 Unabhängigkeit des Entscheidungsgremiums 

Im Folgenden werden diese Kriterien genauer vorgestellt und Rückschlüsse auf besonders 

geeignete Beteiligungsoptionen gezogen, die das jeweilige Kriterium begünstigen würden. 
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Juristische Durchführbarkeit:  

Sondervermögen sind in juristischer Betrachtung irreguläre Formen der staatlichen Aufga-

benwahrnehmung und deren Finanzierung und deshalb auf Ausnahmefälle begrenzt, aller-

dings nicht von vornherein ausgeschlossen, wie ihre Erwähnung in Art. 110 Abs. 1 S. 1 GG 

zeigt. Das Hauptproblem der Sondervermögen liegt darin, dass sie den Grundsatz der Voll-

ständigkeit und Einheit des Haushalts (für den Bundeshaushalt Art. 110 Abs. 1 S. 1 GG) 

durchbrechen und die parlamentarische Steuerung der Ausgabenseite lockern oder sogar 

aufheben. Sie bedürfen daher, neben der gesetzlichen Grundlage, eines zwingenden beson-

deren Grundes für ihre Errichtung.68 Die Zweckbeschreibung des „Energie- und Klimafonds“ 

in § 2 EKFG genügt dem. Nach geltendem Recht sind sämtliche fiskalischen und Verwal-

tungsmaßnahmen ausschließlich Sache des Bundes: Das Bundesministerium der Finanzen 

verwaltet das Sondervermögen (§ 3 Abs. 1 S. 4 EKFG) und ist für die Rechnungslegung ver-

antwortlich (§ 7 EKFG). Die Einnahmen des Sondervermögens fließen aus dem Bundes-

haushalt zu (§ 4 EKFG). 

Verfassungsrechtlich sind einer Beteiligung der Länder an dem Sondervermögen, die in je-

dem Fall einer Gesetzesänderung bedürfte, enge Grenzen gesetzt. Möglich wäre die Schaf-

fung eines aus Vertretern des Bundes und der Länder bestehenden Beirats (oben 7.2.2), 

soweit dieser nur eine beratende Funktion hätte. In diesem Fall würde es an einer rechtlich 

zu qualifizierenden Ausübung von Staatsgewalt fehlen, so dass die zwingende Kompetenz-

ordnung von Bund und Ländern im Ergebnis nicht berührt wäre. 

Ausgeschlossen wäre dagegen eine gemeinsame Verwaltung von Bund und Ländern durch 

Änderung des § 3 Abs. 1 EKFG. Dies ergibt sich aus folgendem: Nach Art. 104a Abs. 1 GG, 

Art. 109 Abs. 1 GG sind die Ausgaben- und Einnahmenwirtschaft des Bundes und der Län-

der getrennt zu halten und dürfen nicht vermischt werden, es sei denn, die Verfassung selbst 

enthielte eine Erlaubnis hierfür (etwa bei den Gemeinschaftsaufgaben der Art. 91a ff. GG). 

Dem liegt der allgemeinere Grundsatz der föderalen Ordnung zugrunde, dass es grundsätz-

lich gemeinsame Verwaltung von Bund und Ländern, etwa in Form der Mischverwaltung, 

nicht geben soll (Art. 83 ff. GG). U.a. daraus hat etwa das Bundesverfassungsgericht die 

Unzulässigkeit der „Arbeitsgemeinschaften“ von Bundesagentur für Arbeit und kommunalen 

Stellen bei der Verwaltung der Grundsicherung für Arbeitssuchende (SGB II) für unzulässig 

                                                 
68 Im Zusammenhang von Sondervermögen, die durch Sonderabgaben finanziert werden, BVerfGE 
82, 159 (179); 91, 186 (202; 93, 319 (343); Michael Kilian, Nebenhaushalte des Bundes, 1993, S. 551, 
556 ff.; Thomas Puhl, Budgetflucht und Haushaltsverfassung, 1996, S. 171 ff.; etwas großzügiger 
Josef Isensee, Budgetrecht des Parlaments zwischen Schein und Sein, JZ 2005, S. 971 (979), der die 
Bildung von Nebenhaushalten in das „Ermessen des Gesetzgebers“ stellen will, „die Vorzüge einer 
dezentralen, ausdifferenzierten Verwaltungsorganisation zu nutzen“. 
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erklärt.69 Die Verwaltungszuständigkeiten von Bund und Ländern seien grundsätzlich ge-

trennt und jeweils mit eigenem Personal, eigenen Sachmitteln und eigener Organisation 

wahrzunehmen.70 Daraus folgt, dass Mitplanungs-, Mitverwaltungs- und Mitentscheidungsbe-

fugnisse einer Ebene bei Aufgaben einer anderen Ebene nicht zulässig sind. Bei den Ar-

beitsgemeinschaften und dem SGB II hat erst der 2010 in das Grundgesetz eingefügte Art. 

91e GG die nötige verfassungsrechtliche Grundordnung für die Durchbrechung des Misch-

verwaltungsverbots geschaffen. 

Dem Verbot der gemeinsamen Bund-Länder-Verwaltung liegt die Erwägung zugrunde, dass 

eine solche Verbindung der getrennten Verwaltungssphären die parlamentarische Verant-

wortlichkeit der Exekutive schwäche, die transparente Zurechnung von Verwaltungsent-

scheidungen erschwere und deshalb mit dem Demokratieprinzip des Art. 20 Abs. 2 GG nicht 

in Einklang stehen. Nach geltendem Verfassungsrecht wäre deshalb eine gemeinsame Ver-

waltung des Sondervermögens durch Bundes- und Landesvertreter mit verbindlicher Ent-

scheidungsmöglichkeit zur Mittelverwendung (vgl. 7.2.3) ausgeschlossen. Das Sonderver-

mögen ist ausschließlich eine Einrichtung des Bundes, Mitentscheidungsrechte der Länder 

dürfen hier nicht begründet werden. 

Ebenfalls nicht zulässig wäre es, wenn der Bund bei Beibehaltung der Verwaltung und Fi-

nanzierung des Fonds Mittel an die Länder aus dem Sondervermögen geben würde. Dies 

verstieße gegen Art. 104a Abs. 1 GG, wonach Bund und Länder „gesondert“ die Ausgaben 

tragen, die sich aus der Wahrnehmung ihrer Aufgaben ergeben. 

Kontinuität der Entscheidungen:  

Bei bestimmten Maßnahmen, die durch den Energie- und Klimafonds finanziert werden kön-

nen, kann eine jährlich wiederkehrende Entscheidung über die Förderpolitik hinderlich sein. 

Langfristigkeit und Kontinuität einer Fördermaßnahme können wichtige Erfolgskriterien sein 

(bspw. Investitionsförderung durch Marktanreizprogramme). Hier kann ein Gremium mit einer 

jährlich wiederkehrenden Entscheidungshoheit hinderlich sein, v.a. wenn sich die Zusam-

mensetzung des Gremiums über die Zeit ändern kann (z.B. bei einer Besetzung nach dem 

Königsteiner Schlüssel oder wenn politische Mehrheiten wechseln). Das Kriterium der Konti-

nuität spricht für eine feste Besetzung von Entscheidungsgremien und eine geringe Fluktua-

tion im Gremium. Die Gefahr der Fluktuation und geringen Kontinuität der Förderpolitik be-

steht jedoch grundsätzlich bei allen Beteiligungsoptionen, bei denen ein Entscheidungsgre-

mium regelmäßig neu besetzt wird. Eine andere Möglichkeit, diesen Aspekt zu beachten 

wäre ein Gremium, das bestimmte Entscheidungen (auch mit langfristiger Wirkung) nicht 
                                                 
69 BVerfGE 119, 331 
70 BVerfGE 119, 331 (364). 
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zurücknehmen kann. Diese Einschränkung wiederum ist theoretisch bei allen Beteili-

gungsoptionen denkbar. 

Effizienz des Entscheidungsprozesses:  

Tendenziell gilt: Je mehr Ebenen und Akteure beteiligt sind, desto langwieriger und aufwän-

diger werden die Entscheidungsprozesse verlaufen. Dagegen können durch schlanke Ent-

scheidungsstrukturen Zeit- und Kostenaufwand gering gehalten werden. Dieses Kriterium 

spricht für möglichst wenig Interaktion zwischen Bund und Ländern (also gegen eine ge-

meinsame Verwaltung), aber für extreme Lösungen (Fondsverwaltung nur durch den Bund 

oder eine Quotenregelung). 

Vernetzung dezentraler Erfahrungs- und Wissensstände:  

Für eine Interaktion verschiedener Ebenen und auch unter den Bundesländern spricht der 

Erfahrungsaustausch und die dadurch mögliche Nutzung der dezentral vorhandenen Wis-

sens- und Erfahrungsbestände. U.U. liegen für eine bestimmte Fördermaßnahme in einem 

Bundesland bereits Erfahrungen vor, die vom Bund und/oder den anderen Bundesländern 

bei den Förderentscheidungen genutzt werden können. Dieser Aspekt spricht folglich für 

eine Beiratslösung oder eine gemeinsame Verwaltung des Fonds. 

Gesamtwirtschaftliche Effizienz:  

Im Sinne der gesamtwirtschaftlichen Effizienz sollten solche Aktivitäten prioritär gefördert 

werden, die die höchste gesamtgesellschaftliche Rendite abwerfen. Demnach würden also 

solche Maßnahmen gefördert, die gegebene Ziele zu geringstmöglichen Kosten erreichen 

oder mit den gegebenen Mitteln (Ausstattung des Fonds) das höchste Maß an Zielerreichung 

(etwa gemessen durch vermiedenen CO2-Ausstoß in t) realisieren. Soll dieses Ziel prioritär 

verfolgt werden, ist es wünschenswert, möglichst viele potenzielle Aktivitäten zur Auswahl zu 

haben, um diejenigen mit der höchsten Rendite auszuwählen. Man kann sich den Auswahl-

prozess wie einen Wettbewerb der unterschiedlichen potenziellen Fördermaßnahmen vor-

stellen. Aus Sicht der gesamtwirtschaftlichen Effizienz sollte dieser Wettbewerb bundesweit 

stattfinden, um aus einer möglichst großen Anzahl an „Bewerbern“ auswählen zu können. 

Unter dem Aspekt der Länderbeteiligung ist hier zu bemerken, dass die Heterogenität der 

Bundesländer zu einer ungleichen Mittelverteilung führen kann. Bspw. könnte eine ökonomi-

sche Beurteilung theoretisch zu dem Schluss kommen, dass Investitionsmittel in Windener-

gieanlagen den Zweck der CO2-Minderung am kostengünstigsten erfüllen. In diesem Fall 

würden die nördlichen Bundesländer den größten Anteil an Fördermitteln erhalten. Dies wäre 

durch eine zentrale Verwaltung durch den Bund am besten zu erreichen. Darüber hinaus 

könnte ein Beirat, in dem die Länder ihre Erfahrungen und Informationen einbringen aber 

keine rechtlich bindende Entscheidungsmacht haben, zu einer besseren Grundlage für die 

Entscheidungen des Bundes im Zuge der gesamtwirtschaftlichen Effizienz führen.  
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Gerechtigkeitsaspekte zwischen den Ländern:  

Der Förderbedarf bei Energie- und Klimathemen ist in den Bundesländern unterschiedlich 

ausgeprägt. Sowohl die absolute Höhe an nachgefragten Fördergeldern wie auch die kon-

kreten Verwendungszwecke werden sich grundlegend voneinander unterscheiden. So dürf-

ten in den nördlichen Bundesländern auf Grund der klimatischen Verhältnisse mehr För-

derinvestitionen in Windenergie nachgefragt werden als in den südlichen Ländern. Länder 

mit verhältnismäßig starker Elektrizitätswirtschaft werden höhere Fördermittel in Energieeffi-

zienz nutzen können als andere Länder. Falls das Ziel verfolgt werden sollte, dass alle Bun-

desländer einen gewissen Anteil der Fördermittel erhalten, kann man wegen der Heterogeni-

tät der Bundesländer eine Quotenregelung befürworten. In diesem Fall kann jedes Bundes-

land das ihm zustehende Fördergeld nach den eigenen Bedürfnissen verwalten. 

Transparenz: 

Ein weiterer Aspekt, unter dem die Arbeit des Energie- und Klimafonds betrachtet werden 

kann, ist die Transparenz der Entscheidungsprozesse. Die Entscheidungen, welche Aktivitä-

ten durch die Fördergelder des Fonds finanziert werden, sollten demnach für die Öffentlich-

keit einfach und klar nachvollziehbar sein. Für die Prüfung, wie die Bundesländer in den 

Energie- und Klimafonds eingebunden sein sollten, spielt dieses Kriterium – ähnlich wie das 

der Kontinuität – keine direkte Rolle. Transparenz ist durch eine öffentlich zugängliche und 

für Laien nachvollziehbare Dokumentation der Entscheidungen zu erreichen und hängt nicht 

direkt mit der Art und Weise der Länderbeteiligung zusammen. Trotzdem soll es an dieser 

Stelle aufgeführt werden, um diesen wichtigen Aspekt nicht unbeachtet zu lassen. 

Unabhängigkeit: 

Schließlich kann die Unabhängigkeit von Entscheidungsträgern als Kriterium herangezogen 

werden. Die Gefahr, dass einzelne Entscheidungsträger von Partikularinteressen beeinflusst 

sind und nicht vornehmlich das Wohl der gesamten Gesellschaft verfolgen, besteht grund-

sätzlich in allen politischen Systemen, die mit Repräsentation funktionieren. Von solcher Ein-

flussnahme sind sowohl Gremien auf Bundes- wie auch auf Landesebene nicht vollständig 

gefeit. Dagegen fällt es wahrscheinlich Interessenvertretern vergleichsweise schwer, ge-

mischte Gremien mit Vertretern aus verschiedenen Ebenen (Bund/Länder) und aus ver-

schiedenen Bundesländern maßgeblich zu beeinflussen. Das Kriterium der Unabhängigkeit 

der Entscheidungsträger spricht also für Beteiligungsoptionen, bei denen unterschiedliche 

Gruppen im Entscheidungsgremium vertreten sind (Beirat oder gemeinsame Verwaltung). 

7.3.2 BEURTEILUNG 

Nach einem ähnlichen Muster wie Tabelle 21 in Abschnitt 6.3 fasst Tabelle 23 die Eignung 

der Optionen, wie die Bundesländer an der Mittelverwendung des EKF beteiligt sein können, 
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in Anbetracht der oben dargestellten Kriterien zusammen. In den Zeilen finden sich die vier 

Optionen der Länderbeteiligung, in den Spalten die oben erläuterten Kriterien. Die Beurtei-

lung erfolgt für jedes Kriterium separat, d.h. es wird für jedes Kriterium einzeln geprüft, wie 

die Beteiligungsoptionen das Kriterium erfüllen. Dabei erfolgt eine Abstufung: 

++ Die Option eignet sich besser als alle anderen, um das jeweilige Kriterium zu erfüllen 

+ Die Option eignet sich im Vergleich zu anderen Optionen relativ gut, um das jeweilige 

Kriterium zu erfüllen 

0 Die Wahl dieser Option hat nur einen geringen Einfluss auf die Erfüllung des jeweili-

gen Kriteriums 

- Die Option eignet sich im Vergleich zu anderen Optionen relativ schlecht, um das 

jeweilige Kriterium zu erfüllen 

-- Die Option macht die Erfüllung des jeweiligen Kriteriums sehr schwer bis unmöglich  

Um zu einer Gesamtaussage zu kommen, welche Form der Länderbeteiligung unter Berück-

sichtigung aller Kriterien zu empfehlen ist, muss die relative Bedeutung der Kriterien einge-

schätzt und – wie bereits in Abschnitt 6.3 angemerkt – eine Gewichtung eingeführt werden. 

Dies ergibt sich aus der Tatsache, dass die Vielzahl an wünschenswerten Kriterien teils zu 

gegenläufigen Handlungsempfehlungen führt, in Abhängigkeit des betrachteten Kriteriums. 

Dieser Trade-Off wird nicht zu umgehen sein. Er wird durch die gewählte Vorgehensweise 

jedoch zumindest transparent gemacht, so dass informierte Entscheidungen möglich wer-

den.  
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Tabelle 23: Bewertung der Optionen der Länderbeteiligung in der Verwaltung des EKF anhand von Kriterien. 

Beteiligungsoption Kriterien

Juristische 
Durchführ-
barkeit** 

Kontinuität 
der För-
derpolitik 

Effizienz des 
Entschei-
dungspro-
zesses 

Vernetzung, 
Erfahrungs-
austausch 

Gerechtigkeits-
aspekte zwi-
schen den 
Ländern*** 

Gesamt-
wirtschaft-
liche 
Effizienz 

Trans-
parenz 

Unabhän-
gigkeit 

Verwaltung nur durch 
Bund 

++ * ++ -- -- + * - 

Beirat aus Bund- und 
Ländervertretern 

++ * 0 + - ++ * - 

Gemeinsame Verwal-
tung 

-- * - ++ + 0 * ++ 

Länderquoten -- * ++ -- ++ -- * - 

*) Die Kontinuität und Transparenz der Förderpolitik werden nicht in erster Linie durch die Art und Weise der Länderbeteiligung beeinflusst, sondern durch andere verfahrenstech-
nische Regelungen (bspw. bindende Förderbeschlüsse, öffentliche Dokumentation…). Die Form der Länderbeteiligung hat somit keinen direkten Einfluss auf diese Aspekte. Da sie 
trotzdem bedeutend sind, werden sie hier mit aufgeführt, werden jedoch letztlich nicht als Kriterien genutzt. 

**) Die Beurteilung der juristischen Durchführbarkeit basiert auf dem derzeit geltenden Recht. 

***) Diese Beurteilung erfolgt unabhängig von der Frage, wie Gerechtigkeit gestaltet werden kann. Mit „Gerechtigkeit“ in diesem Zusammenhang ist ausschließlich gemeint, dass 
jedes Bundesland auf irgendeine Weise berücksichtigt wird. Auf welcher Grundlage diese Berücksichtigung erfolgt, ist nicht Gegenstand dieser Untersuchung. 
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7.4 RECHTSPOLITISCHE OPTIONEN 

Da nach geltendem Verfassungsrecht allein eine Länderbeteiligung am Energie- und Klima-

fonds in Form einer Beiratslösung zulässig ist, sollte sich das primäre rechtspolitische Ziel 

der Länder darauf richten, eine entsprechende Änderung des Gesetzes über den Energie- 

und Klimafonds zu erreichen. 

Selbst wenn dies gelingt, bliebe indes der Ländereinfluss begrenzt, so dass Möglichkeiten 

einer verstärkten und rechtlich verbindlichen Mitbestimmungsmöglichkeit der Länder bei Kli-

maschutzaufgaben im weiteren Sinne zu erwägen sind, also im Bereich der Anpassung und 

Vermeidung. Die gegenwärtige Verteilung der Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und Finanz-

kompetenzen zwischen Bund und Ländern wird der zukünftigen Bedeutung des Klimaschut-

zes nicht gerecht. Während dem Bund praktisch alle wichtigen Gesetzgebungskompetenzen 

zukommen (insbesondere nach Art. 74 Abs. 1 Nr. 11, 24 i. V. m. Art. 72 Abs. 2 GG) und ihm 

zudem die Erlöse aus der Versteigerung von Zertifikaten im Rahmen des EU-ETS zustehen, 

fallen Verwaltungsaufgaben und Finanzierungspflichten zum überwiegenden Teil in die Zu-

ständigkeiten der Länder. Hier wäre es möglich, eine Gemeinschaftsaufgabe Klimaschutz 

nach dem Muster der in Art. 91a GG geregelten Gemeinschaftsaufgaben (regionale Wirt-

schaftsstruktur, Agrarstruktur und Küstenschutz) zu schaffen. Die Relevanz einer Gemein-

schaftsaufgabe Klimaschutz leuchtet dabei stärker ein als die Bedeutung der gegenwärtigen 

Gemeinschaftsaufgaben. Klimaschutz macht an den Ländergrenzen nicht halt, das finanziel-

le Volumen der damit verbundenen Teilaufgaben übersteigt zudem das Volumen der beste-

henden Gemeinschaftsaufgaben bei weitem. Voraussetzung für die Schaffung einer solchen 

Gemeinschaftsaufgabe wäre allerdings eine Verfassungsänderung, die nach Art. 79 Abs. 2 

GG Zwei-Drittel -Mehrheit im Bundestag und Bundesrat verlangt. Die Vorteile einer Gemein-

schaftsaufgabe Klimaschutz lägen aus Sicht der Länder darin, eine gemeinsame Bund-

Länder-Planung zu eröffnen und den Bund zur Mitfinanzierung von Länderaufgaben ver-

pflichten zu können. Wenig überzeugend wäre es, einer solchen zu schaffenden Gemein-

schaftsaufgabe entgegenzuhalten, dass die beiden Stufen der Föderalismusreform 2006 und 

2009 darauf abgezielt hätten, die Zuständigkeiten von Bund und Ländern zu entflechten und 

insbesondere Mischfinanzierungen abzubauen. Art. 91a GG ist erhalten geblieben, lediglich 

der Hochschulbau wurde als Gemeinschaftsaufgabe – mit den Übergangsfristen des Art. 

143c GG – abgeschafft, bei den Verwaltungsaufgaben und dem SGB II („Hartz IV“) ist sogar 

mit Art. 91e GG im Jahre 2010 eine neue, allerdings besonders geartete Möglichkeit der 

Verwaltungskooperation zwischen den Ebenen geschaffen worden.   
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Die in Kapitel 5.4.1 dargestellten Probleme, die im Bereich Anpassung auftreten, müssten 

bei der Schaffung einer Gemeinschaftsaufgabe „Anpassung“ in einem politischen und wis-

senschaftlichen Diskurs normativ gelöst werden.  

8 INTERVIEWS 

Neben den juristischen und ökonomischen Einschätzungen zur veränderten Situation durch 

die zukünftige Versteigerung in der dritten Phase des EU-ETS wurden noch vier Interviews 

mit Vertretern aus den Landesumweltministerien durchgeführt. Diese wurden zur veränder-

ten Einnahmesituation, zu den Möglichkeiten der Mittelverwendung sowie zum Energie- und 

Klimafondsgesetz (EKFG) befragt. Im Folgenden wird zunächst die Vorgehensweise der Ex-

perteninterviews vorgestellt, die Auswertung der Interviews erfolgt im Anschluss.  

8.1 METHODIK (THEORIE) 

Aufgrund der begrenzten Anzahl auf 4 Interviewpartner eignet sich laut Mayring (2002, 2003) 

sowie Gläser und Laudel (2004) vor allem ein qualitativer Ansatz. Für die konkrete Ausge-

staltung der Experteninterviews besteht grundsätzlich eine Reihe von Optionen. In der Litera-

tur wird jedoch die besondere Eignung von offenen Leitfadeninterviews für sehr spezifische 

Fragestellungen – wie sie in diesem Projekt vorliegen – betont (vgl. z.B. Meuser und Nagel, 

2005 oder Mayring, 2002). Dabei werden die Experten mit Fragen konfrontiert, die im Vorfeld 

des Interviews auf Basis der gegebenen Problemstellung erarbeitet wurden. Im Laufe der 

Befragung können die Experten dann frei, das heißt ohne vorgegebene Antwortmöglichkei-

ten, auf die gestellten Fragen antworten. Die im Interviewleitfaden zusammengestellten Fra-

gen dienen dabei jedoch grundsätzlich nur als Richtschnur für die Befragungen, um zu ge-

währleisten, dass einerseits alle interessierenden Fragenkomplexe behandelt werden, ande-

rerseits eine Fokussierung des Gesprächs auf die relevanten Bereiche unterstützt wird und 

außerdem eine gewisse Vergleichbarkeit zwischen den verschiedenen Interviews gewähr-

leistet ist. Folglich müssen die Fragen vom Interviewer nicht streng im Wortlaut und in der 

Reihenfolge, in der sie aufgeführt sind, in die Befragung eingebracht werden und können je 

nach Situation gestellt werden. Auf diese Weise soll eine möglichst fruchtbare Gesprächssi-

tuation erzeugt werden und bei Bedarf Nachfragen oder weiterführende Fragen ermöglicht 

werden. Der offene Antwortmodus wiederum erlaubt es Insiderwissen zu erfassen und impli-

zites Wissen abzufragen. 

8.2 VORGEHENSWEISE 

8.2.1 AUSWAHL INTERVIEWPARTNER UND GEGENSTAND DER BEFRAGUNG 

Die Auswahl der Ansprechpartner wurde durch den Auftraggeber, dem Hessischen Ministe-

rium für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, getroffen. Die erste Kon-
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taktaufnahme erfolgte durch das Ministerium. Den Teilnehmern wurden vorab Hintergrundin-

formationen zum EU-ETS sowie Leitfragen zugesandt (siehe Anhang Infobox 2 sowie In-

fobox 3). Dies ermöglichte eine leichtere Vorbereitung der Interviewpartner und gewährleiste-

te, dass die Beantwortung der Fragen durch jeweils einen Interviewpartner möglich war. Die 

Interviews wurden telefonisch durchgeführt und auf Tonträger aufgezeichnet. Diese Auf-

zeichnungen wurden danach transkribiert, um später eine Auswertung vornehmen zu kön-

nen.  

Gegenstand der Experteninterviews war unter anderem die Einschätzung durch die Inter-

viewpartner zu den Auswirkungen und der Betroffenheit des jeweiligen Bundeslandes durch 

die zukünftige Versteigerung von Emissionszertifikaten. Darüber hinaus wurde nach Ab-

schätzungen zu den zukünftigen Einnahmen des Bundes durch die Versteigerung von Emis-

sionszertifikaten in der dritten Handelsperiode des EU-ETS gefragt. Auch die Einschätzung 

der Auswirkungen auf die jeweiligen Landeshaushalte war Gegenstand des Interviews. Im 

Wesentlichen konzentrierte sich aber das Interview auf Vorschläge der Befragten für die Mit-

telverwendung, nach welchen Kriterien diese bewertet werden sollten und welche Strukturen 

der Länderbeteiligung möglich wären. Insbesondere wurde auf die Ausgestaltung der Län-

derbeteiligung im EKFG eingegangen. Die Leitfragen zum Interview finden sich im Anhang 

(Infobox 3). Bei der Befragung wurde auf die besondere Sensibilität der Thematik im Hinblick 

auf die Weitergabe von ministeriumsinternen Daten Rücksicht genommen. Dementspre-

chend wurde den Experten zugesichert, dass ihre Aussagen in verallgemeinerter Form ana-

lysiert und dargestellt werden.  

8.2.2 AUSWERTUNG DER INTERVIEWS ALLGEMEIN 

Für die systematische und theoriegeleitete Auswertung von Interviews empfehlen Mayring 

(2002, 2003) sowie Gläser und Laudel (2004) die qualitative Inhaltsanalyse. Diese Form der 

Auswertung bietet sich an, wenn aus einer theoriegeleiteten Erhebung, die den theoretischen 

Schwerpunkten entsprechenden Aussagen systematisch extrahiert und ausgewertet werden 

sollen. Die qualitative Inhaltsanalyse untersucht Texte, in diesem Fall die transkribierten In-

terviews, indem sie ihnen systematisch Informationen entnimmt. 

8.2.3 ERGEBNISSE AUS DEN INTERVIEWS 

Die Auswertung der Interviews wird anhand der Leitfragen durchgeführt, um einen Überblick 

zu den einzelnen inhaltlichen Schwerpunkten zu geben.  

8.2.3.1  Auswirkungen durch die Versteigerung von Emissionszertifikaten ab 2013 

Bei diesem Fragenkomplex sollten sowohl quantitative als auch qualitative Einschätzungen 

der Betroffenheit für das jeweilige Bundesland erfragt werden. Dabei standen die finanziellen 
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Auswirkungen für Bund und Länder, aber auch Änderungen auf Industrie- und Haushalts-

ebene im Vordergrund.  

Quantitative Abschätzungen 

Bei drei der befragten Vertreter aus den Umweltministerien liegen noch keine quantitativen 

Abschätzungen zu den Veränderungen der Einnahmesituation auf Landesebene vor. Dar-

über hinaus werden von diesen Interviewpartnern auch keine Zahlen zu den Einnahmen des 

Bundes benannt. Eine Begründung für das Fehlen solcher Berechnungen könnte die Unsi-

cherheit der Preisentwicklung für die Zertifikate sein. Zumindest gehen diese drei Inter-

viewpartner auf die Preisunsicherheit bei dieser Frage ein. In einem Bundesland wurden in-

terne Berechnungen zu Steuerausfällen im Bereich Einkommen-, Körperschaft- und Umsatz-

steuer durchgeführt.  

Qualitative Einschätzung 

Obwohl quantitative Abschätzungen vorwiegend nicht vorhanden sind, geben die Befragten 

dennoch eine qualitative Einschätzung zu den möglichen finanziellen Veränderungen durch 

die Versteigerung von Emissionszertifikaten ab dem Jahr 2013 ab.  

Die Einnahmesituation des Bundes schätzen die Interviewpartner unterschiedlich ein. Zwar 

gehen alle davon aus, dass es durch die Versteigerung der Emissionsberichtigungen ab 

2013 tendenziell zu höheren Einnahmen kommt, aber wie sich dies auf die einzelnen Ebe-

nen auswirken könnte, wird unterschiedlich dargestellt. Während zwei der Befragten von 

Mehreinnahmen des Bundes ausgehen, spricht ein anderer Interviewpartner auch mögliche 

Mindereinnahmen des Bundes an. Darüber hinaus betonte ein Gesprächspartner, dass für 

den Bundeshaushalt selbst keine wesentlichen Einnahmen zur Verfügung stehen. Dies wird 

begründet mit dem Sondervermögen des Energie- und Klimafonds, in den die Einnahmen 

über einen Betrag von 900 Mio. EUR fließen.  

Alle Befragten rechnen mit Einnahmeausfällen in ihrem Bundesland, vorwiegend durch 

Steuerausfälle. Diese werden damit begründet, dass durch die zukünftige Versteigerung von 

Zertifikaten Unternehmen den Zukauf als Aufwand geltend machen können und damit Ge-

winne der Unternehmen als Steuerbasis geschmälert werden. Hier betonen drei der Befrag-

ten, dass die Steuerausfälle stark von den Preisen abhängen werden. Einer der Befragten 

schätzt die erwarteten Einnahmeausfälle als moderat ein.  

Von einer Belastung der privaten Haushalte gehen zwei der Interviewpartner aus. Als Be-

gründung wird aufgeführt, dass der Zukauf von Zertifikaten zu einer Weitergabe dieser Kos-

ten an die Endverbraucher führt. Einer der Befragten vermutet vor allem bei Energie und 

energieintensiven Produkten eine zukünftige Belastung der Endverbraucher. Die Auswirkun-
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gen auf die privaten Haushalte hängen wiederum von den Zertifikatepreisen ab und werden 

von einem der Befragten als nicht gravierend eingeschätzt. In eine ähnliche Richtung geht 

auch die Aussage eines anderen Interviewpartners, der aufgrund einer zumindest teilweise 

bereits erfolgten Einpreisung nicht davon ausgeht, dass es zu starken Belastungen der End-

verbraucher durch Preiserhöhungen kommen wird. Allerdings betont dieser auch, dass eine 

Einpreisung dort, wo sie noch nicht vollständig erfolgt ist, durchaus stattfinden könnte.  

Neben den Auswirkungen auf private Haushalte wurde auch eine Einschätzung für die Fol-

gen bei der Industrie abgefragt. Die Aussagen der Interviewpartner waren sehr unterschied-

lich aufgrund der heterogenen Wirtschaftsstruktur in den einzelnen Bundesländern. In einem 

Bundesland wird die Betroffenheit mit der vorwiegend aus fossilen Rohstoffen erzeugten 

Energie betont. Darüber hinaus wird noch angeführt, dass Investitionen der Energiewirtschaft 

bereits jetzt unter der Maßgabe der Vollversteigerung getroffen wurden. In einem anderen 

Bundesland spielt die momentane Nutzung von Kernenergie und die zukünftige Umstruktu-

rierung zu erneuerbaren Energien eine wesentliche Rolle. Ein dritter Gesprächspartner be-

tonte, dass gerade die energieintensive Industrie stark betroffen sein wird. Dadurch könnte 

es zum einen zur Abwanderung und Produktionsverlagerung außerhalb des EU-ETS führen 

(Carbon Leakage) oder zum anderen gerade bei Mittelständlern und Industrien, deren Verla-

gerung nicht einfach möglich ist, zu Stillegungen kommen.  

8.2.3.2  Fachliche Diskussionen im Ministerium 

Bei dieser Frage sollten die fachlichen Diskussionen im jeweiligen Ministerium aufgegriffen 

werden. Vornehmlich war von Interesse, auf welche Themen sich diese fachlichen Debatten 

konzentrierten und ob diese auch über das Ministerium hinaus auf anderen Ebenen weiter-

geführt wurden. 

Grundsätzlich bejahen alle Befragten, dass die zukünftige Versteigerung von Emissionsbe-

rechtigungen und die damit einhergehenden Veränderungen der Einnahmesituation Gegen-

stand fachlicher Diskussionen im jeweiligen Ministerium sind. Einer der Befragten erwähnte, 

dass das Thema auch über das Ministerium hinweg im Bundesland Gegenstand fachlicher 

Diskussionen ist. Die fachlichen Diskussionsthemen in den Ministerien der einzelnen befrag-

ten Bundesländer sind aufgrund der heterogenen Verhältnisse der Bundesländer sehr unter-

schiedlich.  

Während in einem Bundesland Fördermittel für Energieeffizienz vor allem im Gebäudebe-

reich und Anpassungsmaßnahmen im Vordergrund stehen, werden in einem anderen neben 

der Anpassung an den Klimawandel auch die Kompensation von Unternehmen oder privater 

Haushalte diskutiert. Für ein Bundesland spielt vor allem die Kompensation von strominten-
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siven Unternehmen eine tragende Rolle. Darüber hinaus diskutiert man in einem anderen 

Bundesland auch die Verteilung der Einnahmen zwischen Bund und Ländern, in denen unter 

anderem auch eine Kompensation der Einnahmeausfälle bei den Ländern Thema ist. Aller-

dings wird eingeräumt, dass viele der Vorschläge durch die Einrichtung des Sondervermö-

gens im Energie- und Klimafonds überholt seien. Auffällig ist, dass drei der Interviewpartner 

die Wichtigkeit der Klimaanpassung betonen und diese auch offensichtlich Gegenstand fach-

licher Diskussionen in den entsprechenden Ministerien war.  

Alle Gesprächspartner bestätigen, dass auch auf Ebene der Umweltministerkonferenz die 

fachliche Diskussion fortgeführt wurde. Von einem Gesprächspartner wurde auch betont, 

dass diese Diskussionen noch weiter geführt werden und eine umfassende politische Dis-

kussion zu erwarten ist vor allem im Hinblick auf ein neues Treibhausemissionshandelsge-

setz.  

8.2.3.3  Grundsätzliche Kriterien zur Bewertung von Möglichkeiten der 

Mittelverwendung 

Dieser Themenkomplex zielte darauf ab, nach welchen Kriterien allgemein die Möglich-

keiten der Mittelverwendung bewertet werden sollen, losgelöst von einer spezifischen 

Thematik. Allerdings wurde im Interview klar, dass ein allgemeiner Kriterienkatalog für 

die Einnahmen aus der Versteigerung von Emissionszertifikaten nicht praktikabel in der 

Anwendung ist. Die Gesprächspartner antworteten deshalb themenbezogen. Teilweise 

behandelten Sie dabei Kriterien der Beurteilung und mögliche Optionen der Mittelver-

wendung gleichzeitig. In diesem Abschnitt soll aber auf die genannten Kriterien zur Be-

wertung der Mittelverwendung näher eingegangen werden.  

Die in diesem Bericht angewandten Kriterien ökonomische Effizienz, Verteilungswirkung, 

ökologische Anreizwirkung sowie die juristische Machbarkeit werden von einzelnen Ge-

sprächspartnern genannt. In den Interviews ist festzustellen, dass diesen Kriterien eine 

unterschiedliche Priorisierung durch die einzelnen Befragten zukommt. Während einer 

der Befragten den gesteckten juristischen Rahmen hervorhebt, nennt ein anderer vor-

rangig Effizienzkriterien. Allerdings ist durch die simple Nennung einzelner Kriterien 

noch nicht zu beurteilen, ob andere Kriterien eine weniger wichtige Rolle spielen oder ob 

diese als selbstverständliche Rahmenbedingungen angenommen werden. Darüber hin-

aus kann aus der Angabe eines oder mehrerer Kriterien nicht geschlossen werden, wie 

diese gewichtet werden sollen. Dies ist ähnlich zu den Ausführungen in Kapitel 6.3. Dort 

wird betont, dass zwar die Optionen der Mittelverwendung nach den einzelnen Kriterien 
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beurteilt werden können, aber eine allgemeine Beurteilung über alle Kriterien hinweg 

einer Gewichtung der Einzelkriterien bedürfe.  

Einer der Befragten betonte, dass Parteien unterschiedliche Akzente setzen und damit 

zuerst parteipolitische Kriterien angewandt werden und erst im Nachgang Effizienzkrite-

rien oder ökologische Kriterien eine Rolle spielen. Eine Priorisierung eines bestimmten 

Kriteriums ist somit nicht auszumachen. Dieser Gesprächspartner hob auch hervor, dass 

Diskussionen über die Resorts hinweg stattfinden und damit auch unterschiedliche Be-

wertungen vollzogen werden. Die Aussagen dieses Interviewpartners können damit nicht 

bei den einzelnen Kriterien herangezogen werden. 

Ökonomische Effizienz und ökologische Anreizwirkung 

Auf das Kriterium der ökonomischen Effizienz wurde vor allem im Zusammenhang mit 

der Reduktion von Treibhausgasemissionen und Energieeinsparmaßnahmen eingegan-

gen. Hier ist ersichtlich, dass dieses Kriterium zusammen mit der ökologischen Anreiz-

wirkung betrachtet wird. Einer der Gesprächspartner sieht das Effizienzkriterium als 

oberste Priorität an und begründet dies damit, dass die effiziente Ausgestaltung inner-

halb des EU-ETS auch für die Vergabe von daraus generierten Mitteln Anwendung fin-

den sollte. Dabei sollen lediglich Maßnahmen gefördert werden, die eine bestimmte 

Maßzahl – Einsparung an CO2 pro eingesetzten Euro Fördermittel – erfüllen. 

Verteilungswirkung 

Die Verteilungswirkung wird im Zusammenhang mit der Anpassung an den Klimawandel 

genannt. Hier wird vor allem die Notwendigkeit von Anpassungsmaßnahmen und die 

Ausgestaltung einer möglichen Vergabe von Geldern nach Betroffenheit entweder von 

Regionen oder bestimmter Berufsgruppen angesprochen, die im besonderen Maße vom 

Klimawandel betroffen sind oder zukünftig sein werden. Ein Gesprächspartner benennt 

in diesem Kontext den Bedarf einer Rankingliste für Anpassungsmaßnahmen.  

Juristische Machbarkeit 

Das Kriterium der juristischen Machbarkeit wird insofern thematisiert, dass die bestehende 

Bindung an nationales Verfassungsrecht und auch an die EU-Richtlinie angesprochen wird.  

8.2.3.4  Einschätzung verschiedener Möglichkeiten der Mittelverwendung 

Den Gesprächspartnern wurden vorab in den Leitfragen sechs Optionen der Mittelver-

wendung (Anpassung an den Klimawandel, Vermeidung von Emissionen, Zuführung an 

private Haushalte, Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen, Zuführung an 

stromintensive Unternehmen, Verwendung im Bundeshaushalt) genannt, die sie im In-
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terview beurteilen sollten. Die Befragten liefern dazu teilweise eine Art Rankingliste wo-

nach ihrer Meinung nach die Mittel vorzugsweise verwendet werden sollten.  

Anpassung an den Klimawandel 

Beim Thema Anpassung an den Klimawandel sind die Ausführungen der Befragten sehr 

heterogen. Ein Gesprächspartner sieht die Mittelverwendung für Anpassungsmaßnah-

men aus Sicht des Bundeslandes als prioritär an. Begründet wird das damit, dass diese 

Maßnahmen aufgrund der regional spezifischen Betroffenheit vorwiegend durch die 

Länder zu tragen sind. Wohingegen für einen anderen Gesprächspartner nach der Ver-

meidung von Treibhausgasen Anpassung an zweiter Stelle rangiert. Argumentiert wird 

dabei mit den nach Ansicht des Befragten vergleichbar niedrigen Kosten für Anpas-

sungsmaßnahmen, die vorwiegend in Aufklärungsarbeit und Fachberatung gesehen 

werden, die die private Anpassung an den Klimawandel unterstützt. Darüber hinaus soll-

te das Thema in bereits etablierte Programme integriert werden. Hier ist zu vermuten, 

dass diese Ansicht eher bundeslandspezifisch einzuordnen ist. Ein anderer Gesprächs-

partner macht die Schwierigkeit Anpassungsmaßnahmen eine bestimmte Geldsumme 

zuzuschreiben deutlich. Insgesamt gibt es zwar bei den Interviewpartnern unterschiedli-

che Vorstellungen darüber wie genau der Mitteleinsatz im Bereich der Anpassung voll-

zogen werden sollte. Allerdings geben alle Gesprächspartner an, dass grundsätzlich die 

Verwendung im Bereich der Anpassung an den Klimawandel aus Ländersicht zu begrü-

ßen ist.  

Vermeidung von Treibhausgasemissionen 

Bei der Verwendung der Mittel zur Vermeidung von Treibhausgasemissionen haben die 

Befragten ähnlich wie bei der Anpassung an den Klimawandel unterschiedliche Ansich-

ten. Zwar wurde im Laufe aller Interviews klar, dass die Treibhausgasvermeidung eher 

als Aufgabe des Bundes einzuordnen ist, aber die grundsätzliche Verwendung der Mittel 

aus der Versteigerung im Rahmen des EU-ETS kann aus verschiedenen Blickwinkeln 

betrachtet werden. Aus Sicht der Bundesländer, wie sie von einem der Gesprächs-

partner eingenommen wird, wären somit Mittel für Anpassungsmaßnahmen vorzuziehen, 

da dies vorwiegend als Länderaufgabe gesehen wird. Dies ist darüber hinaus auch vor 

dem Hintergrund zu sehen, dass im EKFG Anpassungsmaßnahmen nicht explizit be-

rücksichtigt werden. Bei einer allgemeineren Sichtweise, die bei drei der Inter-

viewpartner zum Tragen kommt, kann die Mittelverwendung für Vermeidungsmaßnah-

men grundsätzlich als positiv angesehen werden. Allerdings sollte nach Meinung eines 

Interviewpartners dabei sichergestellt werden, dass Effizienzkriterien als Rahmenbedin-

gungen eingehalten werden.  
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Zuführung an private Haushalte oder an emissionshandelspflichtige Unternehmen 

Die Zuführung an private Haushalte sowie an emissionspflichtige oder stromintensive 

Unternehmen wird von einem Gesprächspartner abgelehnt. Als Begründung wird ange-

führt, dass das EU-ETS systemeffizient ausgestaltet sein sollte und nicht mit der Ausge-

staltung der Mittelvergabe mögliche Schwächen korrigiert werden sollten. Anders wird 

dies von zwei anderen Befragten gesehen, die eine Zuführung an private Haushalte oder 

emissionspflichtige Unternehmen unter der Maßgabe der Zweckbindung für praktikabel 

halten. Dabei wird klar, dass die zweckgebundene Vergabe der Mittel vor allem unter 

der Thematik der Vermeidung von Treibhausgasen und der Energieeffizienz gesehen 

wird. Für einen der Interviewpartner spielt zwar die Zuführung an private Haushalte kei-

ne Rolle und auch der Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen wird eher 

eine untergeordnete Rolle eingeräumt, allerdings wird als wichtigster Punkt die Zufüh-

rung an stromintensive Unternehmen gesehen, was mit der besonderen Betroffenheit im 

entsprechenden Bundesland begründet wird. 

Verwendung im Bundeshaushalt 

Der Verbleib der Einnahmen im Bundeshaushalt wird von allen Interviewpartnern kritisch 

gesehen. Zwei der Befragten argumentieren, dass in der Richtlinie der Europäischen 

Kommission eine Verwendung von mindestens 50% der Einnahmen für die Anpassung 

an den Klimawandel und die Vermeidung von Emissionen verwendet werden sollte. Vor 

dem Hintergrund dieser Empfehlung halten die Gesprächspartner eine reine Verwen-

dung im Bundeshaushalt für nahezu ausgeschlossen. Darüber hinaus wird das EKFG 

aufgeführt, indem festgeschrieben wurde, dass die Einnahmen über 900 Mio. Euro hin-

aus in dieses Sondervermögen fließen und dementsprechend zu verwenden sind. Einer 

der Befragten räumt ein, dass eine Kompensation des Bundes bei etwaigen Einnahme-

ausfällen zwar denkbar wäre, allerdings würde derselbe Anspruch dann auch für die 

Bundesländer und deren Einnahmeausfälle gelten.  

8.2.3.5  Ausgestaltung der Länderbeteiligung im Energie- und Klimafonds 

Neben dem Fragenkomplex in dem fachliche Meinungen allgemein zu den Einnahmen 

und deren Verwendung eingeholt werden sollten, zielen die beiden nachfolgenden Fra-

gen auf die Strukturen im Energie- und Klimafonds ab. Zuerst wurde dabei in einer offe-

nen Frage nach der Ausgestaltung der Länderbeteiligung innerhalb des Energie- und 

Klimafonds gefragt. Aufgrund der Fragestellung und der bundeslandspezifischen Ein-

schätzungen fielen die Antworten sehr unterschiedlich aus. Deshalb wird in diesem Ab-
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schnitt keine Zusammenfassung nach Teilaspekten vorgenommen, sondern die einzel-

nen Beiträge werden in komprimierter Form dargelegt. 

Einer der Interviewpartner betrachtet die Programme des Energie- und Klimafonds und 

schlägt auf Grundlage dessen die Möglichkeiten einer Länderbeteiligung vor. Zum einen 

könnten die Länder in einer Art Beirat eine beratende Tätigkeit ausüben, wenn es sich 

um Programme handelt, die bereits jetzt oder auch in Zukunft eine Bundesförderung 

innehaben. Als Beispiele werden hier die Wohnungsmodernisierung oder auch die Ener-

gieeffizienz in der Industrie genannt. Hier sollten die Länder zumindest beratend in die 

Ausgestaltung involviert werden. Anders hingegen sollte die Länderbeteiligung für Pro-

gramme, die zum Beispiel den kommunalen Klimaschutz oder Anpassungsmaßnahmen 

betreffen, angelegt sein. Hier wird von dem Gesprächspartner eine zweckgebundene 

Mittelzuführung an die einzelnen Bundesländer vorgeschlagen. Die Bundesländer wür-

den dann die Durchführung entsprechender Programme im Auftrag des Bundes durch-

führen. Dies würde der Idee einer Quotenregelung mit Zuführung der Gelder direkt aus 

dem Fonds gleichkommen.  

Ein anderer Gesprächspartner betonte, dass ein Mitspracherecht der Länder bei der 

Verteilung der Gelder angestrebt werden sollte. Für den Energie- und Klimafonds würde 

das einer Beiratslösung, wie sie im Abschnitt 7.2.2 beschrieben ist, gleich kommen. Als 

weiteren Punkt nennt er, dass Länder mit hohen Anteilen an Kernenergie besondere 

Berücksichtigung finden. Dies wird damit begründet, dass zum einen in den Energie- 

und Klimafonds sowohl die Brennelementesteuer als auch ein Anteil der Gewinne aus 

der Verlängerung der Laufzeiten fließen. Zum anderen ist gerade in diesen Ländern die 

Umstellung auf eine regenerative Energieversorgung notwendig. Da in diesem Projekt 

lediglich die Einnahmen aus dem EU-ETS betrachtet werden, soll hier nicht näher auf 

die anderen Einnahmequellen des Energie- und Klimafonds eingegangen werden. Be-

zogen auf die Einnahmen aus dem Emissionshandel schlägt der Interviewpartner eine 

anlagen-orientierte Verteilung der Gelder vor, d.h. die Anzahl der Anlagen sollte als Ver-

teilungsschlüssel angesetzt werden.  

Ein weiterer Interviewpartner verdeutlicht die momentane Lage im Zusammenhang des 

EKFG, in der nur durch ein Angebot des Bundes eine Länderbeteiligung möglich ist. Hier 

wird (vor allem) ein Beirat als durchführbare Option angesehen, der zusammen mit dem 

Bund den jährlichen Wirtschaftsplan des EKF erstellen sollte. Der Befragte betont hier, 

dass der Erfahrungsaustausch in diesem Gremium im Mittelpunkt stehen sollte. Eine 

gemeinsame Verwaltung durch Bund und Länder sowie eine Quotenlösung wird auf-
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grund der momentanen Gesetzeslage als unrealistisch gewertet. Eine Quotenregelung 

wäre im Zusammenhang mit Anpassungsmaßnahmen möglich. Hier könnten auch im 

Rahmen eines Fonds den Ländern Gelder zur Verfügung gestellt werden, allerdings 

würde hier eine Verteilung nach Vulnerabilitätskriterien vorzugsweise befürwortet wer-

den. 

Einer der Befragten verdeutlicht bei der Frage der Länderbeteiligung im Energie- und 

Klimafonds, dass die Länder hier keine Rechtsansprüche haben und damit keine formale 

Beteiligung möglich ist. Der Gesprächspartner betont hier, dass es einer politischen Klä-

rung bedarf und somit die verschiedenen Optionen der Länderbeteiligung vom Ausgang 

dieser politischen Diskussion abhängig sind. Eine Beiratslösung wird von diesem Be-

fragten als eher nicht sinnvoll eingeschätzt, da die Belange einzelner Bundesländer mit 

einer solchen Struktur eventuell nicht berücksichtigt werden können. Gerade vom Emis-

sionshandel stark betroffene Länder wären durch eine Gleichverteilung der Sitze für je-

des Bundeland unterrepräsentiert. Eine Quotenregelung könnte nur unter einer Orientie-

rung der Quoten an den Emissionen als positiv eingestuft werden. Die gemeinsame 

Verwaltung durch Bund und Länder wird als kritisch angesehen, da die Konsensbildung 

als äußerst schwierig eingestuft wird. Am sinnvollsten aus Sicht dieses Bundesland er-

scheint dem Interviewpartner die Öffnung der Projekte im Energie- und Klimafonds da-

hingehend, dass die Länder an diesen Erlösen beteiligt werden.  

Insgesamt ist damit zumindest von drei der Interviewpartner eine Beiratslösung erstrebens-

wert. Nach deren Einschätzung ist unter dem EKFG noch am ehesten ein Angebot für die 

Länderbeteiligung in einem solchen Gremium durch den Bund möglich. Allerdings trifft von 

einem der Gesprächspartner eine Beiratslösung auf Ablehnung.  

8.2.3.6  Einschätzung welche Art der Länderbeteiligung am besten/schlechtesten für 

Verwendung in verschiedenen Bereichen 

Abschließend sollten noch die einzelnen Möglichkeiten der Mittelverwendung mit den 

Arten der Länderbeteiligung im Energie- und Klimafonds zusammengeführt werden. Da-

bei wurden die Gesprächspartner gefragt, wie sie die einzelnen Mittelverwendungsopti-

onen (Anpassung an den Klimawandel, Vermeidung von Emissionen, Zuführung an pri-

vate Haushalte, Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen, Zuführung an 

stromintensive Unternehmen, Verwendung im Bundeshaushalt) am besten bzw. am 

schlechtesten mit welcher Art der Länderbeteiligung verwirklichen könnten. Allerdings ist 

hier anzumerken, dass durch die festgeschriebene Mittelverwendung im EKFG einige 
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der vorher genannten Optionen nicht in Frage kommen und somit die Fragestellung eher 

hypothetischer Natur ist.  

Deshalb hebt beispielsweise einer der Befragten nochmals hervor, dass die Rechtslage 

mit dem EKFG die Verwendungsmöglichkeiten der Einnahmen aus dem EU-ETS fest-

schreibt und dadurch eine Diskussion anderer Möglichkeiten derzeit nicht zielführend 

sei. Eine Länderbeteiligung in Form eines Beirates, in dem Erfahrungen ausgetauscht 

werden, sei damit eine anzustrebende Lösung aus Sicht der Länder.  

Zwei andere Interviewpartner geben nochmals ihre Einschätzungen zur Anpassung und 

Vermeidung ab. Für die Anpassung an den Klimawandel sprechen sie nochmals die re-

gionalspezifischen Besonderheiten an. Von einem Gesprächspartner kommt ein konkre-

ter Vorschlag das Thema Anpassung als Gemeinschaftsaufgabe Klimaanpassung zu 

schaffen, die eine Ko-finanzierung darstellt, d.h. ein Teil der Ausgaben wird von den 

Ländern selbst getragen. Bei der Vermeidung von Treibhausgasen wird zwar allgemein 

nochmals die Zuständigkeit des Bundes betont, allerdings wird von zwei der Inter-

viewpartnern angesprochen, dass kommunale Programme in diesem Zusammenhang 

auch möglich seien und durchgeführt werden sollten. Diese sind als Ergänzung zu den 

Programmen des Bundes zu sehen und sollten auch bundeslandspezifisch ausgestaltet 

werden.  

Ein anderer Gesprächspartner hebt hier nochmals hervor, dass eine formale Beteiligung 

im Energie- und Klimafonds nicht möglich ist und hier aber eine Beteiligung auf politi-

scher Ebene angestrebt werden sollte. Die sollte nach Ansicht dieses Befragten durch 

die Öffnung des EKF für Projekte in den Ländern erfolgen. Dabei sollten die Projekte 

vorher definiert werden und so zielgerichtet sein, dass sie in den Bundesländern greifen. 

8.2.4 ZUSAMMENFASSUNG DER HAUPTAUSSAGEN IN DEN INTERVIEWS 

Die Hauptergebnisse der Experteninterviews werden anhand der befragten Themenbe-

reiche zusammengefasst und für die Einschätzung bezüglich der Optionen der Mittel-

verwendung in Tabelle 24 schematisch dargestellt. 

Quantitative Abschätzungen in Bezug auf die durch die Versteigerung von Emissionszer-

tifikaten erzielten Erlöse ab 2013 liegen nur vereinzelt vor. Allerdings gehen die Inter-

viewpartner von Steuermindereinnahmen aus und betonen zugleich die Unsicherheit der 

Preisentwicklung für EUAs. Die qualitativen Einschätzungen der Gesprächspartner sind 

aufgrund der heterogenen, länderspezifischen Wirtschaftsstruktur auf Industrieebene 

verschieden. Bei den privaten Haushalten wird mit zusätzlichen Belastungen aufgrund 
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von weiteren Energiepreissteigerungen gerechnet. Insgesamt gehen alle Inter-

viewpartner von negativen Effekten durch die Versteigerung in ihrem Bundesland aus. 

Fachliche Diskussionen wurden vorwiegend mit länderspezifischen Schwerpunkten in 

den befragten Ministerien geführt. Dies unterstreicht die Bedeutung des Themas für die 

einzelnen Bundesländer. Bei den Kriterien zur Bewertung der Mittelverwendung werden 

im Wesentlichen drei Punkte hervorgehoben: die Bindung an die derzeitige Gesetzesla-

ge, die Verteilungswirkung im Zusammenhang mit Anpassung und der Vergabe von 

Geldern nach Betroffenheit durch den Klimawandel sowie die ökonomische Effizienz bei 

der Beurteilung von Vermeidungsmaßnahmen. Es wird deutlich, dass sich die Bewer-

tung für Anpassungsmaßnahmen von der Bewertung von Vermeidungsmaßnahmen un-

terscheidet. Vor dem Hintergrund des derzeitigen gesetzlichen Rahmens wird das EKFG 

angesprochen und die darauf basierende Einrichtung des EKF als gesetzt angesehen, 

so dass in diesem Zusammenhang vor allem ein Mitspracherecht der Bundesländer er-

strebenswert ist. Eine Länderbeteiligung in Form eines Beirates wird somit vorwiegend 

positiv bewertet. Die verschiedenen Möglichkeiten der Mittelverwendung werden zum 

Teil sehr unterschiedlich eingeschätzt. Tabelle 24 gibt einen zusammenfassenden Über-

blick der Beurteilung durch die Interviewpartner. Dabei erfolgt eine Abstufung:  
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+ wird von allen Interviewpartnern positiv beurteilt 

(+) wird von einzelnen Interviewpartnern positiv beurteilt 

+/- wird von den Interviewpartnern unterschiedlich beurteilt 

- wird von allen Interviewpartnern negativ beurteilt 

 

Tabelle 24: Einschätzung verschiedener Möglichkeiten der Mittelverwendung 

Beurteilung Option der Mittelverwendung 

+ Verwendung im Bereich der Anpassung an den Klimawandel 

+ Verwendung für Vermeidungsmaßnahmen, aber als Aufgabe des Bundes 

+/- Zuführung an private Haushalte  

(Betonung der Zweckbindung: Emissionsvermeidung sowie Steigerung 
der Energieeffizienz) 

+/- Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen 

(Betonung der Zweckbindung: Emissionsvermeidung) 

(+) Zuführung an stromintensive Unternehmen 

- Verbleib im Bundeshaushalt 

Quelle: eigene Übersicht aus den Experteninterviews 

Bei drei der Möglichkeiten erkennt man eine Übereinstimmung der Einschätzungen der 

Befragten. Zum einen ist es die negative Bewertung zum Verbleib der Einnahmen im 

Bundeshaushalt, zum anderen die positive Beurteilung zur Verwendung für Anpassungs- 

bzw. Vermeidungsmaßnahmen. Allerdings ist anzumerken, dass die Befragten beim 

Thema Vermeidung die Zuständigkeit auf der Ebene des Bundes ansiedeln, wohingegen 

im Bereich der Anpassung die Verantwortung der Länder und deren Betroffenheit durch 

die Folgen des Klimawandels hervorgehoben werden. 
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9 HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN 

9.1 OPTIONEN DER MITTELVERWENDUNG AUßERHALB DES ENERGIE- UND KLI-

MAFONDS 

Tabelle 21 zeigt die Bewertung der Mittelverwendungsoptionen nach den Kriterien von Ab-

schnitt 6.1. Daraus wird deutlich, dass es keine Option gibt, die alle Kriterien besser erfüllt 

als andere Möglichkeiten der Mittelverwendung. Die endgültige Entscheidung für oder gegen 

eine der Mittelverwendungsoptionen wird schlussendlich von der Gewichtung der verschie-

denen Kriterien bestimmt. 

9.1.1 ÖKONOMISCHE EFFIZIENZ 

Das Kriterium der ökonomischen Effizienz kann bei allen Arten der Mittelverwendung gleich-

ermaßen erfüllt werden, wobei anzumerken ist, dass eine Zuführung an emissionshandels-

pflichtige Unternehmen sich aufgrund einer Nichtberücksichtigung von Externalitäten auch 

negativ auswirken kann. Das Kriterium wird allerdings nur unter Maßgabe bestimmter Vo-

raussetzungen beachtet. Das bedeutet, dass die Beurteilung sehr stark von der konkreten 

Ausgestaltung der jeweiligen Mittelverwendung abhängt. Damit kann hier, ohne die tatsächli-

che Ausgestaltung zu kennen, keine Option eindeutig priorisiert werden.  

9.1.2 ÖKOLOGISCHE ANREIZWIRKUNG 

Steht das Kriterium der ökologischen Anreizwirkung im Vordergrund, bietet sich die Mittel-

verwendung für Klimaschutz (Emissionsminderungsmaßnahmen) an. Hierbei sollte allerdings 

beachtet werden, dass die konkrete Ausgestaltung die Wirkung anderer Klimapolitikinstru-

mente nicht konterkariert. Als gutes Beispiel können Informationskampagnen über Wärme-

energie-Einsparpotenziale bei Immobilien dienen.  

Für den Verbleib im Bundeshaushalt sowie der Zuführung an private Haushalte und an 

emissionshandelspflichtige Unternehmen kann von keiner positiven Wirkung ausgegangen 

werden oder es sind sogar negative Wirkungen möglich. Für die Verwendung im Bereich 

Anpassung kann keine eindeutige Tendenz für dieses Kriterium festgestellt werden ohne die 

konkreten Maßnahmen zu kennen. Positive Tendenzen können für einen Pensionsfonds 

nach norwegischem Vorbild erwartet werden. Wird eine hohe ökologische Anreizwirkung der 

Mittelverwendung angestrebt, sollten dementsprechend die Versteigerungserlöse für Emissi-

onsminderungsmaßnahmen verwendet werden. 
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9.1.3 VERTEILUNGSWIRKUNG 

Die Beurteilung der einzelnen Mittelverwendungsoptionen nach ihrer Verteilungswirkung ist 

ohne Kenntnis der konkreten Ausgestaltung nur schwer möglich. Deshalb kann nur für den 

Verbleib im Bundeshaushalt oder die Zuführung an private Haushalte eine klare positive 

Tendenz festgestellt werden und folglich wird aus verteilungspolitischer Sicht eine dieser 

beiden Verwendungsmöglichkeiten empfohlen. Bei den anderen Optionen können sowohl 

negative als auch positive Verteilungswirkungen auftreten. 

9.1.4 INNOVATIONSWIRKUNG 

Bei einer hohen Gewichtung des Kriteriums „Innovationswirkung“ ist eine Einspeisung der 

Mittel in einen Pensionsfonds zu bevorzugen. Bei einer ähnlichen Ausgestaltung wie beim 

norwegischen Pensionsfonds sind Innovationsimpulse in der Gegenwart und auch in der 

Zukunft zu erwarten. Ein solcher Fonds wäre thematisch nicht auf Klimawandel begrenzt, 

sondern könnte in diverse Zukunftstechnologien investieren, die einen hohen gesellschaftli-

chen Nutzen versprechen. Bei Anpassung, Vermeidung und der Zuführung an emissions-

handelspflichtige Unternehmen sind positive Auswirkungen unter bestimmten Voraussetzun-

gen zu erwarten. Der Verbleib im Bundeshaushalt kann sowohl negative als auch positive 

Innovationswirkungen mit sich bringen. Bei der Zuführung an private Haushalte sind unmit-

telbar keine Innovationswirkungen zu erwarten. Steht die Innovationswirkung im Vordergrund 

sollte folglich die Verwendung in einem Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild erfolgen. 

9.1.5 JURISTISCHE DURCHFÜHRBARKEIT 

Das Kriterium der juristischen Durchführbarkeit beruht auf der Grundlage der gegenwärtigen 

Rechtslage. Da es sich bei Anpassung vor allem um eine Aufgabe der Bundesländer han-

delt, kann bei der gegenwärtigen Rechtslage die direkte Finanzierung von Anpassungsmaß-

nahmen auf Bundeslandebene als problematisch eingeschätzt werden. Alle anderen Mittel-

verwendungsoptionen sind aus juristischer Sicht möglich, unter der Prämisse, dass es sich 

hier um vom Bund initiierte Aufgaben handelt.  

9.1.6 ZUSAMMENFASSENDE HANDLUNGSEMPFEHLUNG DER MITTELVERWENDUNG AUßER-

HALB DES ENERGIE- UND KLIMAFONDS 

Bisher wurden Empfehlungen bei einer Schwerpunktsetzung auf einzelne Kriterien abgege-

ben, da die endgültige Entscheidung des Mitteleinsatzes davon abhängt, wie die einzelnen 

Kriterien gewichtet werden. Würde man alle Kriterien gleich gewichten, so sind der Pensions-
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fonds, Vermeidungsmaßnahmen und Anpassung die vorzuziehenden Optionen der Mittel-

verwendung.71  

Ein Pensionsfonds nach norwegischem Vorbild würde die zukunftsorientierte Ausrichtung 

und die Mehrung des Wohlstands zukünftiger Generationen betonen und tangiert damit As-

pekte der intergenerationellen Gerechtigkeit. Daher ist es empfehlenswert, den Fonds mit 

dem Energiekonzept 2050 zu harmonisieren – wie es auch beim Energie- und Klimafonds 

der Fall ist. Der Pensionsfonds könnte in diesem Rahmen zum einen die dafür notwendigen 

finanziellen Mittel, beispielsweise in Form von Venture Capital für die Erforschung neuer 

Technologien, bereitstellen und gleichzeitig Erträge für zukünftige Generationen thesaurie-

ren. Die Schaffung eines Pensionsfonds auf Ebene des Bundes könnte analog dem EKF 

ohne Verfassungsänderung vorgenommen werden. Eine Ausgestaltung der Länderbeteili-

gung in einem Pensionsfonds, beispielsweise in Form eines Beirats, bedarf einer gesetzli-

chen Neuregelung und hängt daher von einer Entscheidung des Bundes ab (wie auch beim 

EKF). Ein Beirat in einem möglichen Pensionsfonds sollte aufgrund der zu entscheidenden 

Investitionen vor allem mit Fachpersonal aus dem Finanzwesen und zur Wahrung bestimm-

ter Investitionskriterien mit einem Ethikrat bevorzugt besetzt werden. Es bleibt jedoch offen, 

inwieweit sich ein Pensionsfonds von der Ausrichtung des bereits gesetzlich implementierten 

Energie- und Klimafonds sinnvoll abgrenzen und damit legitimieren lässt. 

Die Emissionsvermeidung ist neben der Steigerung von Energieeffizienz bereits im Sonder-

vermögen des Energie- und Klimafonds berücksichtigt, allerdings werden dort nationale An-

passungsmaßnahmen außen vor gelassen. Insofern würde sich vor diesem Hintergrund die 

Verwendung der Mittel zur Finanzierung von Anpassungsmaßnahmen begründen lassen. 

Dies lässt sich auch aus der EU-Richtlinie sowie im EU-Weißbuch zur Anpassung, in denen 

die Verwendung der Versteigerungserlöse für Anpassungsmaßnahmen angesprochen wird, 

ableiten. Allerdings ist die direkte Finanzierung der Länder aus dem Bundeshaushalt, in den 

derzeit alle Versteigerungserlöse fließen, juristisch nicht möglich. Die unmittelbare Beteili-

gung der Länder an den Versteigerungserlösen wäre verfassungsrechtlich möglich, bedürfte 

aber einen Beschluss des Bundesgesetzgebers. Dann könnten die Länder im Rahmen ihrer 

Gesetzgebungskompetenzen sowohl Vermeidungs- als auch Anpassungsmaßnahmen direkt 

aus Mitteln der Emissionsrechteversteigerung verwirklichen – sowohl auf Landes- als auch 

auf kommunaler Ebene. Eine weitere Möglichkeit Anpassungsmaßnahmen zu finanzieren, 

wäre die Schaffung einer Gemeinschaftsaufgabe Anpassung. Die vorwiegende Länderzu-

                                                 
71 Bei der Bewertung der Verwendungsoption Anpassung wurde allerdings die juristische Durchführ-
barkeit nicht berücksichtigt. Dies lässt sich begründen, wenn man von einer möglichen Änderung des 
Rechtsrahmens ausgeht. 
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ständigkeit im Bereich der Anpassung kann durch die lokal eintretenden Klimaschäden, aber 

auch die lokal wirkenden Maßnahmen begründet werden. Darüber hinaus wäre eine Ge-

meinschaftsaufgabe auch damit zu begründen, dass es sich um öffentliche Aufgaben zum 

Erhalt und der Verbesserung der Lebensverhältnisse der Gemeinschaft durch die Begren-

zung von Klimaschäden handelt sowie Spill-Over-Effekte von Anpassungsmaßnahmen in 

vielen Bereichen auftreten können. Da den Ländern nach der derzeitigen Gesetzeslage kei-

ne zusätzlichen Finanzmittel für Anpassung aus den Versteigerungserlösen zustehen, die 

Anpassungskosten aber anfallen werden, besteht in der Tendenz eine finanzielle Mehrbelas-

tung der Länder. Dass diese zu einer regelmäßigen Überschreitung der Finanzkraft der Län-

der führt ist grundsätzlich möglich, jedoch nicht Gegenstand dieses Berichts. Probleme bei 

der Bildung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe sind vor allem in Abgrenzungsproblemen 

von Anpassungsmaßnahmen zu anderen Maßnahmen, der Betroffenheit diverser Wirt-

schaftssektoren sowie der schlechten Messbarkeit und Vergleichbarkeit der Vulnerabilität der 

einzelnen Bundesländer zu sehen. Zudem sind wichtige Anpassungsbereiche thematisch 

bereits in der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-

zes“ (GAK) enthalten. Eine mögliche Strategie, Anpassung an den Klimawandel zu fördern, 

wäre daher, die zur Verfügung stehenden GAK-Mittel zu erhöhen. Dies würde dem Politikan-

satz des „Adaptation-Mainstreaming“ entsprechen, nach dem Anpassung nicht als eigenes 

Politikfeld, sondern als Teil aller für Anpassung relevanten Politikinstrumente behandelt wird. 

Grundsätzlich ist also eine Aufstockung der GAK-Fördermittel auf Grund der erwarteten 

Mehraufwendungen bei Landwirtschaft und Hochwasserschutz möglich und zu empfehlen. 

Alternativ wäre grundsätzlich auch die Einführung einer neuen Gemeinschaftsaufgabe „An-

passung an den Klimawandel“ möglich. Diese würde die anpassungsrelevanten Aufgaben 

und Maßnahmen aus der bestehenden GAK ausgliedern und zusätzlich in anderen anpas-

sungsrelevanten Politikfeldern aktiv werden können. In diesem Fall müsste die Politik aller-

dings ein Verteilungsmuster aufgrund von vagen und unsicheren Kriterien definieren, sowie 

die Abgrenzung zu bestehenden Aufgaben klar und eindeutig regeln. 

9.2 AUSGESTALTUNG DER LÄNDERBETEILIGUNG IM ENERGIE- UND KLIMA-

FONDS 

Welche grundsätzlichen Möglichkeiten für eine Länderbeteiligung existieren, wurde in 

Abschnitt 7.3 behandelt. Da sowohl die gemeinsame Verwaltung als auch die Länder-

quoten bei derzeitig geltendem Recht nicht juristisch durchführbar sind, werden hier nur 

die beiden Optionen Verwaltung durch den Bund und Beirat näher betrachtet. 
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9.2.1 JURISTISCHE DURCHFÜHRBARKEIT 

Die beiden Optionen – Verwaltung durch den Bund und Beirat – sind nach dem juristischen 

Kriterium beide gleichermaßen positiv zu bewerten. Allerdings stellt die Verwaltung durch 

den Bund die derzeitige Situation dar. Eine Beteiligung der Länder im Energie- und Klima-

fonds in Form eines Beirates als beratendes Gremium mit Bundes- und Landesvertretern 

bedürfte einer gesetzlichen Neuregelung und hängt daher von einer Entscheidung des Bun-

des ab. Bei der Implementierung eines solchen Beirates wäre dann auch zu klären, wie sich 

die Sitze auf die einzelnen Bundesländer und den Bund verteilen.  

9.2.2 KONTINUITÄT UND TRANSPARENZ DER FÖRDERPOLITIK 

Grundsätzlich werden durch die Art der Länderbeteiligung die beiden Kriterien Kontinuität 

und Transparenz der Förderpolitik nicht beeinflusst. Andere verfahrenstechnische Regelun-

gen wie eine öffentliche Dokumentation sind hier ausschlaggebend. Deshalb kann auf Basis 

dieser beiden Kriterien keine Präferenz für eine der möglichen Länderbeteiligung angegeben 

werden.  

9.2.3 EFFIZIENZ DES ENTSCHEIDUNGSPROZESSES 

Nach dem Kriterium Effizienz des Entscheidungsprozesses ist die alleinige Verwaltung durch 

den Bund die beste Möglichkeit. Allerdings ist zu erwarten, dass eine Länderbeteiligung in 

Form eines Beirats dieses Kriterium nicht entscheidend beeinflusst. 

9.2.4 VERNETZUNG UND ERFAHRUNGSAUSTAUSCH 

Vor dem Hintergrund des Kriteriums der Vernetzung kann die Implementierung eines Beirats 

empfohlen werden. Dies würde ein Erfahrungsaustausch sowohl zwischen den Ländern als 

auch zwischen Bund und Ländern ermöglichen. Ohne eine Länderbeteiligung bei einer allei-

nigen Verwaltung durch den Bund findet keine Vernetzung und kein Erfahrungsaustausch 

statt, was eindeutig negativ zu bewerten ist.  

9.2.5 GERECHTIGKEITSASPEKTE ZWISCHEN DEN LÄNDERN 

Mit dem Kriterium der Gerechtigkeit soll ausschließlich nur die allgemeine Berücksichtigung 

jedes Bundeslandes betrachtet werden. Es wird hier keine Aussage darüber getroffen wie 

dieser Einbezug der Länder ausgestaltet und welche Gerechtigkeitsaspekte angewandt wer-

den sollen.  

Die alleinige Verwaltung durch den Bund schneidet bei Betrachtung des Kriteriums am 

schlechtesten ab. Gerechtigkeitsaspekte könnten durch einen Beirat vergleichsweise besser 
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berücksichtigt werden. Dies hängt allerdings von der Ausgestaltung des Beirats ab und wel-

ches Gerechtigkeitsverständnis zu Grunde gelegt wird. Durch einen Beirat könnten aber 

auch allgemein Verteilungsaspekte zur Sprache gebracht werden, die dann der Bund in sein 

Entscheidungskalkül einbeziehen kann. Allerdings ist hier anzumerken, dass die anderen 

(derzeit juristisch nicht durchführbaren) Arten der Länderbeteiligung (Gemeinsame Verwal-

tung oder Länderquoten) dieses Kriterium besser erfüllen würden. Zusammenfassend kann 

die Einrichtung eines Beirats empfohlen werden. 

9.2.6 GESAMTWIRTSCHAFTLICHE EFFIZIENZ 

Steht die gesamtwirtschaftliche Effizienz im Vordergrund, ist der Beirat der Verwaltung durch 

den Bund vorzuziehen. Diese positivere Bewertung für den Beirat geschieht unter der Maß-

gabe eines lediglich beratenden Gremiums, das über keine Entscheidungsmacht verfügt, 

aber gleichzeitig Erfahrungen und Wissen in die Diskussion einbringt und damit eine bessere 

Grundlage für die Entscheidungsfindung des Bundes schafft. Die Verwaltung durch den 

Bund ist zwar insgesamt auch positiv zu bewerten, aber dennoch ist der Beirat nach dem 

Kriterium der gesamtwirtschaftlichen Effizienz den anderen Beteiligungsoptionen vorzuzie-

hen.  

9.2.7 UNABHÄNGIGKEIT 

Nach dem Kriterium der Unabhängigkeit sind die Verwaltung durch den Bund sowie der Bei-

rat aus Bund und Ländern gleich zu bewerten. Damit kann hier keinem der juristisch durch-

führbaren Optionen der Länderbeteiligung ein Vorrang eingeräumt werden.  

9.2.8 ZUSAMMENFASSENDE HANDLUNGSEMPFEHLUNGEN DER AUSGESTALTUNG DER LÄN-

DERBETEILIGUNG IM ENERGIE- UND KLIMAFONDS 

Bei der Beschränkung auf die juristisch durchführbare Möglichkeit einer Länderbeteiligung im 

Energie- und Klimafonds in Form eines Beirats kann dieser auch bei Gleichgewichtung aller 

genannten Kriterien der derzeitig geltenden Verwaltung durch den Bund vorgezogen werden. 

Ausschlaggebend hierfür sind die bessere Berücksichtigung von Gerechtigkeitsaspekten, die 

bessere Vernetzung und die Förderung der gesamtwirtschaftlichen Effizienz bei der Vergabe 

der Gelder innerhalb des Fonds. Damit ist die Bildung eines Beirates aus Bundes- und Lan-

desvertretern grundsätzlich empfehlenswert, auch wenn es noch der Ausgestaltung einer 

Sitzverteilung Bedarf. Allerdings hängt die Schaffung eines solchen beratenden Gremiums 

vom Angebot des Bundes ab, die Länder in einer solchen Form einzubeziehen.  
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Darüber hinaus ist zusätzlich zum Energie- und Klimafonds, wie in Abschnitt 9.1.6 zusam-

mengefasst, die Schaffung eines Pensionsfonds denkbar, um eine Thesaurierung der Erträ-

ge für zukünftige Generationen vorzunehmen. Die Gründung eines Pensionsfonds könnte 

durch den Bund erfolgen, aber auch hier hängt die Länderbeteiligung vom Willen des Bun-

des ab. Dabei gilt es jedoch zu hinterfragen, ob sich ein Pensionsfonds, trotz seiner spezifi-

schen Charakteristika, von der Ausrichtung des bereits gesetzlich implementierten Energie- 

und Klimafonds sinnvoll abgrenzen und damit legitimieren lässt. 
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APPENDIX 

A.1 Anteile der zu ersteigernden EUAs 

Tabelle 25: Für die Abschätzung verwendete Anteile zu ersteigernder EUAs  

NACE Sektor Versteigerungsanteil 
  2013 2020 
 Luftfahrt 15% 15%
1010 Steinkohlenbergbau 

und -brikettherstellung 
45% 85%

1020 Braunkohlenbergbau und -ver-
edlung 

45% 85%

1110 Ackerbau 45% 85%
1120 Gartenbau 45% 85%
1412 Garten- und Landschaftsbau 45% 85%
1420 Erbringung von landwirtschaftli-

chen Dienstleistungen für die 
Tierhaltung 

45% 85%

1422 Gewinnung von Ton und Kaolin 45% 85%
1430 Gewinnung von Mineralien für 

die Herstellung von chemi-
schen Erzeugnissen 

45% 85%

1440 Gewinnung von Salz 45% 85%
1513 Fleischverarbeitung 45% 85%
1531 Kartoffelverarbeitung 45% 85%
1532 Herstellung von Frucht- und 

Gemüsesäften 
45% 85%

1533 Obst- und Gemüseverarbei-
tung, anderweitig nicht genannt 

45% 85%

1541 Herstellung von rohen Ölen und 
Fetten 

45% 85%

1542 Herstellung von raffinierten 
Ölen und Fetten 

45% 85%

1543 Herstellung von Margarine u.ä. 
Nahrungsfetten 

45% 85%

1550 Milchverarbeitung; Herstellung 
von Speiseeis 

45% 85%

1551 Milchverarbeitung 45% 85%
1562 Herstellung von Stärke und 

Stärkeerzeugnissen 
45% 85%

1571 Herstellung von Futtermitteln 
für Nutztiere 

45% 85%

1572 Herstellung von Futtermitteln 
für sonstige Tiere 

45% 85%

1581 Herstellung von Backwaren 
(ohne Dauerbackwaren) 

45% 85%

1583 Herstellung von Zucker 45% 85%
1584 Herstellung von Süßwaren (oh-

ne Dauerbackwaren) 
45% 85%

1586 Verarbeitung von Kaffee und 
Tee, Herstellung von Kaffee-
Ersatz 

45% 85%



155 

 

1588 Herstellung von homogenisier-
ten und diätetischen Nah-
rungsmitteln 

45% 85%

1589 Herstellung von sonstigen Nah-
rungsmitteln (ohne Getränke) 

45% 85%

1590 Herstellung von Getränken  45% 85%
1592 Herstellung von Alkohol 45% 85%
1596 Herstellung von Bier 45% 85%
1598 Gewinnung natürlicher Mine-

ralwässer, Herstellung von Er-
frischungsgetränken 

45% 85%

1600 Tabakverarbeitung 45% 85%
1700 Textilgewerbe 45% 85%
1730 Textilveredlung 45% 85%
1751 Herstellung von Teppichen 45% 85%
2010 Forstwirtschaft (ohne Erbrin-

ung von forstwirtschaftlichen 
Dienstleistungen) 

45% 85%

2020 Erbringung von forstwirtschaft-
lichen Dienstleistungen 

45% 85%

2110 Herstellung von Holz- und Zell-
stoff, Papier, Karton und Pappe 

45% 85%

2111 Herstellung von Holz- und Zell-
stoff 

100% 100%

2112 Herstellung von Papier und 
Pappe 

45% 85%

2121 Herstellung von Wellpapier und 
-pappe sowie von Verpa-
ckungsmitteln aus Papier, Kar-
ton und Pappe 

45% 85%

2122 Herstellung von Haushalts-, 
Hygiene- und Toilettenartikeln 
aus Zellstoff, Papier und Pappe 

45% 85%

2124 Herstellung von Tapeten 45% 85%
2125 Herstellung von sonstigen Wa-

ren aus Papier, Karton und 
Pappe 

45% 85%

2213 Verlegen von Zeitschriften 45% 85%
2215 Sonstiges Verlagsgewerbe 45% 85%
2221 Drucken von Zeitungen 45% 85%
2222 Drucken anderer Druckerzeug-

nisse 
45% 85%

2310 Kokereierzeugnisse 45% 85%
2320 Mineralölverarbeitung 14% 14%
2400 Herstellung von chemischen 

Erzeugnissen 
45% 85%

2410 Herstellung von chemischen 
Grundstoffen 

45% 85%

2412 
 

Herstellung von Farbstoffen 
und Pigmenten 

45% 85%
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2413 Herstellung von sonstigen inor-
ganischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

45% 85%

2414 Herstellung von sonstigen or-
ganischen Grundstoffen und 
Chemikalien 

38% 38%

2415 Herstellung von Düngemitteln 
und Stickstoffverbindungen 

26% 26%

2416 Herstellung von Kunststoffen in 
Primärformen 

38% 38%

2420 Herstellung von Schädlingsbe-
kämpfungs-, Pflanzenschutz- 
und Desinfektionsmitteln 

45% 85%

2430 Herstellung von Anstrichmitteln, 
Druckfarben und Kitten 

45% 85%

2441 
 

Herstellung von pharmazeuti-
schen Grundstoffen 

45% 85%

2442 Herstellung von pharmazeuti-
schen Spezialitäten und sonsti-
gen pharmazeutischen Erzeug-
nissen 

45% 85%

2451 
 

Herstellung von Seifen, Wasch-
, Reinigungs- und Poliermitteln 

45% 85%

2452 Herstellung von Duftstoffen und 
Körperpflegemitteln 

45% 85%

2460 Herstellung von sonstigen 
chemischen Erzeugnissen 

45% 85%

2462 Herstellung von Klebstoffen 
und Gelatine 

45% 85%

2466 Herstellung von sonstigen 
chemischen Erzeugnissen, 
anderweitig nicht genannt 

45% 85%

2470 Herstellung von Chemiefasern 45% 85%
2511 Herstellung von Bereifungen 45% 85%
2513 Herstellung von sonstigen 

Gummiwaren 
45% 85%

2521 Herstellung von Platten, Folien, 
Schläuchen und Profilen aus 
Kunststoffen 

45% 85%

2522 Herstellung von Verpackungs-
mitteln aus Kunststoffen 

45% 85%

2524 Herstellung von sonstigen 
Kunststoffwaren 

45% 85%

2610 Herstellung von Glas und 
Glaswaren 

45% 85%

2611 Herstellung von Flachglas 10% 10%
2613 Herstellung von Hohlglas 52% 52%
2614 Herstellung von Glasfasern und 

Waren daraus 
45% 85%

2615 Herstellung, Veredlung und 
Bearbeitung von sonstigem 
Glas einschließlich technischen 
Glaswaren 

45% 85%
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2620 
 

Herstellung von keramischen 
Erzeugnissen (ohne Herstel-
lung von Ziegeln und Baukera-
mik 

45% 85%

2621 Herstellung von keramischen 
Haushaltswaren und Zierge-
genständen 

45% 85%

2624 Herstellung von keramischen 
Erzeugnissen für sonstige 
technische Zwecke 

45% 85%

2626 Herstellung von feuerfesten 
keramischen Werkstoffen und 
Waren 

45% 85%

2630 Herstellung von keramischen 
Wand- und Bodenfliesen und -
platten 

30% 30%

2640 Herstellung von Ziegeln und 
sonstiger Baukeramik 

45% 85%

2650 Herstellung von Zement, Kalk 
und gebranntem Gips 

45% 85%

2651 Herstellung von Zement 8% 8%
2652 Herstellung von Kalk 8% 8%
2661 Herstellung von Erzeugnissen 

aus Beton, Zement und aus 
Kalksandstein für den Bau 

45% 85%

2665 Herstellung von Faserzement-
waren 

55% 85%

2681 Herstellung von Mühl-, Mahl-, 
Schleif-, Wetz- und Polierstei-
nen sowie Schleifstoffen 

45% 85%

2682 Herstellung von sonstigen Er-
zeugnissen aus nicht metalli-
schen Mineralien, anderweitig 
nicht genannt 

45% 85%

2700 Metallerzeugung und -bearbei-
tung 

45% 85%

2710 Erzeugung von Roheisen, Stahl 
und Ferrolegierungen 

9% 9%

2722 Herstellung von Stahlrohren, 
Rohrform-, Rohrverschluss- 
und Rohrverbindungsstücken 
aus Stahl 

45% 85%

2731 Herstellung von Metallrohren 45% 85%
2742 Erzeugung und erste Bearbei-

tung von Aluminium 
20% 20%

2744 Erzeugung und erste Bearbei-
tung von Kupfer 

45% 85%

2745 Erzeugung und erste Bearbei-
tung von sonstigen NE-Metal-
len 

45% 85%

2750 Gießereien 45% 85%
2810 Stahl- und Leichtmetallbau 45% 85%
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2811 Herstellung von Metallkon-
struktionen 

45% 85%

2840 
 

Herstellung von Schmiede-, 
Press-, Zieh- und Stanzteilen, 
gewalzten Ringen und pulver-
metallurgischen Erzeugnissen 

45% 85%

2850 Oberflächenveredlung und 
Wärmebehandlung; Mechanik, 
anderweitig nicht genannt 

45% 85%

2852 Mechanik, anderweitig nicht 
genannt 

45% 85%

2875 Herstellung von anderen Met-
allerzeugnissen 

45% 85%

2914 Herstellung von Lagern, Ge-
trieben, Zahnrädern und An-
triebselementen 

45% 85%

2923 Herstellung von kälte- und luft-
technischen Erzeugnissen, 
nicht für den Haushalt 

45% 85%

2932 Herstellung von sonstigen land- 
und forstwirtschaftlichen Ma-
schinen 

45% 85%

2951 Herstellung von Maschinen für 
die Metallerzeugung, von 
Walzwerkseinrichtungen und 
Gießmaschinen 

45% 85%

2952 Herstellung von Bergwerks-, 
Bau- und Baustoffmaschinen 

45% 85%

2956 Herstellung von Maschinen für 
bestimmte Wirtschaftszweige, 
anderweitig nicht genannt 

45% 85%

3002 Herstellung von Datenverar-
beitungsgeräten und -einrich-
tungen 

45% 85%

3110 Herstellung von Elektromoto-
ren, Generatoren und Trans-
formatoren 

45% 85%

3120 Herstellung von Elektrizitäts-
verteilungs- und -schalteinrich-
tungen 

45% 85%

3130 Herstellung von isolierten Elekt-
rokabeln, -leitungen und -
drähten 

45% 85%

3150 Herstellung von elektrischen 
Lampen und Leuchten 

45% 85%

3162 Herstellung von sonstigen 
elektrischen Ausrüstungen, 
anderweitig nicht genannt 

45% 85%

3210 Herstellung von elektronischen 
Bauelementen 

45% 85%

3300 Medizin-, Mess-, Steuer- und 
Regelungstechnik, Optik, Her-
stellung von Uhren 

45% 85%
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3310 Herstellung von medizinischen 
Geräten und orthopädischen 
Erzeugnissen 

45% 85%

3400 Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen 

45% 85%

3410 Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenmotoren 

45% 85%

3420 Herstellung von Karosserien, 
Aufbauten und Anhängern 

45% 85%

3430 Herstellung von Teilen und Zu-
behör für Kraftwagen und 
Kraftwagenmotoren 

45% 85%

3500 Sonstiger Fahrzeugbau 45% 85%
3520 Bahnindustrie 45% 85%
3530 Luft- und Raumfahrzeugbau 45% 85%

3550 Fahrzeugbau, anderweitig nicht 
genannt 

45% 85%

3663 Herstellung von Erzeugnissen, 
anderweitig nicht genannt 

45% 85%

3710 Recycling von metallischen 
Altmaterialien und Reststoffen 

45% 85%

4000 
 

Energieversorgung (Produktion 
und Vertrieb)  

65% 
 

90%

4011 Stromerzeugung 100% 100%
4030 Wärmeversorgung 45% 85%
6010 Eisenbahnverkehr 45% 85%
7032 Verwaltung von fremden 

Grundstücken, Gebäuden und 
Wohnungen 

45% 85%

7512 Öffentliche Verwaltung auf den 
Gebieten Gesundheitswesen, 
Bildung, Kultur und Sozialwe-
sen 

45% 85%

7522 Verteidigung 45% 85%
8030 Hochschulen und andere Bil-

dungseinrichtungen des Terti-
ärbereichs 

45% 85%

8500 Gesundheits-, Veterinär- und 
Sozialwesen 

45% 85%

8511 Krankenhäuser 45% 85%
8514 Gesundheitswesen, anderwei-

tig nicht genannt 
45% 85%

9000 Abwasser- und Abfallbeseiti-
gung und sonstige Entsorgung 

45% 85%

9002 Abfallbeseitigung 45% 85%
9131 Kirchliche und sonstige religi-

öse Vereinigungen 
45% 85%
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A.2 Abschätzungen der Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer zu unterschiedlichen Preisen für die Jahre 2013 und 2020 

 

Tabelle 26: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2013 bei einem Zertifikatepreis von 15 €/t CO2 

Bundes- 
land 

Körperschaftsteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt   
BB 31 Mio. € 3 Mio. € 42 Mio. € 45 Mio. € 76 Mio. € 9,90%
BE 6 Mio. € 10 Mio. € 0 € 10 Mio. € 16 Mio. € 2,08%
BW 13 Mio. € 4 Mio. € 20 Mio. € 23 Mio. € 37 Mio. € 4,79%
BY 10 Mio. e 3 Mio. € 16 Mio. € 19 Mio. € 29 Mio. € 3,76%
HB 3 Mio. € 2 Mio. € 11 Mio. € 13 Mio. € 16 Mio. € 2,03%
HE 5 Mio. € 1 Mio. € 8 Mio. € 10 Mio. € 15 Mio. € 1,91%
HH 2 Mio. € 4 Mio. € 0 € 4 Mio. € 6 Mio. € 0,72%
MV 2 Mio. € 0,2 Mio. € 3 Mio. € 3 Mio. € 5 Mio. € 0,65%
NI 28 Mio. € 8 Mio. € 41 Mio. € 49 Mio. € 77 Mio. € 9,98%

NW 123 Mio. € 34 Mio. € 220 Mio. € 254 Mio. € 377 Mio. € 48,96%
RP 4 Mio. € 1 Mio. € 7 Mio. € 8 Mio. € 13 Mio. € 1,64%
SH 5 Mio. € 1 Mio. € 6 Mio. € 7 Mio. € 11 Mio. € 1,48%
SL 7 Mio. € 2 Mio. € 11 Mio. € 13 Mio. € 21 Mio. € 2,69%
SN 14 Mio. € 1 Mio. € 27 Mio. € 28 Mio. € 43 Mio. € 5,54%
ST 10 Mio. € 1 Mio. € 15 Mio. € 16 Mio. € 26 Mio. € 3,37%
TH 2 Mio. € 0,1 Mio. € 2 Mio. € 2 Mio. € 4 Mio. € 0,51%

gesamt 265 Mio. € 76 Mio. € 429 Mio. € 505 Mio. € 770 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Tabelle 27: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2020 bei einem Zertifikatepreis von 15 €/t CO2 

Bundes- 
land 

Körperschaftsteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt   
BB 39 Mio. € 4 Mio. € 52 Mio. € 55 Mio. € 94 Mio. € 9,62%
BE 7 Mio. € 13 Mio. € 0 € 13 Mio. € 20 Mio. € 2,03%
BW 17 Mio. € 5 Mio. € 25 Mio. € 29 Mio. € 46 Mio. € 4,73%
BY 13 Mio. € 4 Mio. € 20 Mio. € 24 Mio. € 37 Mio. € 3,83%
HB 4 Mio. € 2 Mio. € 15 Mio. € 17 Mio. € 21 Mio. € 2,11%
HE 7 Mio. € 2 Mio. € 12 Mio. € 15 Mio. € 22 Mio. € 2,22%
HH 2 Mio. € 5 Mio. € 0 € 5 Mio. € 7 Mio. € 0,69%
MV 2 Mio. € 0,2 Mio. € 4 Mio. € 4 Mio. € 6 Mio. € 0,64%
NI 36 Mio. € 10 Mio. € 53 Mio. € 63 Mio. € 99 Mio. € 10,09%

NW 155 Mio. € 43 Mio. € 278 Mio. € 321 Mio. € 476 Mio. € 48,66%
RP 6 Mio. € 2 Mio. € 10 Mio. € 11 Mio. € 18 Mio. € 1,80%
SH 6 Mio. € 2 Mio. € 7 Mio. € 9 Mio. € 14 Mio. € 1,48%
SL 9 Mio. € 2 Mio. € 14 Mio. € 17 Mio. € 26 Mio. € 2,67%
SN 18 Mio. € 2 Mio. € 34 Mio. € 36 Mio. € 54 Mio. € 5,51%
ST 13 Mio. € 1 Mio. € 19 Mio. € 21 Mio. € 34 Mio. € 3,44%
TH 2 Mio. € 0,2 Mio. € 3 Mio. € 3 Mio. € 5 Mio. € 0,48%

gesamt 336 Mio. € 97 Mio. € 545 Mio. € 642 Mio. € 978 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Tabelle 28: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2013 bei einem Zertifikatepreis von 30 €/tCO2 

Bundes-
land 

Körperschaftssteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt 
BB 63 Mio. € 6 Mio. € 84 Mio. € 90 Mio. € 152 Mio. € 9,90%
BE 11 Mio. € 21 Mio. € 0 € 21 Mio. € 32 Mio. € 2,08%
BW 27 Mio. € 8 Mio. € 39 Mio. € 47 Mio. € 74 Mio. € 4,79%
BY 20 Mio. € 6 Mio. € 31 Mio. € 37 Mio. € 58 Mio. € 3,76%
HB 5 Mio. € 4 Mio. € 23 Mio. € 26 Mio. € 31 Mio. € 2,03%
HE 10 Mio. € 3 Mio. € 17 Mio. € 20 Mio. € 29 Mio. € 1,91%
HH 4 Mio. € 7 Mio. € 0 € 8 Mio. € 11 Mio. € 0,72%
MV 4 Mio. € 0,4 Mio. € 6 Mio. € 6 Mio. € 10 Mio. € 0,65%
NI 56 Mio. € 15 Mio. € 82 Mio. € 98 Mio. € 154 Mio. € 0,98%

NW 246 Mio. € 68 Mio. € 440 Mio. € 508 Mio. € 754 Mio. € 48,96%
RP 9 Mio. € 3 Mio. € 14 Mio. € 16 Mio. € 25 Mio. € 1,64%
SH 9 Mio. € 2 Mio. € 11 Mio. € 14 Mio. € 23 Mio. € 1,48%
SL 15 Mio. € 4 Mio. € 23 Mio. € 27 Mio. € 41 Mio. € 2,69%
SN 29 Mio. € 3 Mio. € 54 Mio. € 57 Mio. € 85 Mio. € 5,54%
ST 20 Mio. € 2 Mio. € 30 Mio. € 32 Mio. € 52 Mio. € 3,37%
TH 3 Mio. € 0,3 Mio. € 4 Mio. € 5 Mio. € 8 Mio. € 0,51%

gesamt 529 Mio. € 153 Mio. € 858 Mio. € 1.011 Mio. € 1.540 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Tabelle 29: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2020 bei einem Zertifikatepreis von 30 €/tCO2 

Bundes-
land 

Körperschaftssteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt 
BB 77 Mio. € 7 Mio. € 103 Mio. € 111 Mio. € 188 Mio. € 9,62%
BE 14 Mio. € 26 Mio. € 0 € 26 Mio. € 40 Mio. € 2,03%
BW 34 Mio. € 10 Mio. € 49 Mio. € 59 Mio. € 92 Mio. € 4,73%
BY 26 Mio. € 8 Mio. € 41 Mio. € 49 Mio. €    75 Mio. € 3,83%
HB 7 Mio. € 5 Mio. € 30 Mio. € 34 Mio. € 41 Mio. € 2,11%
HE 14 Mio. € 4 Mio. € 25 Mio. € 29 Mio. € 43 Mio. € 2,22%
HH 4 Mio. € 9 Mio. € 0 € 9 Mio. € 14 Mio. € 0,69%
MV 5 Mio. € 0,5 Mio. € 7 Mio. € 8 Mio. € 12 Mio. € 0,64%
NI 72 Mio. € 20 Mio. € 106 Mio. € 126 Mio. € 197 Mio. € 10,09%

NW 310 Mio. € 86 Mio. € 556 Mio. € 642 Mio. € 952 Mio. € 48,66%
RP 12 Mio. € 4 Mio. € 19 Mio. € 23 Mio. € 35 Mio. € 1,80%
SH 11 Mio. € 3 Mio. € 14 Mio. € 17 Mio. € 29 Mio. € 1,48%
SL 18 Mio. € 5 Mio. € 29 Mio. € 34 Mio. € 52 Mio. € 2,67%
SN 36 Mio. € 4 Mio. € 68 Mio. € 71 Mio. € 108 Mio. € 5,51%
ST 26 Mio. € 3 Mio. € 39 Mio. € 41 Mio. € 67 Mio. € 3,44%
TH 4 Mio. € 0,4 Mio. € 5 Mio. € 6 Mio. € 9 Mio. € 0,48%

gesamt 671 Mio. € 194 Mio. € 1.091 Mio. € 1.285 Mio. € 1.956 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Tabelle 30: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2013 bei einem Zertifikatepreis von 40 €/tCO2 

Bundes-
land 

Körperschaftsteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt   
BB 84 Mio. € 8 Mio. € 112 Mio. € 120 Mio. € 203 Mio. € 9,90%
BE 15 Mio. € 28 Mio. € 0 € 28 Mio. € 43 Mio. € 2,08%
BW 36 Mio. € 10 Mio. € 52 Mio. € 63 Mio. € 98 Mio. € 4,79%
BY 27 Mio. € 8 Mio. € 42 Mio. € 50 Mio. € 77 Mio. € 3,76%
HB 7 Mio. € 5 Mio. € 30 Mio. € 35 Mio. € 42 Mio. € 2,03%
HE 13 Mio. € 4 Mio. € 22 Mio. € 26 Mio. € 39 Mio. € 1,91%
HH 5 Mio. € 10 Mio. € 0 € 10 Mio. € 15 Mio. € 0,72%
MV 5 Mio. € 0,5 Mio. € 8 Mio. € 8 Mio. € 13 Mio. € 0,65%
NI 75 Mio. € 20 Mio. € 110 Mio. € 130 Mio. € 205 Mio. € 9,98%

NW 327 Mio. € 91 Mio. € 586 Mio. € 678 Mio. € 1.005 Mio. € 48,96%
RP 12 Mio. € 3 Mio. € 18 Mio. € 22 Mio. € 34 Mio. € 1,64%
SH 12 Mio. € 3 Mio. € 15 Mio. € 18 Mio. € 30 Mio. € 1,48%
SL 19 Mio. € 5 Mio. € 31 Mio. € 36 Mio. € 55 Mio. € 2,69%
SN 38 Mio. € 4 Mio. € 71 Mio. € 75 Mio. € 114 Mio. € 5,54%
ST 27 Mio. € 3 Mio. € 40 Mio. € 42 Mio. € 69 Mio. € 3,37%
TH 4 Mio. € 0,4 Mio. € 6 Mio. € 6 Mio. € 10 Mio. € 0,51%

gesamt 706 Mio. € 204 Mio. € 1.144 Mio. € 1.347 Mio. € 2.053 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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Tabelle 31: Erwartete Steuerausfälle auf Ebene der Bundesländer und der Kommunen in 2020 bei einem Zertifikatepreis von 40 €/tCO2 

Bundes-
land 

Körperschaftsteuer Gewerbesteuer Summe beider 
Steuerarten 

Anteil Bundes-
land 

  Bundesland Kommune gesamt
BB 103 Mio. € 10 Mio. € 138 Mio. € 148 Mio. € 251 Mio. € 9,62%
BE 19 Mio. € 34 Mio. € 0 € 34 Mio. € 53 Mio. € 2,03%
BW 45 Mio. € 13 Mio. € 66 Mio. € 78 Mio. € 123 Mio. € 4,73%
BY 35 Mio. € 10 Mio. € 54 Mio. € 65 Mio. € 100 Mio. € 3,83%
HB 10 Mio. € 6 Mio. € 39 Mio. € 46 Mio. € 55 Mio. € 2,11%
HE 19 Mio. € 6 Mio. € 33 Mio. € 39 Mio. € 58 Mio. € 2,22%
HH 6 Mio. € 12 Mio. € 0 € 12 Mio. € 18 Mio. € 0,69%
MV 6 Mio. € 0,6 Mio. € 10 Mio. € 10 Mio. € 17 Mio. € 0,64%
NI 95 Mio. € 26 Mio. € 141 Mio. € 168 Mio. € 263 Mio. € 10,09%

NW 413 Mio. € 115 Mio. € 741 Mio. € 856 Mio. € 1.269 Mio. € 48,66%
RP 17 Mio. € 5 Mio. € 25 Mio. € 30 Mio. € 47 Mio. € 1,80%
SH 15 Mio. € 4 Mio. € 19 Mio. € 23 Mio. € 39 Mio. € 1,48%
SL 24,Mio. € 6 Mio. € 39 Mio. € 45 Mio. € 70 Mio. € 2,67%
SN 48 Mio. € 5 Mio. € 90 Mio. € 95 Mio. € 144 Mio. € 5,51%
ST 35 Mio. € 3 Mio. € 52 Mio. € 55 Mio. € 90 Mio. € 3,44%
TH 5 Mio. € 0,5 Mio. € 7 Mio. € 8 Mio. € 13 Mio. € 0,48%

gesamt 895 Mio. € 258 Mio. € 1.454 Mio. € 1.713 Mio. € 2.607 Mio. € 100,00%
Quelle: eigene Berechnungen 
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A.3 Erklärung des Hessischen Ministeriums der Finanzen (HMDF) zu den Berechnungen der 
Steuerausfälle nach Finanzausgleich 

Quelle: Hessisches Ministerium der Finanzen (2011), Reinhold Weiss, Wiesbaden. 

Auswirkungen der geplanten Versteigerung von CO2-Zertifikaten 
auf Länder und Gemeinden – die Problematik der Einbeziehung der 
Steuerausfälle in den Finanzausgleich am Beispiel des Jahres 2013 

 

 

1. Steuerausfälle auf Grund der geplanten Versteigerung der CO2-Zertifikate 

Mit dem jetzt im Bundesrat zur Entscheidung anstehenden Gesetz zur Anpassung der Rechts-
grundlagen für die Fortentwicklung des Emissionshandels soll die Versteigerung von CO2-
Zertifikaten ab 2013 eingeführt werden. Nach gegenwärtiger Rechtslage stehen diese Erlöse 
ausschließlich dem Bund zu. Länder und Gemeinden werden aber über Ertragsteuerausfälle – 
die Kosten für den  Erwerb von CO2-Zertifikaten sind unzweifelhaft Betriebsausgaben – mas-
siv belastet. Hierzu hat das ZEW im Auftrag des HMUELV detaillierte Berechnungen ange-
stellt und diese am 22. Februar bei einer Besprechung im HMUELV präsentiert. Für das (An-
fangs)- Jahr 2013 rechnet das ZEW bei einem als realistisch bezeichneten Zertifikatspreis von 
25 € je Tonne CO2 mit Erlösen des Bundes von 6,4 Mrd. €, die zu Steuerausfällen von insge-
samt 1,7 Mrd. € führen. Dabei ist vereinfacht unterstellt, dass die Steuerausfälle allein bei der 
Körperschaftsteuer (- 882 Mio. €) und bei der Gewerbesteuer (- 877 Mio. €) auftreten1. Damit 
entfallen rd. 75 % der Steuerausfälle auf Länder und Gemeinden (- 1,3 Mrd. €).  

2. Ausfallschätzungen für Länder und Gemeinden durch das ZEW 

Das ZEW hat bei seiner Präsentation am 22. Februar auch eine Tabelle mit länderspezifischen 
Steuerausfällen vorgelegt2. (vgl. die Tabelle xy des Gutachtens ZEW) Danach ist zu erwarten, 
dass die primären Steuerausfälle ausgesprochen ungleich verteilt im Bundesgebiet auftreten 
werden. Wie in der Tabelle des ZEW zu ersehen, ist damit zu rechnen, dass fast die Hälfte der 
Steuerausfälle in Nordrhein-Westfalen auftreten werden, während der hessische Anteil an den 
Ausfällen mit rd. 2 % ausgesprochen niedrig ausfällt. Noch deutlicher wird diese Ungleich-
verteilung, wenn die Pro-Kopf-Steuerausfälle der einzelnen Bundeländer miteinander vergli-
chen werden. Interessant ist insbesondere, dass wie in der folgenden Grafik zu ersehen, Nord-

                                                 
1  Die Annahme, dass durch die CO2-Zertifikate ausschließlich Kapitalgesellschaften betroffen sind, 

dürfte angesichts der betroffenen Branchen nicht ganz unrealistisch sein. 

2  Dabei werden die Steuerausfälle branchen- und betriebsstättenspezifisch zugerechnet. Letztlich 
wird damit unterstellt, dass die notwendige Zerlegung der Steuerausfälle von Großunternehmen 
mit Betriebsstätten in verschiedenen Ländern nach den jeweiligen CO2-Zertifikats-Anteil der ein-
zelnen Betriebsstätten erfolgt. Dies bildet die tatsächliche Zerlegung, die nach den Lohnsummen-
anteilen der Betriebsstätten zu erfolgen hat, sicher nicht vollständig korrekt ab. Da über die Zerle-
gungsanteile von Einzelunternehmen aber keine Statistiken vorliegen, gibt es zu diesem Vorgehen 
keine Alternative. 
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rhein-Westfalen nicht einmal das am stärksten belastet Land ist. Dies ist vielmehr Branden-
burg mit primären Pro-Kopf-Steuerausfällen von über 50 € je Einwohner, das damit die 
durchschnittliche Pro-Kopf-Belastung von 15,7 € je Einwohner um rd. 320 % übersteigt. Ne-
ben NRW und Brandenburg weisen das Saarland sowie etwas überraschend Bremen noch 
eine um über 200 % über dem Durchschnitt liegende pro-Kopf-Belastung auf. 
Diese primären Steuerausfälle von Land und Kommunen haben aber gravierende Auswirkun-
gen im System des bundesstaatlichen Finanzausgleichs. Für Land und Kommunen ist letztlich 
entscheidend, welche Steuerausfälle nach LFA (und BEZ bei den Empfängerländern) verblei-
ben. Da in diesem Fall neben einer Gemeinschaftsteuer (Körperschaftsteuer) mit der Gewer-
besteuer eine Realsteuer der Kommunen betroffen ist, ist die Kalkulation der Finanzaus-
gleichswirkungen ausgesprochen komplex. Dies soll im Folgenden erläutert werden: 
 

 
 
Um den Finanzausgleich zu berechnen, müssen die länder- und kommunalspezifischen Steu-
erausfälle in Finanzkraftveränderungen umgerechnet werden. Dies ist lediglich für die Kör-
perschaftsteuer unproblematisch. Da die Körperschaftsteuer je zur Hälfte Bund  und Ländern 
zusteht, werden hier 50 % der länderspezifischen Mindereinnahmen von der jeweiligen Län-
derfinanzkraft abgezogen. 

3. Bestimmung der einzelnen Komponenten der Gewerbesteuer 

Viel komplexer sind dagegen die Steuerausfälle bei der Gewerbesteuer.  
Die Gewerbesteuer ist zwar die wichtigste kommunale Realsteuer mit eigenem Hebesatzrecht 
der Kommunen, Bund und Länder sind aber an ihrem Aufkommen beteiligt.  
௜ݐܵݓ݁ܩ (1)

௕௥௨௧௧௢ ൌ ௜ݐܵݓ݁ܩ
௡௘௧௧௢ ൅	ܩ ௜ܷ

஻௨௡ௗ ൅	ܩ ௜ܷ
௅௔௡ௗ 

Um die sog. Gewerbesteuerumlagen (GU) zu berechnen, benötigt man die Grundbeträge der 
Gewerbesteuer, das sind die um die unterschiedlichen Hebesätze bereinigten Bruttoaufkom-
men: 

‐35,2

‐3,9
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‐16,1

‐4,0

‐17,1

‐5,2
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‐6,7
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‐50,7

‐5,1

‐33,8

‐8,4
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‐60,0

‐50,0

‐40,0
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0,0
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€ je Einw.

Primäre pro‐Kopf‐Steuerausfälle bei Versteigerung CO2‐Zertifikate 2013 (Preis: 
25 € je Tonne CO2)

Durchschnitt: ‐15,7 € je Einwohner
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(1a) ܤܩ௜ ൌ 		
ீ௘௪ௌ௧೔

್ೝೠ೟೟೚

ுௌ೔
 , dabei ist  GBi

 = Grundbetrag des Landes i,  

      HSi = (durchschnittlicher) Hebesatz im Land i 
 
Danach berechnet sich die dem Bund zustehende Umlage durch Multiplikation mit einem 
Vervielfältiger, der nach § 6 Abs. 2 Gemeindefinanzreformgesetz (GemFinRefG) ab dem Jahr 
2010 auf 14,5 % dauerhaft festgelegt ist: 
(1b) ܩ ௜ܷ

஻௨௡ௗ ൌ ௜ܤܩ		 ∗  % ஻௨௡ௗ    dabei ist vvBund = Bundesvervielfältiger = 14,5ݒݒ	
 
Deutlicher komplizierter stellt sich nach dem GemFinRefG die Berechnung der den Ländern 
zustehenden Gewerbesteuerumlage dar. Formelmäßig kann dies folgendermaßen ausgedrückt 
werden: 
(1c) ܩ ௜ܷ

௅௔௡ௗ ൌ ௜ܤܩ		 ∗ ௡௢௥௠௔௟ݒݒ	 ൅	ܤܩ௜ ∗ ௅ி஺ݒݒ	 ൅	ܤܩ௜ ∗  ி஽ாݒݒ	
dabei ist: ݒݒ௡௢௥௠௔௟  = Normalvervielfältiger = 20,5 % (ab 2010), § 6 Abs. 3 GemFinRefG 

 ௅ி஺  = erhöhter Vervielfältiger für Neuordnung LFA ( = 29 % in denݒݒ
alten Ländern, = 0 in den neuen Ländern) 

		ி஽ாݒݒ = erhöhter Vervielfältiger für Fonds „Deutsche Einheit“, = 7 % in 
den alten Ländern in 20103 

 
Für die spätere Finanzausgleichsberechnung ist die Unterscheidung von „normaler“ Gewerbe-
steuerumlage, die gleichmäßig in allen Ländern erhoben wird, und der sog. „erhöhten Gewer-
besteuerumlage“, die es nur in den alten Ländern ohne Berlin gibt, wichtig. 
(1d) ܩ ௜ܷ

௅௔௡ௗ,௡௢௥௠௔௟ ൌ ௜ܤܩ		 ∗  ௡௢௥௠௔௟ݒݒ	
(1e) ݁ܩ݄ݎ ௜ܷ ൌ ௜ܤܩ		 ∗ ௅ி஺ݒݒ	 ൅	ܤܩ௜ ∗  ி஽ாݒݒ	
Aus den obigen Gleichungen (1a) bis (1e) ist ersichtlich, dass zur Bestimmung des Gewerbe-
steueraufkommens und der Gewerbesteuerumlagen in den einzelnen Ländern die jeweiligen 
Grundbeträge sowie die länderspezifischen (durchschnittlichen) Hebesätze bekannt sein müs-
sen.  
Danach können die Steuerausfälle (T) von Ländern und Kommunen bestimmt werden: 
(2)  ௜ܶ

௅௔௡ௗ ൌ ௜ݐܵܭ		 ൅		ܩ ௜ܷ
௅௔௡ௗ 

(3)  ௜ܶ
௄௢௠௠ ൌ ௜ݐܵݓ݁ܩ		

௡௘௧௧௢	 

4. Die Berechnung der Gewerbesteuergrundbeträge 

Zur Berechnung der Grundbeträge wird auf die in der Tabelle von S. 17 der ZEW ausgewie-
sene „Gewerbesteuer Bundesland“ zurückgegriffen. Hier ist eine Fallunterscheidung nötig: 

 In den neuen Flächenländern j fließt lediglich die normale GU in die Landeskasse, die 
Grundbeträge errechnen sich deshalb durch Umformung von Gleichung (1d): 

௝ܤܩ (4) ൌ ܩ	 ௝ܷ
௅௔௡ௗ,௡௢௥௠௔௟ ∗ ܽ, ܽ	ݐݏ݅	ܾ݅݁ܽ݀ ൌ 	 ଵ

௩௩೙೚ೝ೘ೌ೗ ൌ 	
ଵ

଴,ଶ଴ହ
ൌ 4,878 

 In den alten Ländern k wird auch die erhöhte GU an das Land abgeführt, so dass zur 
Bestimmung der Grundbeträge folgende Gleichung gilt: 

                                                 
3  Der Vervielfältiger für die Beteiligung der Kommunen in den alten Ländern a zur Mitfinanzierung 

des Fonds „Deutsche Einheit“ wird nach § 6 Abs. 5 GemFinRefG jährlich neu bestimmt, um die 
Summe von 2,582 Mrd. € zu erbringen. 
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௞ܤܩ (5) ൌ ௞ܷܩ	
௅௔௡ௗ ∗ ܾ, ܾ	ݐݏ݅	ܾ݅݁ܽ݀ ൌ 	 ଵ

௩௩೙೚ೝ೘ೌ೗ା௩௩ಽಷಲା	௩௩ಷವಶ
ൌ 	 ଵ

଴,ଶ଴ହା଴,ଶଽା଴,଴଻
ൌ

1,770 
 In den beiden Stadtstaaten Berlin und Hamburg ( = l ) fließt überhaupt keine Gewer-

besteuerumlage, da hier Land und Kommune eine Einheit bilden4. Deshalb sind hier in 
der ZEW-Tabelle die gesamten Gewerbesteuerausfälle des Stadtstaates abzüglich der 
an den Bund fließenden GU (=	ݐܵݓ݁ܩ௜

௕௥௨௧௧௢ െ ܩ ௜ܷ
஻௨௡ௗ	)   ausgewiesen. Es gilt also: 

௟ݐܵݓ݁ܩ	 
௅௔௡ௗ ൌ ௟ݐܵݓ݁ܩ

௕௥௨௧௧௢ െ	ܩ ௟ܷ
஻௨௡ௗ 

            ൌ ௟ܤܩ ∗ ܪ	 ௟ܵ െ	ܤܩ௟ ∗  :஻௨௡ௗ, Es gilt alsoݒݒ	

௟ܤܩ	 (6) ൌ
ீ௘௪ௌ௧ೖ

ಽೌ೙೏

ሺுௌ೗ ି௩௩
ಳೠ೙೏ሻ

 

Die entsprechenden Berechnungen der Grundbeträge sind in der folgenden Tabelle zusam-
mengefasst: 

 

                                                 
4  dies gilt nicht für den kleinsten Stadtstaat Bremen, der aus den zwei Gemeinden Bremen und Bre-

merhaven besteht, hier fließt tatsächlich kassenmäßig Gewerbesteuerumlage. 

Jahr: 2013

Zertifikatspreis: 25 € je t CO2

Land

GewSt 

Bundesland 

lt. ZEW‐

Tabelle

nur normale 

GU (neue 

Länder)

normale und 

erhöhte GU 

(alte 

Flächenlände

r + Bremen)

Hebesatz 

GewSt abzügl. 

GU
Bund

(Hamburg und 

Berlin)

Grundbetrag

BB 5.003       4,878 24.404      

BE 17.319       0,285 4.940      

BW 6.400       1,770 11.327      

BY 5.047       1,770 8.933      

HB 2.938       1,770 5.201      

HE 2.481       1,770 4.392      

HH 6.245       0,249 1.554      

MV 324       4,878 1.579      

NI 12.807       1,770 22.667      

NW 57.048       1,770 100.970      

RP 2.176       1,770 3.851      

ST 1.632       4,878 7.959      

SH 2.012       1,770 3.561      

SL 3.199       1,770 5.661      

SN 2.435       4,878 11.880      

T H 249       4,878 1.215      

Insge samt 127.315       220.096      

 ‐ Tsd. € ‐

Hochrechnungsfaktor

Ermittlung der Grundbeträge der Gewerbesteuer 



170 

 

5. Wirkung der Versteigerung der CO2-Zertifikate auf die Komponenten der Gewerbe-
steuer 

Sind die (länderdurchschnittlichen) Hebesätze bekannt, lassen sich aus den oben ermittelten 
Grundbeträgen die Mindereinnahmen berechnen, die bei den einzelnen Komponenten der 
Gewerbesteuer in den einzelnen Ländern als Folge der Versteigerung der CO2-Zertifikate 
entstehen: 

 
In der obigen Tabelle sind – abweichend zur Darstellung bei der ZEW - auch bei den Stadt-
staaten Berlin und Hamburg die entsprechenden Beträge für die normale sowie im Falle 
Hamburgs auch für die erhöhte Gewerbesteuerumlage ausgewiesen. Zwar ist es richtig, dass 
diese Summen in den beiden Ländern kassenmäßig nicht fließen, sie müssen aber kalkulato-
risch für die Finanzausgleichsberechnung ermittelt werden. 
Damit können die primären Steuermindereinnahmen als Folge der Versteigerung der CO2-
Zertifikate im Jahr 2013 bestimmt werden: 

Land

Grundbetrag 

GewSt

(= GB)

länder‐

durchschn. 

Hebesatz

Gewerbe‐

steuer brutto

GU Bund

(14,5 % des 

GB)

normale GU 

Land (20,5 % 

des GB)

erhGU (=36,5 

des GB in 

den alten 

Ländern)

GewSt

 netto

BB ‐24.404       321%      ‐78.338       ‐3.539       ‐5.003       ‐69.796      

BE ‐4.940       410%      ‐20.256       ‐716       ‐1.013       ‐18.526      

BW ‐11.327       360%      ‐40.779       ‐1.642       ‐2.322       ‐4.078       ‐32.736      

BY ‐8.933       364%      ‐32.516       ‐1.295       ‐1.831       ‐3.216       ‐26.174      

HB ‐5.201       434%      ‐22.571       ‐754       ‐1.066       ‐1.872       ‐18.878      

HE ‐4.392       386%      ‐16.952       ‐637       ‐900       ‐1.581       ‐13.834      

HH ‐1.554       470%      ‐7.304       ‐225       ‐319       ‐559       ‐6.201      

MV ‐1.579       344%      ‐5.430       ‐229       ‐324       ‐4.878      

NI ‐22.667       374%      ‐84.776       ‐3.287       ‐4.647       ‐8.160       ‐68.682      

NW ‐100.970       434%      ‐438.209       ‐14.641       ‐20.699       ‐36.349       ‐366.521      

RP ‐3.851       367%      ‐14.133       ‐558       ‐789       ‐1.386       ‐11.399      

ST ‐7.959       348%      ‐27.698       ‐1.154       ‐1.632       ‐24.912      

SH ‐3.561       337%      ‐12.002       ‐516       ‐730       ‐1.282       ‐9.473      

SL ‐5.661       409%      ‐23.154       ‐821       ‐1.161       ‐2.038       ‐19.135      

SN ‐11.880       411%      ‐48.828       ‐1.723       ‐2.435       ‐44.670      

T H ‐1.215       341%      ‐4.144       ‐176       ‐249       ‐3.719      

Insgesamt ‐220.096       ‐877.090       ‐31.914       ‐45.120       ‐60.522       ‐739.534      

 ‐ Tsd. € ‐

Auswirkungen der CO2-Zertifikate auf die Komponenten der Gewerbesteuer



171 

 

 
 

6. Die Bestimmung der Finanzausgleichswirkungen 

Die primären Steuerausfälle haben erhebliche Auswirkungen im System des bundesstaatli-
chen Finanzausgleichs. Da, wie oben gezeigt, ein erheblicher Teil, der steuerlichen Wirkun-
gen bei der Gewerbesteuer auftritt, ist die Bestimmung der Finanzausgleichswirkungen relativ 
aufwendig und schwierig, da die Ermittlung der kommunalen Finanzkraft mit das komplizier-
teste Kapitel des komplexen Finanzausgleichssystems ist. Dies soll im Folgenden erläutert 
werden. 
Grundlegend ist, dass Steuerausfälle grundsätzlich im Finanzausgleich finanzkraftmindernd 
berücksichtigt werden. Dies ist im Falle der Steuerkraft der Länder noch relativ einfach. Eine 
Verminderung der Steuereinnahmen der Länder wird vollständig als Finanzkraftminderung 
angerechnet. Allerdings in unserem Fall mit einer wesentlichen Ausnahme: Es werden nur die 
Verluste aus der Körperschaftsteuer und der normalen Gewerbesteuerumlage berücksichtigt, 
nicht aber die der erhöhten Gewerbesteuerumlage in den alten Ländern. Diese wird kalkulato-
risch nicht bei der Ländersteuerkraft angerechnet, sondern verbleibt nach § 6 Abs. 4 und 5 
GemFinRefG in vollem Umfang bei den Kommunen5.  

                                                 
5  Grund hierfür ist, dass die erhöhte GU nur von den Kommunen in den alten Ländern als Finanzie-

rungsbeitrag für die Belastungen der Länder durch die Deutsche Einheit abgeführt wird. Eine fi-
nanzkrafterhöhende Berücksichtigung bei der Länderfinanzkraft hätte eine verzerrende Wirkung 
da, wegen der 100 %-igen Berücksichtigung die Finanzkrafterhöhung größer wäre als die entspre-
chende Reduktion der kommunalen Finanzkraft, die nur zu 64 % angerechnet wird. 

Kommunen

Land KSt GU erhöhte GU Zusammen
GewSt

netto

BB ‐52.231       ‐5.003       0       ‐57.234       ‐69.796       ‐127.030      

BE ‐9.373       ‐1.013       0       ‐10.386       ‐18.526       ‐28.912      

BW ‐22.355       ‐2.322       ‐4.078       ‐28.755       ‐32.736       ‐61.491      

BY ‐17.046       ‐1.831       ‐3.216       ‐22.093       ‐26.174       ‐48.267      

HB ‐4.206       ‐1.066       ‐1.872       ‐7.145       ‐18.878       ‐26.023      

HE ‐8.134       ‐900       ‐1.581       ‐10.616       ‐13.834       ‐24.450      

HH ‐2.931       ‐319       ‐559       ‐3.809       ‐6.201       ‐10.010      

MV ‐3.167       ‐324       0       ‐3.490       ‐4.878       ‐8.368      

NI ‐46.602       ‐4.647       ‐8.160       ‐59.409       ‐68.682       ‐128.091      

NW ‐204.610       ‐20.699       ‐36.349       ‐261.658       ‐366.521       ‐628.178      

RP ‐7.455       ‐789       ‐1.386       ‐9.630       ‐11.399       ‐21.029      

ST ‐16.719       ‐1.632       0       ‐18.351       ‐24.912       ‐43.263      

SH ‐7.561       ‐730       ‐1.282       ‐9.573       ‐9.473       ‐19.046      

SL ‐12.120       ‐1.161       ‐2.038       ‐15.319       ‐19.135       ‐34.453      

SN ‐23.928       ‐2.435       0       ‐26.364       ‐44.670       ‐71.034      

T H ‐2.521       ‐249       0       ‐2.770       ‐3.719       ‐6.489      

Insgesamt ‐440.958       ‐45.120       ‐60.522       ‐546.600       ‐739.534       ‐1.286.134      

Land Land + 

Kommunen 

zusammen

Primäre steuerliche Auswirkungen der CO2-Zertifikate auf Länder und 
Gemeinden

 ‐ Tsd. € ‐
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Deutlich komplizierter ist die Bestimmung der Veränderung der kommunalen Finanzkraft. 
Wegen der unterschiedlichen Hebesätze muss ein normiertes Aufkommen zu Grunde gelegt 
werden. Basis hierfür sind nach dem Finanzausgleichsgesetz (FAG) die Grundbeträge der drei 
Realsteuerarten. Da diese nur mit erheblicher zeitlicher Verzögerung zu ermitteln sind, 
schreibt das FAG weiter vor, dass die Grundbeträge des Vorjahres maßgebend sind (§ 8 Abs.2 
FAG). Dabei wird bei allen Realsteuerarten der Anteil des Landes i an der Summe der 
Grundbeträge aller Länder ermittelt. Dieser Anteilssatz (des Vorjahres) wird auf das bundes-
weite Kassenaufkommen der jeweiligen Realsteuer des laufenden Jahres angewandt6. Bei der 
Gewerbesteuer wird von diesem normierten Aufkommen noch die an den Bund geleistete 
sowie die normale Gewerbesteuerumlage an die Länder (nicht aber die erhöhte GU!) abgezo-
gen. Diese „normierte Nettogewerbesteuer“ wird zu 64 % in der Gemeindefinanzkraft berück-
sichtigt (§ 8, Abs. 3 FAG). Es gilt also: 

 (6)
௜,௝ܭܨ	 

ீ௘௠,ீ௘௪ௌ௧ ൌ

൬	
ீ஻೔,ೕషభ

∑ ீ஻೔,ೕషభ
భల
೔సభ

∗ 	∑ ௜,௝ݐܵݓ݁ܩ
௕௥௨௧௧௢ଵ଺

௜ୀଵ െ ܩ ௜ܷ,௝
஻௨௡ௗ െ ܩ ௜ܷ,௝

௅௔௡ௗ,௡௢௥௠௔௟൰ ∗ 	0,64 

dabei ist 	
ீ஻೔,ೕషభ

∑ ீ஻೔,ೕషభ
భల
೔సభ 	

  der Anteil des Landes i an der Realsteuerkraft des Vorjahres j-1. 

Diese Zusammenhänge sind in der beiliegenden Rechentabelle für unser Beispiel der Gewer-
besteuerausfälle in Folge der CO2-Zertifikatversteigerung im Jahr 2013 dargestellt (vgl. An-
lage 1). Da die Berechnung der Finanzausgleichswirkungen der Steuerausfälle des Jahres 
2013 auf der Basis der letzten bekannten Jahresabrechnung, also für das Jahr 2010, erfolgt, 
wurde die Veränderung der Gemeindefinanzkraft auf der Basis der Realsteuerkraft des Jahres 
2009 berechnet. Diese tatsächliche Realsteuerkraft 2009 wurde dabei aber um die geschätzten 
Gewerbesteuermindereinnahmen aufgrund der CO2-Zertifikate bereinigt, um so eine stabile 
Abschätzung der Finanzkraftänderungen ab dem zweiten Jahr der Neuregelung zu erhalten. 
 
Bemerkenswert ist hierbei insbesondere, dass in den einzelnen Ländern ganz unterschiedliche 
Anteile der originären Steuerausfälle finanzkraftmindernd im LFA berücksichtigt werden.  

                                                 
6  Bei der vorläufigen Jahresabrechnung – die vorläufige Abrechnung für 2010 ist Berechnungsbasis 

– muss auf den Wert der letzten Steuerschätzung vom November 2010 zurückgegriffen werden. 
Erst bei der endgültigen Abrechnung – meist im Herbst des Folgejahres – steht das kassenmäßige 
Steueraufkommen bei den Gemeindesteuern fest. 
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Wie die oben stehende Tabelle zeigt, werden in Brandenburg fast 84 % der ursprünglichen 
Steuerausfälle, in NRW dagegen nur knapp 60 % im Finanzausgleich berücksichtigt. Diese 
erhebliche Streuung um die durchschnittliche, gesetzliche Berücksichtigungsquote von 64 % 
erklärt sich aus den erheblichen Hebesatzdifferenzen der Länder. Während Nordrhein-
Westfalen um 46 % -Punkte über dem bundesdurchschnittlichen Hebesatz von 388 % liegt 
(und nur vom Stadtstaat Hamburg mit 470% übertroffen wird), weist Brandenburg mit 321% 
den niedrigsten durchschnittlichen Hebesatz aller Länder auf.  
Dies erklärt schon zu einem erheblichen Teil, dass die Finanzausgleichswirkungen in den ein-
zelnen Ländern unterschiedlich ausfallen und die Pro-Kopf-Steuerausfälle in unterschiedli-
chem Maße an die bundesdurchschnittlichen Pro-Kopf-Steruerausfälle herangeführt werden. 
Der andere- quantitativ nicht so gravierende, Erklärungsfaktor liegt in den unterschiedlichen 
marginalen Abschöpfungs- und Auffüllquoten im horizontalen LFA. 

La nd

Steueraus‐

fälle der 

Kommunen 

(ohne erh. 

GU)

finanzkraft‐

mindernd 

berücksichtigt 

im LFA

Berücksich‐

tigungs‐

quote

länderdurch‐

schnittliche 

Hebesätze

Abweichung 

vom Ø

BB ‐69.796       ‐58.537       83,9% 321% ‐67%
BE ‐18.526       ‐11.382       61,4% 410% 22%
BW ‐36.814       ‐24.264       65,9% 360% ‐28%
BY ‐29.390       ‐17.849       60,7% 364% ‐24%
HB ‐20.750       ‐12.387       59,7% 434% 46%
HE ‐15.415       ‐8.646       56,1% 386% ‐2%
HH ‐6.760       ‐2.954       43,7% 470% 82%
MV ‐4.878       ‐3.614       74,1% 344% ‐44%
NI ‐76.842       ‐53.114       69,1% 374% ‐14%

NW ‐402.870       ‐239.687       59,5% 434% 46%
RP ‐12.785       ‐8.503       66,5% 367% ‐21%
ST ‐24.912       ‐18.893       75,8% 348% ‐40%
SH ‐10.755       ‐7.997       74,4% 337% ‐51%
SL ‐21.173       ‐13.478       63,7% 409% 21%
SN ‐44.670       ‐28.112       62,9% 411% 23%
T H ‐3.719       ‐2.618       70,4% 341% ‐47%

Insgesamt ‐800.056       ‐512.036       64,0% 388% 0%

Hebesätze GewStSteuerausfälle

Ve rgle ich Ve rä nde rung Steue r- und Finanzkra ft de r Kommune n

 ‐ Tsd. € ‐
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Wie die obige Grafik des Ausgleichstarifs zeigt, steigen die nach dem neuen, seit 2005 gel-
tenden Ausgleichssystem, die marginalen Ausgleichsquoten mit zunehmendem Abstand vom 
Finanzkraftdurchschnitt an. In unserem Berechnungsfall hat NRW eine relative Finanzkraft 
vor LFA von 97,9 %. Damit beträgt die marginale Auffüllquote 51,4 %. Da Brandenburg 
deutlich finanzschwächer ist und vor LFA eine relative Finanzkraft von 89,9 % aufweist, 
werden zusätzliche Steuerausfälle mit einem deutlich höheren Ausgleichsatz von 71,2 % aus-
geglichen.  
Zu berücksichtigen ist ferner, dass bei den Stadtstaaten wegen der Einwohnerwertungen von 
135 % (sowohl bei der Länder- wie bei der Gemeindefinanzkraft) tendenziell überproportio-
nale Pro-Kopf-Verluste zu erwarten sind. 
Die Auswirkungen des Finanzausgleichs sind zusammenfassend in der Anlage 2 dargestellt 
bei den verbleibende Pro-Kopf-Steuerausfällen nach Finanzausgleich wird deutlich, die Fi-
nanzausgleichwirkungen der Steuerausfälle deutlich unterschiedlich ausfallen und die einzel-
nen Länder in unterschiedlichem Maße an die bundesdurchschnittlichen Pro-Kopf-
Steuerausfälle7 herangeführt werden, wie die folgende Grafik zeigt: 

                                                 
7  Hierbei ist zu beachten, dass die Pro-Kopf-Steuerausfälle mit 14,5 € je Einwohner etwas unter den 

primären Steuerausfällen von 15,7 € je Einwohner liegen. Dies liegt daran, dass wegen der gestie-
genen Finanzkraftdifferenzen die (finanzkraftabhängigen) allgemeinen Bundesergänzungszuwei-
sungen um knapp 100 Mio. € systemimmanent ansteigen. Insofern findet eine geringe Refinanzie-
rung der Ländersteuerausfälle durch den Bund statt.  
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Fazit: 
Zwar kommt es zu einer deutlichen Annäherung der pro-Kopf-Steuerausfälle an die bundes-
durchschnittlichen Ausfälle und dementsprechend zu einer erheblichen Verringerung der Va-
rianz. Angesichts des so oft beklagten hohen Nivellierungsgrad des Finanzausgleichssystems 
mag es aber doch erstaunen, welch große Belastungsunterschiede nach Finanzausgleich ver-
bleiben.  
Dies ist, darauf zurückzuführen, dass bei der Versteigerung der CO2-Zertifikate  

 die steuerlichen Folgewirkungen zu einem erheblichen Teil bei der Gewerbesteuer 
auftreten, 

 diese nur zu bundesdurchschnittlich 64 % in den Finanzausgleich einfließt, 

 in einzelnen Ländern, insbesondere in dem am stärksten betroffenen Land Nordrhein-
Westfalen, wegen überdurchschnittlich hoher Hebesätze sogar mit einem noch gerin-
geren Prozentsatz berücksichtigt wird und 

 dass Nordrhein-Westfalen einen relativ geringen Ausgleichssatz im LFA aufweist. 
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A.4 Übersicht der Leistungsreaktoren in Deutschland 2010 

 

Tabelle 32: Leistungsreaktoren in Betrieb in Deutschland 2010 

Nr. Name Kurzbe- 
zeichnung 

Reaktortyp Leistung
MW

e
 

in Leis-
tungs-
betrieb

Betreiber Standort 

1  
 

Neckarwestheim-
1  

GKN 1  DWR  840  1976  EnBW Kernkraft 
GmbH (EnKK)  

Neckarwestheim 
(BW)  

2  
 

Neckarwestheim-
2  

GKN 2  DWR  1.400  1989  EnBW Kernkraft 
GmbH (EnKK)  

Neckarwestheim 
(BW)  

3  
 

Philippsburg-1  KKP 1  SWR  926  1980  EnBW Kernkraft 
GmbH (EnKK)  

Philippsburg 
(BW)  

4  
 

Philippsburg-2  KKP 2  DWR  1.468  1985  EnBW Kernkraft 
GmbH (EnKK)  

Philippsburg 
(BW)  

5  
 

Grafenrheinfeld  KKG  DWR  1.345  1982  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Grafenrheinfeld 
(BY)  

6  
 

Gundremmingen-
B  

KRB-II-B  SWR  1.344  1984  Kernkraftwerk 
Gundremmingen 
GmbH  

Gundremmingen 
(BY)  

7  
 

Gundremmingen-
C  

KRB-II-C  SWR  1.344  1985  Kernkraftwerk 
Gundremmingen 
GmbH  

Gundremmingen 
(BY)  

8  
 

Isar-1  KKI 1  SWR  912  1979  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Essenbach (BY) 

9  
 

Isar-2  KKI 2  DWR  1.485  1988  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Essenbach (BY) 

10  
 

Biblis-A  KWB A  DWR  1.225  1975  RWE Power AG  Biblis (HE)  

11  
 

Biblis-B  KWB B  DWR  1.300  1977  RWE Power AG  Biblis (HE)  

12  
 

Emsland  KKE  DWR  1.400  1988  Kernkraftwerk 
Lippe-Ems 
GmbH  

Lingen (NI)  

13  
 

Grohnde  KWG  DWR  1.430  1985  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Grohnde (NI)  

14  
 

Unterweser  KKU  DWR  1.410  1979  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Esenshamm 
(NI)  

15  
 

Brokdorf  KBR  DWR  1.480  1986  E.ON Kernkraft 
GmbH  

Brokdorf (SH)  

16  
 

Brunsbüttel  KKB  SWR  806  1977  Kernkraftwerk 
Brunsbüttel 
GmbH & Co. 
oHG  

Brunsbüttel (SH) 

17  
 

Krümmel  KKK  SWR  1.402  1984  Kernkraftwerk 
Krümmel GmbH 
& Co. oHG  

Krümmel (SH)  

Quelle: BfS, 2010. 
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A.5 Hintergrundinformationen und Leitfragen der Experteninterviews 

 

Infobox 2: Hintergrundinformationen für die Interviewpartner 

Hintergrundinformationen: 
 
Das Ziel der dritten Handelsperiode (2013-2020) ist es, die gesamten industriellen Emissio-
nen in der Europäischen Union (EU) auf 21% unterhalb der Werte des Jahres 2005 zu be-
grenzen (EU, 2009a).1 Im Unterschied zur ersten und zweiten Handelsperiode wird diese 
EU-weite Zielvorgabe die einzelnen Emissionsobergrenzen (Caps) aus den nationalen Allo-
kationsplänen (NAPs) ersetzen. Für das Jahr 2013 plant die Kommission die Ausgabe von 
etwa 2,04 Mrd. Zertifikaten (EC, 2010a).2 In den Folgejahren soll die Gesamtzahl der Lizen-
zen dann jährlich um 1,74% reduziert werden. Durch die Erweiterung des Geltungsbereichs 
des EU-ETS auf weitere Sektoren (u.a. Petrochemikalien, Ammoniak, Aluminium), weitere 
Treibhausgase (Stickoxide, Perfluorkarbone) sowie ab 2012 auf die Luftfahrtbranche sollen 
etwa 50% der EU-weiten Emissionen erfasst werden. Gleichzeitig soll in der dritten Handels-
periode ab dem Jahr 2013 der Anteil der zu versteigernden Emissionsrechte an der Gesamt-
zahl der Lizenzen mindestens 50% betragen (EC, 2010b).3 Während im Bereich der Ener-
gieerzeugung die EUAs (European Emission Allowances) bereits ab 2013 vollständig auktio-
niert werden, findet in anderen Sektoren eine schrittweise Erhöhung des Anteils der zu ver-
steigernden Zertifikate von 20% im Jahr 2013 auf 70% im Jahr 2020 statt. Es wird ange-
strebt, die kostenlose Zuteilung bis zum Jahr 2027 vollständig zu beenden (EC, 2009).4 Die 
Aufteilung der zu versteigernden handelbaren Emissionsrechte unter den Mitgliedsstaaten 
erfolgt dabei im Wesentlichen (88%) auf Basis ihres Anteils der im Jahr 2005 nachgewiese-
nen Emissionen aus den Anlagen des EU-ETS (vgl. hier und im Folgenden: EC, 2009).5 Wei-
tere 10% der Zertifikate werden an Mitgliedsstaaten mit der geringsten wirtschaftlichen Leis-
tungsstärke6 ausgegeben, um diese bei Investitionen in die Reduktion ihrer Kohlenstoffinten-
sität und bei Adaptionsmaßnahmen zu unterstützen. Die verbleibenden 2% der EUAs wer-
den als sogenannter „Kyoto-Bonus“ den Ländern zugeteilt, die ihre Treibhausgasemissionen 

                                                 
1 EU (European Union) (2009a), RICHTLINIE 2009/29/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

UND DES RATES vom 23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Ver-
besserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten, Official Journal of the European, Communities, L 140. 

2 EC (European Commission) (2010a), BESCHLUSS DER KOMMISSION vom 22. Oktober 2010 zur 
Anpassung der gemeinschaftsweiten Menge der im Rahmen des EU-
Emissionshandelssystems für 2013 zu vergebenden Zertifikate und zur Aufhebung des Be-
schlusses 2010/384/EU,Amtsblatt der Europäischen Union, L279. 

3 EC (European Commission) (2010b), COMMISSION REGULATION (EU) No 1031/2010 of 12 No-
vember 2010on the timing, administration and other aspects of auctioning of greenhouse gas 
emission allowances pursuant to Directive 2003/87/EC of the European Parliament and of the 
Council establishing a scheme for greenhouse gas emission allowances trading within the 
Community, Official Journal of the European Union, L302. 

4 EC (European Commission) (2009), Das Emissionshandelssystem der EU, Ausgabe 2009. 
5 EC (European Commission) (2009), Das Emissionshandelssystem der EU, Ausgabe 2009. 
6 Belgien, Bulgarien, Tschechische Republik, Estland, Griechenland, Spanien, Italien, Zypern, Lett-
land, Litauen, Luxemburg, Ungarn, Malta, Polen, Portugal, Rumänien, Slowenien, Slowakei, Schwe-
den 
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bis 2005 gegenüber dem Niveau des für sie im Kyoto-Protokoll festgelegten Vergleichsjahres 
um mindestens 20% reduziert haben.7 Die Europäische Kommission schätzt, dass aus der 
Versteigerung der EUAs bis 2020, je nach Zertifikatepreis, jährliche Erlöse in Höhe von etwa 
30-50 Mrd. Euro generiert werden. Grundsätzlich wird die Verwendung der Einnahmen durch 
die Mitgliedsstaaten bestimmt, jedoch sollen mindestens 50% der Einnahmen für Vermei-
dungs- und Anpassungsmaßnahmen verwendet werden (EU, 2009a, Artikel 10(3)).8 Dabei 
unterstreicht die Europäische Union, dass „[dieser] Prozentteil […] wesentlich unter den von 
den öffentlichen Behörden erwarteten Nettoversteigerungseinnahmen [liegt] und […] poten-
zielle Einkommenswegfälle aus der Körperschaftssteuer [berücksichtigt]“ (EU, 2009a, Ab-
schnitt 18, L 140/65).9 Bestimmte energieintensive Sektoren können von der Versteigerung 
der Emissionszertifikate ausgenommen werden und weiterhin ihre gesamten Lizenzen kos-
tenlos erhalten. Dadurch soll der Erhalt der Wettbewerbsfähigkeit im internationalen Ver-
gleich sichergestellt und das Risiko einer Verlagerung von Emissionen in Drittstaaten ver-
mieden werden (Carbon Leakage). Schätzungen der EU zufolge könnten etwa ein Viertel 
aller durch den EU-ETS abgedeckten Emissionen und etwa 77% aller Emissionen der verar-
beitenden Industrie unter diese Ausnahmeregelung fallen (EU, 2009b).10 
Vor dem Hintergrund der zukünftigen Versteigerung von Emissionszertifikaten ergibt sich die 
Frage, wie die Erträge aus dieser verteilt werden sollen. Welche Optionen der Mittelverwen-
dung priorisiert werden sollten, ist Gegenstand des Projektes. 
 

Infobox 3: Leitfragen für Interviews 

Leitfragen: 
 
Frage 1: 
Welche Auswirkungen erwarten Sie durch die Versteigerung von Emissionszertifikaten ab 
dem Jahr 2013?  
Gehen Sie dabei bitte hauptsächlich auf Einschätzungen zu finanziellen Auswirkungen für 
Bund und Länder sowie Änderungen auf Industrie- und Haushaltsebene ein. 
Frage 2: 
Sind die Veränderungen bedingt durch die zukünftige Versteigerung der Emissionszertifikate 
ab 2013 in Ihrem Ministerium Gegenstand fachlicher Diskussionen? 
 

                                                 
7 Bulgarien, Tschechische Republik, Estland, Ungarn, Lettland, Litauen, Polen, Rumänien, Slowakei  
8 EU (European Union) (2009a), RICHTLINIE 2009/29/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 

UND DES RATES vom 23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Ver-
besserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten, Official Journal of the European, Communities, L 140. 

9 EU (European Union) (2009a), RICHTLINIE 2009/29/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES vom 23. April 2009 zur Änderung der Richtlinie 2003/87/EG zwecks Ver-
besserung und Ausweitung des Gemeinschaftssystems für den Handel mit Treibhaus-
gasemissionszertifikaten, Official Journal of the European, Communities, L 140. 

10 EU (European Union) (2009b), Emissionshandel: Mitgliedstaaten genehmigen Liste der Sektoren, in 
denen Gefahr einer Verlagerung von CO 2-Emissionen besteht, Pressemitteilung vom 
18.09.2009, 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/09/1338&format=HTML&aged=0
&language=DE&guiLanguage=en, Zugriff am 18.11.2010. 



181 

 

Frage 3: 
Nach welchen Kriterien sollten grundsätzlich Möglichkeiten der Mittelverwendung bewertet 
werden? 
Frage 4: 
Wie schätzen Sie folgende Möglichkeiten der Mittelverwendung ein: 

- Anpassung an den Klimawandel 
- Vermeidung von Emissionen 
- Zuführung an private Haushalte 
- Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen 
- Zuführung an stromintensive Unternehmen 
- Verwendung im Bundeshaushalt 

Frage 5: 
Wie sollte Ihrer Meinung nach die Länderbeteiligung im Energie- und Klimafonds ausgestal-
tet werden? 
Frage 6: 

Welche Art der Länderbeteiligung eignet sich Ihrer Meinung nach am besten/schlechtesten 

für die Verwendung im Bereich  

- Anpassung an den Klimawandel 

- Vermeidung von Emissionen 

- Zuführung an private Haushalte 

- Zuführung an emissionshandelspflichtige Unternehmen/  

- Zuführung an stromintensive Unternehmen 

- Verwendung im Bundeshaushalt 

 

 

 

 


